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1 Einführung 


Am 6. Januar 2014 habe ich das Amt der Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
übernommen, nachdem mich der Deutsche Bundestag am 19. Dezember 2013 in dieses Amt gewählt hatte. 

Dieser Tätigkeitsbericht über die Jahre 2012 und 2013 umfasst somit einen Zeitraum, in dem noch mein Vor- 
gänger, Peter Schaar, das Amt des Informationsfreiheitsbeauftragten ausgeübt und die maßgeblichen Entschei- 
dungen in diesem Bereich getroffen hat. Das gleiche gilt für die Grundkonzeption dieses Berichtes. 

Mit Inkrafttreten des Informationsfreiheitsgesetzes des Bundes am 1 . Januar 2006 wurde dem Bundesbeauftrag- 
ten für den Datenschutz zusätzlich die Ombuds-, Beratungs- und Kontrollfunktion eines Bundesbeauftragten für 
die Informationsfreiheit übertragen. 

Die ersten drei Tätigkeitsberichte für die Jahre 2006 bis 2011 spiegeln diese durchaus spannende Frühzeit des 
IFG wieder, das für die Bürgerinnen und Bürger ein zunehmend genutztes, wichtiges „Informationsinstrument“ 
geworden ist. Die Verwaltung, aber auch die Verwaltungsgerichte wurden mit ganz neuen Rechtsfragen kon- 
frontiert und auch der damalige Bundesbeauftragte und seine Mitarbeiter betraten Neuland. 

Der aktuelle Tätigkeitsbericht legt Rechenschaft ab über die Aktivitäten meines Hauses und beleuchtet die An- 
wendung des IFG durch die Bundesbehörden und wichtige Entscheidungen der Verwaltungsgerichte zum IFG, 
aber auch die Entwicklung der Informationsfreiheit in Europa und auf Eänderebene in den Jahren 20 12 
und 2013. 

Im Berichtszeitraum konnte die Evaluation des IFG abgeschlossen werden (vgl. Nr. 2.1.1). 

Der Anwendungsbereich des IFG und die Grenzen der Transparenz im parlamentarischen Raum waren wichtige 
Themen der Verwaltungsrechtsprechung (Nr. 5.2.1, 5.1.1). 

Ein besonderes „Highlight“ im Berichtszeitraum war die Internationale Konferenz der Informationsfreiheitsbe- 
auftragten, die mein Vorgänger gemeinsam mit dem Berliner Kollegen Dr. Alexander Dix im September 2013 
in Berlin ausgerichtet hat. Mit dem nunmehr dritten nationalen Symposium zur Informationsfreiheit im Septem- 
ber 2014 möchte ich eine bereits bewährte Tradition fortsetzen. 

Ich freue mich, meine Arbeit im neuen Amt also auf einem guten Fundament beginnen zu dürfen. Peter Schaar 
und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern danke ich herzlich für ihre engagierte und nachhaltige Pionierarbeit 
seit 2006. Ich bin zuversichtlich, dass wir die Informationsfreiheit im Dialog mit den Bürgerinnen und Bürgern, 
den Verwaltungen und Gerichten und wo nötig auch mit dem Gesetzgeber stärken und weiter entwickeln kön- 
nen. 


Andrea Voßhoff 
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2 Entwicklung der Informationsfreiheit 

im Überblick 

2.1 Die Entwicklung in Deutschland 

2.1.1 Evaluation des IFG 

Der vom Innenausschuss des Deutschen Bundestages 
in Auftrag gegebene Evaluationsbericht zeigt zahl- 
reiche Optimierungsmöglichkeiten für das IFG auf 
Die legislative Umsetzung steht noch aus. 

Nachdem die Evaluation des IFG bereits im Vorbe- 
richtszeitraum angelaufen war (vgl. 3. TB Nr. 2.3), 
hat das Institut für Gesetzesfolgenabschätzung und 
Evaluation der Verwaltungshochschule Speyer dem 
Innenausschuss des Deutschen Bundestages am 
22. Mai 2012 seinen 565 Seiten starken Evaluations- 
bericht vorgelegt 

(http ://www. informationsfreiheit.bund. de) . 

Dieser kommt zu dem auch aus meiner Sicht erfreu- 
lichen Ergebnis, dass das Recht auf Informationszu- 
gang aktiv in Anspruch genommen wird (Zusam- 
menfassung und Empfehlungen zur Weiterentwick- 
lung des IFG vgl. S. 434 bis 453). 

Ein Zusammenhang zwischen proaktiver Informati- 
onspolitik und individuellem Informationszugang auf 
Antrag werde (allerdings) von den Behörden häufig 
nicht hergestellt. Dies deute darauf hin, „dass das 
subjektive Recht auf Informationszugang nicht im- 
mer in den Kontext einer auf Verbesserung der In- 
formation der Bürgerinnen und Bürger gerichteten 
systematischen policy der Behörden“ gestellt werde. 

Der Bericht behandelt nacheinander mehrere Kon- 
flikt- und Untersuchungsfelder. 

Erstes Konflikt- und Untersuchungsfeld 
- Anwendungsbereich 

Hinsichtlich des Anwendungsbereiches ergaben die 
Behördeninterviews, dass die IFG- Antragsteller als 
Rechtsanwälte, Journalisten, Interessenverbände häu- 
fig von einem speziellen wirtschaftlichen Interesse 
geleitet würden oder eine persönliche Betroffenheit 
aufwiesen. Im Verhältnis zu den steigenden Anfra- 
gen von Rechtsanwälten verlören Bürgeranfragen 
zunehmend an Gewicht. Von Behördenseite werde 
daher bezweifelt, dass die vom Gesetzgeber gewollte 
Transparenz und Beteiligung des „Normalbürgers“ 
tatsächlich gefördert werde. Aus meiner Sicht ist 
hierzu anzumerken, dass der im Frühjahr 2012 abge- 
schlossene Evaluationsbericht die erneute Verdoppe- 
lung der Antragszahlen (auch) im Jahr 2012 noch 
nicht berücksichtigen konnte und auch im Berichts- 
zeitraum zahlreiche Bürgerinnen und Bürger ihr 
Informationsrecht in Anspruch genommen haben. 


ohne dass dabei ein „professionelles“ oder spezifisch 
„wirtschaftliches“ Transparenzinteresse ausschlag- 
gebend gewesen sein dürfte. 

Im Übrigen gewährt das Informationsfreiheitsgesetz 
den Informationszugang unabhängig von der 

- wirtschaftlichen oder ideellen - Motivation der An- 
tragsteller. 

Zweites Konflikt- und Untersuchungsfeld 

- Interesse des Bürgers am Informationszugang 
versus effektives Verwaltungshandelu 

Das zweite Untersuchungs- und Konfliktfeld wird 
durch das Interesse des Bürgers am Informationszu- 
gang einerseits und das Interesse der Behörden an 
effizientem Verwaltungshandeln andererseits defi- 
niert. Dieses Konfliktfeld umfasst die Bereiche Be- 
arbeitungsfrist, Verwaltungsaufwand und die Aus- 
wirkungen auf die Aufbau- und Ablauforganisation 
der Dienststellen. Hier kommt der Bericht zu dem 
Ergebnis, die Behörden akzeptierten zwar die Mo- 
natsfrist des § 7 Absatz 5 IFG für die Bearbeitung 
von Anträgen, sähen aber Probleme bei der fristge- 
rechten Bearbeitung von umfangreichen und kom- 
plexen Anfragen sowie bei Drittbeteiligungsverfah- 
ren. Hiermit sei ein Verwaltungsaufwand verbunden, 
der kaum zu bewältigen sei. Vor dem Hintergrund 
knapper Personalressourcen könne die Erledigung 
aus Sicht der befragten Behörden nur über Prioritä- 
tensetzung erfolgen. Bei der Behördenbefragung 
wurde die fehlende Regelung eines gesetzlichen 
Ausschlusstatbestandes für Fälle (extrem) hohen 
Verwaltungsaufwandes gerügt, der allerdings - je- 
denfalls nach meinen Erfahrungen - eine eher seltene 
Ausnahme darstellt. 

Die Soll-Bearbeitungszeit wird nach den Feststellun- 
gen des Evaluationsteams „in der Praxis in nahezu 
jedem dritten Fall überschritten“. Die Antragsteller 
kritisierten deshalb die schleppende Behandlung und 
die geringen Möglichkeiten, sich dagegen zur Wehr 
zu setzen. 

Drittes Konflikt- und Untersuchungsfeld 

- Gebühren und Auslagen 

Beim dritten Konfliktfeld, nämlich der Erhebung von 
Gebühren und Auslagen für den Informationszugang, 
ergab die Behördenbefragung, dass seit 2007 „ganz 
überwiegend keine Gebühren erhoben“ worden sei- 
en, bei sehr umfangreichen Anfragen mit hohem 
Verwaltungsaufwand sowie bei „Vielantragstellem“ 
die Gebührenerhebung allerdings „zuweilen als 
Steuerungsmittel“ eingesetzt werde (S. 436). 

Diese Feststellungen kann ich im Wesentlichen bes- 
tätigen. Sofern in einzelnen Fällen erforderlich, habe 
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ich allerdings auch in den letzten beiden Jahren dar- 
auf hingewiesen, Gebühren nach der gesetzlichen 
Vorgabe des § 10 Absatz 2 IFG so zu bemessen, dass 
der Informationszugang „wirksam in Anspruch ge- 
nommen werden kann.“ Eine „Abschreckung“ von 
Antragstellern durch Hinweis auf unrealistische, 
gesetzeswidrig hohe voraussichtliche Gebühren ist 
unzulässig. 

Viertes Konflikt- und Untersuchungsfeld 

- Ausnahmetatbestände 

Keinen der Ausnahmetatbestände der §§ 3 bis 6 IFG 
halten die Behörden in der Anwendung für unprob- 
lematisch. Nach der Auswertung des Evaluations- 
teams werden insbesondere § 6 (Schutz des geistigen 
Eigentums und von Betriebs- und Geschäftsgeheim- 
nissen) sowie § 3 Nummer 4 IFG (Schutz geheimhal- 
tungsbedürftiger Informationen) für die Ablehnung 
des Informationszuganges angeführt. Dass die Ab- 
grenzung einzelner Schutzvorschriften wie z. B. der 
Schutz behördlicher Beratungen und des behördli- 
chen Entscheidungsprozesses (§ 3 Nummer 3 Buch- 
stabe b und § 4 IFG) oder die Ausnahmeregelungen 
zur Wahrung von Sicherheitsbelangen (§ 3 Num- 
mer 1 Buchstabe b und c sowie § 3 Nummer 2 IFG) 
nicht einfach und auch aus meiner Sicht eine deutli- 
che Beschneidung und Konzentration der Ausnahme- 
regelungen geboten ist, habe ich bereits in der Ver- 
gangenheit deutlich zum Ausdruck gebracht (3. TB 
Nr. 2.2). 

Fünftes Konflikt- und Untersuchungsfeld 

- Rechtsstreitigkeiten 

Mit Blick auf das fünfte Konflikt- und Untersu- 
chungsfeld ergab die Evaluation eine starke Fokus- 
sierung auf das Zusammenspiel der prozessrechtli- 
chen Regelungen des § 99 Absatz 2 VwGO (sog. 
In-Camera- Verfahren) mit den materiellrechtlichen 
Regelungen des IFG. Aus Behördensicht wurde eine 
Präzisierung der Rolle der BfDI in Gerichtsverfahren 
angeregt; die Befragung der IFG- Antragsteller ergab 
Kritik an der Position der BfDI als nur außergericht- 
licher Schlichtungsstelle. 

Sechstes Konflikt- und Untersuchungsfeld 

- Antragsunabhängiger Informationszugang 

Zum sechsten Untersuchungsfeld gab die Mehrheit 
der Behörden an, eine proaktive Informationsstrate- 
gie zu verfolgen. Dabei wird nach dem Ergebnis der 
Behördenbefragung ein sachbezogener Ansatz, d. h. 
die Veröffentlichung von Informationen zu bestimm- 
ten Themen und Stichworten verfolgt, während die 
Veröffentlichung von Listen oder Verzeichnissen 
skeptisch gesehen werde. 


Einen Zusammenhang zwischen der jeweiligen be- 
hördlichen Informationsstrategie und dem Antrags- 
verhalten sehen die befragten Bundesbehörden nicht. 

Die befragten IFG- Antragsteller beurteilen hingegen 
das Informationsverhalten der Behörden eher nega- 
tiv. 

Aus meiner Sicht könnte und sollte das proaktive 
Informationsangebot bei vielen Bundesbehörden 
spürbar verbessert werden. Der Optimierungsbedarf 
betrifft sowohl die Einstellung von Übersichtsinfor- 
mationen und „Findhilfsmitteln“ als auch die „ei- 
gentliche“ Sachinformation. Das geltende Recht 
hindert die Bundesbehörden nicht, schon heute be- 
deutend mehr Informationen bereit zu stellen und für 
mehr Transparenz zu sorgen. Ich würde es begrüßen, 
wenn das heute schon rechtlich und praktisch Mögli- 
che und Sinnvolle auch rechtlich verbindlich durch 
einen gesetzlichen Kanon geregelt würde. 

Die auf der Grundlage der empirischen und rechtli- 
chen Bestandsaufnahme und Analyse gewonnenen 
Erkenntnisse fließen in Empfehlungen der Evaluato- 
ren zur Weiterentwicklung des IFG ein (S. 434 ff), 
die vielfach mit meinen Überlegungen und Vor- 
schlägen übereinstimmen. Dies gilt z. B. für den 
Vorschlag, eine Wiederbeschaffungspflicht für In- 
formationen zu regeln, die in Kenntnis und mit Blick 
auf einen Antrag auf Informationszugang aus der 
Hand gegeben worden sind. Auf die erforderliche 
Überarbeitung der Ausschlusstatbestände habe ich 
bereits hingewiesen. Die Forderungen des Evaluati- 
onsberichtes nach gesetzlicher Klarstellung, dass 
Ausnahmen vom Informationszugang nur dann er- 
laubt sind, „soweit und solange“ Schutzgüter beein- 
trächtigt werden, kann ich daher nur unterstützen. 
Auch ich habe Zweifel an der Erforderlichkeit des 
§ 4 IFG, da wesentliche Aspekte des Schutzes des 
behördlichen Entscheidungsprozesses bereits durch 
§ 3 Nummer 3 Buchstabe b IFG gewährleistet wer- 
den und eine „redundante Doppelsicherung“ eher 
verwirrt als hilft. Im Gegensatz zum Evaluationsteam 
scheint mir allerdings fraglich, ob es einer eigenstän- 
digen einfachgesetzlichen Konkretisierung des 
Schutzes des Kembereiches exekutiver Eigenverant- 
wortung bedarf, da nach Auffassung des BVerwG 
wesentliche Aspekte bereits jetzt im Gesetz abgebil- 
det sind. 

Aus Sicht des Evaluationsteams zeigt der internatio- 
nale Vergleich, dass - im IFG bisher nicht getroffe- 
ne - Regelungen zur Abwägung zwischen Informati- 
onsinteresse und schutzbedürftigen öffentlichen Be- 
langen „vorhanden und im wesentlichen praktikabel“ 
sind (vgl. S. 441). 

Die Regelung des § 1 1 IFG zur proaktiven Bereitstel- 
lung von Verwaltungsinformationen bleibt auch aus 
Sicht des Evaluationsteams hinter den von einzelnen 
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Ländern gesetzten Standards zurück. Die Einrichtung 
eines Informationsregisters wird zutreffend für we- 
sentlich aufwändiger angesehen als der Hinweis auf 
das Recht auf Informationszugang auf der jeweiligen 
Website eines jeden Bundesministeriums. Mit Blick 
auf den für die Einrichtung eines Registers erforder- 
lichen, beträchtlichen Finanzaufwand sieht das Eva- 
luationsteam hier eine politische Prioritätsentschei- 
dung. 

Ausdrücklich zu begrüßen sind die Vorschläge zur 
Bestellung behördlicher Informationslfeiheitsbeauf- 
tragter und zur Erweiterung der Ombuds-, Bera- 
tungs- und Kontrollfunktion der BfDl auf alle bun- 
desrechtlichen Vorschriften über den Informations- 
zugang wie insbesondere die des Umwelt- und 
Verbraucherinformationsgesetzes. 

Die Überarbeitung des Informationsffeiheitsgesetzes 
bleibt auf der Tagesordnung. 

2.1.2 Gesetzgebung 

2. 1.2.1 Informationszugang beim BRH 
- jetzt weniger statt mehr 

Nachdem das Bundesverwaltungsgericht den Bun- 
desrechnungshof zur Gewährung des Informations- 
zuganges zu Prüfungsergebnissen verurteilt hatte, 
reagierte der Gesetzgeber mit einer Ergänzung der 
Bundeshaushaltsordnung, die über eine sachgerechte 
Klarstellung hinausgeht. 

Über einen - zunächst erfolglosen - Antrag eines 
freien Wirtschaftsjoumalisten auf Informationszu- 
gang beim Bundesrechnungshof und das anschlie- 
ßende verwaltungsgerichtliche Verfahren hatte ich 
bereits berichtet (3. TB Nr. 3.2.4). Nach widerstrei- 
tenden Urteilen der Instanzgerichte hat das Bundes- 
verwaltungsgericht als Revisionsinstanz mit Urteil 
vom 15. November 2012 (BVerwG - 7 C 1.12 -) über 
den Zugang zu Informationen des BRH entschieden. 
Danach ist die Prüfungs- und Beratungstätigkeit des 
BRH weder der Rechtsprechung noch der Gesetzge- 
bung zuzurechnen und damit verwaltungsbehördliche 
Tätigkeit im Sinne des § 1 Absatz 1 IFG. Der Status 
richterlicher Unabhängigkeit, der den Mitgliedern 
des BRH von Rechts wegen zusteht, mache ihre 
Tätigkeit nicht zur Rechtsprechung, für die das IFG 
nicht anwendbar ist. Wie zuvor schon das OVG ver- 
weist auch das BVerwG auf die speziell auf die Tä- 
tigkeit der externen Finanzkontrolle, damit also auf 
den BRH, zugeschnittene Ausnahmeregelung des § 3 
Nummer 1 Buchstabe e IFG, die nur dann einen 
bedeutsamen Anwendungsbereich habe, wenn der 
Bundesrechnungshof grundsätzlich informations- 
pflichtig sei. 

Nach dieser grundsätzlichen gerichtlichen Klarstel- 
lung zur Geltung des IFG auch für den Bereich der 


externen Finanzkontrolle hat der BRH Überlegungen 
für eine Präzisierung des Ausnahmetatbestandes des 
§ 3 Nummer 1 Buchstabe e IFG angeregt, um seine 
- vertrauliche und vertrauensvolle - Zusammenarbeit 
insbesondere mit dem Rechnungsprüfungs- und 
Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages zu 
schützen. Der Schutz einer vertraulichen und offenen 
Diskussion von Prüfungsergebnissen und Verbesse- 
rungsvorschlägen des BRH wird zwar in der speziel- 
len Ausnahmeklausel des § 3 Nummer 1 Buchsta- 
be e IFG nicht ausdrücklich angesprochen, klingt 
allerdings in § 3 Nummer 3 Buchstabe b IFG (Schutz 
der Beratungen von Behörden) jedenfalls an. 

Einer Präzisierung des BRH-spezifischen Ausnahme- 
tatbestandes im IFG „im Detail“ wollte ich mich 
nicht verschließen, zumal der BRH meine Anregung 
unterstützt hat, die Verpflichtung zur proaktiven, also 
antragsunabhängigen Information an geeigneter Stel- 
le in der Bundeshaushaltsordnung (BHO) zu veran- 
kern. 

Vorschläge zur Modifikation des § 3 Nummer 1 
Buchstabe e IFG und zur Ergänzung der BHO wur- 
den zunächst auf Arbeitsebene zwischen dem BRH 
und mir abgestimmt, bevor sie gemeinsam im Rech- 
nungsprüfungs- und Haushaltsausschuss erörtert 
wurden. 

Unter weiter zunehmendem Zeitdruck hat der Deut- 
sche Bundestag Änderungen der BHO beschlossen, 
die nur hinsichtlich der Verpflichtung des BRH zur 
proaktiven Information meinen Anregungen entspre- 
chen (vgl. Beschlussempfehlung und Bericht des 
Haushaltsausschusses, Bundestagsdrucksache 

17/13931 vom 12. Juni 2013, Kasten zu Nr. 2. 1.2.1). 

Kasten zu Nr. 2. 1.2.1 

§ 96 Absatz 1 und Absatz 4 BHO 

(1) Der Bundesrechnungshof teilt das Prüfungser- 
gebnis den zuständigen Dienststellen zur Äußerung 
innerhalb einer von ihm zu bestimmenden Frist mit. 
Er kann es auch anderen Dienststellen und dem 
Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages 
mitteilen, soweit er dies aus besonderen Gründen für 
erforderlich hält. 

[...] 

(4) Der Bundesrechnungshof kann Dritten durch 
Auskunft, Akteneinsicht oder in sonstiger Weise 
Zugang zu dem Prüfungsergebnis gewähren, wenn 
dieses abschließend festgestellt wurde. Gleiches gilt 
für Berichte, wenn diese abschließend vom Parla- 
ment beraten wurden. Zum Schutz des Prüfungs- und 
Beratungs Verfahrens wird Zugang zu den zur Prü- 
fungs- und Beratungstätigkeit geführten Akten nicht 
gewährt. Satz 3 gilt auch für die entsprechenden 
Akten bei den geprüften Stellen. 
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Im Übrigen geht die neue Ausnahmeregelung für den 
Informationszugang beim BRH und bei geprüften 
Stellen in § 96 Absatz 4 BHO jedoch über die mit 
dem BRH, den Ressorts und den Ausschüssen erör- 
terten Überlegungen hinaus und schränkt den Infor- 
mationszugang unnötig weitgehend ein. Auch die 
„Auslagerung“ dieser Ausnahmeregelung entspricht 
nicht der Regelungssystematik des IFG, das Aus- 
nahmetatbestände für alle dem Informationszugang 
grundsätzlich offen stehende Bereiche der Bundes- 
verwaltung zusammenfassend in den §§ 3 bis 6 re- 
gelt. Die neue Regelung in § 96 Absatz 4 BHO er- 
öffnet ferner ein Ablehnungsermessen, während die 
meisten der weiterhin im IFG geregelten Ausnahme- 
tatbestände eine Ausnahme nur dann erlauben, wenn 
die - seit 2006 durch die Rechtsprechung weiter kon- 
kretisierten - tatbestandlichen Voraussetzungen er- 
füllt sind. Die Grenzen des Ermessens werden in 
§ 96 Absatz 4 BHO zudem nicht so recht deutlich. 
Ferner habe ich Bedenken gegen dieses „legislative 
Outsourcing“ auch insofern, als auch nach Abschluss 
des Prüfungsverfahrens und der unstreitig schutzbe- 
dürftigen Erörterung des Prüfergebnisses mit dem 
Rechnungsprüfungs- und Haushaltsauschuss des 
Deutschen Bundestages der Zugang zu den zur Prü- 
fungs- und Beratungstätigkeit geführten Akten beim 
BRH und den geprüften Stellen nicht gewährt wird. 

2. 1.2.2 Neuerungen im Recht der Verbrau- 
cherinformation 

Die Novellierung des Verbraueherinformationsgeset- 
zes hat den Zugang zu Verbraueherinformationen 
wesentlich erleichtert. Meine Ombudsfunktion bleibt 
aber weiterhin auf den Bereich des allgemeinen IFG 
beschränkt. Die neue Pflicht, Hygieneverstöße zu 
veröjfentlichen (§ 40 Absatz la LFGB), bedarf der 
Überarbeitung. 

ln meinem 3. Tätigkeitsbericht zur Informationsfrei- 
heit hatte ich ausführlich über das damals kurz vor 
dem Abschluss stehende Gesetzgebungsverfahren 
zur Änderung des Verbraucherinformationsgeset- 
zes (VIG) berichtet (Nr. 2.8). Die entsprechenden 
Neuerungen sind am 1. September 2012 in Kraft 
getreten (Gesetz vom 15. März 2012, BGBl. 1 
S. 476). 

Damit hat das VIG sowohl in materieller als auch in 
verfahrensrechtlicher Hinsicht deutliche Verbesse- 
rungen erfahren: Der Anwendungsbereich des Geset- 
zes wurde auf Verbraucherprodukte i. S. d. Produkt- 
sicherheitsgesetzes ausgeweitet, das Antragsverfah- 
ren bürgerfreundlicher ausgestaltet und das Anhö- 
rungsverfahren bei der Beteiligung betroffener Wirt- 
schaftsuntemehmen gestrafft. Bei amtlichen Kon- 
trollergebnissen der Lebensmittelüberwachung ist 
eine Berufung auf Betriebs- und Geschäftsgeheim- 


nisse nunmehr ausdrücklich ausgeschlossen, im Üb- 
rigen steht die Geheimhaltung wegen betroffener 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse jetzt generell 
unter einem Abwägungsvorbehalt. 

Leider wurde die Reform nicht dazu genutzt, den 
Katalog der Ablehnungsgründe generell zu überar- 
beiten und auf die wesentlichen, unbedingt erforder- 
lichen Ausnahmen zu reduzieren. Stattdessen ist ein 
bedenklich weit gefasster Ausnahmetatbestand neu 
eingefiihrt worden: Ein Antrag auf Informationszu- 
gang kann jetzt auch abgelehnt werden, soweit durch 
seine Bearbeitung die ordnungsgemäße Erfüllung der 
Aufgaben der Behörde beeinträchtigt würde. 

Auch ein weiteres Manko bleibt: Der Gesetzgeber 
hat bewusst darauf verzichtet, die Zuständigkeit der 
Bundesbeauftragten für die Informationsfreiheit auch 
auf den Bereich des VIG zu erstrecken. Damit be- 
steht die unbefriedigende Situation fort, dass mich 
informationssuchende Bürgerinnen und Bürger nur 
dann anrufen können, wenn ihr Informationsbegeh- 
ren nach dem allgemeinen Informationsffeiheitsge- 
setz zu beurteilen ist (vgl. § 12 IFG), nicht aber, 
wenn ihnen der Zugang speziell zu Verbraucherin- 
formationen verwehrt wird. Ich werde mich auch 
weiterhin für eine einheitliche Regelung des Anm- 
fungsrechts für alle Bereiche des Informationszu- 
gangs (IFG, VIG, UIG) im Interesse der Bürgerinnen 
und Bürger einsetzen. 

Probleme bereitet auch die neu eingeführte Regelung 
des § 40 Absatz la Lebensmittel- und Futtermittelge- 
setzbuch (LFGB; vgl. Kasten zu Nr. 2. 1.2. 2). Der 
Gesetzgeber wollte hiermit - als Reaktion auf die 
Lebensmittelskandale der vergangenen Jahre - die 
zuständigen Behörden zur proaktiven Veröffentli- 
chung von Hygieneverstößen rechtlich verpflichten, 
was im Grundsatz sehr zu begrüßen ist. Allerdings 
hat die undifferenzierte Fassung der Vorschrift in der 
Praxis eher das Gegenteil bewirkt, ln mehreren Bun- 
desländern sind entsprechende Veröffentlichungen 
auf eigens dafür geschaffenen Intemetplattformen 
durch eine Reihe von verwaltungsgerichtlichen Ent- 
scheidungen wieder gestoppt worden (vgl. z. B. 
VGH Baden-Württemberg, Beschluss vom 28. Janu- 
ar 2013 - 9 S 2423/12 -; OVG Nordrhein- Westfalen, 
Beschluss vom 24. April 2013 - 13 B 192/13 -). Nach 
Auffassung dieser Gerichte greift die Vorschrift des 
§ 40 Absatz la LFGB u. a. deshalb unverhältnismä- 
ßig in die Rechte der betroffenen Unternehmen ein, 
weil sie schon bei relativ geringen Verstößen eine 
Veröffentlichung zulasse, keine Grenzen für deren 
Dauer vorsehe und nicht verpflichte, auf beseitigte 
Mängel hinzuweisen. 

Die Konferenz der Informationsffeiheitsbeauftragten 
in Deutschland hat deshalb am 27. Juni 2013 eine 
Entschließung gefasst, mit der die Bundesregierung 
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aufgefordert wird, dringend die lebensmittelrechtli- 
chen Vorschriften zur Information der Öffentlichkeit 
zu überarbeiten und im Fachdialog mit den Ländern 
ein Transparenzsystem zu schaffen, das in eine 
rechtskonforme und effektive Gesamtkonzeption 
eingebunden wird (vgl. Anlage 6). 

Kasten zu Nr. 2. 1.2. 2 
§ 40 Absatz la LFGB 

Die zuständige Behörde informiert die Öffentlichkeit 
unter Nennung der Bezeichnung des Lebensmittels 
oder Futtermittels sowie unter Nennung des Lebens- 
mittel- oder Futtermitteluntemehmens, unter dessen 
Namen oder Firma das Lebensmittel oder Futtermit- 
tel hergestellt oder behandelt oder in den Verkehr 
gelangt ist, wenn der durch Tatsachen, im Falle von 
Proben nach § 39 Absatz 1 Satz 2 auf der Grundlage 
mindestens zweier unabhängiger Untersuchungen 
von Stellen nach Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 882/2004, hinreichend begründete Verdacht 
besteht, dass 

1. in Vorschriften im Anwendungsbereich dieses 
Gesetzes festgelegte zulässige Grenzwerte, 
Höchstgehalte oder Höchstmengen überschritten 
wurden oder 

2. gegen sonstige Vorschriften im Anwendungsbe- 
reich dieses Gesetzes, die dem Schutz der Verb- 
raucherinnen und Verbraucher vor Gesundheits- 
gefährdungen oder vor Täuschung oder der Ein- 
haltung hygienischer Anforderungen dienen, in 
nicht nur unerheblichem Ausmaß oder wieder- 
holt verstoßen worden ist und die Verhängung 
eines Bußgeldes von mindestens dreihundert- 
fünfzig Euro zu erwarten ist. 

Wie mir die damalige Bundesministerin für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz darauf- 
hin mitgeteilt hat, hält auch sie es für angezeigt, klar- 
stellende Anpassungen im Hinblick auf verschiedene 
Einzelpunkte des § 40 Absatz la LFGB vorzuneh- 
men, um einen rechtssicheren Vollzug sicherstellen 
zu können. Wegen des Ablaufs der Legislaturperiode 
könnten etwaige Änderungen des § 40 LFGB aber 
erst nach der Bundestagswahl realisiert werden. Ich 
erwarte nunmehr von der neuen Bundesregierung, 
dass sie die erforderliche Überarbeitung zeitnah vor- 
nimmt, um die nötige Transparenz bei der Lebens- 
mittelsicherheit zu gewährleisten. 

Mit Interesse verfolge ich auch den Ausgang des von 
der niedersächsischen Landesregierung beim Bun- 
desverfassungsgericht eingeleiteten abstrakten Nor- 
menkontrollverfahrens zu § 40 LFGB. 


2. 1.2. 3 Die Entwicklung des Informations- 
freiheitsrechtes auf Landesebene 

Die Entwicklung des Informationsfreiheitsrechtes auf 
Landesebene gibt Anlass zu verhaltenem Optimis- 
mus, auch wenn immer noch nicht alle Bundesländer 
ein eigenes Informationsfreiheitsgesetz haben. 

Einige Länder haben in den letzten Jahren ihre In- 
formationsfreiheitsgesetze - in unterschiedlichem 
Umfang - ausgebaut. Hervorzuheben ist hier insbe- 
sondere Hamburg, das mit seinem neuen Transpa- 
renzgesetz Denkanstöße für die weitere Entwicklung 
des Informationszugangsrechtes geliefert hat. Be- 
merkenswert ist auch die Zusammenfassung von 
Informationszugangsrecht und Umweltinformations- 
recht in einem Gesetz in Schleswig-Holstein. 

Fünf Bundesländer haben noch kein Informations- 
freiheitsgesetz (Bayern, Baden-Württemberg, Hes- 
sen, Niedersachsen und Sachsen). In Baden-Würt- 
temberg, Niedersachsen und Hessen sehen Koaliti- 
onsvereinbarungen vor, Informationsfreiheitsgesetze 
zu verabschieden. Mehrere Eandtage haben sich im 
Berichtszeitraum mit Vorschlägen zur Änderung 
bzw. Einführung von Informationsfreiheitsgesetzen 
befasst. 

Brandenburg 

Brandenburg hat in seiner Verfassung von 1992 als 
erstes und einziges Bundesland das Grundrecht auf 
Akteneinsicht festgeschrieben (Artikel 21 Absatz 4, 
abrufbar unter www.bravors.brandenburg.de/). Das 
Akteneinsicht- und Informationszugangsgesetz des 
Landes aus dem Jahre 1998 ist das erste (allgemeine) 
Informationsfreiheitsgesetz in der Bundesrepublik 
Deutschland (AIGBbG). Mit der Novelle vom 
15. April 2013 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Land Brandenburg, Teil I, Nummer 30 vom 
17. Oktober 2013) wurde der Anwendungsbereich 
erweitert. Er erstreckt sich nunmehr auch auf die 
mittelbare Landesverwaltung (§ 2 Absatz 1 
AIGBbG); dazu zählen die der Aufsicht des Landes 
unterstehenden rechtsfähigen Anstalten und Stiftun- 
gen des öffentlichen Rechts. Diese sind jedoch dann 
von der Informationspflicht befreit, wenn sie als 
Unternehmen am Wettbewerb teilnehmen (§ 2 Ab- 
satz 5 Nummer 2 AIGBbG). 

Darüber hinaus können nunmehr bei elektronischer 
Aktenführung dem Antragsteller Aktenausdrucke zur 
Verfügung gestellt werden, elektronische Dokumente 
auf einem Bildschirm wiedergegeben oder übermit- 
telt werden (§ 7 Absatz 1 Satz 2 AIGBbG). Stimmt 
der Antragsteller oder die Antragstellerin zu, kann 
die zur Information verpflichtete Stelle auch eine 
Auskunft erteilen (§ 7 Absatz 1 Satz 6 AIGBbG). 
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Das Wahlrecht der Antragsteller ist jedoch nicht 
unbeschränkt gewährleistet. Nach der Gesetzesbe- 
gründung „soll“ die aktenfuhrende Stelle lediglich 
die Wahl durch den Antragsteller „grundsätzlich 
berücksichtigen“ (Landtagsdrucksache 5/6428, 
S. 12). 

Diesen - vorsichtigen - Verbesserungen im Detail 
stehen jedoch Einschränkungen an anderer Stelle 
gegenüber. Die Verfassungsschutzbehörde (§ 2 Ab- 
satz 5 Nummer 1 AlGBbG) und die Aufsicht über 
Stiftungen des bürgerlichen Rechts (§ 2 Absatz 5 
Nummer 3 AlGBbG) werden mit der Novelle pau- 
schal vom Anwendungsbereich des Gesetzes ausge- 
nommen. Darüber hinaus wird die „Tätigkeit der 
Polizei“ als zusätzliches Schutzgut eingeführt (§ 4 
Absatz 1 Buchstabe b Nummer 4 AlGBbG), das 
Ausnahmen vom Informationszugang legitimieren 
kann. 

Eine Einführung pro-aktiver Veröffentlichungs- 
pflichten sieht das Gesetz nicht vor. 

Berlin 

Das „Gesetz zur Förderung der Informationsfreiheit 
im Land Berlin“ ist seit dem 16. Oktober 1999 in 
Kraft. Zur Reform dieses Gesetzes liegt dem Abge- 
ordnetenhaus ein Entwurf der Fraktion Bünd- 
nis 90/Die Grünen für ein Berliner „Transparenz- 
und Informationsfreiheitsgesetz (TransIFG)“ vom 
22. August 2012 (Drucksache 17/0456) vor. Die 
parlamentarischen Beratungen dauern an. Der Ent- 
wurf orientiert sich am neuen Hamburgischen Trans- 
parenzgesetz. Er sieht umfassende antragsunabhän- 
gige Informationspflichten der öffentlichen Stellen 
vor (§ 5 TransIFG). Gefordert ist auch die Einrich- 
tung eines Landesportals, dessen Nutzung kostenlos 
und anonym möglich sein soll (§13 TransIFG). An- 
ders als im Hamburgischen Transparenzgesetz wird 
auf Bereichsausnahmen, beispielsweise für den Ver- 
fassungsschutz, verzichtet. 

Bremen 

Das im Gesetz über die Freiheit des Zugangs zu In- 
formationen für das Land Bremen vom 16. Mai 2006 
vorgesehene zentrale Informationsregister wurde im 
März 2008 eingerichtet. Abrufbar sind bremische 
Gesetze, Rechtsverordnungen, Verwaltungsvor- 
schriften, Haushaltsdokumente, beschlossene Se- 
natsvorlagen und eine Reihe weiterer Informationen. 
Mit diesem Projekt hatte Bremen zunächst eine Vor- 
reiterrolle in Deutschland übernommen. 

Hamburg 

Das bisherige Hamburgische Informationslfeiheits- 
gesetz (HmbIFG) stammt vom 17. Februar 2009. Es 


wurde durch das Hamburgische Transparenzgesetz 
(HmbTG), das am 13. Juni 2012 von der Hamburgi- 
schen Bürgerschaft einstimmig angenommen wurde 
und am 6. Oktober 2012 in Kraft getreten ist, ersetzt 
(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
Nr. 29 vom 6. Juli 2012, Teil 1, S. 271). 

Die Initiative für das Transparenzgesetz ging aller- 
dings nicht vom Landesparlament aus, sondern von 
zivilgesellschaftlichen Vereinigungen. Diese Nicht- 
Regierungsorganisationen hatten im Rahmen ihrer 
Initiative „Transparenz schafft Vertrauen“ einen 
eigenen Gesetzentwurf erarbeitet. Als erste Stufe der 
Volksgesetzgebung starteten sie im Herbst 2011 eine 
Volksinitiative. Nach wenigen Wochen war das Quo- 
rum für die erforderliche Zahl von Unterschriften 
abstimmungsberechtigter Bürgerinnen und Bürger 
erreicht. Bevor aber das Volksbegehren als zweite 
Stufe des Verfahrens der Volksgesetzgebung einge- 
leitet wurde, übernahmen alle Fraktionen der Ham- 
burgischen Bürgerschaft den Entwurf zur Beratung 
und verabschiedeten ihn. 

1 . Registerpflicht 

Das Land richtet ein zentrales öffentlich zugängli- 
ches Informationsregister ein. Dabei folgt es dem 
Beispiel von Bremen und Berlin. Die auskunfts- 
pflichtigen Behörden werden verpflichtet, ihre In- 
formationen unverzüglich im Volltext und in elekt- 
ronischer Form in dem neuen Informationsregister zu 
veröffentlichen (§10 Absatz 1 HmbTG), das bis 
Oktober 2014 in Betrieb gehen soll (§ 18 Absatz 2 
Satz 1 HmbTG). 

Seit Februar 2013 präsentiert ein Prototyp des neuen 
Open Data Portals des Landes erstmals städtisches 
Datenmaterial in einem maschinenlesbaren Format 
zur kostenfreien Weiterverarbeitung. 

Die vom Gesetz geforderte Verwendung offener 
Formate und freier Lizenzen soll es den Nutzem 
ermöglichen, die bereitgestellten Daten für neue 
Apps und sonstige Informationsangebote zu verwen- 
den. 

2. Katalog der Veröffentlichungspflichten 

Das Hamburgische Transparenzgesetz schreibt einen 
umfassenden Katalog von Veröffentlichungspflich- 
ten fest (§ 3 HmbTG). Veröffentlicht werden müssen 
beispielsweise Geodäten und öffentliche Pläne, ins- 
besondere Bauleit- und Landschaftspläne. Öffentlich 
zu machen sind auch Subventions- und Zuwen- 
dungsvergaben sowie die wesentlichen Untemeh- 
mensdaten städtischer Beteiligungen einschließlich 
der Darstellung jährlicher Vergütungen und Neben- 
leistungen lür die Leitungsebene. 
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Den Bürgerinnen und Bürgern sollen ferner Daten 
aus den Bereichen Gesundheit, Wohnen, Kultur und 
Sport, Verwaltung und Soziales zur Verfügung ge- 
stellt werden. Bereits in der Aufbauversion steht eine 
Kita-Datenbank zur Verfügung, mit deren Hilfe die 
Suche nach einer geeigneten Kindertagesbetreuung 
erleichtert wird. Abrufbar sind auch Daten, die die 
Suche nach Einrichtungen der ambulanten Pflege 
erleichtern sollen. 

Veröffentlicht werden ferner auch Protokolle öffent- 
licher Sitzungen, Haushalts-, Stellen- und Bewirt- 
schaftungspläne, ebenso Aktenpläne, Globalrichtli- 
nien, Fachanweisungen, Tätigkeitsberichte und Ver- 
waltungsvorschriften. 

Hervorzuheben ist die Verpflichtung der Behörden, 
Verträge u. a. auch mit Privaten, an deren Kenntnis 
ein öffentliches Interesse besteht, zu veröffentlichen 
(§ 3 Absatz 2 Nummer 1 HmbTG). 

Mecklenburg-Vorpommern 

Das Gesetz zur Regelung des Zugangs zu Informati- 
onen für das Land Mecklenburg- Vorpommern trat 
zum 29. Juli 2006 in Kraft. Zur Reform dieses Ge- 
setzes hat die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen am 
21. August 2013 den Entwurf eines Transparenz- und 
Informationsfreiheitsgesetzes für das Land Mecklen- 
burg-Vorpommern im Landtag eingebracht (Land- 
tagsdrucksache 6/2116). 

Der Entwurf orientiert sich am Vorbild des Hambur- 
gischen Transparenzgesetzes und sieht u. a. vor, 
Verträge der Daseinsvorsorge, an deren Veröffentli- 
chung ein öffentliches Interesse besteht, bekannt zu 
machen, soweit dadurch nicht wirtschaftliche Inte- 
ressen des Landes erheblich beeinträchtigt werden 
(§ 5 Absatz 1 Nummer 4 IFG MV-E). 

Informationen sind nach dem Entwurf nach § 6 Ab- 
satz 1 IFG MV-E in elektronischer Form zu veröf- 
fentlichen und über ein Informationsportal nach § 2 
Absatz 6 zugänglich zu machen. Alle Dokumente 
müssen „leicht auffindbar, maschinell durchsuchbar 
und druckbar sein“ (§ 6 Absatz 1 Satz 4 IFG MV-E). 

Der Gesetzentwurf wurde am 12. März 2014 in 
2. Lesung abgelehnt. 

Nordrhein-Westfalen 

Nachdem das Gesetz über die Freiheit des Zugangs 
zu Informationen für das Land Nordrhein- Westfalen 
bereits seit 2001 einen Anspruch auf Zugang zu In- 
formationen der Landes- und Kommunalbehörden 
eröffnet hatte, hat die Fraktion der PIRATEN am 
30. Oktober 2012 den Entwurf eines „Gesetzes zur 
Verwirklichung von Transparenz und Informations- 
freiheit im Land Nordrhein- Westfalen“ eingebracht 
(Landtagsdrucksache 16/3248). Am 5. Dezember 


2013 fand dazu eine Anhörung im Landtag statt. 
Informationen sollten nach dem Entwurf proaktiv in 
offenen Formaten und Datenkatalogen in elektroni- 
scher Form in einem Register veröffentlicht werden. 
Der Entwurf wird zurzeit noch in den Ausschüssen 
beraten. Aktuell gibt es zudem einen neuen „Vor- 
schlag für ein Transparenz- und Informationsfrei- 
heitsgesetz für Nordrhein-Wesffalen“, der im Februar 

2014 gemeinsam vom Bund der Sfeuerzahler, Mehr 
Demokratie und Transparency International dem 
Landtag zugeleitet wurde (Landtagsdrucksache Zu- 
schrift 16/465). 

Im Gesetzentwurf sind auch Schranken der Informa- 
tionspflicht im Hinblick auf den Schutz personenbe- 
zogener Daten, von Betriebs- und Geschäftsgeheim- 
nissen (§ 7), öffentlichen Belangen (§ 8) und staatli- 
chen Entscheidungsprozessen (§ 9) festgeschrieben. 

Rheinland-Pfalz 

Das Landesgesetz über die Freiheit des Zugangs zu 
Informationen vom 26. November 2008 (LIFG) wur- 
de reformiert. Seit dem 31. Dezember 2011 nimmt 
der Landesbeauftragte für den Datenschutz des Lan- 
des in Personalunion auch die Aufgaben eines Lan- 
desbeauftragten für die Informationsfreiheit wahr. 
Möglich wurde dieser Schritt durch die Einfügung 
des neuen § 12a in das LIFG durch Arfikel 1 des 
Gesefzes vom 20. Dezember 2011 (GVBl. S. 427). 

Damit steht den Bürgerinnen und Bürgern des Lan- 
des ein kompetenter Ansprechpartner zur Seite, der 
sie gebührenfrei mit Rat und Tat unterstützt, wenn es 
um die Durchsetzung des Anspruchs auf Informati- 
onsfreiheit geht. 

Saarland 

Das Saarländische Informationsfreiheitsgesetz datiert 
vom 12. Juli 2006. Zur Reform des Landesrechts 
hatte die Fraktion DIE LINKE am 10. Oktober 2012 
einen Antrag eingebracht, in dem die Landesregie- 
rung aufgefordert wird „zeitnah in Anlehnung an das 
Hamburgische Transparenzgesetz (HmbTG) vom 
19. Juni 2012 den Entwurf eines Saarländischen 
Transparenzgesetzes vorzulegen“ (Landtagsdrucksa- 
che 15/175). 

Die Fraktion hebt insbesondere die Verpflichtung der 
Landesbehörden hervor, amtliche Informationen für 
alle Bürgerinnen und Bürger kostenlos in einem 
Informationsregister per Internet frei zugänglich zu 
machen, damit auch die jährlichen Vergütungen der 
Vorstände und Geschäftsführer öffentlicher Unter- 
nehmen und die Vergütung der Aufsichtsräte offen- 
gelegt werden können. 

Der Antrag fand jedoch im Landtag keine Mehrheit. 
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Schleswig-Holstein 

Schleswig-Holstein hatte mit dem Gesetz über die 
Freiheit des Zugangs zu Informationen vom 
9. Februar 2000 eines der ersten Informationsfrei- 
heitsgesetze in Deutschland. Mit der Zusammenfas- 
sung des Informationsfreiheitsgesetzes und des Um- 
weltinformationsgesetzes im neuen Informationszu- 
gangsgesetz (IZG-SH) hat Schleswig-Holstein in der 
Bundesrepublik Deutschland Neuland betreten 
(GVOBl. Schl.H. Nr. 2 vom 26. Januar 2012, S. 89). 

Mit der Regelung des umweltrechtlichen Informati- 
onszugangs setzt das Gesetz europäisches Gemein- 
schaftsrecht um (Richtlinie 2003/4/EG des Europäi- 
schen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2003 
(ABIEG 2003 Nr. L 41/26). Insoweit ist der Gesetz- 
geber auf Bundes- und Landesebene anders als beim 
„allgemeinen“ Informationsfreiheitsrecht (IFG) an 
diese unionsrechtlichen Vorgaben gebunden. Dabei 
geht das IZG-SH bei den Informationspflichten des 
Landes über die gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben 
hinaus, die lediglich den Informationszugang auf 
Antrag vorsehen. 

Aufgrund der Neuregelung kann der Landesbeauf- 
tragte Bürgerinnen und Bürger nunmehr auch dabei 
unterstützen, ihren Anspruch auf Informationszugang 
im Umweltbereich durchzusetzen (§13 IZG-SH). Er 
hat nunmehr auch insoweit Beratungs- und Ombuds- 
funktionen sowie Kontrollaufgaben und -befugnisse 
gegenüber den Landesbehörden und partiell auch 
gegenüber den Privaten, die zur Gewährung des In- 
formationszugangs verpflichtet sind. 

Sachse n- Anhalt 

Seit dem 1. Oktober 2008 hat Sachsen- Anhalt ein 
Informationszugangsgesetz (IZG LSA vom 19. Juni 
2008, GVBl. S. 242). Die gesetzlich vorgesehene 
Evaluation war bei Redaktionsschluss noch nicht 
abgeschlossen. 

Die Landesregierung hält den Aufbau eines landes- 
weiten Informationsregisters - auch ohne Schaffung 
einer ausdrücklichen gesetzlichen Regelung - bereits 
im Vorfeld einer Reform des Gesetzes für möglich 
(Landtagsdrucksache 6/2522). 

Erfreulich ist auch die Ankündigung der Landesre- 
gierung, dass - unabhängig von einer Zusammenle- 
gung der Informationsfreiheitsgesetze - die Kontroll- 
kompetenz und Ombudsfunktion des Landesbeauf- 
tragten für die Informationsfreiheit auf andere Vor- 
schriften über den Informationszugang erweitert 
werden soll. 

Thüringen 

Das Informationsfreiheitsgesetz des Landes datiert 
vom 20. Dezember 2007. Die aktuellen Änderungen 


sind am 29. Dezember 2012 in Kraft getreten 
(ThürlFG, GVBl. 2012 S. 464). 

Mit der Novellierung erhält der Thüringische Beauf- 
tragte für den Datenschutz auch die Ombudsfunktion 
für den Bereich der Informationsfreiheit 
(§12 ThürlFG). Allerdings schließt die Novelle das 
Prüfrecht des Informationsfreiheitsbeauftragten aus- 
gerechnet dann aus, wenn z. B. Betriebs- und Ge- 
schäftsgeheimnisse oder personenbezogene Daten 
Dritter berührt sind oder der Schutz öffentlicher Be- 
lange der Kontrolle durch den Landesbeauftragten 
entgegenstehen (§12 Absatz 3 Satz 2 ThürlFG). Ein 
effektives und wirksames Kontrollrecht muss aber 
den gesamten Anwendungsbereich des Informations- 
freiheitsgesetzes erfassen (Kongruenz des Geltungs- 
und des Kontrollbereiches). 

Mit dieser Einschränkung der Prüfrechte des Lan- 
desbeauftragten für die Informationsfreiheit steht 
Thüringen unter den Bundesländern mit eigenen 
Informationsfreiheitsgesetzen allein. 

Auch nach der Novellierung sind in Thüringen im- 
mer noch Gebühren kostendeckend zu erheben (§10 
Absatz 1 Satz 2 ThürlFG). Auch in diesem Punkt 
sind die Regelungen des Bundes und der anderen 
Länder bürgerfreundlicher, da sie Obergrenzen für 
die Gebührenbemessung festlegen und damit einen 
Beitrag leisten, abschreckende Gebühren zu vermei- 
den. 

Problematisch ist die Bestimmung des § 4 Ab- 
satz 4 ThürlFG, die ohne jede Differenzierung eine 
Weiterverwendung von nach diesem Gesetz erhalte- 
nen Informationen mit Gewinnerzielungsabsicht 
verbietet und sogar als Ordnungswidrigkeit mit ei- 
nem Bußgeld nach § 13 Absatz 1 ThürlFG bewehrt. 

Durchaus positiv sehe ich dagegen die neue Rege- 
lung zum Aufbau eines elektronischen Informations- 
registers im Internet (§11 Absatz 3 ThürlFG). Die 
Behörden des Landes sollen z. B. Organisations- und 
Aktenpläne veröffentlichen. Auch andere Behörden- 
informationen von allgemeinem Interesse sollen so 
leichter zugänglich gemacht werden. Allerdings 
bleibt das Gesetz sehr vage, um welche Art von In- 
formation es hier genau geht; es ist zu befürchten, 
dass das Register weitgehend nach Gutdünken der 
Behörden gefüllt wird - oder auch nicht. 

Bayern, Baden-Württemberg, Hessen, Nieder- 
sachsen und Sachsen haben bisher kein allgemei- 
nes Informationsfreiheitsgesetz verabschiedet. 

Bayern 

Von der SPD-Fraktion wurde im bayerischen Land- 
tag der Entwurf eines Bayerischen Transparenz- und 
Informationsfreiheitsgesetzes (BayTIFG) am 

27. September 2012 eingebracht (Drucksa- 



Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


-19- 


Drucksache 18/1200 


che 16/13784). Dieser wurde am 24. April 2013 vom 
Landtag abgelehnt. 

Der Entwurf eines Gesetzes über die Öffentlichkeit 
und Transparenz der Verwaltung (Verwaltungsöf- 
fentlichkeitsgesetz - BayVwÖffG) von Bündnis 90/ 
Die Grünen vom 26. Juni 2013 orientiert sich am 
Vorbild des Hamburgischen Transparenzgesetzes 
(Drucksache 16/17522). Der Entwurf wurde am 
16. Juli 2013 in zweiter Lesung endgültig abgelehnt. 

Nahezu 60 bayerische Kommunen haben mittlerwei- 
le Informationsfreiheits-Satzungen eingeführt. Augs- 
burg ist die einzige bayerische Großstadt, die noch 
keine derartige Satzung beschlossen hat. Um dies zu 
ändern, hat sich ein „Bündnis Informationsfreiheit 
Augsburg” gegründet. 

2013 wurden nicht nur in Bayern, sondern auch in 
Hessen und Niedersachsen in zahlreichen Städten 
und Gemeinden Informationsrechte eingeführt. 

Baden-Württemberg 

Im Koalitionsvertrag von Bündnis 90/Die Grünen 
und SPD in Baden-Württemberg vom 9. Mai 2011 
wurde unter den Stichworten „Transparenz des Re- 
gierungshandelns“ und „e-Govemment“ angekün- 
digt, den Entwurf eines „umfassenden Informations- 
freiheitsgesetzes“ vorzulegen. Auch nach mehr als 
der Hälfte der Wahlperiode des Landtags haben we- 
der die Landesregierung noch die Regierungslfaktio- 
nen in Baden-Württemberg den Entwurf für ein In- 
formationsfreiheitsgesetz für das Land Ba- 
den-Württemberg im Landtag eingebracht. 

Hessen 

Der Gesetzentwurf der SPD für ein Hessisches 
Transparenzgesetz (Hess. TG) vom 28. März 2013 
(Drucksache 18/7200) ist wegen Ablauf der letzten 
Legislaturperiode erledigt. 

Unter dem Titel „Regieren: Fair und transparent“ hat 
die neue Koalition von CDU und Bündnis 90/Die 
Grünen in ihrem Koalitionsvertrag (Seite 104) ein 
Landes-Informationsfreiheitsgesetz angekündigt. 
Dafür sollen zunächst die Erfahrungen mit den In- 
formationsfreiheitsgesetzen anderer Länder und des 
Bundes ausgewertet werden. Ob es ein darüber hi- 
nausgehendes Transparenzgesetz geben wird, das die 
Verwaltung verpflichten würde, Informationen von 
öffentlichem Interesse online zu veröffentlichen, 
werde geprüft, heißt es weiter im Koalitionsvertrag. 
Der Schutz von personenbezogenen Daten, Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnissen sowie die schutzwürdi- 
gen Interessen des Staates dürften nicht beeinträch- 
tigt werden. 


Niedersachsen 

SPD und Bündnis 90/Die Grünen in Niedersachsen 
haben am 18. Februar 2013 in ihrem Koalitionsver- 
trag die Vorbereitung eines Informationslfeiheitsge- 
setzes vereinbart. Wörtlich heißt es (S. 78): „Die 
rot-grüne Koalition wird endlich auch in Niedersach- 
sen eine umfassende Open Data-Strategie mit einem 
modernen Informationsfreiheits- und Transparenzge- 
setz vorlegen. Es soll staatliche Stellen verpflichten, 
alle relevanten Informationen digital in einem Trans- 
parenzregister zu veröffentlichen. Nur in begründe- 
ten Ausnahmetatbeständen - so zum Schutz von per- 
sonenbezogenen Daten oder zum Schutz öffentlicher 
Belange - soll der Informationszugang im Einzelfall 
verwehrt bleiben“. 

Die niedersächsische Justizministerin hat am 18. Juni 
2013 dem Kabinett den Fahrplan vorgestellt. Zur 
Vorbereitung sollen frühzeitig alle Ressorts und 
Kommunen eingebunden sowie Foren eingerichtet 
werden, die eine Diskussion mit Bürgern und Inte- 
ressenvereinigungen ermöglichen. 

Bisher liegt noch kein Referentenentwurf vor. 

Sachsen 

Die Oppositionsfraktion Die Linke im Sächsischen 
Landtag hat im Mai 2012 den Entwurf für ein „Ge- 
setz über die Öffentlichkeit der Verwaltung und die 
Freiheit des Informationszugangs im Freistaat Sach- 
sen (Sächsisches Verwaltungstransparenzgesetz, 
Landtagsdrucksache 5/9012) vorgelegt. 

Der Entwurf wurde am 10. Juli 2013 in zweiter Le- 
sung im Plenum behandelt und im Ergebnis nicht 
beschlossen. 

Artikel 1 des Gesetzentwurfs sah eine Änderung der 
Landesverfassung vor. Deren Artikel 34 sollte wie 
folgt gefasst werden: „Jede Person hat das Recht auf 
Zugang zu den bei den Behörden und Einrichtungen 
des Landes, der Gemeinden und Landkreise verfüg- 
baren Informationen, soweit nicht gesetzlich ge- 
schützte Interessen Dritter oder überwiegende Be- 
lange der Allgemeinheit entgegenstehen. Das Nähere 
bestimmt ein Gesetz.“ 

Als Artikel 2 wurde der Entwurf eines Gesetzes zur 
Regelung des freien Zugangs zu den Informationen 
der Verwaltung und der Öffentlichkeit von Informa- 
tionen in Sachsen (Sächsisches Informationsfrei- 
heitsgesetz - SächlFG -) vorgelegt. Der Gesetzent- 
wurf fasste damit das Recht auf Umwelt-, Verbrau- 
cher- und allgemeine Informationen zusammen. 
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2.1.3 Ja, was denn nun? 

Es ist nicht immer einfach zu entscheiden, ob eine 
Anfrage nach dem IFG oder dem UIG und von wel- 
cher Landes- oder Bundesbehörde zu bescheiden ist. 

Informationszugang nach dem IFG oder nach dem 
UIG? An wen kann man sich mit einem Antrag auf 
Informationszugang wenden und wer könnte helfen, 
falls es Schwierigkeiten bei der Durchsetzung des 
Anspruches auf Informationszugang geben sollte? 

Ein Landwirt aus dem Umland von Hamburg fragte 
an, warum ihm der Einblick in die Akten eines lau- 
fenden Genehmigungsverfahrens zur Aufsuchung 
und Förderung von Kohlenwasserstoffen, sog. Fra- 
cking, in Schleswig-Holstein verwehrt werden kann, 
obwohl er in diesem Bereich landwirtschaftliche 
Nutzflächen und einen Tiefenbrunnen hat, die nach 
seiner Befürchtung massiv gefährdet sein könnten. 
Da hier das Land Niedersachsen aufgrund einer 
Verwaltungsvereinbarung mit dem Land Schles- 
wig-Holstein „einschlägige“ Aufgaben im Genehmi- 
gungsverfahren wahmimmt, konnten die relevanten 
Informationen sowohl bei Behörden in Niedersach- 
sen als auch in Schleswig-Holstein vorliegen. Dar- 
über hinaus war nicht auszuschließen, dass mögli- 
cherweise auch Behörden auf Bundesebene wie ins- 
besondere das Umweltbundesamt oder die Bundes- 
anstalt für Rohstoffe und Geowissenschaften über die 
begehrten Angaben verfügten. 

Niedersachsen hat lediglich ein Umweltinformati- 
onsgesetz, aber kein allgemeines Informationsfrei- 
heitsgesetz. In Schleswig-Holstein wurde das allge- 
meine Informationslfeiheitsrecht mit dem Umweltin- 
formationsrecht im Informationszugangsgesetz ver- 
einigt. Auf Bundesebene sind das spezielle und vor- 
rangige Umweltinformationsrecht und das allgemei- 
ne Informationslfeiheitsrecht getrennt im UIG und 
IFG geregelt - eine nicht nur für den Petenten ziem- 
lich unübersichtliche Situation! 

Umweltinformationen im Sinne des UIG sind gene- 
rell alle Daten, die einen Bezug zur Umwelt aufwei- 
sen. Der Bundesgesetzgeber folgt hier der verbindli- 
chen Vorgabe der Umweltinformationsrichtlinie 
(Richtlinie 2003/4/EG des europäischen Parlaments 
und des Rates vom 28. Januar 2003 über den Zugang 
der Öffentlichkeit zu Umweltinformationen und zur 
Aufhebung der Richtlinie 90/313/EWG des Rates, 
Abi. L 41/26) und definiert Umweltinformationen in 
§2 Absatz 3 UIG (vgl. Kasten zu Nr. 2.1.3). Die 
Legaldefinition im Informationszugangsgesetz für 
das Land Schleswig-Holstein (IZG-SH, § 2 Absatz 2) 
ist wortgleich. 

Aufgrund der Verweisung in § 1 Absatz 1 des nie- 
dersächsischen Umweltinformationsgesetzes findet 
die Legaldefinition des UIG (Bund) auch auf um- 


weltrelevante amtliche Informationen in Niedersach- 
sen Anwendung. 

Der Begriff der Umweltinformationen ist damit also 
sehr weit gefasst. 

Doch wer könnte im konkreten Fall über die bean- 
tragten Informationen verfügen und damit mögli- 
cherweise nach Bundes- oder Landesrecht zur Aus- 
kunft verpflichtet sein? 

Eine Bundesbehörde, die bei Genehmigungsverfah- 
ren der Länder zu beteiligen ist? Weder das Umwelt- 
bundesamt noch die Bundesanstalt für Geowissen- 
schaften und Rohstoffe erhalten von den Ländern 
Informationen - wie die vom Antragsteller erfragten - 
zu einzelnen Genehmigungsverfahren. 

Eine öffentliche Stelle des Landes Schles- 
wig-Holstein oder die aufgrund einer Kooperations- 
vereinigung zwischen den beiden Ländern für die 
Durchführung des Fracking zuständige niedersächsi- 
sche Berg(bau)behörde? 

Je nachdem richtet sich der Anspruch auf Informati- 
onszugang entweder nach dem niedersächsischen 
Umweltinformationsgesetz (NUIG) oder nach dem 
Informationszugangsgesetz für das Land Schles- 
wig-Holstein. 

Beide Gesetze gewähren den Zugang zu Umweltin- 
formationen. Das schleswig-holsteinische Informati- 
onszugangsgesetz sieht aber für Antragsteller 
- anders als das niedersächsische UIG und das UIG 
des Bundes - zudem das Recht vor, gegebenenfalls 
den Landesbeauftragten für den Datenschutz und die 
Informationsfreiheit anzurufen. 

Deswegen habe ich dem Petenten geraten, sich zu- 
nächst mit dem Unabhängigen Landeszentrum für 
Datenschutz Schleswig-Holstein in Verbindung zu 
setzen, um die Frage der auskunftspflichtigen Behör- 
de und des maßgeblichen (Umwelt-)Informations- 
gesetzes weiter zu klären. 

Dieses Beispiel verdeutlicht einmal mehr das un- 
übersichtliche Bild, das sich informationssuchenden 
Bürgerinnen und Bürgern oftmals bietet und sie in 
nicht wenigen Fällen davon abhalten dürfte, von 
ihrem Recht auf Informationszugang Gebrauch zu 
machen. 

Die Aufsplitterung des Informationszugangsrechts in 
drei verschiedene Gesetze (IFG, UIG, VIG) sowohl 
im Bund als auch in den meisten Ländern und die auf 
Bundes- und Landesebene teilweise fehlende Om- 
budsfunktion sind leider immer noch deutliche 
„Transparenzbremsen“. 
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Kasten zu Nr. 2.1.3 

§ 2 Absatz 3 UIG 

Umweltinformationen sind unabhängig von der Art 

ihrer Speicherung alle Daten über 

1. den Zustand von Umweltbestandteilen wie Luft 
und Atmosphäre, Wasser, Boden, Landschaft 
und natürliche Lebensräume einschließlich 
Feuchtgebiete, Küsten- und Meeresgebiete, die 
Artenvielfalt und ihre Bestandteile, einschließ- 
lich gentechnisch veränderter Organismen, sowie 
die Wechselwirkungen zwischen diesen Be- 
standteilen; 

2. Faktoren wie Stoffe, Energie, Lärm und Strah- 
lung, Abfälle aller Art sowie Emissionen, Ablei- 
tungen und sonstige Freisetzungen von Stoffen 
in die Umwelt, die sich auf die Umweltbestand- 
teile im Sinne der Nummer 1 auswirken oder 
wahrscheinlich auswirken; 

3. Maßnahmen oder Tätigkeiten, die 

a) sich auf die Umweltbestandteile im Sinne 
der Nummer 1 oder auf Faktoren im Sinne 
der Nummer 2 auswirken oder wahrschein- 
lich auswirken oder 

b) den Schutz von Umweltbestandteilen im 
Sinne der Nummer 1 bezwecken; zu den 
Maßnahmen gehören auch politische Kon- 
zepte, Rechts- und Verwaltungsvorschriften, 
Abkommen, Umweltvereinbarungen, Pläne 
und Programme; 

4. Berichte über die Umsetzung des Umweltrechts; 

5. Kosten-Nutzen- Analysen oder sonstige wirt- 
schaftliche Analysen und Annahmen, die zur 
Vorbereitung oder Durchführung von Maßnah- 
men oder Tätigkeiten im Sinne der Nummer 3 
verwendet werden, und 

6. den Zustand der menschlichen Gesundheit und 
Sicherheit, die Lebensbedingungen des Men- 
schen sowie Kulturstätten und Bauwerke, soweit 
sie jeweils vom Zustand der Umweltbestandteile 
im Sinne der Nummer 1 oder von Faktoren, 
Maßnahmen oder Tätigkeiten im Sinne der 
Nummern 2 und 3 betroffen sind oder sein kön- 
nen; hierzu gehört auch die Kontamination der 
Lebensmittelkette . 


2.1.4 Und auch hier darf die BfDI nicht 
vermitteind tätig werden 

Wird einem Antragsteller der Zugang zu Umweltin- 
formationen verweigert, kann die BfDI mangels Zu- 
ständigkeit nicht in ihrer Ombudsfunktion tätig wer- 
den. 


Im Berichtszeitraum hat mich eine Reihe von Be- 
schwerden von Antragstellern erreicht, die Ihre 
Rechte auf Informationszugang als verletzt ansahen, 
weil ihnen eine öffentliche Stelle des Bundes die 
begehrten Informationen nicht zur Verfügung gestellt 
hat. Auch wenn sie ihren Antrag auf das IFG gestützt 
haben, konnte ich der Bitte der Antragsteller um 
Vermittlung nicht nachkommen - mangels Zustän- 
digkeit: Sie hatten Umweltinformationen beantragt. 

Der Begriff der Umweltinformation wird sehr umfas- 
send interpretiert (vgl. dazu Nr. 2.1.3) und erfasst 
z. B. auch Faktoren wie Energie und Strahlung und 
den Zustand der menschlichen Gesundheit oder die 
Lebensbedingungen des Menschen, soweit sie von 
entsprechenden Faktoren betroffen sind oder sein 
können. 

Die Ombudsfunktion der Bundesbeauftragten (§12 
Absatz 1 IFG) ist nach der derzeitigen Rechtslage auf 
die Beratung und Unterstützung der Bürgerinnen und 
Bürger beschränkt, die ihr Recht auf Informationszu- 
gang nach dem IFG wahmehmen. 

Die Bundesbeauftragte kann den Bürgerinnen und 
Bürgern also längst nicht in jedem Fall mit Rat und 
Tat zur Seite stehen, wie auch das folgende Beispiel 
anschaulich zeigt: 

Der Bund zur Unterstützung Radargeschädigter ver- 
tritt die Interessen ehemaliger Soldaten, die unter den 
Spätfolgen von Strahlungsschäden leiden, die sie 
beim Einsatz an Radargeräten erlitten haben. Kinder 
dieser Soldaten leiden unter Fehlbildungen von 
Gliedmaßen. Der Bund zur Unterstützung Radarge- 
schädigter vermutet, dass diese Fehlbildungen auf 
die Strahlungsexposition der Väter bei der Bundes- 
wehr zurückzuführen sind. 

Der Bund zur Unlerslützung Radargeschädigter hatte 
mit Blick auf einen Einzelfall Informationszugang zu 
Mess- und Prüfprotokollen der Strahlungsquellen 
eines vor Jahrzehnten von der Bundeswehr einge- 
setzten und inzwischen ausgemusterten Radargerätes 
beantragt. Das BMVg teilte ihm im Dezember 2013 
mit, dass es im Bestand der von der Arbeitsgruppe 
„Aufklärung der Arbeilsplätze Radar“ (AG Radar) 
erfassten Dokumente keinen Mess- oder Prüfbericht 
aus dem expositionsrelevanten Zeitraum zu dem 
- aus Sicht des Bundes der Radargeschädigten schä- 
digungsursächlichen - Typ des Radargerätes gebe, an 
dem der Vater eines mit erheblichen Fehlbildungen 
geborenen Sohnes vor dessen Geburt eingesetzt wor- 
den war. Die von der AG Radar durchgeführte Ar- 
beitsplatzuntersuchung und Dosisbetrachtung für die 
am fraglichen Gerätetyp eingesetzten Soldaten bem- 
he auf Messberichten, die außerhalb dieses Zeitrau- 
mes gefertigt und dem Antragsteller bereits bekannt 
seien. Diese Werte seien jedoch auf den fraglichen 
Zeitraum übertragbar und bezögen sich zum Teil 
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sogar explizit auf die Radarstellung, in der der Soldat 
und Vater eingesetzt gewesen sei. Im Ergebnis sieht 
das BMVg keinen ursächlichen Zusammenhang 
zwischen dem Einsatz des Vaters und der starken 
Körperbehinderung des Sohnes. Gleichwohl soll 
geprüft werden, ob Leistungen der aus dem Verteidi- 
gungsetat finanzierten, 2012 eingerichteten Härte- 
fallstiftung möglich sind. 

Ich konnte dem Bund zur Unterstützung Radarge- 
schädigter bedauerlicherweise nicht weiterhelfen und 
in der Angelegenheit vermittelnd tätig werden, weil 
der Antrag sich auf Zugang zu Umweltinformationen 
nach dem UIG gerichtet hat, hier auf Angaben zur 
Strahlung, die sich auf den Zustand der menschlichen 
Gesundheit auswirken kann (§ 2 Absatz 3 Num- 
mern 2, 6 UIG). Sofern hier Zweifel an der Sachver- 
haltsdarstellung des BMVg bestehen sollten, wäre 
mir eine Überprüfung der Informationsbestände da- 
her aufgrund fehlender gesetzlicher Kompetenzzu- 
weisung nicht möglich. 

Auch dieses Beispiel zeigt, dass eine Erweiterung 
meiner Ombuds-, Beratungs- und Kontrollfunktion 
(auch) auf den Bereich des Umweltinformationsrech- 
tes angezeigt ist. 

2.1.5 Zivilgesellschaftliche Aktivitäten 

Informationsfreiheitsportale erleichtern den Infor- 
mationszugang. 

Im August 2011 hat die Open Knowledge Foundati- 
on mit Unterstützung von Transparency International 
und der Deutschen Gesellschaft für Informationsfrei- 
heit das Projekt „Frag den Staat“ 
(www.fragdenstaat.de) gestartet. Ziel: 

Die Informationsfreiheit zu stärken, den Bürgerinnen 
und Bürgern die Ausübung ihrer Informationsrechte 
zu erleichtern und die Antworten zu veröffentlichen. 

Alle über FragdenStaat.de gestellten Fragen und 
Antworten werden auf dieser Seite dokumentiert, es 
sei denn, der Anfragesteller möchte dies nicht. Das 
Portal ermöglicht, Anfragen nach dem IFG, dem 
VIG und dem UIG des Bundes zu stellen. Webba- 
sierte Formularmodule und Textbausteine erleichtern 
die Antragstellung. Die Anfragen werden dann über 
die Seite an die jeweiligen Behörden weitergeleitet. 
Seit April 2012 ist es auch möglich, über das Portal 
Anfragen nach den Informationsfreiheitsgesetzen der 
Länder zu stellen. 

„Frag den Staat“ ermöglicht es nicht nur, 
IFG-Anträge einfach und schnell bei den Bundes- 
und Landesbehörden zu stellen. Wenn es beim In- 
formationszugang „hakt“, können sich Bürgerinnen 
und Bürger auf diesem Wege auch einfach und 
schnell mit der Bitte um Unterstützung an mich wen- 
den. 


Anlässlich des Abschlusses der 25. Konferenz der 
Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland 
stellte der Vorsitzende, der Informationsfreiheitsbe- 
auftragte Rheinland-Pfalz Edgar Wagner am 
28. November 2012 fest: „Der lange Weg zum trans- 
parenten Staat kann nur dann erfolgreich beschritten 
werden, wenn die Bürgerinnen und Bürger von ihren 
Informationsrechten erfahren und davon Gebrauch 
machen, wenn die Regierungen das Ziel des transpa- 
renten Staates zu ihrem eigenen Ziel machen und 
wenn die Verwaltungen hieran aktiv mitwirken. Wir 
brauchen dazu eine breite öffentliche Debatte, eine 
Informationskampagne auf allen Ebenen.“ 

Zivilgesellschaftliche Initiativen sind ein wichtiger 
Beitrag, diese Ziele zu erreichen. Sie eröffnen eine 
Chance, das Recht auf Informationszugang zu einem 
noch wirksameren Instrument einer offenen Informa- 
tionsgesellschaft werden zu lassen. 

2.1.6 Informationsfreiheit und Daten- 
schutz gehören in eine Hand 

Immer wieder wird die Frage gestellt, ob es richtig 
war, die Aufgabe des Bundesbeauftragten für die 
Informationsfreiheit mit Inkrafttreten des IFG dem 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz zu übertra- 
gen. Diese Frage ist uneingeschränkt zu bejahen. 

Der Verabschiedung des IFG ging seinerzeit eine 
Anhörung des Innenausschusses voraus, in der u. a. 
auch das Für und Wider einer Verbindung beider 
Aufgabenbereiche beraten wurde. Das Parlament hat 
sich nach dieser Erörterung dafür entschieden, die 
Aufgabe des Bundesbeauftragten für die Informati- 
onsfreiheit dem damaligen Bundesbeauftragten für 
den Datenschutz zu übertragen (§ 12 IFG). 

Das IFG übernahm damit das Modell der Länder 
Brandenburg, Schleswig-Holstein, Berlin und Nord- 
rhein-Westfalen. Diese Personalunion wurde dann 
auch von den weiteren Ländern eingeführt, die in den 
Folgejahren Landesgesetze zur Informationsfreiheit 
erlassen haben. 

Wie im Bereich des Datenschutzes haben die Bürge- 
rinnen und Bürger nach § 12 Absatz 1 IFG das 
Recht, den Bundesbeauftragten anzurufen, um eine 
mögliche Verletzung ihrer Rechte überprüfen zu 
lassen. Dieses Beschwerdeverfahren besteht neben 
den förmlichen Rechtsbehelfen und ist davon unab- 
hängig. Es ist für den Petenfen zudem kostenfrei, 
weil keine Gebühren und Auslagen anfallen. Aller- 
dings ist meine rechtliche Bewertung weder für die 
Verwaltungen noch für die Gerichte verbindlich. 

Ich habe bereits in meinem 1. Tätigkeitsbericht zur 
Informationsfreiheit eine positive Bilanz der Zu- 
sammenfassung beider Aufgabenbereiche in meinem 
Haus gezogen (Nr. 3.1). Die Erfahrungen der letzten 
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beiden Berichtszeiträume haben diese Einschätzung 
bestätigt. 

Die Verbindung beider Aufgabenbereiche in einer 
Hand hat sich bewährt. Ein unlösbarer Konflikt zwi- 
schen dem Schutz personenbezogener Daten und 
dem Transparenzinteresse der Öffentlichkeit ist seit 
Inkrafttreten des IFG bis heute nicht aufgetreten. Es 
ist bisher stets gut gelungen, auf der Grundlage von 
§5 IFG einen angemessenen Ausgleich zwischen 
den unterschiedlichen Interessen zu finden. 

2.1.7 Open Government/Open Data 

2. 1.7.1 Informationsfreiheit und Open Data: 
zwei Aspekte des Transparenzge- 
dankens 

Transparenz ist mehr als die Herausgabe von Infor- 
mationen auf Antrag. Verwaltungsinformationen sind 
vielmehr auch proaktiv zur Verfügung zu stellen. 

Die Digitalisierung unserer Lebenswelt, unserer In- 
formations- und Kommunikationsmöglichkeiten ist 
nicht nur eine technische und gesellschaftliche Her- 
ausforderung, sie eröffnet auch Entwicklungschan- 
cen für eine gelebte Demokratie. Die Öffentlichkeit 
erwartet zunehmend, bei wichtigen Entscheidungen 
auf allen staatlichen Ebenen frühzeitig und umfas- 
send unterrichtet und an der Entscheidungsfindung 
beteiligt zu werden. Dies setzt eine qualifizierte In- 
formation und eine stetige gesellschaftliche Kommu- 
nikation voraus. Unverzichtbare Grundlage dafür ist 
offenes Verwaltungs- und Regierungshandeln. 

Transparenz in der Verwaltung hat drei Grundlagen; 
Die erste wird als „Open Data“ bezeichnet. Dies 
bedeutet Offenheit des Handelns und der zugrunde- 
liegenden Informationen öffentlicher Stellen. Die 
zweite Grundlage ist - auf der Basis europarechtli- 
cher Vorgaben - die Zurverfügungstellung staatlicher 
Informationen als wirtschaftliche Ressource. Der 
dritte Aspekt ist der individuelle Anspruch auf Zu- 
gang zu bestimmten Informationen, wie ihn die In- 
formationsfreiheitsgesetze regeln. 

Open Data formuliert schon vom Begriff her einen 
allgemeinen Anspruch auf mehr Offenheit des staat- 
lichen Handelns und ergänzt den individuellen An- 
spruch auf Informationszugang („Informationsfrei- 
heit und Open Data“, Positionspapier der 
26. Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten 
in Deutschland vom 27. Juni 2013 (Anlage 8)). 

Das Tempo der Open Data-Debatte hat sich in den 
vergangenen Jahren deutlich beschleunigt. Für mich 
war es stets von entscheidender Bedeutung, dass sich 
die Diskussion nicht als technischer Diskurs unter 
Fachleuten verselbständigt, sondern Demokratie und 
Teilhabe für alle voranbringt. Maßstab für den Erfolg 


jeder Open Data-Strategie ist eine deutliche Verbes- 
serung von Transparenz und Informationsqualität für 
die Bürgerinnen und Bürger. Dabei spielen Informa- 
tionsportale auf Landes- und zunehmend auch auf 
Bundesebene eine wichtige Rolle. 

Nachdem Bremen das erste Landesportal 
(www.bremen.de) eingerichtet hatte, sind Berlin und 
zuletzt Hamburg diesem Beispiel gefolgt und haben 
Pflichten zur proaktiven Veröffentlichung von Ver- 
waltungsinformationen gesetzlich verankert. 

Open Data als zweites Standbein der Informati- 
onsfreiheit 

Open Data bietet zahlreiche Vorzüge gegenüber dem 
oft mühseligen und langwierigen individuellen An- 
tragsverfahren. So fallen für die Nutzerinnen und 
Nutzer keine Kosten an. Die Verbreitung der Infor- 
mationen wird deutlich beschleunigt. Zugleich er- 
reicht die Information selbst erheblich mehr Perso- 
nen als bei einer individuellen Anfrage. 

Auch für die Verwaltung ist es vielfach befriedigen- 
der, direkt die breite Öffentlichkeit zu unterrichten, 
statt die Informationen nur für einzelne Antragsteller 
aufzubereiten. Ich teile hier die Auffassung der Bun- 
desregierung, dass Verwaltung Vernetzung und 
Transparenz braucht. Transparenz stärkt das Pflicht- 
bewusstsein und liefert den Bürgerinnen und Bürgern 
Informationen über die Leistungen von Verwaltun- 
gen (Regierungsprogramm Vernetzte und transparen- 
te Verwaltung, Herausgeber BMI, S. 24). 

Voraussetzungen für eine erfolgreiche Umsetznng 
von Open Data 

Für den Erfolg von Open Data spielt die Aufberei- 
tung der Daten und die Form der Veröffentlichung 
eine Schlüsselrolle. Es genügt nicht, wenn staatliche 
Stellen Informationen lediglich als amorphe „Roh- 
masse“ ins Netz stellen. Diese sollten vielmehr so 
aufbereitet sein, dass sie für kommerzielle Nutzer 
ebenso wie für alle Bürgerinnen und Bürger leicht 
weiter verwendet werden können. 

Die Behörden des Bundes sollten ihre Informationen 
nicht nur frei zugänglich, sondern möglichst auch 
kostenfrei bereit stellen. Datenbestände des Bundes 
dürfen nicht durch Urheberrecht oder Nutzungsbe- 
schränkungen blockiert werden, wenn die Inhalte auf 
Kosten der Steuerzahler generiert worden sind und 
geistiges Eigentum Privater nicht berührt wird. Die 
IFK schlägt in ihrem Positionspapier vom 27. Juni 
2013 vor, dass zum Schutz von Urheberrechten Drit- 
ter die öffentlichen Stellen mit diesen die Einräu- 
mung der Nutzungsrechte vertraglich vereinbaren 
sollen. 
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Die Open Data-Strategie der Bundesregierung 

Die Planungen der Bundesregierung während der 

17. Wahlperiode wie auch in der beginnenden 

18. Wahlperiode zur Umsetzung von Open Data und 
Open Government sind - jedenfalls mit Blick auf die 
Sicherstellung der technisch-logistischen Vorausset- 
zungen - durchaus vielversprechend. Ausgangspunkt 
der Regierungspolitik ist auf Bundesebene das Kon- 
zept „Vernetzte und transparente Verwaltung“ (ab- 
rufbar unter www.bmi.bund.de). Hinzu kommt auf 
bundes- und länderübergreifender Ebene das Steue- 
rungsprojekt des IT-Planungsrates „Förderung des 
Open Government“. 

Zur Umsetzung der Regierungskonzepte wurden 
bereits konkrete Maßnahmen eingeleitet; begonnen 
wurde mit dem Betrieb des Prototyps von „GovData 
- Das Datenportal für Deutschland“ (Nr. 2. 1.7. 2). 

Ich würde es begrüßen, wenn der Ausbau des Portals 
konsequent vorangetrieben würde und die Bundes- 
behörden von sich aus - auch ohne ausdrückliche 
gesetzliche Verpflichtung - bereits jetzt wichtige 
Informationen öffentlicher Stellen, wie z. B. Verträ- 
ge im Bereich der Daseinsvorsorge, ins Netz stellten. 

Geodateninfrastruktur in Deutschland (GDI-DE) 

Bei Geodäten handelt es sich um Informationen mit 
Raumbezug. Sie bilden eine wichtige Grundlage für 
die Arbeit von Politik, Verwaltung, Wirtschaft und 
Wissenschaft. Die Bundesregierung verspricht sich 
von einem einfachen webbasierten Zugang zu den 
auf allen Verwaltungsebenen verteilten digitalen 
Geoinformationen wirtschaftlichen Nutzen sowie 
neue Geschäftsmodelle für wichtige Zielgruppen. 

Über das Portal www.geoportal.de, einem Service 
von Bund, Ländern und Kommunen, sind entspre- 
chende Informationen im Internet frei verfügbar. 
Geoportal.de umfasst zum Stichtag 1. Dezember 
2013 über 120 000 Einträge. 

Geboten werden eine Visualisierung von Geodäten 
sowie die Möglichkeit, verschiedenste Informationen 
der öffentlichen Hand selbstständig zusammenzustel- 
len und miteinander zu verbinden. Mehr als 1 800 
öffentliche Datenanbieter sind zu erreichen. Nutzer 
können sich Landkarten, Luftbilder und Themenkar- 
ten ansehen und herunterladen. Viele Suchergebnisse 
lassen sich als Karte anzeigen und miteinander ver- 
knüpfen. 

Die Bundesregierung sieht GDI-DE als deutschen 
Beitrag zu einer europäischen Geodateninfrastruktur 
im Rahmen der Umsetzung der INSPIRE-Richtlinie 
(RL 2007/2 EG). 


Die Open Data-Strategie der Europäischen Union 

Open Data und Open Government als wesentliche 
Bestandteile einer digitalen Agenda können - und 
dürfen - nicht allein national geplant und umgesetzt 
werden. Die EU-Kommission hat in den letzten Jah- 
ren verstärkte Anstrengungen unternommen, das 
Thema voran zu bringen (vgl. hierzu 3. TB Nr. 2.5). 

Ein Schwerpunkt der Digitalen Agenda der EU ist 
die Bereitstellung öffentlicher Datenbestände zur 
freien - auch kommerziellen - Nutzung. Hierfür be- 
darf es einer zeitnahen und umfassenden Umsetzung 
der PSI-Richtlinie (vgl. Nr. 2.2.3). 

Die EU hat im Januar 2013 ein eigenes Open Data- 
Portal gestartet, in dem bisher allerdings nur wenige 
Daten veröffentlicht werden. Das Projekt befindet 
sich zurzeit noch im Probelauf Zum 1. Dezember 
2013 konnten die Nutzerinnen und Nutzer lediglich 
6 343 Datensätze einsehen und herunterladen. Die 
mit Abstand meisten Daten (6 103) kommen vom 
Statistischen Amt der EU (Eurostat). Die Europäi- 
sche Umweltagentur lieferte bisher 106 und die Ge- 
meinsame Forschungsstelle bisher 16 Datensätze. 
Leider fehlen in dem Portal wichtige Angaben zu 
vielen EU-Einrichtungen, sogar zum Europäischen 
Parlament. 

Die Open Data-Charter der G 8-Migliedsstaaten 

Die G8 haben im Juni 2013 eine „Open Data- 
Charter“ unterzeichnet. Darin bekennen sie sich zur 
Offenheit und zu dem gemeinsamen Ziel, Transpa- 
renz und Innovation zu fördern. Sie verpflichten sich, 
insbesondere Haushaltsdaten, Untemehmensregister 
und andere Regierungsinformationen öffentlich zu- 
gänglich zu machen. 

Die G 8 wollen künftig so viele Daten wie möglich 
in einer Weise veröffentlichen, dass sie für alle zu- 
gänglich, zu nutzen und weiterzuverwenden sind. 

Allerdings wird die Verpflichtung der Unterzeichner, 
Regierungsdaten bereit zu stellen, eingeschränkt, 
sofern “legitime Gründe“ vorgebracht werden kön- 
nen, die eine Beschränkung rechtfertigen. 

Die G 8 verpflichten sich zu einem Austausch über 
Techniken und die Veröffentlichung von Regie- 
rungsdaten sowie zu Transparenz bei der Daten- 
sammlung und Veröffentlichung. Auch kommerziel- 
le Nutzung soll zulässig sein. 

Wie die „Open Data-Charter“ ferner vorsieht, sollen 
die Mitgliedsländer nationale Aktionspläne erstellen, 
die 2014 überprüft werden. Die technische Umset- 
zung der neuen G 8-Politik soll bis 2015 abgeschlos- 
sen werden. 
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2. 1.7.2 GovData - das neue Datenportal für 
Deutschland 

GovData kann einen wiehtigen Beitrag fiir mehr 
Transparenz und Informationsfreiheit leisten, wenn 
es sich nicht auf Öffentlichkeitsarbeit beschränkt. 

Seit dem 19. Februar 2013 stehen Daten von Bund, 
Ländern und Kommunen unter einheitlichen techni- 
schen und rechtlichen Bedingungen im Bundesportal 
GovData zur Verfügung (www.govdata.de). GovDa- 
ta ist ein Schlüsselprojekt aus dem Regierungspro- 
gramm „Vernetzte und transparente Verwaltung“. 

Auftraggeber und Betreiber des ebenenübergreifen- 
den Datenportals ist das Bundesministerium des 
Innern; Projektpartner ist das Innenministerium Ba- 
den-Württemberg. Die Realisierung des Konzepts 
und das Hosting des Portals werden durch das 
Fraunhofer-Institut für Offene Kommunikationssys- 
teme (FOKUS) übernommen. 

GovData bietet einen zentralen Zugang zu den Daten 
der Verwaltungen von Bund, Ländern und Kommu- 
nen, indem es bereits vorhandene Informationsange- 
bote des Bundes, einzelner Länder und Kommunen 
bündelt. Aktuell liefern die Länder Berlin, Hamburg, 
Bremen, Rheinland-Pfalz sowie Bayern und Nieder- 
sachsen Daten zu. Ferner sind über GovData Daten 
der kommunalen Ebene einzelner Länder abrufbar. 

Der Bund steuert für das neue Deutschlandportal 
u. a. Haushaltsdaten, aber etwa auch Datensätze des 
Bundesamtes für Kartographie und Geodäsie bei. 
Über eine Verlinkung ist auch das aktuelle Bundes- 
recht verfügbar. 

GovData hält über eine Stadt oder ein Bundesland 
mehr Informationen bereit, als ein rein regionales 
oder lokales Datenangebot. Es vernetzt zahlreiche 
Datenquellen und eröffnet einen Zugang zu Informa- 
tionen, die - in dieser Breite und Übersichtlichkeit - 
bisher nicht verfügbar waren. 

Zentrales, auf Bundesebene eingerichtetes Element 
von GovData ist ein (Meta-)Datenkatalog, der In- 
formationen der Kommunal-, Landes- und Bundes- 
ebene zugänglich macht. Damit werden größere Da- 
tensammlungen wie z. B. Dokumente, Bücher, 
Datenbanken und Dateien erfasst und auffindbar. Um 
deren weitere Nutzung zu vereinfachen, werden sie 
in einem digitalen Format und mit klar definierten 
Nutzungsbedingungen zugänglich gemacht. 

GovData ist also kein „zentraler Datenspeicher“ und 
hält die Daten nicht selbst vor. Die Daten bleiben in 
der Verantwortung und Zuständigkeit der jeweiligen 
Stellen, die sie auf ihren eigenen Plattformen dezen- 
tral Vorhalten. Die Metadaten im Katalog von Gov- 
Data stellen jeweils einen Link auf die Quelle der 


bereitstellenden Stelle her, die auch über die Nut- 
zungsbestimmungen entscheidet. 

Derzeit steht das Portal allerdings nur als „Pub- 
lic-Beta-Version“ online. Das Portal soll aber tech- 
nisch verbessert, schneller und benutzerfreundlicher 
und im Rahmen der Möglichkeiten schrittweise wei- 
ter ausgebaut und optimiert werden. Im Februar 2013 
waren rund I 100 Datensätze online verfügbar. Zum 
1. Dezember 2013 erhöhte sich die Zahl deutlich auf 
insgesamt 4 465 Datensätze. Davon stehen 3 753 Da- 
tensätze zur freien Nutzung zur Verfügung; einge- 
schränkt nutzbar sind 712 Datensätze, die nicht 
kommerziell verwendet werden dürfen. 

Derzeit finden sich Daten zu insgesamt 14 Be- 
reichen. Diese reichen von der Bevölkerungsent- 
wicklung über die Gesundheit bis zum Bereich Wirt- 
schaft und Arbeit. Der Umfang der Daten ist höchst 
unterschiedlich. 

Das neue Datenportal soll die Verwendung offener 
Lizenzen fördern und das Angebot von maschinen- 
lesbaren Rohdaten erweitern. Offene Lizenzen gibt 
es - neben Computerprogrammen - auch für Musik, 
Texte und Bilder. Sie gelten für Inhalte, die über das 
Internet bereit gestellt werden. Offene Lizenzen er- 
lauben es den Nutzem, das jeweilige Werk zu kopie- 
ren, zu verbreiten oder online zugänglich zu machen. 

In Zusammenarbeit von Bund, Ländern und kommu- 
nalen Spitzenverbänden wurden zwei Kategorien von 
Nutzungsbestimmungen entwickelt 
(www.govdata.de/lizenzen). Für die Pilotphase steht 
eine vorläufige Version der Nutzungsbestimmungen 
zur Verfügung. Das BMI empfiehlt als Standardnut- 
zungsbestimmung die „Datenlizenz Deutschland 
-Namensnennung“ (vgl. Kasten zu Nr. 2. 1.7. 2). 
Sofern der Bereitsteller der Daten die kommerzielle 
Nutzung ausschließen will, ist die „Datenlizenz 
Deutschland - Namensnennung - nicht kommerziell“ 
zu verwenden. 

Es wäre wünschenswert, wenn Beschränkungen der 
Weiterverwendung im Zuge des weiteren Verfahrens 
entfallen oder zumindest weiter reduziert werden 
könnten. Es liegt allerdings im Ermessen der jeweili- 
gen Datenbereitsteller, unter welchen Bedingungen 
sie ihre Daten dem Portal GovData zur Verfügung 
stellen. 

Die Fordemng der Open Data-Community nach 
verbindlichen Vorgaben für die Verwaltungen, Daten 
standardmäßig offen zu lizenzieren und nicht-offene 
Daten nur in öffentlich begründeten Ausnahmelallen 
zuzulassen, kann ich gut nachvollziehen. Hier sind 
aber alle am Portal GovData beteiligten Stellen nicht 
nur des Bundes, sondern gerade auch der Länder in 
der Pflicht, die noch bestehenden Beschränkungen 
abzubauen. 



Drucksache 18/1200 


-26- 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


Kasten zu Nr. 2. 1.7. 2 

Nutzungsbestimmungen für Datensätze 
- Empfehlung der Unterarbeitsgruppe Recht der 
Buud-Länder-Arbeitsgruppe Open Government 

Datenlizenz Deutschland - Namensnennung - Ver- 
sion 1.0 

Jede Nutzung mit Quellenvermerk ist zulässig. 

Veränderungen, Bearbeitungen, neue Gestaltungen 
oder sonstige Abwandlungen sind mit einem Verän- 
derungshinweis im Quellenvermerk zu versehen oder 
der Quellenvermerk ist zu löschen, sofern die daten- 
haltende Stelle dies verlangt. 

Der Bereitsteller stellt die Daten, Inhalte und Dienste 
mit der zur Erfüllung seiner öffentlichen Aufgaben 
erforderlichen Sorgfalt zur Verfügung. Für die Da- 
ten, Inhalte und Dienste gelten in Bezug auf deren 
Verfügbarkeit und deren Qualität die durch den Be- 
reitsteller in den Metadaten oder sonstigen Beschrei- 
bungen zugewiesenen Spezifikationen und Quali- 
tätsmerkmale. Der Bereitsteller übernimmt jedoch 
keine Gewähr für die Richtigkeit und Vollständigkeit 
der Daten und Inhalte sowie die dauerhafte Verfüg- 
barkeit der Dienste. Davon ausgenommen sind Scha- 
densersatzansprüche aufgrund einer Verletzung des 
Lebens, körperliche Unversehrtheit oder Gesundheit. 
Ebenfalls ausgenommen sind Schäden, die auf Vor- 
satz oder grober Fahrlässigkeit beruhen. 

Das Portal sollte aber nicht zu einem Instrument der 
Öffentlichkeitsarbeit der jeweiligen Behörde ver- 
kommen, sondern ein wirksames Transparenzinstm- 
ment werden. 

Eine Evaluation des Portals Ende 2013 hat eine Rei- 
he von Optimierungsmöglichkeiten aufgezeigt, die 
beim Übergang zum Regelbetrieb von GovData zu 
beachten sind (www.govdata.de/neues). So beklagt 
der Ergebnisbericht, dass nicht ausreichend relevante 
Datensätze zur Verfügung stünden. 

Als primäre Zielgruppen von GovData kommen nach 
Auffassung der Evaluatoren zivilgesellschaftliche 
Organisationen, Wirtschaft, Verwaltung und Wissen- 
schaft in Betracht, die die Daten aufbereiten, weiter- 
verarbeiten und bereitstellen; diese Zielgruppen soll- 
ten künftig verstärkt angesprochen werden. 

Im Regelbetrieb sollte das Portal eine größere Be- 
kanntheit erreichen, „um die Potentiale von offenen 
Verwaltungsdaten zu heben“ (S. 60). Die Auswer- 
tung der Zugriffstatistiken habe ergeben, dass die 
Auffindbarkeit des Portals und seiner Inhalte unter 
dem Aspekt der „Suchmaschinenoptimierung“ über- 
prüft und optimiert werden sollte (S. 54). 


2. 1.7. 3 Das neue E-Government-Gesetz 

Das neue E-Government-Gesetz bleibt hinter den 
Erwartungen zurüek; eine deutlieh erweiterte, ver- 
bindliehe Regelung fiir proaktive Informationen 
durch die Behörden steht immer noch aus. 

Seit dem 1. August 2013 ist das Gesetz zur Förde- 
rung der elektronischen Verwaltung sowie zur Ände- 
rung weiterer Vorschriften (E-Government-Gesetz 
- EGovG -) in Kraft. 

Das Gesetzgebungsverfahren wurde von Anfang an 
von meinem Haus intensiv und kritisch begleitet. Die 
Absicht des Gesetzgebers, die rechtlichen Rahmen- 
bedingungen für eine effiziente, bürgemahe und 
transparente Verwaltung zu schaffen, wurde stets 
unterstützt. 

Moderne Verwaltung bedeutet aber auch, dass die 
öffentlichen Stellen des Bundes ihre Informationen 
in deutlich größerem Umfang als bisher der Öffent- 
lichkeit zur Verfügung stellen. Die moderne Infor- 
mationstechnik schafft die Möglichkeit, den Bürge- 
rinnen und Bürgern umfassenden und kostengünsti- 
gen Zugang zu den Informationen staatlicher und 
kommunaler Stellen zu verschaffen. 

Leider ist es im Gesetzgebungsverfahren nicht ge- 
lungen, die allzu zaghaften Ansätze des Regierungs- 
entwurfs für einen verbesserten „antragsfreien“ Zu- 
gang zu den staatlichen Informationen nachhaltig zu 
verbessern: 

Das EGovG konkretisiert zwar die Anforderungen an 
die (antragsunabhängige) Bereitstellung der Daten. 
Die Regelung des § 3 Absatz 2 EGovG reicht aber 
nicht aus, weil es sich lediglich um eine Soll- 
Vorschrift handelt und ein - z. B. am Modell des 
Hamburgischen Transparenzgesetzes orientierter - 
Pflichtkatalog nicht vorgesehen ist. 

Die Neuregelung des § 3 Absatz 2 EGovG tritt neben 
§11 IFG, der - für die Behörden des Bundes - die 
Pflicht zur Veröffentlichung normiert. Daher wäre es 
aus meiner Sicht wünschenswert gewesen, das IFG 
als (einheitlichen) Regelungsstandort zu stärken, 
zumal die Aufsplitterung der Vorschriften für eine 
aktive Informationspolitik in zwei unterschiedliche 
Gesetze in der Praxis erhebliche Auslegungsproble- 
me mit sich bringen kann. Vor dieser Gefahr der 
Rechtszersplitterung hat auch die 26. Konferenz der 
Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland in 
einem Positionspapier „Informationsfreiheit und 
Open Data“ vom 27. Juni 2013 gewarnt (vgl. Anla- 
ge 8). 

Kritisch sehe ich die vorgesehene Form der Gewäh- 
rung von Akteneinsicht aus elektronischen Akten 
durch bloße Bildschirmanzeige (§ 8 Satz 1 Num- 
mer 2 EGovG). Die Möglichkeiten einer Kenntnis- 
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nähme durch Bildschirmanzeige sind angesichts ihrer 
Flüchtigkeit deutlich stärker eingeschränkt als bei der 
Zusendung elektronischer Dokumente oder dem 
Aushändigen von Ausdrucken. 

Da diese Form des Informationszugangs lediglich als 
Kann-Bestimmung vorgesehen ist, steht es im Er- 
messen der Behörde, über die Form der zu gewäh- 
renden Akteneinsicht zu entscheiden (§ 8 Satz 1 
Nummer 2 EGovG), wie sich auch aus der Gesetzes- 
begründung ergibt (Bundestagsdrucksache 17/11473 
S. 39). Die Behörde kann den Betroffenen lediglich 
auf die Bildschirmanzeige verweisen, muss es aber 
nicht. Offen ist, wie sich § 8 Satz 1 Nummer 2 
EGovG zum Bestimmungsrecht des Antragstellers 
nach § 1 Absatz 2 Satz 1 IFG verhält. 

Ich begrüße es, dass das BMI inzwischen diese Prob- 
lematik aufgegriffen hat. In einem „Minikommentar 
zum Gesetz zur Förderung der elektronischen Ver- 
waltung sowie zur Änderung weiterer Vorschriften“ 
stellt es zu § 8 EGovG klar, dass das Wahlrecht des 
Antragstellers nach dem IFG unberührt bleiben soll 
(abrufbar unter www.bmi.bund.de). Die neue Vor- 
schrift kann daher nicht das durch § 1 Absatz 2 
Satz 2 IFG gewährte Wahlrecht hinsichtlich der Mo- 
dalitäten des Informationszuganges (z. B. durch Ein- 
sichtnahme „vor Ort“, Übermittlung oder Übersen- 
dung von Kopien) einschränken. 

2.2 Entwicklung international 

2.2.1 Kein Fortschritt bei der Novellierung 

der Transparenzverordnung 

Nachdem der sog. LIBE-Ausschuss für Bürgerrechte 
im November 201 1 weit reichende Vorschläge zur 
Erweiterung des Zuganges zu EU-Dokumenten vor- 
gelegt und das Plenum des Europäischen Parlaments 
am 15. Dezember 2011 eine legislative Entschlie- 
ßung zur Neufassung der Transparenzverordnung 
verabschiedet hatte, haben Kommission und Rat die 
Novellierung „ auf Eis gelegt “. 

Das Engagement des LIBE-Ausschusses und des 
Plenums für die Novellierung der Transparenzver- 
ordnung hatte ich in meinem 3. Tätigkeitsbericht zur 
Informationsfreiheit dargestellt und ausdrücklich 
begrüßt (Nr. 3.4.3). 

Leider scheint es so, als wollten Kommission und 
Rat das Vorhaben weiterhin nicht aufgreifen, obwohl 
das EP mit seiner „Entschließung vom 12. Juni 2013 
zur Blockade der Revision der Verordnung (EG) 
Nr. 1049/2001“ (2013/2637 (RSP)) diese beiden 
Akteure sehr nachdrücklich aufgefordert hat, aktiv zu 
werden und den eingetretenen Stillstand zu beenden. 

Das Europäische Parlament weist in seiner Ent- 
schließung u. a. daraufhin, 


dass Transparenz ein entscheidendes Mittel für 
die Teilhabe der Bürger an Entscheidungspro- 
zessen ist, die Rechenschaftspflicht der europäi- 
schen Organe gegenüber ihren Bürgern sicher- 
stellt und dadurch Engagement und Vertrauen 
der Bürger gestärkt werden und dass 

die EU mit Inkrafttreten des Vertrages von Lis- 
sabon zu mehr Transparenz verpflichtet und der 
Zugang zu Dokumenten gegenüber den Organen 
der EU als Grundrecht verankert worden ist. 

Das Parlament fordert daher alle Organe, Einrichtun- 
gen und sonstigen Stellen der EU auf, die Transpa- 
renzverordnung uneingeschränkt umzusetzen, also 
bereits geltende Transparenzstandards einzuhalten. 
Es verlangt von der Kommission darüber hinaus, sich 
in politischer wie auch in technischer Hinsicht un- 
eingeschränkt für die „Lissabonisierung“ der Trans- 
parenzverordnung, also für ihre Anpassung an den 
grundrechtlichen Standard des Vertrages von Lissa- 
bon einzusetzen und die gegenwärtige Blockade zu 
lösen und fordert auch den Europäischen Rat auf, die 
Verhandlungen fortzusetzen. 

Anknüpfend an seinen bereits am 15. Dezember 
2011 festgelegten Standpunkt fordert das EP nach- 
drücklich, ein geänderter Text müsse „als absolutes 
Minimum“ (u. a.) eine ausdrückliche Ausdehnung 
des Anwendungsbereiches auf alle Organe, Einrich- 
tungen und Stellen der EU, eine Verbesserung der 
Transparenz der Gesetzgebung der EU, eine Klärung 
des Verhältnisses zwischen Transparenz und Daten- 
schutz, Transparenz im Zusammenhang mit interna- 
tionalen Verhandlungen und Übereinkommen und 
Sicherstellung der Transparenz von EU-Mitteln zum 
Inhalt haben. 

Ich hoffe, dieser sehr deutliche Appell des Europäi- 
schen Parlaments wird endlich Frucht tragen und ich 
kann im nächsten Tätigkeitsbericht über substanziel- 
le Fortschritte berichten. 

2.2.2 Keine Transparenz bei der Transpa- 
renzdebatte? 

Die Frage der Transparenz der europäischen Trans- 
parenzdebatte hat inzwischen auch den Europäi- 
schen Gerichtshof beschäftigt. Sein Urteil vom 
17. Oktober 2013 verpflichtet den Europäischen Rat 
zur Gewährung des uneingeschränkten Zuganges zu 
Abänderungs- und Neufassungsvorschlägen zur sog. 
Transparenzverordnung. 

Anfang Dezember 2008 hatte eine NGO beim Euro- 
päischen Rat Informationszugang zu einem Doku- 
ment beantragt, in dem über Abänderungs- und Neu- 
fassungsvorschläge von vier Mitgliedstaaten der EU 
zur sog. Transparenzverordnung berichtet wurde. 
Der Rat gewährte lediglich Informationszugang zu 
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den Inhalten der Vorschläge aus der Sitzung der 
Arbeitsgruppe „Information“ des Rates vom 
25. November 2008, blendete die Autoren bzw. die 
für die Vorschläge verantwortlichen Mitgliedstaaten 
jedoch aus. Das am 26. November 2008 erstellte 
Dokument, das die Vorschläge aus der Arbeitsgrup- 
pensitzung vom Vortag zusammenfasste, war noch 
am Tage der Erstellung „geleakt“ und unautorisiert 
in der vollständigen Fassung im Internet veröffent- 
licht worden, allerdings ohne dass hier die Urheber 
der Vorschläge erkennbar waren. 

Gegen die Verweigerung des vollständigen Informa- 
tionszuganges durch den Rat erhob der Antragsteller 
am 12. Juni 2009 Nichtigkeitsklage. Das in erster 
Instanz zuständige Gericht der Europäischen Union 
erklärte daraufhin die Verweigerung des vollständi- 
gen Informationszuganges mit Urteil vom 22. März 
2011 für nichtig. 

Die Anrufung des Europäischen Gerichtshofes, der 
in derartigen Verfahren als Revisionsinstanz fungiert, 
blieb erfolglos. Mit Urteil vom 17. Oktober 2013 
(Rechtssache C-280/11 P) wies der Gerichtshof das 
Rechtsmittel des Rates ab. Die Verpflichtung zur 
Gewährung des uneingeschränkten Informationszu- 
ganges wurde damit rechtskräftig. 

Der EuGH weist in seiner Entscheidung zunächst auf 
die Erwägungsgründe der auch für den Informations- 
zugang im vorliegenden Fall maßgeblichen Transpa- 
renzverordnung hin: 

Diese trage dem - schon bei ihrer Verabschiedung im 
Primärrecht formulierten - Ziel einer immer engeren 
Union der Völker Europas Rechnung, in der Ent- 
scheidungen möglichst offen und möglichst bürger- 
nah getroffen werden (erster Erwägungsgrund). Nach 
dem zweiten Erwägungsgrund knüpft das Recht der 
Öffentlichkeit auf Informationszugang zu Dokumen- 
ten der Organe der EU an deren demokratischen 
Charakter an. Deshalb solle die Transparenzver Ord- 
nung - was sich auch aus dem vierten Erwägungs- 
grund und dem Artikel 1 ergebe - der Öffentlichkeit 
ein größtmögliches Recht auf Zugang zu Dokumen- 
ten der Organe gewähren (vgl. Kasten a zu 
Nr. 2.2.2). 

Die nach Artikel 4 der Transparenzverordnung mög- 
lichen Ausnahmen (vgl. Kasten b zu Nr. 2.2.2) vom 
Informationszugang seien vor diesem Hintergrund 
eng auszulegen und anzuwenden; 

Zum einen müsse das auf Informationszugang in 
Anspruch genommene Organ - hier der Rat - grund- 
sätzlich erläutern, inwiefern der Zugang zu einem 
Dokument ein durch Ausnahmetatbestände des Arti- 
kel 4 geschütztes Interesse konkret und tatsächlich 
beeinträchtigen könne. Die Gefahr einer solchen 
Beeinträchtigung müsse außerdem bei vernünftiger 


Betrachtung absehbar und dürfe nicht rein hypothe- 
tisch sein. 

Kasten a zu Nr. 2.2.2 

Auszug aus den Erwägungsgründen der Verord- 
nung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Par- 
laments und des Rates 

„[...] in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In Artikel 1 Absatz 2 des Vertrags über die 
Europäische Union, wonach der Vertrag eine neue 
Stufe bei der Verwirklichung einer immer engeren 
Union der Völker Europas darstellt, in der die Ent- 
scheidungen möglichst offen und möglichst bürger- 
nah getroffen werden, ist das Prinzip der Transparenz 
verankert. 

(2) Transparenz ermöglicht eine bessere Beteili- 
gung der Bürger am Entscheidungsprozess und ge- 
währleistet eine größere Legitimität, Effizienz und 
Verantwortung der Verwaltung gegenüber dem Bür- 
ger in einem demokratischen System. Transparenz 
trägt zur Stärkung der Grundsätze der Demokratie 
und der Achtung der Grundrechte bei, die in Arti- 
kel 6 des EU-Vertrags und in der Charta der Grund- 
rechte der Europäischen Union verankert sind. 

[...] 

(6) Ein umfassenderer Zugang zu Dokumenten 
sollte in den Fällen gewährt werden, in denen die 
Organe, auch im Rahmen übertragener Befugnisse, 
als Gesetzgeber tätig sind, wobei gleichzeitig die 
Wirksamkeit ihrer Entscheidungsprozesse zu wahren 
ist. Derartige Dokumente sollten in größtmöglichem 
Umfang direkt zugänglich gemacht werden.“ 

Zum anderen müsse das Organ bei der Anwendung 
einer der Ausnahmen des Artikel 4 das besondere 
Schutzinteresse gegen das allgemeine Interesse an 
der Zugänglichmachung des Dokumentes abwägen, 
und zwar unter Berücksichtigung der Vorteile, die 
sich aus einer größeren Transparenz ergeben, näm- 
lich einer besseren Beteiligung der Bürger am Ent- 
scheidungsprozess und einer größeren Legitimität, 
Effizienz und Verantwortung der Verwaltung gegen- 
über dem Bürger (vgl. Kasten b zu Nr. 2.2.2). 

Der EuGH teilt die auf den 6. Erwägungsgrund der 
Transparenzverordnung gestützte Auffassung des 
Gerichtshofes, dass diese Erwägungen gerade dann 
von ganz besonderer Bedeutung sind, wenn der Rat 
als Gesetzgeber tätig wird. Transparenz trage zur 
Stärkung der Demokratie bei, indem sie den Bürgern 
ermögliche, alle Informationen zu überprüfen, auf 
deren Grundlage ein Rechtsakt ergangen sei. 

Im Lichte dieser Prämissen hat der EuGH die Argu- 
mentation des Rates verworfen und die Entscheidung 
des Gerichts bestätigt. 
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Die - hier nur sehr verkürzt wiedergegebene - Ent- 
scheidung des EuGH stellt eine konsequente und 
fundierte Fortsetzung der eigenen Rechtsprechung 


und zugleich einen weiteren europarechtlichen Mei- 
lenstein dar. 


Kasten b zu Nr. 2.2.2 

Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments nnd des Rates 

Artikel 4 

Ausnahmeregelung 

(1) Die Organe verweigern den Zugang zu einem Dokument, durch dessen Verbreitung Folgendes beeinträch- 
tigt würde; 

a) der Schutz des öffentlichen Interesses im Hinblick auf: 

die öffentliche Sicherheit, 

die Verteidigung und militärische Belange, 

die internationalen Beziehungen, 

die Finanz-, Währungs- oder Wirtschaftspolitik der Gemeinschaft oder eines Mitgliedstaats; 

b) der Schutz der Privatsphäre und der Integrität des Einzelnen, insbesondere gemäß den Rechtsvorschriften 
der Gemeinschaft über den Schutz personenbezogener Daten. 

(2) Die Organe verweigern den Zugang zu einem Dokument, durch dessen Verbreitung Folgendes beeinträch- 
tigt würde; 

der Schutz der geschäftlichen Interessen einer natürlichen oder juristischen Person, einschließlich des geis- 
tigen Eigentums, 

der Schutz von Gerichtsverfahren und der Rechtsberatung, 

der Schutz des Zwecks von Inspektions-, Untersuchungs- und Audittätigkeiten, es sei denn, es besteht ein 
überwiegendes öffentliches Interesse an der Verbreitung. 

(3) Der Zugang zu einem Dokument, das von einem Organ für den internen Gebrauch erstellt wurde oder bei 
ihm eingegangen ist und das sich auf eine Angelegenheit bezieht, in der das Organ noch keinen Beschluss ge- 
fasst hat, wird verweigert, wenn eine Verbreitung des Dokuments den Entscheidungsprozess des Organs ernst- 
lich beeinträchtigen würde, es sei denn, es besteht ein überwiegendes öffentliches Interesse an der Verbreitung. 

Der Zugang zu einem Dokument mit Stellungnahmen zum internen Gebrauch im Rahmen von Beratungen und 
Vorgesprächen innerhalb des betreffenden Organs wird auch dann, wenn der Beschluss gefasst worden ist, ver- 
weigert, wenn die Verbreitung des Dokuments den Entscheidungsprozess des Organs ernstlich beeinträchtigen 
würde, es sei denn, es besteht ein überwiegendes öffentliches Interesse an der Verbreitung. 

[...] 


2.2.3 Die Novellierung der PSI-Richtlinie 
- ein weiterer Schritt auf dem Weg 
zu Open Data 

Die Änderung der Riehtlinie über die Weiterverwen- 
dung von Informationen des öffentliehen Sektors 
(PSI-Richtlinie) setzt einen wichtigen Impuls fiir 
mehr Transparenz auf europäischer und nationaler 
Ebene. 

Die Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 
Rates über die Weiterverwendung von Informationen 
des öffentlichen Sektors („PSI-Richtlinie“) wurde am 
17. November 2003 beschlossen. Sie verfolgt das 


Ziel, eine unionsweite Weiterverwendung von In- 
formationen des öffentlichen Sektors zu erleichtern. 

Artikel 13 Absatz 1 der Richtlinie sah eine Evaluie- 
rung dieser Regelungsvorgaben zum 1. Juli 2008 vor. 
Hierbei kam die Europäische Kommission zu dem 
Ergebnis, dass es Hindernisse für eine erfolgreiche 
Open Data-Strategie gebe, beispielsweise ein zu 
ausgeprägtes Gewinnstreben von Behörden. Eine 
Änderung der Richtlinie war auch erforderlich ge- 
worden, um die europäische Open Data-Strategie 
angesichts der neuen technischen Möglichkeiten 
z. B. bei der Digitalisierung von Kunstwerken voran- 
zubringen. 
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Die (Änderungs-)Richtlinie 2013/37/EU des Europä- 
ischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 
wurde am 27. Juni 2013 im Amtsblatt der Europäi- 
schen Union verkündet. Zu den wichtigsten Neue- 
rungen zählt die Aufnahme von Bibliotheken, ein- 
schließlich Hochschulbibliotheken, Museen und 
Archiven in den Anwendungsbereich der Richtlinie 
(Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe 1). Diese Einrichtun- 
gen waren bisher ausdrücklich von der Verpflichtung 
ausgenommen, ihre Informationen für eine „Weiter- 
verwendung“ zur Verfügung zu stellen. Diese Aus- 
weitung des Anwendungsbereichs der Richtlinie 
bedeutet zum Beispiel, dass künftig u. a. Bestands- 
verzeichnisse, statistische Auswertungen und Berich- 
te dieser Einrichtungen technisch leichter zugänglich 
werden sollen. Die angestrebte standardisierte Digi- 
talisierung der kulturellen Bestände soll den Zugang 
zu europäischen Kulturgütern erleichtern, die sich im 
Besitz der vielfältigen Kultureinrichtungen befinden. 
Dabei handelf es sich um Bücher, Karten, Ton- und 
Filmmaterial, Handschriften und Museumsstücke. 

Mit der Änderung der Richtlinie werden die Gebüh- 
ren für die Weiterverwendung von Dokumenten auf 
die durch die Reproduktion, Bereitstellung und Wei- 
terverbreitung verursachten Grenzkosten beschränkt; 
allerdings „zuzüglich einer angemessenen Ge- 
winnspanne“ (Artikel 6 Absatz 4). 

Neu aufgenommen wurde eine Regelung zur Ver- 
wendung von offenen und maschinenlesbaren For- 
maten (Artikels Absatz 1). Artikel 2 der Richtlinie 
definiert nunmehr, was unter „maschinenlesbaren“ 
Formaten, „offenen“ Formaten und einem „formellen 
offenen Standard“ zu verstehen ist. Damit soll die 
Begrifflichkeit der Richtlinie präzisiert werden und 
die Verwendung offener, plattformunabhängiger 
Formate gefördert werden. Dem gegenüber sah die 
alte Richtlinie lediglich vor, die Dokumente in 
„elektronischer Form“ zur Verfügung zu stellen. 

Auch die geänderte Richtlinie verpflichtet die Mit- 
gliedstaaten, für die Weiterverwendung ihrer allge- 
mein zugänglichen Informationen zu sorgen (Arti- 
kel 3). Ziel ist es weiterhin, Barrieren und Wettbe- 
werbsnachteile bei der Entwicklung und Nutzung 
neuer Informationsprodukte und -dienste abzubauen. 

Die angestrebte Vereinheitlichung der nationalen 
Rechtsvorschriften soll verhindern, dass unterschied- 
liche Regelungen in den Mitgliedstaaten zu Rechts- 
unsicherheit bei der Weiterverwendbarkeit von In- 
formationen führen. 

Auch in ihrer neuen Fassung verpflichtet die PSI- 
Richtlinie nicht dazu, den Zugang zu Dokumenten zu 
gestatten (Erwägungsgrund 7 der Änderungsrichtli- 
nie). Die Regelung des Zugangs bleibt auch in Zu- 
kunft Angelegenheit der Mitgliedstaaten. Ihnen wird 
aber - anders als bisher - die Pflicht zur Schaffung 


von Weiterverwendungsmöglichkeiten bei einmal 
zugänglich gemachten Dokumenten auferlegt (Erwä- 
gungsgrund 8 der Änderungsrichtlinie). Die Informa- 
tionsfreiheitsgesetze des Bundes und der Länder, die 
das Recht auf Zugang zu Behördeninformationen 
regeln, werden daher von der Neuregelung nicht 
erfasst. 

Kritisch sehe ich die Einschränkung in Artikel 5 
Satz 1, wonach die Bereitstellung der Informationen 
zur Weiterverwendung „soweit möglich und sinn- 
voll“ erfolgen soll. Diese im Regelungsteil der Richt- 
linie nicht konkretisierte Einschränkung bleibt un- 
klar, kann weit interpretiert werden und schafft 
Raum für öffentliche Stellen, sich ihren Pflichten zu 
entziehen. 

Nicht durchsetzen konnte sich die für die Digitale 
Agenda zuständige EU-Kommissarin mit ihrem ur- 
sprünglichen Konzept für eine kostenfreie Nutzungs- 
regelung. Behörden und Institutionen ist es deshalb 
weiterhin erlaubt, Gebühren für die verfügbar ge- 
machten Daten zu verlangen. Es gibt aber auch keine 
Verpflichtung, Informationszugang und -weiterver- 
wendung zu bepreisen. Es ist den Behörden nicht 
gestattet, Gebühren nach freiem Ermessen festzuset- 
zen. Sie sollen nur so hoch sein dürfen, wie die Ver- 
vielfältigung, das Anbieten oder die Verbreitung 
Kosten verursachen (Artikel 6 Absatz 1). Ich hoffe, 
dass in der Praxis die Gebühren tatsächlich be- 
schränkt werden, die öffentliche Stellen für die Wei- 
terverwendung von Dokumenten erheben. 

Die Mitgliedstaaten der EU haben nach Inkrafttreten 
der Richtlinie zwei Jahre Zeit, die neuen Vorgaben in 
ihr nationales Recht umzusetzen. 

Artikel 13 Absatz 1 verpflichtet die Kommission zur 
Überprüfung der Anwendung der Richtlinie vor dem 
18. Juli 2018. Sie übermittelt dem Rat und dem Eu- 
ropäischen Parlament die Ergebnisse dieser Evalua- 
tion und etwaige Vorschläge für eine (weitere) Ände- 
rung der Richtlinie. 

Die Mitgliedstaaten übermitteln alle drei Jahre der 
Kommission einen Bericht über die Verfügbarkeit 
von Informationen des öffentlichen Sektors für deren 
Weilerverwendung, die Bedingungen, unter denen 
sie zugänglich gemacht werden, und über die 
Rechtsbehelfsverfahren (Artikel 12 Absatz 2). 

2.2.4 Internationale Konferenz der Infor- 
mationsfreiheitsbeauftragten in Ber- 
lin 

Informationsfreiheitsbeauftragte aus aller Welt tra- 
fen sich zu ihrer internationalen Konferenz in Berlin. 
Sie verabschiedeten die Berliner Erklärung zur Stär- 
kung der Transparenz auf nationaler und internatio- 
naler Ebene. 
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Gemeinsam mit dem Berliner Beauftragten für Da- 
tenschutz und Informationsfreiheit hat mein Vorgän- 
ger Peter Schaar vom 18. bis 20. September 2013 die 
8. Internationale Konferenz der Informationsfrei- 
heitsbeauftragten (1C1C2013) ausgerichtet. Die In- 
formationsfreiheitsbeauftragten aus aller Welt kom- 
men alle zwei Jahre zusammen, um ihre Erfahrungen 
auszutauschen und gemeinsame Perspektiven für 
mehr Transparenz auf nationaler und internationaler 
Ebene zu entwickeln. Die vorherige ICIC hatte im 
Jahr 2011 in Ottawa stattgefunden (vgl. 3. TB zur 
Informationsfreiheit Nr. 6.2.2). 

Zur ICIC 2013 konnten 35 Informationsfreiheits- 
beauftragte aus fünf Kontinenten im Abgeordneten- 
haus von Berlin begrüßt werden. Gemeinsam mit 
über 150 Teilnehmenden aus Politik, Wissenschaft, 
Verwaltung und Nichtregierungsorganisationen wur- 
den aktuelle Fragen zu Informationsfreiheit, Transpa- 
renz und Netzpolitik diskutiert. 

Zum Auftakt der Veranstaltung betonte Bundesprä- 
sident Joachim Gauck in seinem schriftlichen Gruß- 
wort die Bedeutung der Informationsfreiheit als ein 
entscheidender Teil demokratischer Kontrolle; Wer 
wie er die autoritäre Ausübung und den Missbrauch 
staatlicher Macht am eigenen Eeib erlebt habe - und 
das Verwaltungsgeheimnis als eines der Instrumente 
der Unterdrückung -, dem sei besonders klar: Trans- 
parenz und der freie Zugang zu Informationen gehör- 
ten untrennbar zu Demokratie und zu einem Ge- 
meinwesen, das nicht sich selbst, sondern dem Bür- 
ger diene. 

Auch der ehemalige Präsident des Bundesverfas- 
sungsgerichts, Prof. Dr. Dres. h. c. Hans- Jürgen Pa- 
pier, stellte in seiner Eröffnungsansprache den 
Grundsatz der Demokratie, mit dem der Grundsatz 
der Öffentlichkeit politischer Herrschaft untrennbar 
verbunden sei, in den Mittelpunkt und leuchtete von 
dort aus die facettenreiche Gesetzeslage in Deutsch- 
land zum Informationszugangsrecht aus. 

Der frühere Bundesumweltminister und ehemalige 
Exekutivdirektor des Umweltprogramms der Verein- 
ten Nationen, Prof Dr. Klaus Töpfer, schlug in sei- 
ner Rede den Bogen zur weltweiten Bedeutung der 
Transparenz, vor allem im Umweltbereich und für 
die ökologische Entwicklung. Er stellte zudem her- 
aus, dass Informationsfreiheit auch bedeute, negativ 
zu erfahren, welche Informationen die Verwaltung 
nicht besitze und somit ihren Entscheidungen nicht 
zugrunde lege bzw. legen könne. 

Den Eröffnungsreden folgten sechs Diskussionsrun- 
den, die jeweils von einem bzw. einer der teilneh- 
menden Informationsfreiheitsbeauftragten aus aller 
Welt geleitet wurden und mit nationalen und interna- 
tionalen Experten besetzt waren. 


Die ersten drei Panels standen unter dem gemeinsa- 
men Motto „Transparenz im Spannungsfeld“ und 
beleuchteten anhand spezieller Fragestellungen das 
Verhältnis von Transparenz und staatlichem Handeln 
(„Informationsfreiheit als politische Aufgabe?“), von 
Transparenz und Wirtschaft („Bleiben Untemeh- 
mensdaten in einer Black Box?“) sowie von Transpa- 
renz und Privatsphäre („Zwei Seiten derselben Me- 
daille?“). Die drei folgenden Panels widmeten sich 
Themen aus dem Bereich „Medien und Netzpolitik“. 
Erörtert wurden die Bedeutung des freien Zugangs 
zu staatlichen Informationen für die Berichterstat- 
tung der Medien („Die Medien und das Right to 
Know - was kann es leisten?“) sowie Fragen der 
Intemetregulierung und der Netzneutralität („Infor- 
mationsfreiheit im Netz - wie lange noch?“). Schließ- 
lich wurden rechtliche Grundlagen und praktische 
Beispiele proaktiver Veröffentlichung von Informa- 
tionen durch staatliche Stellen diskutiert („Open Data 
und Open Government - Informationsfreiheit 2.0?“). 

Den Abschlussvortrag hielt der ehemaliger Richter 
des Bundesverfassungsgerichts Prof Dr. Brun-Otto 
Bryde, der neue Gefahren und Herausforderungen 
für Demokratie und Informationsfreiheit konstatierte. 
Angesichts von Defiziten im Informationssystem der 
modernen Medienwelt und Transparenzmängeln im 
politischen System durch komplexe demokratische 
Entscheidungsprozesse und internationale Verflech- 
tungen müsse mit Nachdruck nach Lösungen gesucht 
werden, um den fundamentalen Zusammenhang von 
Demokratie und Informationsfreiheit zu verteidigen. 

Videomitschnitte sämtlicher Reden und Diskussions- 
runden sind im Internet abrufbar unter 
www.info-commissioners.org. 

Am letzten Konferenztag kamen die Informations- 
freiheitsbeauftragten zu ihrer internen Sitzung zu- 
sammen und verabschiedeten die Berliner Erklärung 
zur Stärkung der Transparenz auf nationaler und 
internationaler Ebene („Transparenz - der Treibstoff 
der Demokratie“, vgl. Anlage 12). Die Erklärung 
unterstützt die Anerkennung eines internationalen 
Grundrechts auf freien Informationszugang und hebt 
die Bedeutung von Artikel 19 des Internationalen 
Pakts über bürgerliche und politische Rechte vom 
16. Dezember 1966 (vgl. Kasten zu Nr. 2.2.4) hervor. 
Bekräftigt wird die von der ICIC in Ottawa 2011 
beschlossene Forderung, alle in Betracht kommenden 
Staaten sollten der Open Government Partnership 
beitreten und sie aktiv unterstützen (vgl. 3. TB zur 
Informationsfreiheit Nr. 2.4, 6.2.2). Zudem wird 
empfohlen, dass alle Staaten die Konvention des 
Europarats über den Zugang zu amtlichen Dokumen- 
ten vom 18. Juni 2009 (Tromso-Konvention) ratifi- 
zieren. 
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Kasten zu Nr. 2.2.4 

Artikel 19 des Internationalen Pakts über bürger- 
liche und politische Rechte 

(1) Jedermann hat das Recht auf unbehinderte 
Meinungsfreiheit. 

(2) Jedermann hat das Recht auf freie Meinungsäu- 
ßerung; dieses Recht schließt die Freiheit ein, ohne 
Rücksicht auf Staatsgrenzen Informationen und Ge- 
dankengut jeder Art in Wort, Schrift oder Druck, 
durch Kunstwerke oder andere Mittel eigener Wahl 
sich zu beschaffen, zu empfangen und weiter- 
zugeben. 

(3) Die Ausübung der in Absatz 2 vorgesehenen 
Rechte ist mit besonderen Pflichten und einer beson- 
deren Verantwortung verbunden. Sie kann daher 
bestimmten, gesetzlich vorgesehenen Einschränkun- 
gen unterworfen werden, die erforderlich sind 

a) für die Achtung der Rechte oder des Rufs ande- 
rer; 

b) für den Schutz der nationalen Sicherheit, der 
öffentlichen Ordnung (ordre public), der Volks- 
gesundheit oder der öffentlichen Sittlichkeit. 


3 Informationsfreiheit: Bestandsauf- 

nahme 

3.1 Grundsatzfragen im Spiegel der 
Rechtsprechung 

3.1 .1 Der presserechtliche Auskunftsan- 
spruch gegen Bundesbehörden, die 
Freiheit der Presse und das IFG 

Für Presseanfragen an Bundesbehörden gibt es zu- 
nächst keine spezialgesetzliche Grundlage neben 
dem IFG mehr. 

Bis zum 20. Februar 2013 konnten Journalisten bei 
ihrer Arbeit erwarten, dass ihnen auch die öffentli- 
chen Stellen des Bundes Auskünfte nach Maßgabe 
der Pressegesetze der Länder erteilen. Ihnen standen 
also Informationszugangsrechte nicht nur nach dem 
Informationsfreiheitsgesetz des Bundes, sondern - bis 
dato unbestritten - auch nach dem jeweiligen Lan- 
despresserecht zu. Diese Ansprüche konnten sie auch 
kumulativ ausüben und z. B. zum Einstieg in eine 
weiterführende, umfangreiche Recherche zunächst 
eine Presseauskunft und ergänzend dann die Über- 
mittlung mitunter umfangreicher Unterlagen auf der 
Grundlage des Informationsifeiheitsgesetzes verlan- 
gen. 

Schloss das IFG des Bundes im Einzelfall einen 
Anspruch aus oder kam es überhaupt nicht zur An- 
wendung, wie bei den Nachrichtendiensten, bestand 
für die journalistische Recherche jedenfalls der pres- 
serechtliche Anspruch. 


Mit Urteil vom 20. Februar 2013 (BVerwG 6 A 2.12) 
hat das BVerwG überraschend entschieden, dass die 
Landespressegesetze Behörden des Bundes nicht zur 
Auskunftserteilung verpflichten können, da den Län- 
dern insoweit die Gesetzgebungskompetenz fehle. 

Mangels einer Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
für das Presserecht hätten die Länder zwar die Be- 
fugnis, presserechtliche Regelungen zu treffen. Diese 
umfasse aber nicht alle Regelungen, die die Presse 
berühren, sondern stoße dort an Grenzen, wo sie auf 
eine vorrangige anderweitige Gesetzgebungskompe- 
tenz des Bundes treffe. Eine solche sah das BVerwG 
in der Kompetenz des Bundesgesetzgebers zur Rege- 
lung der Sachmaterie „Bundesnachrichtendienst“, 
um dessen Mitarbeiter und Quellen und deren Ver- 
halten zur Zeit des Nationalsozialismus es im vorlie- 
genden Fall ging. Die Erteilung von Presseauskünf- 
ten in diesem Bereich sieht das BVerwG als rege- 
lungstechnischen „Annex“ der dem Bund vorbehal- 
tenen Materie. 

Eine Auskunftspflicht des BND ergab sich in dem 
vom BVerwG entschiedenen Fall also weder aus 
dem Landespresserecht noch aus dem IFG des Bun- 
des, da die sog. Bereichsausnahme des § 3 Num- 
mer 8 IFG die Nachrichtendienste des Bundes von 
der Informationspflicht ausnimmt. 

Das BVerwG hat allerdings aus der in Artikel 5 Ab- 
satz 1 Satz 2 GG kodifizierten Pressefreiheit ein 
gewissermaßen provisorisches, verfassungsunmittel- 
bares Auskunftsrecht von Pressevertretern abgeleitet, 
das aber (zeitlich) nur bis zum Tätigwerden des 
(Bundes-)Gesetzgebers genutzt werden könne und 
inhaltlich nur im Sinne eines „Minimalstandards“ zu 
verstehen sei. 

Im Ergebnis lehnte das BVerwG den Informations- 
zugang im vorliegenden Fall ab, weil die fraglichen 
Informationen weder EDV-technisch aufbereitet 
beim BND vorlägen noch unter Zuhilfenahme eines 
Arbeitsberichtes sowie dazu gehöriger weiterer Un- 
terlagen beantwortet werden könnten. 

Die Entscheidung des BVerwG löste eine heftige 
Diskussion in den Medien und in der Politik aus und 
führte bereits sechs Tage nach Urteilsverkündung zur 
Vorlage des „Entwurfes eines Gesetzes zur Aus- 
kunftspflicht von Bundesbehörden gegenüber der 
Presse (Presseauskunftsgesetz)“ der SPD-Fraktion im 
Deutschen Bundestag (Bundestagsdrucksache 
17/12484 vom 26. Februar 2013). Dieser Entwurf 
fand allerdings im Plenum des Deutschen Bundesta- 
ges keine Mehrheit. 

Die Informationsfreiheitsbeauftragten von Bund und 
Ländern haben die durch die Entscheidung vom 
20. Februar 2013 angestoßene Diskussion um den 
presserechtlichen Auskunftsanspruch aufmerksam 
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verfolgt. Das Ergebnis ihrer Überlegungen haben sie 
bei ihrer 26. Konferenz am 27. Juni 2013 in Erfurt in 
der Entschließung „Für einen effektiven presserecht- 
lichen Auskunftsanspruch gegenüber allen Behörden 
- auch des Bundes“ formuliert (vgl. Anlage 10). 

Starke und zugleich plurale Medien sind unverzicht- 
bar für eine lebendige Demokratie. Unverzichtbare 
Voraussetzung starker Medien ist die - gerade auch 
rechtlich eindeutig abzusichemde - Möglichkeit der 
Recherche, die ohne eine presserechtliche Aus- 
kunftspflicht auch der Bundesbehörden in Frage 
gestellt wird. 

Gemeinsam mit meinen Kollegen aus den Ländern 
werde ich deshalb die weitere Entwicklung mit gro- 
ßem Interesse verfolgen. Abzuwarten bleibt die Ent- 
scheidung des Bundesverfassungsgerichtes über eine 
Verfassungsbeschwerde in diesem Kontext. 

3.1.2 Vergangenheitsbewältigung und 
Informationszugang? 

3.1 .2.1 Mehr T ransparenz durch die wis- 
senschaftliche Aufarbeitung der 
NS-Vergangenheit von Ministerien 
und Behörden 

Im Berichtszeitraum gab es weitere Fortschritte bei 
der Aufarbeitung der NS-Vergangenheit. Der Deut- 
sche Bundestag hat sich für eine „Forschungsklau- 
sel“ ausgesprochen, die den wissenschaftlichen 
Zugriff auf Personalakten erleichtern soll. Die Um- 
setzung steht noch aus. 

Seit mehreren Jahren beschäftigen sich Bundesminis- 
terien und einzelne große Bundesbehörden mit der 
Aufarbeitung ihrer nationalsozialistischen Vorge- 
schichte. Dies ist ein wichtiges zeitgeschichtliches 
und gesellschaftspolitisches Anliegen. Hierauf habe 
ich bereits in meinem 3. Tätigkeitsbericht zur Infor- 
mationsfreiheit hingewiesen (Nr. 3.3.2) und die Ein- 
führung einer Forschungsklausel im Bundesbeam- 
tengesetz angeregt, um den Informationszugang zu 
Personalakten früherer Mitarbeiter zu Forschungs- 
zwecken zu ermöglichen (3. TB Nr. 3.2.2. 1). 

Die große Bedeutung der Aufarbeitung der 
NS-Vergangenheit von Ministerien und Behörden 
und möglicher personeller und sachlicher Kontinuitä- 
ten hat der Deutsche Bundestag anerkannt und sich 
dabei auch für eine forschungserleichternde (aus 
meiner Sicht: forschungsermöglichende) Stärkung 
des Rechtes auf Akteneinsicht ausgesprochen (vgl. 
den Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und der 
FDP vom 16. Oktober 2012, Bundestagsdrucksache 
17/11001, S. 3, die befürwortende Beschlussempfeh- 
lung des Innenausschusses vom 29. Oktober 2012, 
Bundestagsdrucksache 17/11260, S. 4 sowie das 
Protokoll der 204. Sitzung des Deutschen Bundesta- 


ges vom 8. November 2012, S. 24700 ff (Plenarbe- 
schluss S. 24722)). 

Auch im Koalitionsvertrag für die laufende Legisla- 
turperiode (S. 130) ist vorgesehen, „die Aufarbeitung 
der NS-Vergangenheit von Ministerien und Bundes- 
behörden“ voranzutreiben. „In einer Bestandsauf- 
nahme soll der aktuelle Forschungsstand und beste- 
hende Forschungsbedarf auf Bundesebene zur Auf- 
arbeitung der frühen Nachkriegsgeschichte von Mi- 
nisterien und Behörden in der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR ermittelt werden.“ 

Für ressortübergreifende Fragen und Koordinierung 
ist die Beauftragte für Kultur und Medien zuständig. 
Unter anderem von folgenden Untersuchungen und 
Forschungsvorhaben habe ich beispielsweise im 
Rahmen meiner Tätigkeit Kenntnis erhalten; 

Im Bundesministerium des Innern wurde bei Redak- 
tionsschluss dieses Tätigkeitsberichtes „vor dem 
Hintergrund der notwendigen Haushaltsmittel [...] 
geprüft, ob und wie ein eigenes Vorhaben zur Aufar- 
beitung der frühen Nachkriegsgeschichte des BMI 
einschließlich des ehemaligen Bundesvertriebenen- 
ministeriums und des Ministeriums des Innern der 
DDR [...] bzgl. der personellen und sachlichen Kon- 
tinuitäten [...] aufgelegt werden kann.“ 

Das BKA hatte als „Vorreiter“ der großen Sicher- 
heitsbehörden des Bundes bereits 2007 begonnen, 
die Geschichte des Amtes und insbesondere die 
Gründungsphase in einer Kolloquienreihe kritisch zu 
reflektieren. Hieran schloss sich ein Forschungspro- 
jekt des BKA zur „BKA-Historie“ (- Das BKA und 
seine Gründungsgeneration in der frühen Bundesre- 
publik-) an, das bereits 2010 durch einen Zeithisto- 
riker der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg 
abgeschlossen werden konnte. Das Ergebnis wurde 
2011 in einem Sonderband der Buchreihe „Polizei 
-I- Forschung“ veröffentlicht und steht als Download 
auf der Internetseite des BKA zur Verfügung 
(www.bka.de). 

Das „Forschungsvorhaben zur Organisationsge- 
schichte des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
1950 bis 1975, unter besonderer Berücksichtigung 
der NS-Bezüge früherer Mitarbeiter in der Grün- 
dungsphase“ soll 2014 abgeschlossen werden. Teil- 
ergebnisse wurden in einer Pressekonferenz im 
Herbst 2013 vorgestellt und können auf der Home- 
page des BfV (www.verfassungsschutz.de) aufgem- 
fen werden. 

Auch der Bundesnachrichtendienst hat ein For- 
schungsprojekt in Auftrag gegeben, mit dem die 
Geschichte des BND, seiner Vorläuferorganisationen 
sowie seines Personal- und Wirkungsprofils von 
1945 bis 1968 und der Umgang mit dieser Vergan- 
genheit durch die „Unabhängige Historikerkommis- 
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sion (UHK)“, unterstützt durch eine 2010 eingesetzte 
Arbeits- und Forschungsgruppe des BND, untersucht 
werden soll. Der BND rechnet damit, dieses Projekt 
im Jahr 2016 abschließen zu können. Erste Teiler- 
gebnisse hat die UHK in einem öffentlichen Kollo- 
quium in Berlin am 2. Dezember 2013 vorgestellt. 
Diese (Teil-)Ergebnisse sollen im Frühjahr 2014 in 
einem Tagungsband veröffentlicht werden. 

Diese - hier nur exemplarisch und knapp geschilder- 
ten - Forschungsvorhaben zeigen, dass die Aufarbei- 
tung der NS-Vergangenheit Fahrt aufgenommen hat. 
Gleichwohl bleibt für Behörden und Historiker noch 
viel zu tun. Auch der Zugang zu personenbezogenen 
Daten in Personalakten in diesem Zusammenhang 
bedarf unverändert einer gesetzlichen Klärung. 

3. 1.2.2 Was dürfen Medien und Öffentlich- 
keit über die Vergangenheit ehema- 
liger Beamter wissen? 

Der Zugang zu Informationen über das Vorleben 
ehemaliger Mitarbeiter eines Ministeriums während 
des Dritten Reiches hat inzwischen auch das Verwal- 
tungsgericht Köln beschäftigt. 

Das BMELV hatte 2005 ein Gutachten zu Rolle und 
Inhalt der Agrarpolitik und Agrarforschung von Vor- 
gängerinstitutionen dieses Bundesministeriums in 
Auftrag gegeben, um - mit Blick auf eventuelle Ver- 
strickungen und Belastungen aus der Zeit des Dritten 
Reiches - zu klären, ob die Voraussetzungen für 
einen ehrenden Nachruf für 62 Pensionäre in jedem 
Einzelfall Vorlagen (vgl. 3. TB Nr. 3. 3. 2.2). Von 
diesen 62 Pensionären waren nach der Bewertung 
des Gutachters fünf als „nicht ehrwürdig“ anzusehen. 
Bei nicht wenigen Lebensläufen findet sich die zu- 
sammenfassende Bewertung „nicht kritikwürdig“; 
drei Lebensläufen begegnet der Gutachter mit der 
Bewertung „mit Respekt“. 

Ein Journalist einer großen Tageszeitung hatte Zu- 
gang zu dem Gutachten einschließlich der vom Gut- 
achter aus Personalakten entnommenen biographi- 
schen Informationen und dem jeweiligen Votum zur 
Nachrufwürdigkeit dieser inzwischen hochbetagten 
bzw. nach Erstellung des Gutachtens bereits verstor- 
benen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beantragt. 
Diese personenbezogenen Informationen waren im 
besonderen Teil des Gutachtens enthalten. Zu prüfen 
war hier, ob der Informationszugang mit Blick auf 
den besonderen Schutz von Informationen aus Unter- 
lagen, soweit diese mit dem Dienst- oder Amtsver- 
hältnis „in Zusammenhang stehen“ (§ 5 Absatz 2 
IFG, vgl. Kasten a zu Nr. 3. 1.2. 2) auch ohne Einwil- 
ligung der Betroffenen eröffnet war. Der Informati- 
onszugang zum ersten (allgemeinen) Teil des Gut- 
achtens zur Rolle der Vorgängerinstitutionen des 
Bundesministeriums wurde vor Klageerhebung ge- 


währt. Der Informationszugang zum besonderen Teil 
des Gutachtens wurde vom BMELV nur einge- 
schränkt gewährt, da die Offenlegung der geschwärz- 
ten Passagen eine Identifizierung der Betroffenen 
ermögliche und damit der Schutz personenbezogener 
Daten nicht mehr gewährleistet sei. Das Persönlich- 
keitsrecht dieser ehemaligen Mitarbeiter habe Vor- 
rang gegenüber dem journalistischen Informationsin- 
teresse. 

Bei einem dieser 62 ehemaligen Mitarbeiter hatte ich 
mich dafür ausgesprochen, den Informationszugang 
auch unabhängig von einer Einwilligung zu eröffnen, 
da die mehrjährige Zugehörigkeit dieses inzwischen 
verstorbenen Staatssekretärs zur Waffen-SS bereits 
1984 anlässlich seiner Ernennung in den Medien 
diskutiert worden war, dieser Beamte als (relative) 
Person der Zeitgeschichte anzusehen ist und - sofern 
die Personalakte bereits vom Bundesarchiv über- 
nommen wäre - der archivrechtliche Informationszu- 
gang deshalb unter Verkürzung der Sperrfrist „auf 
Null“ möglich gewesen wäre. 

Ziel der Klage des Journalisten war es, vollständige 
Einsicht in den besonderen Teil des Gutachtens zu 
erhalten. Mit Urteil vom 26. September 2013 hat das 
Verwaltungsgericht Köln entschieden, das Ministeri- 
um müsse zunächst die ehemaligen Mitarbeiter bzw. 
die nächsten Angehörigen der inzwischen verstorbe- 
nen ca. 52 Pensionäre beteiligen, um die Frage einer 
evtl. Einwilligung in den Informationszugang zu 
klären (VG Köln 13 K 1541/1 1). 

Kasten a zu Nr. 3. 1.2. 2 

§ 5 Absatz 1 und Absatz 2 IFG 

(1) Zugang zu personenbezogenen Daten darf nur 
gewährt werden, soweit das Informationsinteresse 
des Antragstellers das schutzwürdige Interesse des 
Dritten am Ausschluss des Informationszugangs 
überwiegt oder der Dritte eingewilligt hat. Besondere 
Arten personenbezogener Daten im Sinne des § 3 
Absatz 9 des Bundesdatenschutzgesetzes dürfen nur 
übermittelt werden, wenn der Dritte ausdrücklich 
eingewilligt hat. 

(2) Das Informationsinteresse des Antragstellers 
überwiegt nicht bei Informationen aus Unterlagen, 
soweit sie mit dem Dienst- oder Amtsverhältnis oder 
einem Mandat des Dritten in Zusammenhang stehen 
und bei Informationen, die einem Berufs- oder 
Amtsgeheimnis unterliegen. 

Die Möglichkeit, zwischen dem Informationszu- 
gangsinteresse und dem Schutz des Persönlichkeits- 
rechtes abzuwägen, sieht das VG für alle 
62 Pensionäre durch § 5 Absatz 2 IFG ausgeschlos- 
sen. Diese gesetzliche Regelung verbiete die in § 5 
Absatz 1 Satz 1 IFG vorgesehene Abwägung des 
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Informationszugangsinteresses mit dem Persönlich- 
keitsrecht des Amtsträgers, soweit es um Informatio- 
nen gehe, die im Zusammenhang mit einem Dienst- 
oder Amts Verhältnis stehen. Diese Voraussetzungen 
liegen nach Auffassung des VG Köln auch dann vor, 
wenn die begehrten biographischen Informationen 
aus anderen Quellen als den Personalakten gewonnen 
worden sind (vgl. Kasten b zu Nr. 3. 1.2. 2). 

Das Abwägungsverbot des § 5 Absatz 2 IFG gelte 
auch für den Informationszugang zu biographischen 
Daten bereits verstorbener Mitarbeiter, deren Dienst- 
verhältnis durch den Tod beendet ist. Auch wenn 
dies dem Wortlaut des § 5 nicht zweifelsfrei zu ent- 
nehmen sei und das allgemeine Persönlichkeitsrecht 
des Artikel 2 Absatz 1 GG mit dem Tod ende, wirke 
der Schutz der Menschenwürde über den Tod hinaus, 
wie das Bundesverfassungsgericht bereits 1971 ent- 
schieden habe. In Anlehnung an die vergleichbare 
gesetzliche Wertung in § 22 Satz 3 des Kunsturhe- 
berrechtsgesetzes (KUG) sieht das VG Köln einen 
fortwirkenden Schutz, der nicht vor Ablauf von zehn 
Jahren nach dem Tode ende. Da die inzwischen ver- 
storbenen Mitarbeiter selbst nicht mehr über eine 
evtl. Einwilligung entscheiden könnten, sei dies in 
entsprechender Anwendung des § 22 Satz 4 KUG 
Aufgabe und Recht der überlebenden Ehegatten, 
Lebenspartner oder Kinder. 

Kasten b zu Nr. 3. 1.2. 2 

VG Köln, Urteil vom 26. September 2013 
- 13 K 1541/11 - 

Besteht aber der Zweck des Gutachtens in einer Klä- 
rung der Ehrwürdigkeit der [...] ehemaligen Bediens- 
teten des Ministeriums, dann stehen die zur Anferti- 
gung des Gutachtens gewonnenen Informationen 
auch dann in Zusammenhang mit dem Dienstverhält- 
nis, wenn sie nicht unmittelbar den Personalakten 
entnommen worden waren. 

Die Kranzspende und der Nachruf knüpfen gerade an 
das frühere Dienstverhältnis an und sind Zeichen der 
Trauer und Anerkennung des Dienstherm beim Tod 
des Bediensteten, durch den das Dienstverhältnis 
endgültig beendet wird. Daher ist dem Gericht auch 
insoweit eine eigene Interessenabwägung nach § 5 
Absatz 1 IFG verwehrt; auch insoweit geht die vom 
Gesetzgeber in Absatz 2 antizipierte Abwägung vor. 

Mit Blick auf die biographischen Informationen von 
61 der 62 betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbei- 
tern kann ich mich der sorgfältig und überzeugend 
begründeten Entscheidung des VG Köln uneinge- 
schränkt anschließen. Auch beim Informationszu- 
gang zur Vita des ehemaligen Staatssekretärs konn- 
ten BMELV und Verwaltungsgericht die Systematik 
des § 5 IFG und die Sperrwirkung des § 5 Absatz 2 


IFG als - aus ihrer Sicht zwingende - Begrenzungen 
des Informationszuganges interpretieren. Aus meiner 
Sicht sollte damit aber die rechtspolitische Diskussi- 
on noch nicht beendet sein, mit dem Ziel einer stim- 
migen Gesamtregelung von Informationslfeiheits- 
und Archivrecht unter Berücksichtigung des bei 
Personen der Zeitgeschichte gesteigerten Informati- 
onsinteresses. 

3.1.3 Der Informationszugang zu Altakten 
des BND - gerichtliche Kontrolle ei- 
ner verweigerten Aktenvorlage im 
In-Camera-Verfahren 

Das In-Camera-Verfahren nach §99 Absatz 2 
VwGO ist auch dann anzuwenden, wenn die Akten- 
vorlage an das Verwaltungsgericht zum Schutz von 
Privatgeheimnissen verweigert wird. 

Gestützt auf das IFG und auf das Bundesarchivgesetz 
beantragte ein Journalist Zugang zu allen Altakten, 
die vom BND zu Adolf Eichmann angelegt worden 
waren. Da der Antrag inhaltlich nicht beschieden 
wurde, erhob der Antragsteller Untätigkeitsklage auf 
Gewährung des Informationszuganges beim Bundes- 
verwaltungsgericht, das erstinstanzlich für verwal- 
tungsgerichtliche Klagen gegen den BND zuständig 
ist. 

Im verwaltungsgerichtlichen Verfahren sind die be- 
klagten Behörden grundsätzlich verpflichtet, ihre 
„streitgegenständlichen“ und für das Gericht ent- 
scheidungserheblichen Verfahrensakten dem Ver- 
waltungsgericht vorzulegen, damit das Gericht sich 
auch auf diesem Wege ein Bild vom Sachverhalt und 
dem streitigen Anspruch machen kann (§ 99 Ab- 
satz 1 Satz 1 VwGO). Zur Gewährleistung eines 
fairen Verfahrens haben beide Parteien grundsätzlich 
Anspruch auf Einsichtnahme in die gerichtlichen 
Verfahrensakten (§ 100 Absatz 1 VwGO). 

Dieser Grundsatz wird dann durchbrochen, wenn das 
Bekanntwerden dieser Informationen aus den Ge- 
richtsakten dem Wohl des Bundes oder eines Landes 
Nachteile bereiten würde oder wenn die Vorgänge 
nach einem Gesetz oder ihrem Wesen nach geheim 
gehalten werden müssen. In diesem Fall kann die 
oberste Aufsichtsbehörde die Vorlage der Akten an 
das Verwaltungsgericht verweigern (§ 99 Absatz 1 
Satz 2 VwGO). 

Ist die Klage auf Gewährung des Informationszugan- 
ges z. B. nach Archivrecht oder nach dem IFG ge- 
richtet, würde anderenfalls der streitige Anspruch auf 
Informationszugang „quasi automatisch“ ohne sach- 
liche Prüfung der von der Verwaltung geltend ge- 
machten Geheimschutzgründe bereits mit der Ein- 
sichtnahme des Klägers in die Gerichtsakten erfüllt 
- und dies auch in Fällen, in denen die Verweigerung 
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des Informationszuganges aus Sicht des Gerichtes 
rechtmäßig gewesen wäre. 

Um hier den Geheimschutz sicherzustellen und 
zugleich dem verfassungsrechtlichen Gebot effekti- 
ven gerichtlichen Rechtsschutzes gerecht zu werden, 
hat der Gesetzgeber ein „Zurückbehaltungsrecht“ der 
beklagten Verwaltungsbehörde geregelt und ein be- 
sonderes gerichtliches Verfahren zur Prüfung der 
Voraussetzungen dieses Rechtes geschaffen, sog. 
„In-Camera-Verfahren“. Dieses (Zwischen-) Verfah- 
ren wird nicht von dem für die „eigentliche“ Sach- 
entscheidung zuständigen Spruchkörper, sondern von 
einem Fachsenat beim Oberverwaltungsgericht bzw. 
- sofern eine oberste Bundesbehörde die Aktenvorla- 
ge mit einer Sperrerklärung verweigert - vom Fach- 
senat beim Bundesverwaltungsgericht auf Antrag 
einer der beiden Parteien durchgeführt. 

Dem Fachsenat beim BVerwG sind die - jedenfalls 
aus Sicht der obersten Bundesbehörde - sensiblen 
und deshalb geheimhaltungsbedürftigen Unterlagen 
vorzulegen. Der Kläger des ffauptsacheverfahrens 
hat in diesem Zwischenverfahren grundsätzlich kein 
Recht auf Einsicht in die Gerichts- und Behördenak- 
ten. 

Damit wird eine Überprüfung durch ein unabhängi- 
ges Gericht ermöglicht, wenn auch (nur) in einem 
„asymmetrischen“ Verfahren ohne Teilnahme und 
ohne Akteneinsicht des Klägers. 

Kommt der Fachsenat zu dem Ergebnis, dass die 
Verweigerung der Aktenvorlage an das ffauptsac he- 
gericht teilweise oder zur Gänze gerechtfertigt ist, 
stellt der Fachsenat dies verbindlich fest, ohne in 
seinem Beschluss Art und Inhalt der geheimhal- 
tungsbedürftigen Informationen offenzulegen. Das 
für die Entscheidung in der Hauptsache zuständige 
Gericht ist an diese Entscheidung gebunden und 
kann die Vorlage der Verwaltungsvorgänge zu den 
Gerichtsakten insoweit nicht (mehr) verlangen. 

Im vorliegenden Fall kam der vom Kläger angerufe- 
ne Fachsenat zu dem Ergebnis, die Weigerung des 
als Aufsichtsbehörde beigeladenen Bundeskanzler- 
amtes, die Unterlagen dem Hauptsachegericht voll- 
ständig und ungeschwärzt vorzulegen, sei nur teil- 
weise zu Recht erfolgt. Rechtfertigungsgründe für 
die Schwärzung bloßer Querverweise auf andere 
Vorgänge oder der Schwärzung mit „Decknamen“ 
bezeichneter, abgeschlossener Operationen seien 
nicht zu erkennen. 

Dabei hat der Fachsenat des BVerwG unter Bezug- 
nahme auf frühere Entscheidungen noch einmal be- 
tont, dass (auch) „ein grundrechtlich abgesichertes 
Interesse betroffener Dritter an einer Geheimhaltung 
bestimmter persönlicher Daten ein tragföhiger Grund 
(sei), um die Vorlage von Akten in einem gerichtli- 


chen Verfahren nach § 99 Absatz 1 Satz 2 VwGO zu 
verweigern“ (BVerwG, Beschluss vom 10. Januar 
2012 - 20 F 1/11, 7 A 15/10). Allerdings „greift die- 
ser Schutz persönlicher Daten nicht unterschiedslos, 
sondern nur soweit, als diese Daten (noch) schutz- 
würdig sind.“ Daran fehlt es nach Auffassung des 
Fachsenates, „wenn es sich um Personen der Zeitge- 
schichte handelt, die in den Unterlagen nur in ohne- 
hin bekannten Zusammenhängen angeführt werden, 
oder wenn es sich um persönliche Daten handelt, die 
in allgemein zugänglichen Quellen erwähnt worden 
sind, und diese Quellen, etwa Zeitungsberichte oder 
sonstige Publikationen, in den Unterlagen lediglich 
wiedergegeben sind, ohne dass dadurch weiterfüh- 
rende Rückschlüsse ermöglicht werden.“ 

Das BVerwG bestätigt damit, dass nicht nur im staat- 
lichen Funktionsinteresse zu wahrende, „originär 
staatliche Geheimnisse“, sondern auch grundrecht- 
lich geschützte „Diskretionsinteressen“ Privater zu 
einer rechtmäßigen Beschränkung oder sogar zu 
einem rechtmäßigen Ausschluss der Aktenvorlage an 
das Hauptsachegericht führen können. 

Zum Kreis der - auch im verwaltungsgerichtlichen 
Verfahren grundsätzlich schutzbedürftigen und im 
In-Camera-Verfahren zu prüfenden - Diskretionsinte- 
ressen Privater gehören aber nicht nur die durch § 5 
IFG vor dem Informationszugang Dritter geschützten 
Rechtspositionen, sondern auch exklusives, konkur- 
renzrelevantes kaufmännisches Wissen und betriebs- 
technisches Know How, das grundrechtlich durch 
Artikel 12 und 14 GG und im Kontext des IFG durch 
§ 6 Satz 2 IFG geschützt wird. 

„Bei Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen handelt es 
sich um Vorgänge, die nach § 99 Absatz 1 Satz 2 
VwGO ihrem Wesen nach geheim zu halten sind“ 
(Beschluss des BVerwG vom 11. Juni 2010 
- BVerwG 20 F 12.09 -). 

Nachdem die Anwendbarkeit des In-camera- Verfah- 
rens nach § 99 VwGO somit auch hinsichtlich der 
unterschiedlichen, verfassungsrechtlich geschützten 
Geheimnisse Privater durch höchstrichterliche Aus- 
legung der VwGO geklärt ist, würde ich es gleich- 
wohl begrüßen, wenn bei Gelegenheit einer künfti- 
gen Überarbeitung der VwGO auch eine entspre- 
chende gesetzliche Klarstellung erfolgen würde. 

3.1 .4 Welche Behörde ist zur Verfügung 
über die begehrten Informationen 
berechtigt? 

Die Bundesministerien sind nach meiner Auffassung 
regelmäßig zur Verfügung über die von den Behör- 
den ihres Geschäftsbereiches im Rahmen der Fach- 
aufsicht vorgelegten amtlichen Informationen be- 
rechtigt. „Kehrseite“ der Verfügungsbefugnis ist die 
Verpflichtung, IFG-Anträge zu diesen Informationen 



Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


-37- 


Drucksache 18/1200 


zu bescheiden (vgl. § 7 Absatz 1 Satz 1 IFG). Das 
Verwaltungsgericht Berlin hat dies allerdings anders 
gesehen. 

Die Richtlinie für das Nachrichtendienstliche Infor- 
mationssystem (NADIS) wurde vom BfV in Zusam- 
menarbeit mit den Landesbehörden für den Verfas- 
sungsschutz entwickelt und von der Konferenz der 
Innenminister und -Senatoren (IMK) mit Beschluss 
vom 6. Mai 1994 gebilligt. Sie war Grundlage für die 
Nutzung des technisch vom BfV im 
Bund-Länder- Verbund betriebenen elektronischen 
Informationssystems. Zwischenzeitlich ist NADIS zu 
einer umfassenden Wissensdatenbank (NADIS WN) 
der Verfassungsschutzämter ausgebaut worden, in 
der auch inhaltliche Daten zu Personen gespeichert 
und von allen Teilnehmern abgerufen werden kön- 
nen. 

Das neue Nachrichtendienstliche Informationssystem 
wurde im Juni 2012 in Betrieb genommen, (vgl. 
24. TB Datenschutz, Nr. 7.5.1). Die NADIS-Richt- 
linie, die Dateianordnung NADIS-WN sowie die 
Durchführungsbestimmungen sind gemäß § 4 Ab- 
satz 1 Sicherheitsüberprüfungsgesetz i. V. m. der 
„Allgemeinen Verwaltungsvorschrift des Bundesmi- 
nisteriums des Innern zum materiellen und organisa- 
torischen Schutz von Verschlusssachen (VSA)“ als 
„VS - Nur für den Dienstgebrauch“ (VS-NfD) einge- 
stuft. 

Ein Antrag auf Informationszugang zu den „NADIS- 
Richtlinien“ wurde vom BMI (zunächst) unter Hin- 
weis auf die Einstufung als Verschlusssache abge- 
lehnt. Auch Widerspruch und Klage blieben erfolg- 
los. Das VG Berlin sah - wie das beklagte BMI - 
keine Verfügungsbefugnis des BMI als Klagegegner. 

In den Urteilsgründen verweist das Gericht zunächst 
auf die Begründung des IFG-Entwurfes, nach der 
grundsätzlich der Urheber der Information verfü- 
gungsberechtigt sei (Bundestagsdrucksache 15/4493, 
S. 14). 

Hieran anknüpfend erläutert es Sinn und Zweck der 
Verfügungsbefugnis als Voraussetzung des Informa- 
tionszuganges: 

Werde die Information „im weiteren Verlauf anderen 
Behörden übermittelt und ist sie demnach an mehre- 
ren Stellen verfügbar, soll mit dem Merkmal der 
Verfügungsberechtigung eine sachangemessene Ent- 
scheidungszuständigkeit ermöglicht werden [...]. 
Insbesondere angesichts der umfangreichen Abstim- 
mungspraxis unter den Behörden, aufgrund derer 
diese in großem Umfang als Teil der bei ihnen ge- 
führten Akten über Informationen verfügen, die nicht 
von ihnen erhoben worden sind, sollen die Verfahren 
auf Informationszugang bei der Behörde konzentriert 
werden, der die größte Sachnähe zum Verfahren 


zukommt bzw. die Verfahrensführung innehat“ 
(VG Berlin, Urteil vom 10. September 2013, 
-VG2K6L13, S. 4-). 

Daran anschließend weist das VG zutreffend auf die 
- im Regelfall bestehende - Übereinstimmung von 
(Informations-)Besitz und Verfügungsberechtigung 
hin. 

Einen solchen Regelfall sah das VG hier jedoch 
nicht, da Urheber der fraglichen Informationen das 
BfV sei, das selbst aufgrund der Bereichsausnahme 
nach § 3 Nummer 8 IFG unabhängig von der Sensi- 
bilität und Geheimschutzbedürftigkeit der fraglichen 
Information im Einzelfall vom Anwendungsbereich 
des IFG ausgenommen sei. 

Aus dem Schutzzweck dieser Bereichsausnahme 
leitet das Gericht dann den Ausschluss einer „still- 
schweigenden oder gesetzlichen Übertragung der 
Verfügungsbefugnis“ vom BfV auf das BMI ab. 

Dies überzeugt mich nicht. 

Es ist schon fraglich, ob das BfV und die Landesbe- 
hörden für Verfassungsschutz alleinige „Urheber“ 
der aktualisierten NADIS-Regelungen sind. 

Gesetzliche Zustimmungserfordemisse (vgl. § 8 
Absatz 2 Satz 3, § 14 Absatz 1 Satz 1, § 19 Absatz 4 
Satz 2 BVerfSchG) bedeuten, dass das fachaufsicht- 
lich zuständige Ressort zur Prüfung unter praktischen 
und rechtlichen Aspekten berechtigt und verpflichtet 
ist und seine Prüfergebnisse und evtl. Weisungen bei 
der abschließenden Formulierung zu berücksichtigen 
bzw. zu befolgen sind. 

Damit ist das BMI „Miturheber“ der fraglichen In- 
formationen, seine Verfügungsbefugnis lässt sich 
nicht durch die (nur) für das BfV als weiteren Urhe- 
ber geregelte Bereichsausnahme ausschließen. 

Eine umdeutende Interpretation der Verfügungsbe- 
fugnis im Sinne einer „verlängerten Bereichsaus- 
nahme“ wäre im übrigen mit dem eindeutigen Wort- 
laut des § 3 Nummer 8 IFG nicht in Einklang zu 
bringen, der nur die Nachrichtendienste des Bundes 
und „sonstige öffentliche Stellen des Bundes, soweit 
sie Aufgaben im Sinne des § 10 Nummer 3 des Si- 
cherheitsüberprüfungsgesetzes wahmehmen“ vom 
Anwendungsbereich des IFG ausnimmt. Das BMI 
beaufsichtigt das BfV, ist aber selbst kein Nachrich- 
tendienst des Bundes. Das BMI ist gemäß § 1 Si- 
cherheitsüberprüfungsfeststellungsverordnung 
(SÜFV) auch keine öffentliche Stelle des Bundes, die 
Aufgaben im Sinne des § 10 Nummer 3 des SÜG 
wahmimmt. 

Der Informationszugang konnte deshalb nach meiner 
Auffassung nicht bereits mit Hinweis auf die fehlen- 
de Verfügungsbefugnis ab gelehnt werden. Der Aus- 
schlusstatbestand des § 3 Nummer 4 IFG (fortbeste- 
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hende, aktuelle Geheimhaltungsbedürftigkeit) wurde 
im geschilderten Fall nicht mehr geprüft. 

3.1 .5 Der Schutz behördlicher Beratungen 
- eine Allzweckwaffe? 

Der Ausnahmetatbestand des § 3 Nummer 3 Buch- 
stabe b IFG erfreut sich bei den Behörden großer 
Beliebtheit. Doch auch an ihn sind strenge Anforde- 
rungen zu stellen. 

Nach § 3 Nummer 3 Buchstabe b IFG besteht der 
Anspruch auf Informationszugang nicht, „wenn und 
solange die Beratungen von Behörden beeinträchtigt 
werden“. 

Wie ich schon seit längerer Zeit feststellen muss, 
wird dieser Ablehnungsgrund immer wieder gerne 
von den Behörden herangezogen, häufig auch als 
zusätzliche (Hilfs-)Argumentation neben anderen 
vorgebrachten Ablehnungsgründen. Für die Bun- 
desministerien hat der Ablehnungsgrund des § 3 
Nummer 3 Buchstabe b IFG zudem zusätzliche Be- 
deutung erlangt, seit das Bundesverwaltungsgericht 
im Jahr 2011 klargestellt hat, dass auch Regierungs- 
handeln dem IFG unterliegt (vgl. 3. TB Nr. 3.2.1). In 
Fällen, in denen sich die Ministerien früher hinter 
dem Begriff der „Regierungstätigkeit“ versteckt 
hätten, um Informationen nicht offenlegen zu müs- 
sen, stellt sich nun häufig die Frage, ob nicht statt 
dessen der „Schutz behördlicher Beratungen“ eine 
Ablehnung des Informationszugangs rechtfertigen 
könnte (vgl. Kasten zu Nr. 3.1.5). 

Kasten zu Nr. 3.1.5 

§ 3 Nummer 3 IFG 

Der Anspruch auf Informationszugang besteht nicht, 

3 . wenn und solange 

a) die notwendige Vertraulichkeit internatio- 
naler Verhandlungen oder 

b) die Beratungen von Behörden beeinträch- 
tigt werden, 

Hintergrund hierfür ist häufig die Befürchtung, die 
Offenlegung beispielsweise von Besprechungsproto- 
kollen könnte behördliche Diskussionsprozesse be- 
einträchtigen oder Beteiligte davon abhalten, ihre 
Meinung künftig noch unbefangen und frei zu äu- 
ßern. Ich will nicht bestreiten, dass in einzelnen Fäl- 
len eine solche Gefahr tatsächlich besteht und es 
rechtfertigen kann, den Zugang zu bestimmten In- 
formationen zu verweigern. § 3 Nummer 3 Buchsta- 
be b IFG kann und darf von den Behörden aber nicht 
als pauschale „Allzweckwaffe“ genutzt werden. 

Eine Behörde, die sich auf den Schutz behördlicher 
Beratungen beruft, muss die Tatbestandsvorausset- 
zungen von § 3 Nummer 3 Buchstabe b IFG einzel- 


fallbezogen, hinreichend substantiiert und konkret 
darlegen. Aufgrund des gesetzlichen Regel-Aus- 
nahme-Verhältnisses ist die Vorschrift - wie alle 
Ausnahmetatbestände des IFG - eng auszulegen. 
Hierzu hat die Rechtsprechung inzwischen die fol- 
genden Leitlinien entwickelt (vgl. z. B. BVerwG, 
Beschluss vom 18. Juli 2011 -7B 14/11 -; 

OVGNRW, Urteil vom 2. November 2011 
-8A475/10 -; VG Berlin, Urteil vom 25. August 
2011 -2K50.il -; VGKöln, Urteil vom 22. No- 
vember 2012 - 13 K 5281/11 -); 

Der Wortlaut des § 3 Nummer 3 Buchstabe b IFG ist 
- darüber dürfte Einigkeit bestehen - sprachlich 
missglückt. Die Einschränkung „notwendige Ver- 
traulichkeit“, die dem Wortlaut nach lediglich für § 3 
Nummer 3 Buchstabe a IFG („notwendige Vertrau- 
lichkeit internationaler Verhandlungen“) gilt, muss 
aus systematischen und teleologischen Gründen auch 
auf § 3 Nummer 3 Buchstabe b IFG erstreckt werden 
(vgl. OVG NRW a.a.O.). Die Offenlegung der In- 
formation muss also die „notwendige Vertraulichkeit 
der Beratungen von Behörden“ beeinträchtigen. Es 
reicht somit nicht aus, eine Beratung in nichtöffentli- 
cher Sitzung abzuhalten, um allein dadurch den 
Schutz von § 3 Nummer 3 Buchstabe b IFG zu errei- 
chen. Vielmehr muss die Vertraulichkeit der Bera- 
tung in dem konkreten Einzelfall notwendig sein. 
Dass die Rechtsprechung dies für den speziellen Fall 
der Deutschen Lebensmittelbuch-Kommission ange- 
nommen hat (BVerwG a.a.O.; OVG NRW a.a.O.), 
darf nicht dazu verleiten, die stark auf die Besonder- 
heiten des Einzelfalls abstellende Begründung ohne 
Weiteres auch auf andere Gremien zu übertragen. 

Zweck der Vorschrift ist es, einen unbefangenen und 
freien Meinungsaustausch innerhalb einer Behörde 
oder zwischen Behörden zu gewährleisten. Schutzob- 
jekt ist dementsprechend nur der eigentliche Vorgang 
der behördlichen Entscheidungsfindung. In der 
Rechtsprechung hat sich hierzu die durchaus treffen- 
de Formel herausgebildet, geschützt sei der Bera- 
tungsprozess im engeren Sinne - d.h. die Bespre- 
chung, Beratschlagung und Abwägung, mithin der 
eigentliche Vorgang des Überlegens -, nicht aber die 
hiervon zu unterscheidenden Tatsachengrundlagen 
und die Grundlagen der Willensbildung (Beratungs- 
gegenstand) sowie das Ergebnis der Willensbildung 
(Beratungsergebnis). 

Weiter setzt § 3 Nummer 3 Buchstabe b IFG eine 
„Beeinträchtigung“ der behördlichen Beratungen 
voraus. Insoweit bedarf es einer Prognose im jewei- 
ligen Einzelfall, ob das Bekanntwerden der Informa- 
tion sich auf die Beratungen einer Behörde behin- 
dernd oder hemmend auswirkt. Aufgrund der gebo- 
tenen restriktiven Auslegung genügt nicht jede all- 
gemein in Betracht zu ziehende nachteilige Auswir- 
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kung, sondern nur eine ernsthafte, konkrete Gefähr- 
dung der geschützten Belange. Die befürchteten 
negativen Auswirkungen müssen anhand der jeweili- 
gen Umstände des Einzelfalls nachvollziehbar belegt 
werden. 

§ 3 Nummer 3 Buchstabe b IFG enthält außerdem 
mit der Wendung „solange“ eine zeitliche Begren- 
zung, d. h. der Informationszugang ist grundsätzlich 
nur aufgeschoben. Bereits in meinem 3. Tätig- 
keitsbericht zur Informationsfreiheit (Nr. 3.2.3) hatte 
ich dargestellt, dass nach Auffassung des Bundes- 
verwaltungsgerichts (a.a.O.) der Abschluss des lau- 
fenden Verfahrens keine unüberwindbare zeitliche 
Grenze für die Anwendbarkeit von § 3 Nummer 3 
Buchstabe b IFG darstellt, also auch eine Beeinträch- 
tigung erst künftiger Beratungen im Einzelfall den 
Tatbestand durchaus erfüllen kann. Hierzu bedarf es 
allerdings stets der Darlegung einer konkreten Ge- 
fahr, dass die künftige Arbeitsfähigkeit oder Aufga- 
benerfüllung des befreffenden Gremiums durch Of- 
fenlegung des Beratungsinhalts in unzumutbarerer 
Weise beeinträchtigt würde. 

In diesem Zusammenhang begrüße ich die Entschei- 
dung des Verwaltungsgerichts Berlin (Urteil vom 
9. Juni 201 1 - 2 K 46.1 1 -), in der es die Befürchtung 
des BMJ, zukünftig würden Behördenmitarbeiter bei 
Gesetzesvorhaben ihre Rechtsauffassungen nicht 
mehr äußern, wenn sie mit deren späterer Publikation 
rechnen müssten, als femliegend zurückgewiesen 
hat, weil ein solches Verhalten „einer Arbeitsverwei- 
gerung gleichkäme“. 

Ich werde weiterhin kritisch beobachten, wie der 
Ausnahmetatbestand des § 3 Nummer 3 Buchstabe b 
IFG in der Praxis eingesetzt wird. 

3.2 Allgemeine Fragestellungen 

3.2.1 Wer entscheidet über den Informati- 

onszugang bei Auftragsdatenverar- 
beitung? 

Ein staatlicher IT-Dienstleister muss in der Regel 
keine Auskunft erteilen, wenn er Daten für eine an- 
dere Bundesbehörde im Auftrag verarbeitet. 

Die Frage, welche Stelle bei einer Auftragsdatenver- 
arbeitung zur Gewährung des Informationszuganges 
verpflichtet ist, hat mich im Berichtszeitraum mehr- 
fach beschäftigt: 

Eine Petentin hatte beim Zentrum für Informati- 
onsverarbeitung und Informationstechnik (ZI- 
VIT) Zugang zu Informationen beantragt, die 
dieses im Auftrag der Bundesfinanzverwaltung 
verarbeitet. 

Beim Informationsservice Projektforderung im 
Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt 


e. V. wurde Zugang zu Informationen beantragt, 
über die dieses als Auftragsdatenverarbeiter für 
Bundesbehörden und deren Projektträger ver- 
fügt. 

Das Bundesverwaltungsamt als behördlicher 
Dienstleister, der bereits vielfältige Aufgaben für 
eine große Zahl von Ressorts und Behörden im 
Rahmen einer Auftragsdatenverarbeitung wahr- 
nimmt, hat mich um eine grundlegende Klärung 
der Frage gebeten. 

In allen Fällen ging es um Dienstleister, die die je- 
weils definierte, unselbständige Datenverarbeitung 
für die weiterhin für die jeweilige Gesamtaufgabe 
zuständige und verantwortliche Bundesbehörde 
übernommen haben. Inhaltlich ging es jeweils um 
Informationen, die Gegenstand einer Auftragsdaten- 
verarbeitung waren. 

Nach § 7 Absatz 1 Satz 1 IFG entscheidet die Behör- 
de über den Antrag auf Informationszugang, die zur 
Verfügung über die begehrten Informationen berech- 
tigt ist. Zuständig ist danach jede Behörde, bei der 
die Informationen gemäß § 3 Nummer 5 IFG „Be- 
standteil der eigenen Vorgänge“ geworden sind. 
Welche Vorgänge das sind, lässt sich aus den Akten- 
plänen erkennen, die nach § 11 IFG allgemein zu- 
gänglich zu machen sind. Werden die Informationen 
nicht Bestandteil der eigenen Akten, besteht bereits 
dem Grunde nach kein Anspruch auf Informations- 
zugang. 

Grundsätzlich kann eine Behörde sowohl über ihre 
eigene als auch über von ihr selbst erhobene Infor- 
mationen verfügen. Bei Unterlagen, die die Behörde 
von Dritten oder von anderen Behörden und Einrich- 
tungen erhalten hat, ist maßgebend, ob die Behörde 
über diese Information kraft Gesetzes oder 
- gegebenenfalls stillschweigender - Vereinbarung 
ein eigenes Verfügungsrecht erhält (Gesetzesbegrün- 
dung zu § 7 Absatz 1 Satz 1 IFG; Bundestagsdruck- 
sache 15/4493, S. 14). 

Es ist somit im IFG - anders als in den landesrechtli- 
chen Parallelregelungen, die im Ergebnis auf die 
Zuständigkeit für die Aktenführung einer Behörde 
oder wie das Umweltinformationsgesetz (UIG), auf 
das tatsächliche Vorhandensein einer Information 
abstellen- zwischen dem „faktischen Informations- 
besitz“ und der Verfügungsberechtigung zu unter- 
scheiden. 

Auftragsdatenverarbeitung nach § 11 BDSG ist die 
Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von perso- 
nenbezogenen Daten durch einen Dienstleister im 
Auftrag der (hier zunächst im Sinne des Daten- 
schutzrechtes) verantwortlichen Stelle. Bei der Da- 
tenverarbeitung im Auftrag wird nicht die 
(Haupt-)Aufgabe selbst ausgelagert, zu deren Zweck 
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die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von (per- 
sonenbezogenen) Daten erfolgt, sondern lediglich der 
zur Aufgabenerledigung erforderliche „technische 
und organisatorische“ Umgang mit den Daten. Eine 
eigene Verfiigungsbefugnis der Behörde, die im 
Rahmen einer - rechtlich durch § 1 1 BDSG gepräg- 
ten - Auftragsdatenverarbeitung IT-Dienstleistungen 
für eine andere Behörde erbringt, wird mit der Be- 
auftragung nicht begründet. 

Dem Dienstleister wird der Umgang mit den Daten 
nach Weisung und unter materieller Verantwortung 
des Auftraggebers übertragen, der nach § 11 Ab- 
satz 1 Satz 1 BDSG weiterhin für die Einhaltung der 
Datenschutzvorschriften verantwortlich bleibt. 

Die datenschutzrechtliche Regelung der Verantwort- 
lichkeit bei Auftragsdatenverarbeitung stützt die 
Annahme einer Verantwortung des Auftraggebers für 
die Gewährleistung des Informationszuganges. Da- 
tenschutzrechtliche Verantwortlichkeit des Auftrag- 
gebers und Verfügungsbefugnis i. S. d. IFG sind 
damit gewissermaßen „zwei Seiten derselben Me- 
daille“. 

Richtet ein Antragsteller seinen Antrag an die auf- 
tragnehmende Behörde, muss diese ihn darauf hin- 
weisen, dass sie unzuständig ist und ihm die zustän- 
dige Stelle benennen (§ 25 VwVfG). Eine Pflicht zur 
Weiterleitung an die zuständige Behörde besteht 
zwar nicht. Eine Behörde sollte dies aber im Rahmen 
eines bürgerfreundlichen Verwaltungshandelns tun, 
wenn der Antragsteller dies wünscht. 

Begehrt ein Antragsteller dagegen Zugang zu Infor- 
mationen des Auftragnehmers zur organisatorischen 
Durchführung der Auftragsdatenverarbeitung wie 
beispielsweise die Vereinbarung („Auftrag“) nach 
§ 1 1 Absatz 2 Satz 2 BDSG oder Unterlagen über die 
konkrete Umsetzung technischer und organisatori- 
scher Maßnahmen, ist dieser über diese „durchfüh- 
rungsbezogenen“ Informationen verfügungsberech- 
tigt und mithin auskunftspflichtig. 

Anders sind allerdings die Sachverhalte zu beurtei- 
len, bei denen es sich um eine Funktionsübertragung 
handelt. Bei dieser wird auch die der Erhebung, Ver- 
arbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten 
zugrunde liegende Aufgabe ganz oder teilweise ab- 
gegeben. Die in Anspruch genommene Serviceein- 
richtung erbringt - über die technische Durchführung 
des Umgangs mit personenbezogenen Daten hinaus - 
materielle Leistungen mit Hilfe der überlassenen 
Daten. Sie handelt hierbei eigenverantwortlich und 
ist über diese Daten verfügungsberechtigt. 


3.2.2 Informationen aus dem Nationalen 
Waffen reg ister 

Ist das Waffenregistergesetz eine spezialgesetzliche 
Regelung i. S. d. § 1 Absatz 3 IFG? 

Ein Petent hatte beim Bundesverwaltungsamt (BVA) 
als Registerbehörde Informationen aus dem Nationa- 
len Waffenregister begehrt. Dies wurde vom BVA 
unter Hinweis auf den Vorrang spezialgesetzlicher 
Regelungen (§ 1 Absatz 3 IFG) abgelehnt. 

Regelungen zum Informationszugang gibt es nicht 
nur im IFG, sondern auch in zahlreichen weiteren 
Gesetzen. Dabei gehen grundsätzlich spezialgesetzli- 
che Bestimmungen dem IFG vor, und zwar unabhän- 
gig davon, ob sie ein engeres oder ein weiteres Zu- 
gangsrecht gewähren. Dies gilt jedoch nur, soweit 
der Anwendungsbereich der Spezialnorm reicht und 
sie als abschließende Regelung anzusehen ist. 

Der Zweck des Registers ist in § 1 des Nationalen 
Waffenregistergesetzes (NWRG) festgelegt. Dieses 
dient danach der Speicherung und Übermittlung von 
Daten, die erforderlich sind, um erlaubnispflichtige 
Schusswaffen sowie waffenrechtliche Erlaubnisse, 
Ausnahmen, Anordnungen, Sicherstellungen oder 
Verbote Personen zuordnen zu können. Durch die 
Übermittlung der im Register gespeicherten Daten an 
die in § 10 NWRG (abschließend) aufgeführten Be- 
hörden sollen diese bei der Erfüllung der dort ge- 
nannten Aufgaben unterstützt werden. § 1 Absatz 4 
NWRG schreibt zudem vor, dass die Registerbehör- 
de (BVA) die ihr nach diesem Gesetz übermittelten 
Daten nur nach Maßgabe dieses Gesetzes verwenden 
darf (vgl. 24. TB zum Datenschutz, Nr. 8.7). 

Neben der in den §§ 10 ff NWRG geregelten Über- 
mittlung von Daten an berechtigt abfragende Stellen 
(Waffenbehörden, Polizeien des Bundes und der 
Länder, Justiz- und Zollbehörden, Steuerfahndung 
sowie Nachrichtendienste) für den in § 1 Absatz 1 
genannten Zweck und der Übermittlung von anony- 
misierten Angaben für statistische Zwecke nach § 1 5 
an den dort abschließend definierten Empfängerkreis 
ist nur noch die Auskunftserteilung an die Betroffe- 
nen, die im Register gespeichert sind, vorgesehen 
(§ 19 NWRG). 

Diese enge Begrenzung und die Einschränkung der 
Zulässigkeit der Übermittlung von Registerdaten 
verdeutlicht, dass eine Nutzung zu anderen Zwecken 
vom Gesetzgeber nicht gewollt ist (vgl. Bundestags- 
drucksache 17/8987, Amtliche Begründung zu § 10, 
S. 22). Die angeführten „adressatenspezifischen“, 
zugangslenkenden speziellen Regelungen des 
NWRG haben Vorrang gegenüber dem IFG i. S. e. 
Ausschließlichkeit und sperren den Rückgriff auf die 
allgemeine „Jedermann-Regelung“ des Informati- 
onszuganges in § 1 Absatz 1 IFG. 
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Gegen die Ablehnung des Antrages durch das BVA 
bestanden mithin keine Bedenken. 

(Zu § 1 Absatz 3 IFG vgl. auch unter Nr. 3.2.5, 5.1.3, 
5.4.2). 

3.2.3 Wie weit geht das Organisations- 
recht einer Behörde? 

Ein Ministerium kann die Bearbeitung von IFG-An- 
trägen auch für die ihm nachgeordneten Behörden 
organisationsrechtlich festlegen. 

Obwohl sein Antrag auf Informationszugang an das 
Luftwaffenamt gerichtet war, wurde er vom Bun- 
desministerium der Verteidigung beschieden - ohne 
(vorherige) Mitteilung über die Weiterleitung. Der 
Petent bat mich um Stellungnahme, ob dies zulässig 
sei. 

Auf seinen Antrag hin hatte ihm das Luftwaffenamt 
mitgeteilt, er möge seinen Informationswunsch direkt 
an das insoweit zuständige BMVg richten. Dies tat 
der Petent jedoch nicht. Gleichwohl erhielt er zu 
seiner Überraschung den Bescheid mit Informationen 
vom BMVg. Die dafür erhobenen Gebühren zahlte 
der Petent nicht, weil er beim BMVg keinen Antrag 
gestellt hatte. 

Als die Zwangsvollstreckung eingeleitet wurde, ver- 
suchte der Petent, diese durch eine Klage vor dem 
Verwaltungsgericht abzuwenden. 

Vom Gericht war nun die Frage zu klären, ob die 
Bescheidung durch das BMVg zulässig war, obwohl 
der Petent seinen Antrag nicht dort, sondern bei einer 
Behörde im Geschäftsbereich gestellt hatte. 

Nach § 7 Absatz 1 Satz 1 IFG entscheidet über den 
Antrag auf Informationszugang die Behörde, die zur 
Verfügung über die begehrten Informationen berech- 
tigt ist. Verfügen mehrere Stellen innerhalb einer 
Verwaltung über die Information, bestimmt das Or- 
ganisationsrecht der Behörde, welche Stelle über den 
Informationszugang entscheidet. 

Nach diesen Grundsätzen ist nach Auffassung des 
Gerichts die Erteilung der Auskunft durch das 
BMVg nicht zu beanstanden. Die begehrten Informa- 
tionen waren auch beim BMVg vorhanden, nachdem 
sie zuvor das BMVg als übergeordnete und wei- 
sungsbefugte Instanz beim Luftwaffenamt erhoben 
hatte. 

Da dem Luftwaffenamt als höherer Kommandobe- 
hörde im Wesentlichen militärische und nicht primär 
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung gegenüber 
dem Bürger obliegen, hatte das BMVg von seiner 
behördlichen Organisationsbefugnis Gebrauch ge- 
macht und die Entscheidungsbefugnis an sich gezo- 
gen. 


Dabei spielt es nach Auffassung des Gerichts auch 
keine Rolle, dass der Petent gar keinen Antrag auf 
Auskunft an das BMVg gerichtet habe. Schließlich 
sei er vom Luftwaffenamt darüber informiert wor- 
den, dass dieses für eine Auskunftserteilung nach 
dem IFG nicht zuständig sei und der Antragsteller 
sich unmittelbar an das BMVg wenden solle. Vor 
diesem Hintergrund durfte das Luftwaffenamt nach 
Auffassung des VG davon ausgehen, der Antragstel- 
ler sei mit einer Weiterleitung seiner Eingaben an das 
BMVg einverstanden, zumal die Schreiben keine 
Anhaltspunkte dafür enthielten, der Antragsteller 
wolle für den Fall einer fehlenden Zuständigkeit des 
Luftwaffenamtes auf eine Auskunftserteilung ver- 
zichten (VG Köln, Beschluss vom 13. Juni 2012, 
25 L 599/12). 

Diese Auffassung des Gerichts zum Organisations- 
recht von Behörden teile ich grundsätzlich. 

Gleichwohl habe ich das BMVg daraufhingewiesen, 
dass eine Behörde den Antragsteller darüber infor- 
mieren sollte, wenn sie den Antrag an eine andere 
Stelle zur weiteren Bearbeitung abgibt. Schließlich 
hat das Informationsfreiheitsgesetz des Bundes zum 
Ziel, öffentliches Verwaltungshandeln transparent 
und nachvollziehbar zu machen. Deswegen kann es 
durchaus angezeigt sein, vorher die Zustimmung des 
Antragstellers einzuholen. Vorliegend wurde der 
Antragsteller nur darüber informiert, dass er sich 
selbst an das BMVg wenden müsse, was er nicht tat, 
auch weil das Luftwaffenamt auf seiner Homepage 
ausdrücklich darauf hingewiesen hatte, jedermann 
könne von dort die von ihm gewünschten Auskünfte 
erhalten. 

Ich hoffe, das BMVg und die ihm nachgeordneten 
Behörden werden zukünftige Antragsteller vor einer 
Weiterleitung von Anträgen einbinden, zumal typi- 
scherweise mit dem Antrag auch personenbezogene 
Informationen des Antragstellers ohne dessen Zu- 
stimmung an eine andere Behörde weitergereicht 
werden, ohne dass es hierfür eine gesetzliche Grund- 
lage gibt. 

3.2.4 Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen 
zur Informationstechnik und innere 
Sicherheit 

§ 3 Nummer 1 Buchstabe c IFG kann nicht pauschal 
als Ausnahmegrund angeführt werden. 

Gemäß § 7 Bundeshaushaltsordnung (BHO) und den 
hierzu erlassenen Verwaltungsvorschriften sind für 
alle finanzwirksamen Maßnahmen in der Bundes- 
verwaltung, d. h. also auch beim Einsatz der Infor- 
mationstechnik, angemessene Wirtschaftlichkeitsbe- 
trachtungen vorgeschrieben. 
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Ein Petent hatte bei mehreren Stellen beantragt, ihm 
diese Unterlagen zu IT- Wirtschaftlichkeitsbetrach- 
tungen zuzusenden. Alle betroffenen Stellen haben 
diesen Antrag abgelehnt, u. a. mit der Begründung, 
das Bekanntwerden der Informationen könne 
nachteilige Auswirkungen auf die Belange der inne- 
ren Sicherheit haben (§ 3 Nummer 1 Buchstabe c 
IFG). 

„Belange der inneren Sicherheit“ und damit Schutz- 
güter dieser Ausnahmeregelung sind die freiheitlich 
demokratische Grundordnung, der Bestand und die 
Sicherheit des Bundes und der Länder (Bundestags- 
drucksache 15/4493, S. 9) und die Funktionstüchtig- 
keit des Staates und seiner Einrichtungen 
(VG Berlin, Urteil vom 7. April 2011, 
- VG 2 K 39.10 -). Von diesem sehr weit gefassten 
Tatbestand sollte aber aus meiner Sicht wie von § 3 
Nummer 2 IFG nur zurückhaltend Gebrauch gemacht 
werden. Voraussetzung ist eine plausible und nach- 
vollziehbare Gefahrdungsprognose. Das Bekannt- 
werden der begehrten Information muss eine konkre- 
te Gefahr für die innere Sicherheit begründen. Es 
genügt z. B. nicht, wenn die Information abstrakt 
geeignet ist, zu einem Rechtsbruch missbraucht zu 
werden. 

Eine solche konkrete Gefährdung i. S. d. § 3 Num- 
mer 1 Buchstabe c IFG sah ich vorliegend als nicht 
hinreichend begründet an. Aus meiner Sicht dürfte es 
jedenfalls eine ganze Reihe von (unkritischen) 
IT-Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen geben, deren 
Veröffentlichung keine Auswirkung auf die Sicher- 
heit hat, weil diese Behörden nicht im Fokus von 
Cyber-Kriminellen liegen, auch keine staatlichen 
Sicherheitsaufgaben wahmehmen und aus ihren 
IT-Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen keine Schlüsse 
auf angreifbare Schwachstellen sicherheitsrelevanter 
Behörden gezogen werden können. Denn Ausfüh- 
rungen zur Wirtschaftlichkeit des IT-Einsatzes legen 
nicht immer zugleich auch die innere Struktur der 
eingesetzten IT offen. 

Zwar haben die angesprochenen Stellen durchaus 
Gründe genannt, warum ihre (konkreten) IT-Wirt- 
schaftlichkeitsbetrachtungen unter den Ausnahme- 
grund des § 3 Nummer 1 Buchstabe c IFG fallen 
würden. So hat beispielsweise das Bundesministeri- 
um für Gesundheit in seiner Stellungnahme ausge- 
führt, mittlerweile seien nahezu alle Arbeitsbereiche 
in Behörden von IT-Systemen abhängig, so dass es 
aus dieser Sicht keine unkritischen Bereiche gäbe. 
Wie sich aus der aktuellen NSA- Affäre ergebe, wür- 
den mittlerweile alle Arten von IT-Systemen ange- 
griffen und auch IT-Bereiche betroffen sein, bei de- 
nen man bis vor kurzem nicht von einer Gefährdung 
ausgegangen sei. Aus meiner Sicht ist damit eine 
konkrete Gefährdung des Schutzgutes der Funktions- 


fahigkeit des Staates und seiner Einrichtungen jedoch 
noch nicht begründet. 

Inwiefern durch eine auch nur teilweise Offenlegung 
von IT- Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen Schwach- 
stellen der IT-Infrastruktur offengelegt werden, die 
für Angriffe auf diese Systeme und damit auf die 
Funktionsfähigkeit von Behörden missbraucht wer- 
den könnten, scheint mir jedenfalls durch die Stel- 
lungnahme des BMG noch nicht hinreichend darge- 
legt zu sein. 

Der Petent hat die Unterlagen über die durchgeführ- 
ten IT-Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen jedenfalls 
nicht erhalten, was ich bedauert, mit Blick auf die 
Rechtsprechung aber nicht beanstandet habe. Denn 
das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg hat 
in seinem Urteil vom 20. März 2012 
(OVG 12B27.il) ausgeführt, der Bundesregierung 
stehe bei der Prüfung, ob die Bekanntgabe von In- 
formationen nachteilige Auswirkungen auf Belange 
der inneren oder äußeren Sicherheit im Sinne des § 3 
Nummer 1 Buchstabe c IFG haben kann, ein eigener 
Beurteilungsspielraum zu, der gerichtlich nur einge- 
schränkt überprüfbar sei. 

Die ebenfalls beantragten Unterlagen zum Einsatz 
von Open Source Software und zu den Kriterien, 
nach denen solche IT-Wirtschaftlichkeitsbetrachtun- 
gen durchgeführt werden, hat der Petent aber auf- 
grund meiner Intervention letztlich erhalten. 

3.2.5 Ist die Abgabenordnung immereine 
bereichsspezifische Regelung 
i. S. d. § 1 Absatz 3 IFG? 

Eine Einsicht des Insolvenzverwalters in Unterlagen 
des Insolvenzschuldners sieht die Abgabenordnung 
nicht vor und schließt sie aber auch nicht aus; das 
IFG greift. 

Ob ein Insolvenzverwalter einen Anspruch auf In- 
formationszugang nach dem IFG hat, war bereits 
Thema in meinem letzten Tätigkeitsbericht (vgl. 
3. TB Nr. 5.6.4). Nun hat dies auch das Bundesver- 
waltungsgericht entschieden. Zwar ging es dabei um 
die Anwendbarkeit des IFG Nordrhein- Westfalen. 
Da aber die Vorfrage zu entscheiden war, ob die 
Abgabenordnung dort nicht geregelte Informations- 
ansprüche auf anderer Rechtsgrundlage durch den 
Konkursverwalter ausschließt, ist das Ergebnis auch 
für das IFG des Bundes richtungsweisend. 

Der klagende Insolvenzverwalter hatte Einsicht in 
Speicherkontenauszüge begehrt, um die wirtschaftli- 
chen und steuerlichen Verhältnisse des Insolvenz- 
schuldners aufarbeiten und ggf Anfechtungsansprü- 
che nach §§ 119 ff Insolvenzordnung geltend ma- 
chen zu können. Das Finanzamt hatte den Antrag 
abgelehnt, das Verwaltungsgericht Düsseldorf die 
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Ablehnung bestätigt. Das Oberverwaltungsgericht 
Nordrhein- Westfalen und - ihm folgend - das Bun- 
desverwaltungsgericht haben den Anspruch auf der 
Grundlage des IFG Nordrhein- Westfalen bejaht. Der 
Informationszugang werde nicht von einer „absichts- 
vollen Nichtregelung“ der Abgabenordnung zum 
Akteneinsichtsrecht der am steuerlichen Verfahren 
Beteiligten ausgeschlossen (OVG NRW, Urteil vom 
15. Juni 2011 -OVG 8 A 1150/10 -; BVerwG, Be- 
schluss vom 14. Mai 2012 - 7 B 53.11 -). 

Hätte der Insolvenzverwalter Einsicht in Unterlagen 
aus einem Besteuerungsverfahren beantragt, hätte 
das Finanzamt den Antrag auf der Grundlage der 
Abgabenordnung ablehnen können. Die Abgaben- 
ordnung wäre dann - insoweit - als abschließende 
bereichsspezifische und vorrangige Regelung i. S. d. 
§ 1 Absatz 3 IFG anzusehen gewesen. Die Frage, ob 
der Beteiligte eines steuerrechtlichen Verfahrens 
einen Anspruch auf Akteneinsicht nach dem Vorbild 
des § 29 Verwaltungsverfahrensgesetz haben soll, 
war ausweislich der Gesetzesbegründung überlegt, 
aber nicht in der Abgabenordnung geregelt worden 
(Bundestagsdrucksache 7/4292 S. 24 f ). Einen sol- 
chen Anspruch hat der Insolvenzverwalter vorlie- 
gend aber nicht geltend gemacht. Vielmehr hat er in 
seiner „funktionsspezifisch geprägten“ Rolle als 
Konkursverwalter die Einsicht in die Unterlagen 
beantragt, um anschließend Anfechtungsansprüche 
geltend machen zu können. Das BVerwG kommt 
daher zu dem Ergebnis, dass den (steu- 
er-)verfahrensrechtlichen Bestimmungen der Abga- 
benordnung insoweit keine Sperrwirkung zu kommt. 

(Zu § 1 Absatz 3 IFG vgl. auch unter Nr. 3.2.2, 
5.1.3). 

3.2.6 Frage oder Antrag - das ist die Frage 

Die Abgrenzung zwischen der (kostenfreien) Bürger- 
anfrage und dem u. U. kostenpflichtigen IFG-Antrag 
ist nicht immer einfach. 

Das Informationsfreiheitsgesetz gewährt die Mög- 
lichkeit, Anträge auf Informationszugang zu stellen. 
Es hat aber keinesfalls die seit Jahrzehnten bewährte 
Praxis der Bürgeranfragen beseitigt, die für Bürger 
und Verwaltung weiterhin sinnvoll bleiben und rege 
in Anspruch genommen werden. 

Bei der Abgrenzung zwischen Bürgeranfrage und 
Antrag auf Informationszugang kommt es entschei- 
dend auf das vom Bürger Gewollte an: Handelt es 
sich eher um ein allgemeines Informationsinteresse 
ohne konkreten Fall- oder Aktenbezug, so ist auch 
nach dem Inkrafttreten des Informationslfeiheitsge- 
setzes prima facie weiterhin von einer Bürgeranfrage 
auszugehen. Bezieht sich die Frage hingegen auf 
„amtliche Informationen“ in konkreten Unterlagen 


der Behörde, so spricht dies für einen Antrag nach 
dem Informationslfeiheitsgesetz. Auch eine aus- 
drückliche Bezugnahme des Antragstellers auf dieses 
Gesetz kann ein erster Anhaltspunkt für die Annah- 
me eines IFG-Antrages sein. Wird der Informations- 
wunsch von der Behörde zunächst als kostenfreie 
Bürgeranfrage, nach näherer Betrachtung indes als 
potentiell kostenpflichtiger IFG-Antrag bewertet, 
sollte der Antragsteller rechtzeitig auf eine evtl. Kos- 
tenpfiicht hingewiesen werden. Dabei ist er mög- 
lichst auch bereits über die absehbare Größenord- 
nung der Gebühren und Auslagen zu informieren, 
ohne ihn durch eine überzogene Kostenprognose von 
der Wahrnehmung seines Rechtes auf Informations- 
zugang abzuschrecken. 

Bearbeitet eine öffentliche Stelle den Antrag eines 
Petenten als Bürgeranfrage, auch wenn dieser aus- 
drücklich auf das IFG Bezug genommen hat, und 
erteilt nach verständiger Würdigung des Informati- 
onsbegehrens vollinhaltlich die gewünschten Aus- 
künfte, so kann dies im Einzelfall bürgerfreundlich, 
weil unbürokratisch, und damit durchaus im Sinne 
des Antragstellers sein. Mit der Bearbeitung eines 
Begehrens als Bürgeranfrage darf indes der bei 
(Teil-) Verweigerung des Informationszuganges nach 
dem IFG gesetzlich vorgesehene Rechtsschutz nicht 
„ausgehebelt“ werden. Ein (Verfahrens-) Wahlrecht 
der Behörde auf Kosten der Rechtsschutzmöglichkei- 
ten des Antragstellers wäre mit dem IFG nicht ver- 
einbar, das ein starkes, wo nötig auch gerichtlich 
durchsetzbares Recht auf Informationszugang ge- 
währt. 

3.2.7 Informationsfreiheit und Urheber- 
recht - ein unüberbrückbarer Ge- 
gensatz? 

Echte Konfliktfälle zwischen dem Recht auf Informa- 
tionszugang und entgegenstehenden Urheberrechten 
sind selten. 

Nach § 6 Satz 1 IFG besteht der Anspruch auf In- 
formationszugang nicht, „soweit der Schutz geistigen 
Eigentums entgegensteht“. Der Begriff des „geisti- 
gen Eigentums“ erfasst - neben Marken-, Patent-, 
Gebrauchs- und Geschmacksmusterrechten - insbe- 
sondere auch das Urheberrecht. Dieses schützt nach 
dem „Gesetz über Urheberrechte und verwandte 
Schutzrechte“ (Urheberrechtsgesetz - UrhG) Werke 
der Literatur, Wissenschaft und Kunst, insbesondere 
auch Sprachwerke und Darstellungen wissenschaftli- 
cher oder technischer Art (§§ 1, 2 Absatz 1 Num- 
mer 1 und 7 UrhG). 

Auf den ersten Blick verwundert es daher nicht, 
wenn Behörden mitunter versuchen, sich - insbeson- 
dere wenn es um die Herausgabe von Gutachten, 
Schriftsätzen, Vermerken o. ä. geht - unter Berufung 



Drucksache 18/1200 


-44- 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


auf eigenes oder fremdes Urheberrecht der Informa- 
tionsgewährung zu entziehen. Bei näherer Betrach- 
tung stellt man allerdings fest, dass ein solcher Ein- 
wand nur in wenigen Fällen tatsächlich berechtigt ist. 

Erste und notwendige, aber allein nicht hinreichende 
Voraussetzung eines urheberrechtlichen Schutzes ist 
die „Werkhöhe“ der fraglichen Unterlagen als „per- 
sönliche geistige Schöpfung“ (§ 2 Absatz 2 UrhG). 
Diese kann einerseits in der Gedankenformung und 
-flihrung liegen, andererseits aber auch in der Form 
und Art der Sammlung, der Einteilung und Anord- 
nung des dargebotenen Stoffs, ln jedem Fall bedarf 
es jedoch einer dem Schöpfer zuzurechnenden Indi- 
vidualität des Werkes. Viele amtliche Informationen 
werden diesen Anforderungen nicht genügen. Wo 
dies nach Auffassung der Behörde doch der Fall ist, 
obliegt es ihr, Kriterien für das Vorliegen eines 
Werks im Einzelnen darzulegen. Das VG Berlin hat 
in seinem Urteil zum „UFO-Gutachten“ des Wissen- 
schaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestages 
(vgl. Nr. 5.1.1 und 3. TB Nr. 5.1.1) den Einwand 
entgegenstehenden Urheberrechts schon deshalb 
zurückgewiesen, weil das Vorbringen des Deutschen 
Bundestages sich darauf beschränkt habe, das Vor- 
liegen eines Werkes zu behaupten, ohne diese Be- 
hauptung jedoch - für das Gericht überprüfbar - 
durch Ausführungen zum konkreten Inhalt der Aus- 
arbeitung mit Inhalt zu füllen (VG Berlin, Urteil vom 
1. Dezember 2011 -2K91.il -). 

Kann die erforderliche Werkhöhe der begehrten In- 
formationen hinreichend belegt werden, stellt sich 
mit Blick auf die unterschiedlichen Urheber inner- 
halb und außerhalb der Verwaltung anschließend die 
Frage, in welchen Fallkonstellationen die Behörde 
sich überhaupt auf Urheberrechte berufen kann. Zu 
unterscheiden ist dabei zwischen sog. amtlichen 
Werken, Werken Dritter, die im Auftrag der Behörde 
erstellt wurden, und sonstigen Werken Dritter. 

Amtliche Werke, d. h. von Behördenmitarbeitem in 
Ausübung ihres Dienstes erstellte Werke, können 
zwar grundsätzlich urheberrechtlichen Schutz genie- 
ßen. § 5 UrhG nimmt hiervon jedoch Gesetze, Ver- 
ordnungen, amtliche Erlasse, Bekanntmachungen 
und Entscheidungen sowie andere amtliche Werke, 
die im amtlichen Interesse zur allgemeinen Kennt- 
nisnahme veröffentlicht worden sind, aus. Bei den 
verbleibenden amtlichen Werken wird die Auffas- 
sung vertreten, der Mitarbeiter räume seiner Behörde 
konkludent die Nutzungsrechte ein, die für die Ge- 
währung eines Informationszugangs nach dem IFG 
erforderlich sind. Da die Beschäftigten im öffentli- 
chen Dienst im Auftrag und auf Weisung ihres 
Dienstherren tätig sind und hierfür bezahlt werden, 
können die Nutzungsrechte am Ergebnis ihrer Arbeit 
nur beim Dienstherm liegen. Dieser kann sich der 


gesetzlichen Pflicht zur Informationsgewährung dann 
aber nicht unter Hinweis auf diese eigenen Nut- 
zungsrechte entziehen. 

Auch bei Werken Dritter, die im Auftrag einer Be- 
hörde erstellt wurden, wird sich die Behörde in aller 
Regel vertraglich die Nutzungsrechte einräumen 
lassen, die sie benötigt, um das Werk im Rahmen 
ihrer behördlichen Aufgaben zu nutzen. Hierzu gehö- 
ren auch die Rechte, die notwendig sind, um Infor- 
mationsansprüche nach dem IFG zu erfüllen. Soweit 
die eingeräumten Nutzungsarten in der vertraglichen 
Vereinbarung mit dem privaten Urheber nicht aus- 
drücklich einzeln bezeichnet sind, „bestimmt sich 
nach dem von beiden Partnern zugrunde gelegten 
Vertragszweck, auf welche Nutzungsarten es sich 
erstreckt“ (§31 Absatz 5 Satz 1 UrhG). Primärer 
Vertragszweck ist die Erfüllung einer bestimmten 
Verwaltungsaufgabe mit Hilfe des „zugelieferten“ 
fremden Know How. Dies schließt aber nicht aus, 
auch weitere, allgemeine, nicht spezifisch auf das 
Vorhaben und die dahinter stehende Verwaltungs- 
aufgabe bezogene gesetzliche Verpflichtungen als 
sekundäre Zwecke anzusehen und auf diesem Wege 
eine Übereinstimmung zwischen Informationszu- 
gangs- und Urheberrecht zu erzielen. Wer mit der 
Verwaltung Geschäfte macht, muss wissen, dass die 
Verwaltung an Recht und Gesetz und damit auch an 
gesetzliche Transparenzpfiichten gebunden ist, die 
vertraglich nicht abbedungen werden können. 

Als für den Ausnahmetatbestand des § 6 Satz 1 IFG 
relevante Fallgruppe bleiben danach nur solche Wer- 
ke Dritter, die sich zwar in den Unterlagen der Be- 
hörde befinden, aber nicht im Auftrag der Behörde 
erstellt worden sind, sondern aus anderen Gründen 
z. B. im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens 
„unfreiwillig“ zu den amtlichen Unterlagen gelangt 
sind. Hier ist durchaus denkbar, dass Rechte des 
Urhebers einem Informationszugang entgegenstehen. 
Welche konkreten Rechte dann in Betracht kommen, 
hängt insbesondere von der Art des Informationszu- 
gangs ab. 

Beim Zugang in Form der Akteneinsicht steht die 
Frage eines Eingriffs in das Veröffentlichungsrecht 
des Urhebers im Raum. Nach § 12 Absatz 1 UrhG 
hat der Urheber das Recht, selbst zu bestimmen, ob 
und wie sein Werk veröffentlicht werden darf. Veröf- 
fentlicht wird ein Werk, wenn die Allgemeinheit, 
also ein individuell nicht bestimmbarer Personen- 
kreis Kenntnis von einem Inhalt nehmen kann. Das 
VG Berlin (Urteil vom 1. Dezember 2011 
-2K91.il -) hat eine IFG- Akteneinsicht nicht als 
Veröffentlichung gewertet, da dabei nur der An- 
tragsteller, nicht aber die Allgemeinheit Zugang zu 
der fraglichen Ausarbeitung erhalte. Auch die Über- 
legung, dass außer dem Antragsteller weitere Perso- 
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nen einen entsprechenden Antrag auf Informations- 
zugang stellen könnten, soll nach Ansicht des Ge- 
richts hieran nichts ändern, da die Möglichkeit der 
Kenntnisnahme auch in diesem Fall auf den be- 
stimmten Kreis der Antragsteller begrenzt bleibe. 
Auch wenn das zugangsfreundliche Ergebnis des 
Gerichts durchaus zu begrüßen ist, vermag die Be- 
gründung nicht recht zu überzeugen, da theoretisch 
jedermann und somit eine unbegrenzte Zahl von 
Personen Akteneinsicht beantragen und erhalten 
könnte. 

Aus meiner Sicht wäre eher zu überlegen, bereits in 
der Übergabe des Werks durch den Urheber an die 
Behörde die Veröffentlichung zu sehen. Dann wäre 
das Veröffentlichungsrecht des Urhebers zum Zeit- 
punkt der einzelnen Akteneinsicht bereits erschöpft 
und könnte dieser von vornherein nicht entgegenste- 
hen. 

Der Herausgabe von Kopien des Werkes kann das 
Vervielfaltigungsrecht des Urhebers entgegenstehen. 
Nach § 15 Absatz 1 i. V. m. § 16 Absatz 1 UrhG hat 
der Urheber das ausschließliche Recht, Vervielfalti- 
gungsstücke des Werkes herzustellen. Allerdings 
sieht das UrhG selbst unter bestimmten Vorausset- 
zungen die Möglichkeit vor, einzelne Kopien zum 
privaten Gebrauch anzufertigen (§ 53 UrhG). In die- 
sen Fällen kann sich auch ein IFG- Antragsteller Ko- 
pien anfertigen oder anfertigen lassen. Er darf die so 
erlangten Kopien jedoch nur privat nutzen und - aus 
urheberrechtlichen Gründen - nicht verbreiten (§ 53 
Absatz 6 Satz 1 UrhG), also weder ins Internet ein- 
stellen, noch in anderer Form öffentlich machen. 

3.2.8 Die Zeit ist reif für eine Vereinheitii- 
chung von iFG, UiG und ViG und ei- 
ne umfassende Ombudsfunktion der 
Bf Di 

Die unterschiedlichen Informationszugangsansprü- 
ehe sollten harmonisiert und systematisch überzeu- 
gend und praxistauglich zusammengefasst werden. 
Die Ombudsfunktion der BfDI sollte immer dann 
greifen, wenn Bürgerinnen und Bürger Rat und Hilfe 
bei der Durchsetzung ihrer Informationszugangs- 
rechte brauchen. 

Auch in diesem Berichtszeitraum gingen bei mir eine 
Reihe von Petitionen über abgelehnte Informations- 
anfragen ein, die zumindest teilweise in den Bereich 
des Umweltinformationsgesetzes (UIG) fielen und 
nicht gänzlich - oder überwiegend - das IFG betra- 
fen. Leider musste ich den Petenten dann mitteilen, 
meine Zuständigkeit beschränke sich auf das IFG. 
Für Beschwerden auf der Grundlage des Umweltin- 
formationsgesetzes (UIG) oder des Verbraucherin- 
formationsgesetz (VIG) sei ich nach der aktuellen 
Rechtslage nicht zuständig. 


Insbesondere das Nebeneinander von IFG und UIG 
führt zu zahlreichen Abgrenzungsproblemen (vgl. 
Nr. 2.1.3, 2.1.4 und bereits 3. TB Nr. 2.7). Gerade 
große, ambitionierte Infrastrukturprojekte wie der 
Bau von Straßen, Flughäfen oder Bahnhöfen werfen 
regelmäßig organisatorische, technische und oftmals 
zugleich umweltrelevante Fragestellungen auf, die in 
der Praxis nur schwer voneinander zu trennen sind. 
Die Trennung von Umweltinformationen und ande- 
ren, dem IFG unterfallenden Informationen und die 
Durchsetzung des Rechtes auf Informationszugang 
wird durch die Komplexität der Sachverhalte, mehr 
noch aber durch die zersplitterte Rechtslage und die 
für das UIG fehlende Ombudsfunktion der BfDI 
unnötig erschwert. Bereits diese Zweigleisigkeit von 
IFG und UIG stößt in der Öffentlichkeit zu Recht auf 
Unverständnis. 

Antragsteller, deren Anträge auf Informationszugang 
nach dem UIG oder dem VIG abgelehnt werden, 
haben nur die Alternative, den Ablehnungsbescheid 
der Behörde zu akzeptieren oder dagegen zu klagen. 
Aufgrund des Kostenrisikos scheuen viele jedoch 
den Weg zu den Verwaltungsgerichten. An mich 
können sie sich nicht wenden, wenn sie sich in ihrem 
Recht auf Informationszugang verletzt sehen. Eine 
- für beide Seiten kosten- und zeitsparende - Modera- 
tion durch die BfDI ist hier nicht möglich. 

Auf der Länderebene zeigt das Beispiel des Landes 
Schleswig-Holstein, dass es möglich und sinnvoll ist, 
das „allgemeine“ Informationsffeiheitsgesetz und das 
Umweltinformationsgesetz (UIG) zusammenzufas- 
sen (Nr. 2. 1.2. 3). Auf Bundesebene sollte aber im 
Rahmen der Reform darüber hinaus auch das 
Verbraucherinformationsgesetz integriert und eine 
umfassende Ombudsfunktion geschaffen werden. 

Die Zeit ist reif für ein starkes Informationslfeiheits- 
recht „aus einem Guss“, das Partizipation und De- 
mokratie voran bringt. Hierfür wäre eine Erweite- 
rung der Ombudsfunktion der BfDI ein erster wichti- 
ger Schritt. 

4 Aus meiner Dienststelle - Zahlen, 

Fakten, Beratungs- und Kontrollbe- 
suche, Veranstaltungen/Delegatio- 
nen, Zusammenarbeit mit den In- 
formationsfreiheitsbeauftragten der 
Länder 

4.1 Statistik 

4.1.1 Statistische Auswertung der Einga- 
ben 2012 und 2013 

Die Anzahl der Eingaben hat sich im Berichtszeit- 
raum deutlich erhöht und macht einen erheblichen 
Anteil meiner Arbeit aus. 
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Im aktuellen Berichtszeitraum ist der Wunsch nach 
Beratung bei Bürgern und Behörden merklich ange- 
stiegen. Die Möglichkeit, mein Haus um Rat und 
Hilfe zu bitten, wurde stärker wahrgenommen als in 
den Jahren zuvor. 

Nachdem im vorangegangenen Berichtszeitraum die 
Zahl der Eingänge bereits um 1 1 Prozent angestiegen 
war (vgl. 3. TB Nr. 4.1), hat sie im aktuellen Be- 
richtszeitraum weiter zugenommen. 397 Bürgerinnen 
und Bürger haben sich an mich gewandt, um Unter- 
stützung bei der Durchsetzung ihres Rechtes auf 
Informationszugang oder Auskünfte zum Informati- 
onsfreiheitsrecht zu erhalten. Das entspricht einem 
Anstieg von 43 Prozent gegenüber dem letzten Be- 
richtszeitraum. 

Im Jahr 2012 verzeichnete ich 191, im Jahr darauf 
206 Eingaben. In 122 Fällen wandten sich Bürgerin- 
nen und Bürger 2012 an mich, weil sie ihr Recht auf 


Zugang zu Informationen nach dem Informations- 
freiheitsgesetz als verletzt ansahen. In 69 Fällen 
wurde ich um allgemeine Auskünfte zur Anwendung 
des IFG gebeten. 

2013 nahm die Anzahl der Eingaben weiter zu. Bei 
insgesamt 206 Eingaben war die Anzahl der Anru- 
fungen nach § 12 Absatz 1 IFG deutlich 
(7,8 Prozent) höher als 2012. So wandten sich 
147 Bürgerinnen und Bürger an mich, weil sie ihr 
Recht auf Informationszugang als verletzt ansahen. 
Die Anzahl der allgemeinen Anfragen reduzierte sich 
von 69 im Jahr 2012 auf 59 im Jahr 2013. Dies ist 
ein Rückgang von 14,4 Prozent. 

Wie auch schon in den vergangenen Jahren waren 
die Eingaben teilweise sehr komplex, so dass auch 
der Bearbeitungs- und Zeitaufwand entsprechend 
angestiegen ist. 
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Die einzelnen Ressorts waren im Berichtszeitraum 
unterschiedlich stark betroffen. Dies belegt das the- 
menbezogen unterschiedlich ausgeprägte Interesse 
der Bürgerinnen und Bürger, lässt aber keine Rück- 
schlüsse auf den Umgang der jeweiligen Behörde mit 
dem IFG zu. 

Es besteht auch keine generelle Kontinuität bei den 
Geschäftsbereichen, zu denen verhältnismäßig viele 
Eingaben bei mir eingehen. Die hohe Anzahl von 
Beschwerden im Geschäftsbereich des Bundesminis- 


teriums für Arbeit und Soziales ist auf die gemein- 
samen Einrichtungen (Jobcenter) zurückzuführen. 
Der Informationsbedarf ist hier nach wie vor sehr 
hoch. 

Dabei weist nicht jede Beschwerde auf eine fehler- 
hafte Anwendung des IFG hin. Die öffentlichen Stel- 
len haben sich verstärkt mit dem IFG befasst und 
haben in einer Reihe der Fälle berechtigte Gründe, 
den Informationszugang abzulehnen. 


Abbildung 2 (zu Nr. 4.1.1) 
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In 51 der abgeschlossenen Fälle wurde dem Petenten 
der Informationszugang nach meiner Einschaltung 
ganz oder teilweise gewährt. Bei 47 Eingaben habe 
ich die Entscheidung der Behörde als gesetzeskon- 
form beurteilt, auch wenn nach meiner Auffassung 
andere (positive) Entscheidungen möglich gewesen 
wären. Die Ausnahmegründe des IFG sind so weit 
gefasst, dass auch ablehnende Entscheidungen nicht 
immer zu beanstanden sind. 

Eine förmliche Beanstandung habe ich im vierten 
Berichtszeitraum nur einmal ausgesprochen. 
Auch in diesem Berichtszeitraum ist wieder eine 
Reihe von Anträgen auf Informationszugang bei mir 


in meiner Eigenschaft als öffentliche Stelle des Bun- 
des eingegangen. Dabei war die Anzahl rückläufig. 
Insgesamt stellten Bürgerinnen und Bürger 
32 Anträge auf Zugang zu amtlichen Informationen. 
Im Jahr 2012 gingen 20 IFG-Anträge ein. In 
18 Fällen konnte der Informationszugang gewährt 
werden. Dies entspricht einer Quote von 90 Prozent. 

Im Berichtsjahr 2013 erreichten mich zwölf Anträge; 
in sieben Fällen konnten die gewünschten Informati- 
onen zur Verfügung gestellt werden. In vier Fällen 
lag mir die gewünschte Information nicht vor. Ein 
Antrag wurde vom Petenten zurückgezogen. 


Abbildung 3 (zu Nr. 4.1.1) 
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4.1.2 Was ist ein Aktenverzeichnis? 

§11 Absatz 2 IFG lässt Interpretationsspielräume 
offen. 

Ein Petent hatte bei verschiedenen öffentlichen Stel- 
len - auch bei mir - die Übersendung von eigentlich 
veröffentlichungspflichtigen Informationen bean- 
tragt: das Aktenverzeichnis und die Organisations- 
und Aktenpläne. Zudem wollte er wissen, ob das 
Aktenverzeichnis in elektronischer Form vorhanden 
sei und bat um Mitteilung der Links hierfür. 

Zunächst vorweg; Im Rahmen einer aktiven Informa- 
tionspolitik müssen die Behörden und öffentlichen 
Stellen des Bundes Organisations- und Aktenpläne 
ohne Angabe personenbezogener Daten allgemein 
zugänglich machen (§11 Absatz 2 IFG). Dies dient 
zugleich der Verwaltungsvereinfachung, da sich mit 
der proaktiven Bereitstellung „einschlägige“ indivi- 
duelle Anträge auf Informationszugang erübrigen 
bzw. wegen § 9 Absatz 3 IFG nur mit Hinweis auf 
die Intemetfundstelle beschieden werden können. 
Der Zeitaufwand der Behörden reduziert sich so. 

Im Einzelnen sieht § 11 IFG folgende Veröffentli- 
chungspflichten vor: Die Behörden sollen „Informa- 
tionsverzeichnisse“ führen und diese im Internet 
allgemein zugänglich machen (Absatz 1 und 3); Or- 
ganisations- und Aktenpläne müssen allgemein zu- 
gänglich gemacht werden, und zwar möglichst in 
elektronischer Form (Absatz 2 und 3). 

Bei der BfDI ist das Aktenverzeichnis in das interne 
Verwaltungsinformationssystem integriert. Somit 
liegt es in elektronischer Form vor, kann jedoch nicht 
separat bereitgestellt werden. Es ist technisch mög- 
lich, einen tagesaktuellen Auszug in Listenform zu 
erstellen. Eine elektronische Bereitstellung ist eben- 
falls möglich. 

Ich habe den Petenten darauf hingewiesen, dass vor 
dem Informationszugang die Betrefffelder der im 
Aktenverzeichnis enthaltenen Akten auf personenbe- 
zogene und geheimhaltungsbedürftige Daten - etwa 
bei Petenteneingaben oder dem Geheimschutz unter- 
liegenden Vorgängen - überprüft und entsprechende 
Daten ausgesondert werden müssten, weil insoweit 
Versagungsgründe nach den Ausnahmetatbeständen 
des IFG gegeben seien. Dies wäre dann wegen des 
nicht unerheblichen Verwaltungsaufwandes gebüh- 
renpflichtig. 

Der Petent hat mich ferner um Vermittlung bei drei 
gleichartigen Anfragen an andere öffentliche Stellen 
des Bundes gebeten. Streitig war hier insbesondere 
die Abgrenzung zwischen Gesamtaktenplan und 
Aktenverzeichnis. 


Gemäß § 12 der Registraturrichtlinie für das Bearbei- 
ten und Verwalten von Schriftgut in Bundesministe- 
rien ist für jede Behörde ein nach den Aufgaben 
gegliederter Aktenplan anzuwenden. Gemäß § 3 der 
Registraturrichtlinie ist der Aktenplan ein sachsys- 
tematischer, an den behördlichen Aufgaben orientier- 
ter Ordnungsrahmen für das Bilden und Kennzeich- 
nen von Akten. Er umfasst grundsätzlich die gesam- 
ten Aufgaben der Behörde (Gesamtaktenplan) und 
gliedert den Aufgabenstoff möglichst organisations- 
unabhängig und unter Berücksichtigung des Schrift- 
gutanfalls ausreichend tief und breit (Anlage 2 
Nummer 1 und 2 zur Registraturrichtlinie für das 
Bearbeiten und Verwalten von Schriftgut in Bun- 
desministerien). Der Aktenplan gibt eine Übersicht 
über die Aufgaben einer Behörde, da er den Rahmen 
für die Verwaltung der Sachakten bietet; eine Über- 
sicht über die tatsächlich vorhandenen Sachakten und 
die darin befindlichen Informationen bietet der Ak- 
tenplan jedoch nicht. Hierzu dienen die Informati- 
onsverzeichnisse nach § 1 1 Absatz 1 IFG. 

Nach § 11 Absatz 1 IFG sollen die Behörden Ver- 
zeichnisse erstellen, die über die vorhandenen Infor- 
mationssammlungen und -zwecke Auskunft geben 
sollen. Diese sollen es interessierten Bürgerinnen 
und Bürgern ermöglichen, sich einen Eindruck von 
der Art und dem Umfang der bei einer Behörde vor- 
handenen Informationen zu machen und ihnen beim 
Auffinden für sie interessanter Unterlagen helfen. 
Die Verzeichnisse dienen auch der Verwaltungsver- 
einfachung, da sie Antragsteller in die Lage verset- 
zen, Informationen zielgerichtet zu beantragen, und 
den Behörden damit ein rasches Auffinden der be- 
gehrten Information ermöglichen. 

Ein individueller Anspruch auf die Führung von 
Verzeichnissen und deren elektronische Veröffentli- 
chung besteht allerdings nicht. Der Anspruch auf 
Informationszugang nach § 1 Absatz 1 IFG zu „ver- 
zeichnisrelevanten“ Informationen besteht jedoch 
grundsätzlich unabhängig davon, ob die Behörde 
ihren Verpflichtungen nach § 11 IFG nachkommt. 
Nur soweit sie diesen Verpflichtungen nachgekom- 
men ist und die fraglichen Informationen bereits für 
jedermann z. B. im Internet mühelos zugänglich sind, 
kann der Antrag auf Informationszugang gemäß § 9 
Absatz 3, 2. Alternative IFG abgelehnt werden, da es 
dem Antragsteller dann möglich ist, sich diese In- 
formationen in zumutbarer Weise aus allgemein 
zugänglichen Quellen zu beschaffen. Liegen die 
begehrten Informationen (zusammengefasst und 
strukturiert, aber unveröffentlicht) bei der Behörde 
vor, ist ein Antrag auf Informationszugang möglich 
und kann nur dann abgelehnt werden, wenn Aus- 
schlusstatbestände der §§ 3 bis 6 IFG greifen. 
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Und die Ergebnisse der Vermittlungsverfahren? 

Der Bundesrat plant die Veröffentlichung der Infor- 
mationen auf seiner Internetseite zum Ende des Jah- 
res; das Bundesministerium des Innern hat Gründe 
vorgebracht, nach denen der Zugang nicht gewährt 
werden kann, die von mir geteilt werden; das Ver- 
mittlungsverfahren mit dem Bundeskanzleramt dau- 
ert noch an. 

4.2 Beratung und Kontrolle von Bun- 

desbehörden 

4.2.1 Transparenz im Bundeskartellamt 

Trotz nachhaltig hoher Antragszahlen wird das IFG 
gut umgesetzt. 

Im Sommer 2012 haben meine Mitarbeiter einen 
Beratungs- und Kontrollbesuch im Bundeskartellamt 
(BKartA) durchgeführt. Ziel dieser anlassunabhängi- 
gen Kontrolle war es, einen Überblick über die 
IFG-Verfahren der Behörde und über die Qualität der 
Antragsbearbeitung zu erhalten. 

Auch wenn ich dabei einen eindeutig positiven Ein- 
druck gewinnen und eine grundsätzlich informati- 
onszugangsfreundliche Bearbeitung der Anträge 
erkennen konnte, hatte ich doch einige Verbesse- 
rungsvorschläge. 

Das BKartA lag zum Zeitpunkt der Prüfung nach 
eigener Zählung mit 370 IFG- Anträgen im Jahr 2011 
auf Platz drei der IFG-Statistik der Bundesbehörden. 
Die Behörde ist dem IFG gegenüber aufgeschlossen. 
Soweit sich bei der Bearbeitung einzelner Fälle Kor- 
rektur- oder Optimierungsbedarf gezeigt hatte, gab 
dies jedenfalls keinen Anlass zu Beanstandungen. Es 
wurden keine wesentlichen Mängel festgestellt. Er- 
wähnenswert ist, dass mein Haus seit Inkrafttreten 
des IFG bis zu dieser Kontrolle nur von einem Peten- 
ten gemäß § 12 Absatz 1 IFG angerufen und um 
Vermittlung mit dem BKartA gebeten worden war. 

§11 IFG verpflichtet die Behörden des Bundes zu 
einer aktiven Informationspolitik. So sollen gemäß 
§ 1 1 Absatz 2 IFG Organisations- und Aktenpläne 
allgemein zugänglich gemacht werden. Auf der In- 
temetseite des BKartA war zum Zeitpunkt der Prü- 
fung der Aktenplan nicht veröffentlicht. Damit waren 
die Voraussetzungen des § 1 1 Absatz 2 IFG nur teil- 
weise erfüllt. 

Außerdem gab es auf der Internetseite noch keinen 
direkten Hinweis auf das Informationsfreiheitsgesetz 
und die Möglichkeit, IFG- Anträge an das Bundeskar- 
tellamt richten zu können. Abgesehen vom fehlenden 
Aktenplan war der pro-aktive Intemetauftritt erfreu- 
lich. 

Die eingehenden IFG- Anträge werden nicht zentral 
gesichtet, zugeteilt oder überwacht. Die fachlich 


zuständigen Stellen des BKartA entscheiden regel- 
mäßig eigenständig über die Art des zu gewährenden 
Informationszuganges. Die Abteilung für Prozess- 
führung und Recht steht bei schwierigen Fällen, bei 
Widersprüchen und Klagen begleitend zur Seite. Die 
Vorgehensweise bei der Bearbeitung der Anträge 
orientiert sich durchweg an einem Feitfaden zum 
IFG, der den Mitarbeitern bei Inkrafttreten des Ge- 
setzes ausgehändigt wurde. Darin vertritt das BKartA 
die Auffassung, der Informationszugang nach dem 
IFG sei vom Amt grundsätzlich nicht in Form einer 
Akteneinsicht, sondern als Auskunftserteilung zu 
gewähren. 

Auch wenn so das Informationsinteresse der An- 
tragsteller in der Regel befriedigt werden dürfte, 
sollte das Wahlrecht der IFG-Antragsteller nach § 1 
Absatz 2 IFG in jedem Fall gewahrt bleiben. 

Denn nach § 1 Absatz 2 Satz 2 IFG hat der An- 
tragsteller ein Wahlrecht zwischen Auskunftsertei- 
lung und Akteneinsicht. Die Behörde darf von der 
begehrten Art des Informationszugangs nur aus 
wichtigem Grund abweichen. Ein wichtiger Grund 
ist insbesondere ein deutlich höherer Verwaltungs- 
aufwand. Ich habe dem Amt empfohlen, seine Aus- 
kunftspraxis insoweit zu überprüfen und gebeten, 
Antragsteller auf das Wahlrecht bezüglich der Infor- 
mationsgewährung hinzuweisen. 

Unter den von meinen Mitarbeitern überprüften Vor- 
gängen befanden sich Eingaben, die nicht nach dem 
IFG beschieden worden sind und in der Sache meist 
auch keine IFG-Fälle waren. Häufig wurden ver- 
meintliche Missbrauchsfalle geschildert oder Fusio- 
nen und Zusammenschlüsse gemeldet. 

Bei Durchsicht der Unterlagen konnte daher die an 
das BMI gemeldete, sehr hohe Fallzahl von IFG- 
Anträgen nicht exakt verifiziert werden. Gleichwohl 
dürfte das BKartA auch in den kommenden Jahren in 
der Spitzengruppe liegen. Eine noch präzisere statis- 
tische Abgrenzung und Erfassung der IFG-Anträge 
wäre dabei wünschenswert. 

4.2.2 Das Innenministerium und die In- 
formationsfreiheit 

Die Vorgaben des IFG werden durch das BMI mit 
Hilfe einer effektiven Organisation wirkungsvoll 
umgesetzt. Der anlassunabhängige Beratungs- und 
Kontrollbesuch verlief positiv. 

Im Berichtszeitraum habe ich erstmals auch beim 
Bundesministerium des Innern einen anlassunabhän- 
gigen Beratungs- und Kontrollbesuch durchgeführt. 
Die Prüfungsschwerpunkte waren neben der Ablauf- 
organisation bei der Bearbeitung von Anträgen nach 
dem IFG insbesondere die Anwendung von Aus- 
schlusstatbeständen und die Berechnung von Gebüh- 
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ren und Auslagen. Die Mitarbeiter des BMI haben 
mich freundlich und effektiv unterstützt. Die zur 
Kontrolle erbetenen Unterlagen und ergänzenden 
Information wurden meinen Mitarbeitern stets auch 
kurzfristig zur Verfügung gestellt. Der Beratungs- 
und Kontrollbesuch war geprägt durch offene und 
konstruktive Gespräche. Auch wenn ich dabei insge- 
samt einen positiven Eindruck gewinnen konnte, gibt 
es - insbesondere mit Blick auf die Festsetzung von 
Gebühren in einem „grundsatzrelevanten“, umlangli- 
chen Einzelfall - Optimierungsbedarf. 

Seit Einführung des IFG gingen im BMI bis Ende 
2012 463 IFG-Anträge ein. Im Jahr 2012 bearbeitete 
das BMI insgesamt 149 neu eingegangene IFG- 
Anträge. 

Das Justiziariat koordiniert die Antragsbearbeitung, 
fordert Beiträge und Stellungnahmen der Fachabtei- 
lungen an, erstellt die Bescheide auch im Wider- 
spruchsverfahren und betreut die Klageverfahren. 
Diese „Bündelung“ beim Justiziariat sichert eine 
einheitliche Anwendung des IFG und insbesondere 
der Ausschlusstatbestände unter Beachtung der ge- 
setzlichen Vorgaben und der Rechtsprechung. Die 
Bearbeitung der Anträge erfolgt in der Regel inner- 
halb der Monatsfrist des § 7 Absatz 5 IFG. Der Ver- 
fahrensablauf und die Gründlichkeit bei der Bearbei- 
tung von IFG- Anträgen begegneten keinen grund- 
sätzlichen Bedenken. Die Anwendung der Ausnah- 
metatbestände entspricht in der Regel den Vorgaben 
des Gesetzes. 

Einwände habe ich dagegen in einzelnen Fällen mit 
Blick auf die Gebührenerhebung. Dies gilt insbeson- 
dere für die Aufteilung umfangreicher Anfragen in 
eine Vielzahl von Einzelanfragen und die anschlie- 
ßende Einzelberechnung (vgl. Nr. 5.3.1), die zu einer 
erheblichen Überschreitung der Gebührenobergrenze 
von 500 Euro führte. In diesem Fall wurden zwei 
zusammenhängende Anträge auf Informationszugang 
aus dem Bereich der olympischen Sportförderung in 
66 Einzelanträge aufgeteilt. Für die Bearbeitung von 
63 Anträgen wurden Gebühren und Auslagen von 
insgesamt 14 952,20 Euro erhoben. Ich habe dem 
BMI nahe gelegt, auf diese „Zerlegungspraxis“ zu 
verzichten. Das BMI möchte hier aber zunächst den 
Ausgang eines verwaltungsgerichtlichen Musterver- 
fahrens abwarten. 

Das BMI veröffentlicht auf seiner Intemetseite den 
Organisations- und Aktenplan und entspricht den 
Anforderungen des § 1 1 Absatz 2 IFG. 

Darüber hinaus stellt das Ministerium noch eine 
Fülle weiterer Informationen zur Verfügung und 
folgt damit den Sollvorgaben des § 1 1 Absatz 1 
und 3 IFG. Die Themen reichen von der öffentlichen 
Sicherheit über den Datenschutz bis zur Sportförde- 
rung. 


Optimierungsbedarf sehe ich allerdings bei den In- 
formationen zum Informationsfreiheitsgesetz selbst. 
Nähere Angaben zum IFG lassen sich nur über die 
Suchmaske auf der Homepage finden. Im Interesse 
der Bürgerinnen und Bürger sollte der Verweis auf 
das IFG aber bereits auf der Startseite des BMI zu 
finden sein. 

4.2.3 Beratungsgespräch beim Bundes- 
amt für Güterverkehr (BAG) 

Das BAG bat mich um einen Gespräehstermin, um 
Fragen zur Gesetzesanwendung und konkrete Fall- 
gestaltungen zu erörtern. 

Im Juni 2013 haben meine Mitarbeiter einen Infor- 
mations- und Beratungsbesuch nach § 12 Absatz 3 
IFG i. V. m. §§ 24 Absatz 1, 26 Absatz 3 Satz 1 
BDSG beim BAG in Köln durchgeführt. Das BAG 
ist die für das Güterverkehrswesen in Deutschland 
zuständige Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich 
des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadt- 
entwicklung. Zum umfangreichen Aufgabenspekt- 
rum der Behörde gehören u. a. die Planung, Koordi- 
nierung und Steuerung von Straßenkontrollen, ver- 
kehrsträgerübergreifende Marktbeobachtung, Ver- 
kehrsfachstatistik sowie die Genehmigung und 
Überwachung der Beförderungsentgelte im Flugver- 
kehr. 

Der behördliche Datenschutzbeauftragte des Bundes- 
amtes ist auch der zentrale Ansprechpartner für die 
Anwendung des Informationsfreiheitsgesetzes. Seit 
Inkrafttreten des IFG sind beim BAG 114 Anträge 
auf Informationszugang eingegangen. Es waren 
4 Widerspruchsverfahren und 1 Klage anhängig. 

Anhand von mehreren ausgewählten Vorgängen 
wurden die Fragen des BAG zur Gesetzesanwendung 
beantwortet. Das Beratungsgespräch empfand ich als 
konstruktiv. Ansatzpunkte für substanzielle Kritik an 
der Anwendung des IFG durch das BAG haben sich 
nicht ergeben. Nach dieser positiven Erfahrung wün- 
sche ich mir, dass ich zukünftig noch häufiger Gele- 
genheit haben werde, meinem gesetzlichen Bera- 
tungsauftrag nachkommen zu können. 

4.2.4 Beratungs- und Kontrollbesuch 
beim Bundesaufsichtsamt für Flug- 
sicherung 

Erfreuliche Ergebnisse beim Besuch in Langen, aber 
Probleme bei der Abgrenzung zum Umweltinforma- 
tionsgesetz. 

Im August 2013 haben meine Mitarbeiter einen Be- 
ratungs- und Kontrollbesuch zu Fragen der Informa- 
tionsfreiheit beim Bundesaufsichtsamt für Flugsiche- 
rung (BAF) nach § 12 Absatz 3 IFG i. V. m. §§ 24 
Absatz 1 und 26 Absatz 3 Bundesdatenschutzgesetz 
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durchgeführt. Nach einem Überblick über das Ver- 
fahren und die vom BAF bearbeiteten Anträge auf 
Informationszugang wurden Fragen zur Gesetzesan- 
wendung beantwortet sowie Empfehlungen zur Ver- 
besserung des Informationszugangs gegeben. 

Das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung ist 2009 
im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung als rein gebüh- 
renfinanzierte Behörde gegründet worden. Es trägt 
dafür Sorge, dass die zivilen Flugsicherungsorganisa- 
tionen die für sie geltenden Bestimmungen und die 
hohen Sicherheitsstandards entsprechend den 
EU- Verordnungen zum einheitlichen europäischen 
Luftraum einhalten, und übt hier die Rechts- und 
Fachaufsicht aus. 

Beanstandungswürdige Verstöße gegen das IFG 
wurden bei der Kontrolle der Vorgänge nicht festge- 
stellt. Allerdings ergaben sich bei der Durchsicht der 
Einzelfälle Anregungen zur Verfahrensoptimierung. 
Insbesondere ist die Abgrenzung zwischen IFG und 
UIG einerseits und IFG- Antrag und Bürgeranfrage 
andererseits für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
nicht immer leicht. In den letzten beiden Jahren er- 
reichten das Bundesaufsichtsamt etwa gleich viele 
Anträge nach dem IFG und dem UIG. Ebenso muss 
auch das BAF oftmals die Frage klären, wann Belan- 
ge Dritter betroffen sein können und deshalb ein 
Drittbeteiligungsverfahren durchzuführen ist. 

Die Legaldefinition der Umweltinformationen in § 2 
Absatz 3 UIG ist sehr weit gefasst und schließt unter 
anderem alle Daten über den Zustand von Umwelt- 
bestandteilen wie Luft und Atmosphäre, Wasser, 
Boden und Landschaft, über Faktoren wie Lärm, 
Strahlung, aber auch Emissionen, ferner über um- 
weltrelevante Maßnahmen und Tätigkeiten, aber 
auch (umweltabhängige) Daten über den Zustand der 
menschlichen Gesundheit und Sicherheit und die 
Lebensbedingungen ein (vgl. Kasten zu Nr. 2.1.3). 

Flugsicherungstechnik selbst kann oftmals umweltre- 
levante Auswirkungen z. B. durch Abstrahlung ha- 
ben. „Maßnahmen“ oder „Tätigkeiten“ wie der Bau 
und Betrieb von Windkraftanlagen wirken sich auf 
den Zustand von Umweltbestandteilen aus und kön- 
nen in der Nähe von (geplanten) Einflugschneisen 
den sicheren Betrieb von funkgestützten Flugleitsys- 
temen beeinflussen. Dies kann wiederum Auswir- 
kungen auf die Sicherheit des Flugbetriebes, aber 
auch auf die Gestaltung von An- und Abflugbahnen 
und damit mittelbar auf Lärm- und Abgasemissionen 
haben. Soweit das BAF als mitwirkende Behörde an 
Planungs- oder Genehmigungsverfahren z. B. für 
Windkraftanlagen beteiligt ist, entsteht oftmals eine 
Gemengelage von Informationen, die zu einem we- 
sentlichen Teil dem UIG und im Übrigen dem IFG 
unterfallen. Die Zuordnung einzelner Daten (entwe- 


der) zum UIG oder dem IFG kann im Einzelfall aus- 
gesprochen schwierig sein. Sofern dann UIG und 
IFG für unterschiedliche Informationen und Daten 
desselben „Grundsachverhaltes“ anzuwenden sind 
und sowohl Ausschlusstatbestände des einen wie 
auch des anderen Gesetzes zwar nicht für dieselben 
Informationen, wohl aber im gleichen Fallkontext zu 
beachten sind, wird die Normanwendung jedenfalls 
nicht einfacher. 

Weisen die begehrten Informationen keinen Um- 
weltbezug auf, ist der Antrag allein auf Grundlage 
des IFG zu prüfen. Ist der Antrag präzise genug for- 
muliert? Sind die Informationen verfügbar? Steht ein 
Ablehnungsgrund dem Informationswunsch entge- 
gen? 

Bei der Abgrenzung zwischen Bürgeranffagen und 
Informationszugangsanträgen kommt es entschei- 
dend auf das vom Bürger Gewollte an: Handelt es 
sich eher um ein allgemeines Informationsinteresse, 
so ist auch nach dem Inkrafttreten des Informations- 
freiheitsgesetzes weiterhin von einer Bürgeranfrage 
auszugehen; bezieht sich die Frage hingegen auf die 
Einsicht in Unterlagen der Behörde, so spricht dies 
für einen Informationszugangsantrag nach dem In- 
formationsfreiheitsgesetz. 

Die Bezugnahme des Antragstellers auf das Gesetz 
(hier IFG oder UIG) kann ein erster Ansatzpunkt für 
die Prüfung sein, nach deren Abschluss kann gleich- 
wohl die Bearbeitung auf einer anderen Grundlage 
oder als Bürgeranfrage angezeigt sein. 

Mein Beratungs- und Kontrollbesuch erbrachte ins- 
gesamt erfreuliche Ergebnisse. Der Einblick in die 
Aufgabenstellung und Arbeitsweise des BAF und die 
intensive Diskussion der „behördenspezifischen“ 
informationsfreiheitsrechtlichen Fragen mit den Mit- 
arbeiterinnen und Mitarbeitern des BAF war auch für 
meine eigene Arbeit von Bedeutung. 

4.3 Aus meiner Dienststelle 

4.3.1 Das 2. Symposium zur Informations- 

freiheit 

Nachdem bereits das 1. Symposium im Juni 2011 
mehr als 70 Teilnehmer aus Wissenschaft, Politik, 
Justiz, Verwaltung und NGOs zusammengefiihrt 
hatte, konnte ich mich beim 2. Berliner Symposium 
zur Informationsfreiheit am 6. und 7. September 
2012 über ein weiter gestiegenes Interesse der nun- 
mehr rund 100 Gäste, interessante Referate und 
lebhafte Diskussionen auf dem Podium und mit dem 
Auditorium freuen. 

Die Landesvertretung von Rheinland-Pfalz bildete 
einen ansprechenden Rahmen für diese Veranstal- 
tung. Die lichtdurchflutete Architektur symbolisierte 
gewissermaßen das Leitmotiv der Transparenz. 
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Nach der Begrüßung und dem anschließenden Gruß- 
wort meines rheinland-pfälzischen Kollegen Edgar 
Wagner stellte der hamburgische Landesbeauftragte 
Prof Dr. Johannes Caspar das neue, druckffische 
Hamburgische Transparenzgesetz mit seinen sehr 
weit gespannten und insbesondere auch für den Bund 
beispielgebenden Regelungen zur proaktiven Veröf- 
fentlichung von Verwaltungsinformationen vor. Mit 
dem weitgefassten gesetzlichen Kanon veröffentli- 
chungspflichtiger Verwaltungsinformationen spielt 
Hamburg, um das dem Sport entlehnte Bild des Re- 
ferenten zu zitieren, im Spitzenfeld der ersten Bun- 
desliga. Die hierfür notwendige Plattform soll bis 
zum Oktober 2014 eingerichtet werden. 

Anschließend lenkte Prof. Dr. Ingolf Pemice (Berlin) 
den Blick auf die europarechtlichen Wurzeln des 
Umweltinformationsrechtes, das historischer Motor 
des gesamten Informationsffeiheitsrechtes war. Mit 
dem Umweltinformationsrecht habe der Paradig- 
menwechsel vom arkanen zum offenen Staat einge- 
setzt. Dies kann nach Auffassung von Pemice auch 
bei der Interpretation des - bisher von der herrschen- 
den Lehre (nur) als Abwehrrecht verstandenen - 
Gmndrechtes der Informationsfreiheit (Artikel 5 
Absatz 1 Satz 1, 2. Halbsatz GG) nicht länger außer 
Betracht bleiben. 

Auf das Impulsreferat des Mitglieds der Enquete- 
Kommission „Internet und Digitale Gesellschaft“ 
Markus Beckedahl zur staatlichen Transparenz im 
Netz folgte ein Round-Table-Gespräch mit Prof. Dr. 
Ingolf Pemice, Dr. Christian Humborg (Transparen- 
cy International Deutschland), dem Chefjustiziar des 
Bundeskartellamtes Jörg Nothdurft und Peter Schaar. 

Der zweite Tagungstag stand unter dem Motto „Quo 
vadis, Informationsfreiheit? - Informationsfreiheit im 
Spannungsfeld“. 

Das erste Hauptreferat widmete Prof Dr. Friedrich 
Schoch der Analyse und der ebenso pointierten wie 
präzisen Kritik der nationalen und EuGH-Recht- 
sprechung im Spannungsfeld von Informationsfrei- 
heit und Datenschutz. 

Der Datenschutz ist nicht der einzige „Gegenpol“ der 
Informationsfreiheit. 

Bildhaft gesprochen, steht die Informationsfreiheit in 
einem multipolaren Spannungsfeld. 

Die wünschenswerte Nutzen- und Kostentransparenz 
medizinischer und pharmazeutischer Produkte und 
Dienstleistungen konfligiert mitunter mit unterneh- 
merischen Interessen an Umsatz- und Gewinnsteige- 
mng, wie die Fallstudie von Dr. med. Angela Spells- 
berg und Dieter Hüsgen (Transparency Deutschland) 
und die (Prozess-) Geschichte ihres IFG- Antrages 
zur Offenlegung von Daten der kassenärztlichen 
Bundesvereinigung (KBV) aus sog. Anwendungsbe- 


obachtungen zeigte. Die - im Wesentlichen stattge- 
bende - Entscheidung des VG Berlin vom l.Juni 
2012 ist deshalb auch aus meiner Sicht ein weiterer 
Meilenstein auf dem Wege zu einem transparenteren 
Gesundheitssystem (vgl. Nr. 5.10.2). 

Anschließend stellten Dr. Elisabeth Musch und 
Dr. Alfred Debus vom Deutschen Forschungsinstitut 
für öffentliche Verwaltung in Speyer das Ergebnis 
der vom Innenausschuss des deutschen Bundestages 
in Auftrag gegebenen Evaluation des IFG vor (vgl. 
Nr. 2.1.1). 

Der Justiziar des Bundeskartellamtes Jörg Nothdurft 
setzte sich in seinem Impulsreferat pointiert und mit 
ebenso anschaulicher wie differenzierter Argumenta- 
tion für den Schutz von Betriebs- und Geschäftsge- 
heimnissen im Kontext der Entscheidung über den 
Informationszugang bei seiner Behörde ein. 

Der themen- und inhaltsreiche Vormittag wurde 
durch einen Überblick von Dr. Helene Groß (BMI) 
über den Stand des Open Data-Projektes von Bun- 
desregierung, Ländern und Kommunen (vgl. 
Nr. 2. 1.7.2) und einem Referat von 
Dr. Carl-Christian Buhr von der Europäischen Kom- 
mission zur Funktion der öffentlichen Information 
als Wirtschaftsgut abgerundet. 

Das Berliner Symposium ist dabei, sich zu etablie- 
ren; ich würde mich freuen, wenn das nächste 
(3.) Symposium im Herbst 2014 eine wiederum ge- 
wachsene Zahl von Teilnehmern begrüßen könnte. 

4.3.2 Zusammenarbeit der Informations- 
freiheitsbeauftragten von Bund und 
Ländern 

Die Zusammenarbeit mit den Kolleginnen und Kolle- 
gen aus den Bundesländern war wie schon in den 
Jahren zuvor intensiv und ertragreieh. 

Im Berichtszeitraum hat die Konferenz der Informa- 
tionsfreiheitsbeauftragten in Deutschland (IFK) vier- 
mal getagt, zweimal unter Vorsitz von Rheinland- 
Pfalz (2012) und zweimal von Thüringen (2013). 

Der Arbeitskreis Informationsfreiheit (AKIF) bereitet 
die Sitzungen der IFK vor und vertieft darüber hin- 
aus die fachliche Zusammenarbeit der für die Infor- 
mationsfreiheit zuständigen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Informationsfreiheitsbeauftragten. 
Im Sinne der Transparenz sind die Protokolle der 
IFK und des AKIF grundsätzlich öffentlich zugäng- 
lich (www.bfdi.bund.de). 

Wie in den vorangegangen Berichtszeiträumen hat 
die IFK auch in den Jahren 20 12 und 2013 eine Rei- 
he von Entschließungen verabschiedet (vgl. Anla- 
gen 2 bis 11). Diese Entschließungen richten sich an 
die breite Öffentlichkeit ebenso wie an die Verant- 
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wörtlichen in Politik, Verwaltungen, Justiz und Wis- 
senschaft sowie an die Medien. Die politischen Initi- 
ativen der IFK sollen die Bereitschaft von Parlamen- 
ten und Regierungen des Bundes und der Länder 
stärken, der Informationsfreiheit in Deutschland die 
nötigen Impulse zu geben und das Transparenzni- 
veau zu verbessern. 

Über die Notwendigkeit der zügigen Weiterentwick- 
lung der Informationsfreiheit in Deutschland in 
Bund, Ländern und Kommunen herrschte unter den 
Beauftragten eine große Geschlossenheit. Weit gefä- 
chert waren die diskutierten Fragen, die in einer Rei- 
he von Entschließungen zusammengefasst und öf- 
fentlich gemacht wurden. 

In ihrer 24. Sitzung am 12. Juni 2012 in Mainz hat 
die IFK die Entschließung „Mehr Transparenz bei 
der Wissenschaft - Offenlegung von Kooperations- 
verträgen“ verabschiedet (Anlage 3). Sie zeigt sich 
darin besorgt über die verborgenen Einflussnahmen 
auf die Gegenstände und Ergebnisse von Forschun- 
gen. Zahlreiche Lehrstühle werden direkt oder indi- 
rekt von Unternehmen finanziert; auch die unter- 
nehmensfinanzierte Forschung selbst nimmt zu. Die 
Konferenz spricht sich daher zum Schutz der verfas- 
sungsrechtlich garantierten Freiheit der Forschung 
für eine regelmäßige Offenlegung der Finanzierung 
von Forschungsprojekten aus. Sie verlangt zudem 
konsequente Transparenzregelungen in den Informa- 
tionsfreiheitsgesetzen des Bundes und der Länder. 

Bei ihrer 25. Sitzung am 27. November 2012 hat die 
IFK die Parlamente des Bundes und der Länder auf- 
gefordert, für mehr Transparenz in eigener Sache zu 
sorgen (Anlage 4). Defizite bei der Transparenz kön- 
nen zu Vertrauensverlust führen. Um dem entgegen- 
zuwirken, sollte z. B. bei Tätigkeiten und Einkünften 
von Abgeordneten außerhalb ihrer Mandatsausübung 
ein möglichst hohes Maß an Transparenz hergestellt 
werden. 

Ein weiterer Schwerpunkt der Beratungen in Mainz 
war die fehlende Transparenz im Bereich der Kran- 
kenhaushygiene. Das Vertrauen in das deutsche Ge- 
sundheitssystem hat daher in den vergangenen Jahren 
abgenommen. Die IFK hat in einer Entschließung an 
die verantwortlichen Bundes- und Landesgesetzgeber 
appelliert, für mehr Transparenz bei den Kranken- 
haushygienedaten zu sorgen (Anlage 5). 

Die 26. IFK am 27. Juni 2013 in Erfurt hat sich für 
eine Überarbeitung der lebensmittelrechtlichen Vor- 
schriften zur Information der Öffentlichkeit ausge- 
sprochen (Anlage 6; vgl. Nr. 2. 1.2. 2). 

Ferner befasste sie auch sich mit dem Thema Infor- 
mationsfreiheit und Open Data. Sie verabschiedete 
die Entschließung „Open Data stärkt die Informati- 
onsfreiheit - sie ist eine Investition in die Zukunft“ 


(Anlage 7). Beschlossen wurde ferner ein ausführli- 
cheres Positionspapier „Informationsfreiheit und 
Open Data“ (Anlage 8). Bereits am 23. Mai 2011 
hatte die IFK eine Arbeitsgruppe zum Thema „Open 
Data“ eingerichtet, die sich mit der Open Govern- 
ment-Strategie der Bundesregiemng befasste. 

Die Prinzipien von Open Data sind nach Überzeu- 
gung der IFK Kernelemente der Informationsfreiheit. 
Daher müssen Open Data-Regelungen in den Infor- 
mationsfreiheitsgesetzen selbst verankert werden und 
nicht außerhalb. In den Gesetzen sind Veröffentli- 
chungspflichten der Behörden festzuschreiben. Fer- 
ner hat sich die IFK für einen subjektiven Anspruch 
auf V eröffentlichung ausgesprochen. 

Ein weiterer Schwerpunkt der Sitzung in Erfurt war 
die Diskussion der Konsequenzen aus dem Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 20. Februar 2013, 
nach dem die Pressegesetze der Länder keine Ver- 
pflichtung von Bundesbehörden zur Auskunft an 
Journalistinnen und Journalisten begründen 
(BVerwG 6 A 2.12; vgl. Nr. 3.1.1). Mit ihrer Ent- 
schließung „Für einen effektiven presserechtlichen 
Auskunftsanspruch gegenüber allen Behörden - auch 
des Bundes“ (Anlage 10) begrüßt sie, dass der Aus- 
kunftsanspruch der Medien vom Bundesverwal- 
tungsgericht unmittelbar aus Artikel 5 Absatz 1 
Satz 2 Grundgesetz abgeleitet wird, allerdings nur als 
Minimalstandard. Dies reicht aber nicht aus. Die IFK 
fordert daher neue gesetzliche Grundlagen, damit 
künftig die Bundesbehörden denselben Auskunfts- 
pflichten unterliegen wie die Behörden der Länder. 

Die IFK befasste sich weiter intensiv mit den Über- 
wachungsmaßnahmen des US-amerikanischen und 
des britischen Geheimdienstes auch in Deutschland. 
Sie verabschiedete eine Entschließung „Transparenz 
bei Sicherheitsbehörden“ (Anlage 9). Die Informati- 
onsfreiheitsbeauftragten fordern in dieser Resolution 
mehr Transparenz für die Nachrichtendienste in 
Deutschland und Europa. Die weit gefassten gesetz- 
lichen Ausnahmeregelungen für die Nachrichten- 
dienste des Bundes und der Länder sollten be- 
schränkt und die Kontrollgremien der Parlamente 
gestärkt werden. 

Breiten Raum nahmen in den Beratungen auch Prob- 
leme bei der Transparenz von Hygieneverstößen ein. 
Seit der Reform des Verbraucherinformations- 
rechts 2012 existiert in §40 Absatz 1 Buchstabe a 
Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch (LFGB) 
zwar eine Rechtsgrundlage für entsprechende Veröf- 
fentlichungen von Hygieneverstößen durch die zu- 
ständigen Behörden. Durch eine Reihe von verwal- 
tungsgerichtlichen Entscheidungen wurden entspre- 
chende Veröffentlichungen jedoch vorerst gestoppt. 
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Die IFK appelliert daher an die Bundesregierung, die 
lebensmittelrechtlichen Vorschriften über die Infor- 
mation der Öffentlichkeit nachzubessem. 

Die 27. IFK am 28. November 2013 in Erfurt hat mit 
einer Entschließung auf den am Tag zuvor veröffent- 
lichten Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD 
zur Bildung der großen Koalition im Bund reagiert 
(Anlage 11). Nachdem sich die künftigen Koaliti- 
onspartner leider nicht auf eine Reform des IFG ver- 
ständigen konnten, hob die IFK hierin wesentliche 
Punkte für eine wirkungsvolle Transparenzgesetzge- 
bung in Bund und Ländern hervor. 

Die Konferenz fordert, den Anspruch auf freien Zu- 
gang zu amtlichen Informationen im Grundgesetz 
und in den Landesverfassungen zu verankern. Sie 
setzt sich ferner für die Anerkennung eines Men- 
schenrechts auf Informationszugang im Rahmen der 
Vereinten Nationen ein. Hinsichtlich des Beitritts der 
Bundesrepublik zur „Open Government Partnership“ 
besteht Anlass zur Zuversicht, da diese Forderung in 
die Koalitionsvereinbarung aufgenommen wurde. 

Die Konferenz hat sich für ein neues Bundestranspa- 
renzgesetz ausgesprochen, das die Regelungen des 
Informationsfreiheitsgesetzes, des Umweltinformati- 
onsgesetzes und des Verbraucherinformationsgeset- 
zes zusammenfasst und Veröffentlichungspflichten 
nach den Open Data-Grundsätzen vorsieht. Die Aus- 
nahmeregelungen des IFG sollten auf das verfas- 
sungsrechtlich gebotene Maß beschränkt werden. Die 
Kooperation zwischen staatlichen Stellen und priva- 
ten und wissenschaftlichen Einrichtungen muss 
ebenfalls transparenter werden. 

4.3.3 Auch der bilaterale Erfahrungsaus- 
tausch zur Informationsfreiheit 
konnte verstärkt werden. 

Im Berichtszeitraum fand der internationale Erfah- 
rungsaustausch nicht nur im Rahmen der Berliner 
Weltkonferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten 
statt. 

So konnte ich im Juni 2012 meinen Kollegen Mo- 
hammed Zamir aus Bangladesch und im September 
2012 eine 15-köpfige Delegation der Provinzregie- 
rung aus Guangxi/China zu Informationsbesuchen 
begrüßen. Darauf folgten zwei Besuche von Bürger- 
rechtsexperten aus Indien und am 12. /13. November 
2012 ein zweitägiger Informationsworkshop mit der 
mazedonischen Informationsifeiheitskommission. 
Der deutsch-mazedonische Workshop wurde dan- 
kenswerterweise inhaltlich von meinem Berliner 
Kollegen und in logistischer Hinsicht von der Euro- 
päischen Kommission unterstützt. 

Im Dezember 2012 konnten meine Mitarbeiter einer 
Delegation des kambodschanischen Parlamentes 


einen Überblick über das IFG geben und dabei auch 
das StUG kurz erläutern. 

Ebenfalls im Dezember 2012 nahm einer meiner 
Mitarbeiter gemeinsam mit weiteren Repräsentanten 
(u. a.) des Bundespresseamtes, der Bundespressekon- 
ferenz und des deutschen Joumalistenverbandes am 
chinesisch-deutschen Mediendialog in Peking teil, 
der auf deutscher Seite vom Auswärtigen Amt und 
dem Goethe-Institut vorbereitet worden war. 

Anfang April 2013 konnten wir eine Delegation der 
indonesischen Central Information Commission 
(CIC) in Berlin begrüßen. 

Im Oktober 2013 konnten meine Mitarbeiter dem 
Vorsitzenden und Mitgliedern der mongolischen 
Informationsfreiheitskommission im Rahmen eines 
von der Akademie der Deutschen Welle organisier- 
ten Informationsbesuches einen Überblick über das 
Informationsfreiheitsrecht in Deutschland geben und 
das neue Informationsifeiheitsrecht der Mongolei mit 
den Gästen diskutieren. 

Ich freue mich, dass der internationale Austausch 
über die Ausgestaltung und Umsetzung des Informa- 
tionsfreiheitsrechtes auch auf diesem Wege weiter 
intensiviert werden konnte. 

5 Einzelfälle 

5.1 Deutscher Bundestag 

Amtliche Informationen des Deutschen Bundestages 

waren im Berichtszeitraum Gegenstand von 
IFG-Anträgen und - teils - auch verwaltungsgericht- 
licher Klagen. Dies betraf Ausarbeitungen der Wis- 
senschaftlichen Dienste, Unterlagen zur Beschaffung 
von Büroausstattung der Abgeordneten, Dokumente 
im Zusammenhang mit Rechenschaftsberichten des 
Landesverbandes einer Partei und ePetitionen. 

5.1.1 Gutachten der Wissenschaftlichen 
Dienste des Deutschen Bundesta- 
ges und das IFG 

Das IFG gilt nicht, wenn die Verwaltung des Deut- 
schen Bundestages die Abgeordneten durch Gutach- 
ten der Wissenschaftlichen Dienste oder Übersetzun- 
gen des Sprachendienstes bei der Wahrnehmung 
ihres Mandates unterstützt. 

Zwei Bürger hatten 2010 bzw. 2011 erfolglos Zu- 
gang zu Dokumenten der Wissenschaftlichen Dienste 
des Bundestages beantragt. Dem ersten Antragsteller 
ging es um eine Ausarbeitung zur „Suche nach au- 
ßerirdischem Leben und die Umsetzung der 
VN-Resolution A/33/426 zur Beobachtung unidenti- 
fizierter Flugobjekte und extraterristischer Lebens- 
formen“. Der zweite Antragsteller, ein Journalist, 
begehrte Informationszugang zu Ausarbeitungen und 
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Dokumentationen der Wissenschaftlichen Dienste zu 
europa- und verfassungsrechtlichen Fragen sowie 
Überlassung einer Kopie der vom Sprachendienst des 
Deutschen Bundestages für denselben Abgeordneten 
erstellten Übersetzung eines Aufsatzes. 

Der Deutsche Bundestag lehnte beide Anträge ab, da 
insoweit das IFG nicht anzuwenden sei. Die Wider- 
sprüche der Antragsteller blieben erfolglos, aber 
nicht ihre Klagen in erster Instanz (VG Berlin, Urtei- 
le vom 1. Dezember 2011 -2K91.il - (UFO) und 
vom 14. September 2012 - 2 K 185.11 - (Gutachten, 
Dokumentationen und Übersetzung)). Das VG Berlin 
betonte den unterstützenden Charakter der Assis- 
tenzdienste und hielt das IFG daher für anwendbar. 
Während des Berufungsverfahrens wandte sich der 
erste Antragsteller an mich und bat um Unterstüt- 
zung durch ein „Gegengutachten“ zur Vorlage beim 
Oberverwaltungsgericht. Dieser Bitte konnte ich 
aufgrund meiner unabhängigen und neutralen Stel- 
lung als unparteiischer Mittler zwischen Verwaltung 
und Bürger nicht entsprechen. 

In zweiter Instanz erhielt der Deutsche Bundestag 
Recht. Anders als das VG Berlin hielt das OVG Ber- 
lin-Brandenburg das IFG für nicht anwendbar und 
wies die Klagen ab (Urteile vom 13. November 
2013, OVG 12 B 3.12 (UFO) und OVG 12 B 21.12 
(Gutachten, Dokumentationen und Übersetzung) 
- vgl. Kasten a zu Nr. 5.1.1). 

Kasten a zu Nr. 5.1.1 

OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 13. No- 
vember 2013 - 12 B 21.12 - 
(Leitsatz) 

„Die Wissenschaftlichen Dienste und der Sprachen- 
dienst des Deutschen Bundestages nehmen bei der 
Erstellung von Dokumentationen und Ausarbeitun- 
gen oder der Anfertigung von Übersetzungen für 
Abgeordnete keine Verwaltungsaufgabe im materiel- 
len Sinne wahr. Unabhängig von der formellen Ein- 
ordnung der Dienste in die Verwaltung des Bundes- 
tages ist ihre mandatsbezogene Tätigkeit der Wahr- 
nehmung parlamentarischer Angelegenheiten zuzu- 
ordnen, die vom Anwendungsbereich des Informati- 
onsfreiheitsgesetzes ausgenommen ist.“ 

Das OVG Berlin-Brandenburg vertritt die Auffas- 
sung, die Erstellung von Dokumentationen, Ausar- 
beitungen und Übersetzungen durch die Wissen- 
schaftlichen Dienste und den Sprachendienst des 
Bundestages sei nicht als Wahrnehmung von Ver- 
waltungsaufgaben im materiellen Sinne anzusehen; 
die fraglichen Unterlagen unterlägen deshalb nicht 
dem Informationszugang nach § 1 Absatz 1 IFG. 

Auch das OVG geht hier zwar grundsätzlich von 
dem in Rechtsprechung und rechtswissenschaftlicher 


Literatur herrschenden (weiten) funktionalen Behör- 
den- und Verwaltungsbegriff des § 1 Absatz 1 IFG 
aus, sieht die Arbeit der wissenschaftlichen Dienste 
jedoch mit Blick auf die Entstehungsgeschichte des 
IFG und den engen Zusammenhang dieser unterstüt- 
zenden Tätigkeiten mit der verfassungsrechtlich 
geprägten Mandatsausübung der Abgeordneten nicht 
mehr als behördliche Verwaltungstätigkeit i. S. d. 
IFG an (vgl. Kasten b zu Nr. 5.1.1). 

Kasten b zu Nr. 5.1.1 

Bundestagsdrucksache 15/4493, S. 8 

„Nach § 1 Absatz 1 soll nur der spezifische Bereich 
der Wahrnehmung parlamentarischer Angelegenhei- 
ten (insbesondere Gesetzgebung, Kontrolle der Bun- 
desregierung, Wahlprüfung, Wahrung der Rechte des 
Bundestages und seiner Mitglieder - z. B. in Immuni- 
tätsangelegenheiten, bei Petitionen und bei Eingaben 
an den Wehrbeauftragten -, parlamentarische Kon- 
takte zu in- und ausländischen sowie supranationalen 
Stellen) (...) vom Informationszugang ausgenommen 
bleiben.“ 

Aus der nicht abschließenden, regelbeispielartigen 
Aufzählung in der Gesetzesbegründung schließt das 
OVG auf einen umfassend beabsichtigten Ausschluss 
des IFG auch bei vorbereitenden Hilfstätigkeiten, die 
nicht durch die Abgeordneten „höchstpersönlich“ 
vorgenommen werden, für eine effektive Wahrneh- 
mung ihrer Pflichten und Rechte aber auch aus mei- 
ner Sicht unverzichtbar sind. 

Beide Kläger haben Revision beim Bundesverwal- 
tungsgericht eingelegt. Über den Fortgang der Ver- 
fahren werde ich berichten. 

5.1 .2 Wer nutzt welche Schreibgeräte? 

Der Rechtsstreit um Auskünfte über die Beschaffung 
von Schreibgeräten und Digitalkameras für Abge- 
ordnete des Deutschen Bundestages ist noch nicht 
endgültig abgeschlossen. 

Im 3. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit hatte 
ich über den erfolglosen IFG-Antrag eines Journalis- 
ten berichtet, der die Verwaltung des Deutschen 
Bundestages anschließend auf „Herausgabe von 
Ablichtungen aller Unterlagen zum Sachleistungs- 
konsum der Abgeordneten des 16. Deutschen Bun- 
destages im Jahre 2009 bezüglich der Mont- 
blanc-Schreibgeräte und Digitalkameras“ verklagt 
hatte (3. TB Nr. 5.1.5). 

Das VG Berlin hielt hier wegen des starken Schutzes 
mandatsbezogener Informationen (§ 5 Absatz 2 IFG) 
den Zugang nur nach vorheriger Einwilligung für 
eröffnet; deshalb sei eine (Dritt-)Beteiligung der 
betroffenen Abgeordneten geboten und der Kläger 
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danach erneut zu bescheiden. Hiergegen legten beide 
Seiten Berufung ein. 

Bei der zwischenzeitlich durchgeführten Drittbeteili- 
gung verweigerten die betroffenen Abgeordneten die 
Einwilligung in den Informationszugang. 

Das OVG Berlin-Brandenburg hatte deswegen in 
zweiter Instanz zu entscheiden, ob trotz fehlender 
Einwilligung das Informationszugangsinteresse des 
Antragstellers überwiegt oder ob das durch § 5 Ab- 
satz 2 IFG geschützte Diskretionsinteresse der Man- 
datsträger den Vorrang hat (vgl. Kasten a zu 
Nr. 3. 1.2.2). 

Da die begehrten Informationen möglicherweise 
auch „in einer von der Person eines konkreten Abge- 
ordneten anonymisierten Form an den Kläger über- 
mittelt werden könnten“, setzte sich das OVG zu- 
nächst mit der Frage auseinander, ob in der vorlie- 
genden Fallkonstellation eine (sichere) Anonymisie- 
rungsmöglichkeit mit Ausschluss einer De- 


Anonymisierung angenommen werden könnte. Im 
Ergebnis hat es das Gericht jedoch „als durchaus 
wahrscheinlich“ angesehen, „dass die Veröffentli- 
chung anonymisierter Informationen entscheidend 
zur Weitergabe auch personenbezogener Daten in 
Form von Handlungen individualisierter Abgeordne- 
ter beitragen könnte.“ 

Da der Kläger zudem in der mündlichen Verhand- 
lung sein Interesse an einer „in jedem Fall nur durch 
eine individualisierte(n), damit aber auch personen- 
bezogene(n) Information“ deutlich machte, hat das 
OVG die Frage eines teilweisen Informationszugan- 
ges nicht weiter vertieft. 

Damit war klar, dass hier § 5 Absatz 2 IFG maßgeb- 
lich war und kein Anspruch auf die gewünschten 
Auskünfte bestand (vgl. Kasten zu Nr. 5.1 .2). 

Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 
über die Revision steht noch aus. 


Kasten zu Nr. 5.1.2 

Auszug aus der Entscheiduug des OVG Berliu-Brandenburg vom 7. Juni 2012 
- 12 B 34.10- 

„Die vom Kläger begehrten personenbezogenen Daten fallen auch unter den besonderen Schutz des § 5 Ab- 
satz 2 IFG. 

§ 5 Absatz 2 IFG konkretisiert den Schutz der Persönlichkeitsrechte im Informationsfreiheitsgesetz für Amts- 
und Mandatsträger. Diese sollen durch die Ansprüche des Informationsfreiheitsgesetzes nicht zur Preisgabe von 
personenbezogenen Informationen verpflichtet werden, die sie zur Ausübung ihres Amtes an die staatliche An- 
stellungskörperschaft oder die Verwaltung des Deutschen Bundestages übermitteln mussten. 

Für Abgeordnete des Deutschen Bundestages betrifft der Anwendungsbereich der Norm die von der Verwaltung 
des Deutschen Bundestages über Abgeordnete geführten Informationen, soweit sie im Zusammenhang mit ih- 
rem Mandat stehen. Dabei ergibt sich aus dem Wortlaut wie aus der systematischen Beschränkung des Informa- 
tionsfreiheitsgesetzes auf die Verwaltungstätigkeit des Bundes (§ 1 Absatz 1 Satz 2 IFG), dass die Anwendung 
des § 5 Absatz 2 IFG sich nicht auf die unmittelbare verfassungsrechtliche Gesetzgebungs- und Kontrolltätig- 
keit des Deutschen Bundestages beschränkt. Zutreffend hat das Verwaltungsgericht angenommen, dass eine 
andere Deutung die Regelung leer laufen ließe, obwohl ein sachlicher Regelungsgehalt der Norm, wie der vor- 
liegende Sachverhalt zeigt, besteht. Diese Auslegung entspricht auch den Gesetzgebungsmaterialien, die deut- 
lich machen, dass der Gesetzgeber mit dieser Regelung die Abgeordneten in einem Maße schützen wollte, das 
dem Schutz anderer Amtsträger vergleichbar ist (BT-Drucksache 15/5606, S. 6). 

Die den Abgeordneten nach § 12 Absatz 1 Abgeordnetengesetz (AbgG) zustehende Amtsausstattung bezieht 
sich auf durch das Mandat veranlasste Aufwendungen. Damit hat der Gesetzgeber einen unmittelbaren normati- 
ven Zusammenhang zwischen Mandat und Ausstattung geschaffen. Die Tatsache, dass die Entscheidung über 
die Verwendung der Ausstattung ihrerseits keine legislative Tätigkeit darstellt, eröffnet den Regelungsbereich 
des Gesetzes. Zugleich stellt § 12 AbgG aber sicher, dass diese Verwendung einen direkten Bezug zu dem 
Mandat hat. Anders als in dem vom Kläger genannten Fall der Abrechnung von Reisen von Abgeordneten dient 
die Ausstattung der Abgeordneten mit Arbeitsmaterial der Ermöglichung des Kerns ihrer Tätigkeit als Gesetz- 
geber und Kontrollinstanz der Bundesregierung im Deutschen Bundestag. Die Entscheidung, in welcher Weise 
die Sachleistungspauschale von einem Abgeordneten verwendet wird, betrifft die Möglichkeit der Ausübung 
seines Mandats unmittelbar und ist damit von § 5 Absatz 2 IFG umfasst. 

Dieser Auslegung kann auch nicht entgegengehalten werden, dass die fraglichen Informationen im systematisch 
vergleichbaren Fall eines Beamten nicht Gegenstand seiner Personalakte würden. Tatsächlich wird der Schutz- 
bereich des § 5 Absatz 2 IFG in einer Analogie zur Personalaktenführung im Beamtenrecht gedeutet (Schoch, 
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a.a.O., § 5 Rn. 51 m.w.N.). Doch bezieht sich diese Analogie zum einen auf die „materielle“ Personalakte, deren 
Definition unabhängig von der tatsächlichen Aktenführung einer Behörde zu bestimmen ist. Zum anderen kann 
diese Analogie nur als ein Anhaltspunkt bei der Auslegung des grundlegend anders gearteten Mandatsverhält- 
nisses dienen und ist nicht geeignet, den Begriff der personenbezogenen Daten, an den § 5 Absatz 1 IFG an- 
schließt, einzuengen.“ 


5.1.3 Der Hinweis auf den veröffentiichten 
Rechenschaftsbericht reicht nicht 

Ist das Parteiengesetz eine spezialgesetzliehe Rege- 
lung i. S. d. § 1 Absatz 3 IFG? 

Der Deutsche Bundestag hatte einen Antrag auf Ein- 
sicht in die Verwaltungsvorgänge und Dokumente 
zur Selbstanzeige der Partei Bündnis 90/Die Grünen 
Brandenburg wegen Veruntreuung durch den 
Schatzmeister abgelehnt, da der Anwendungsbereich 
des IFG nicht eröffnet sei. Daraufhin hat mich der 
Antragsteller um Vermittlung und Überprüfung ge- 
beten, insbesondere zu der Frage, ob das Parteienge- 
setz als spezialgesetzliche Regelung i. S. d. § 1 Ab- 
satz 3 IFG dem IFG vorgeht. 

Grundsätzlich haben nach dieser Regelung spezial- 
gesetzliche Zugangsregelungen Vorrang, und zwar 
unabhängig davon, ob sie ein engeres oder ein weite- 
res Zugangsrecht gewähren. Dies gilt jedoch nur, 
soweit der Anwendungsbereich der Spezialnorm 
reicht und sie als abschließende Regelung anzusehen 
ist; im Übrigen bleibt das IFG anwendbar. 

Das in Artikel 21 Absatz 1 Satz 4 GG verankerte und 
durch das Parteiengesetz konkretisierte Transparenz- 
gebot verpflichtet die Parteien, öffentlich Rechen- 
schaft über die Herkunft und Verwendung ihrer Mit- 
tel sowie ihr Vermögen zu geben. Dieses Transpa- 
renzgebot soll das Vertrauen der Bürgerinnen und 
Bürger in die politischen Parteien stärken und ihnen 
eine objektive Wahlentscheidung ermöglichen. Dafür 
ist es wichtig, dass sich die Wähler ein realistisches 
Bild von den politischen Parteien machen können 
und wissen, welche - auch finanziellen - Interessen 
hinter einer Partei stehen. Sofern eine Partei die Un- 
richtigkeit eines Rechenschaftsberichtes selbst an- 
zeigt, wird dieser ganz oder teilweise als Bundes- 
tagsdrucksache veröffentlicht (§ 23b Absatz 3 PartG 
i. V. m. § 23a Absatz 5 und 6 PartG). Zudem erstattet 
der Präsident des Deutschen Bundestages gemäß 
§ 23 Absatz 4 PartG alle zwei Jahre über die Ent- 
wicklung der Parteifinanzen sowie über die Rechen- 
schaftsberichte der Parteien Bericht, der als Bundes- 
tagsdrucksache verteilt wird (vgl. Kasten zu 
Nr. 5.1.3). 


Diese Normen des Parteiengesetzes sind objektive 
Transparenzregelungen und keine bereichsspezifi- 
schen, speziellen Zugangsregelungen i. S. d. § 1 
Absatz 3 IFG, die den Informationszugang nach dem 
IFG ausschließen. 

Der Antrag des Petenten richtete sich allerdings nicht 
auf die Informationen aus den veröffentlichten Re- 
chenschaftsberichten, sondern vielmehr auf Unterla- 
gen und Angaben, über die der Deutsche Bundestag 
im Rahmen seiner Verwaltungstätigkeit „Parteienfi- 
nanzierung“ amtlich verfügte. Der Anwendungsbe- 
reich des IFG war somit eröffnet, sofern die „allge- 
meinen“ Voraussetzungen des § 1 Absatz 1 IFG 
Vorlagen und keine Ausschlusstatbestände nach den 
§§ 3 ff IFG eingriffen. 

Der Deutsche Bundestag ist ein „sonstiges Bundes- 
organ“ i. S. d. § 1 Absatz 1 Satz 2 IFG und damit 
grundsätzlich zur Gewährung des Informationszu- 
ganges verpflichtet, soweit er öffentlich-rechtliche 
Verwaltungsaufgaben wahmimmt. Nach der Geset- 
zesbegründung soll nur der spezifische Bereich der 
Wahrnehmung parlamentarischer Angelegenheiten 
vom Informationszugang ausgenommen bleiben. 
Parlamentarische Angelegenheiten sind insbesondere 
Gesetzgebung, Kontrolle der Bundesregierung, 
Wahlprüfung, Wahrung der Rechte des Bundestages 
und seiner Mitglieder, z. B. in Immunitätsangelegen- 
heiten, parlamentarische Kontakte zu in- und auslän- 
dischen sowie supranationalen Stellen (Bundestags- 
drucksache 15/4493, S. 8). Dagegen ist die Aufgabe 
„Prüfung der öffentlichen Rechnungslegung der 
Parteien“ keine parlamentarische Angelegenheit und 
damit „Verwaltung“ i. S. d. IFG. Ausnahmetatbe- 
stände der §§ 3 bis 6 IFG, die den Informationszu- 
gang dauerhaft hätten ausschließen können, lagen 
aus meiner Sicht nicht vor. 

Ich habe den Deutschen Bundestag daher gebeten, 
dem Antragsteller die begehrten Informationen zeit- 
nah zur Verfügung zu stellen. Einsicht in Unterlagen 
wurde dem Petenten zwar gewährt, das Verfahren 
war zum Redaktionsschluss damit aber noch nicht 
abgeschlossen, weil auch die Prüfung durch den 
Deutschen Bundestag noch nicht abgeschlossen war. 

(Zu § 1 Absatz 3 IFG vgl. auch unter Nr. 3.2.2, 
3.2.5). 
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Kasten zu Nr. 5.1.3 

Artikel 21 Absatz 1 GG 

Die Parteien wirken bei der politischen Willensbildung des Volkes mit. Ihre Gründung ist frei. Ihre innere Ord- 
nung muss demokratischen Grundsätzen entsprechen. Sie müssen über die Herkunft und Verwendung ihrer 
Mittel sowie über ihr Vermögen öffentlich Rechenschaft geben. 

§ 23b Absatz 3 Parteiengesetz 

§ 23a Absatz 5 und 6 gilt entsprechend [für die Anzeigepflicht bei Unrichtigkeiten im Rechenschaftsbericht]. 

§ 23a Absatz 5 und Absatz 6 Parteiengesetz 

(5) Eine Partei, in deren Rechenschaftsbericht unrichtige Angaben enthalten sind, hat den Rechenschaftsbe- 
richt zu berichtigen und nach Entscheidung des Präsidenten des Deutschen Bundestages teilweise oder ganz neu 
abzugeben. Dieser ist von einem Wirtschaftsprüfer oder einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einem vereidig- 
ten Buchprüfer oder einer Buchprüfungsgesellschaft durch einen Vermerk zu bestätigen. Übersteigt der zu be- 
richtigende Betrag im Einzelfall nicht 10.000 Euro und im Rechnungsjahr je Partei nicht 50.000 Euro, kann 
abweichend von den Sätzen 1 und 2 die Berichtigung im Rechenschaftsbericht für das folgende Jahr vorge- 
nommen werden. 

(6) Berichtigte Rechenschaftsberichte sind ganz oder teilweise als Bundestagsdrucksache zu veröffentlichen. 

§ 23 Absatz 4 Parteiengesetz 

Der Präsident des Deutschen Bundestages erstattet dem Deutschen Bundestag alle zwei Jahre über die Entwick- 
lung der Parteienfinanzen sowie über die Rechenschaftsberichte der Parteien Bericht. Zusätzlich erstellt er ver- 
gleichende jährliche Kurzübersichten über die Einnahmen und Ausgaben sowie über die Vermögensverhältnisse 
der Parteien. Die Berichte werden als Bundestagsdrucksache verteilt. 


5.1 .4 Wie weit reicht das Recht auf infor- 
mationszugang, wenn es um ePeti- 
tionen beim Deutschen Bundestag 
geht? 

Der Deutsche Bundestag braucht Informationen zu 
Zahl und Gründen der Nichtveröffentlichung von 
elektronischen Petitionen nicht herauszugeben. 

Ein Bürger wandte sich mit zwei elektronischen 
Petitionen an den Deutschen Bundestag. Die Mög- 
lichkeit hierzu gibt es seit 2005. Seine beiden elekt- 
ronischen Petitionen wurden entgegen seiner Erwar- 
tung nicht veröffentlicht. Als der Petent nachfragte, 
weshalb seine Petitionen und wie viele ePetitionen 
insgesamt nicht veröffentlicht worden seien, lehnte 
die Verwaltung des Deutschen Bundestages die Aus- 
kunftserteilung ab, da das IFG auf die Tätigkeit des 
Petitionsausschusses nicht anwendbar sei. Zusätzlich 
verwies sie auf die Intemetseite des Parlamentes und 
nannte dem Petenten Links zu dort veröffentlichten 
und allgemein zugänglichen Informationen über das 
Petitionsverfahren und zu Statistiken. 

Nach erfolglosem Widerspruch erhob der Petent 
Klage beim VG Berlin. 

Mit seiner Klage erstrebte er weiter Auskunft 

(1.) zu den Gründen für das Absehen von der Veröf- 
fentlichung seiner beiden ePetitionen, 


(2.) zur Zahl der monatlich/jährlich eingereichten 
und der nicht veröffentlichten Petitionen und 

(3.) zur Behandlung nicht veröffentlichter Petitionen. 

Nach Klageerhebung wandte er sich auch an mich 
und bat um Unterstützung seines Anliegens. 

Nach Auffassung des Deutschen Bundestages ist die 
Veröffentlichung elektronischer Petitionen Teil der 
parlamentarischen Tätigkeit des Petitionsausschusses 
und kann nur nach Billigung durch die Obleute der 
im Ausschuss vertretenen Fraktionen erfolgen. Dies 
gelte auch für das Erstellen von Statistiken, die Ge- 
genstand des jährlichen Berichtes seien, den der Aus- 
schuss dem Bundestag nach § 112 Absatz 1 Satz 3 
der Geschäftsordnung (GO-BT) erstatte. 

Das VG Berlin hat die Klage als unbegründet abge- 
wiesen, da der Deutsche Bundestag bei der Prüfung 
und Bescheidung von Petitionen nicht zu den von § 1 
Absatz 1 Satz 1 IFG erfassten Behörden im funktio- 
nalen Sinne zähle und der spezifische Bereich der 
Wahrnehmung parlamentarischer Angelegenheiten 
dem Anwendungsbereich des IFG nach der Begrün- 
dung des Gesetzentwurfes auch nicht nach § 1 Ab- 
satz 1 Satz 2 IFG unterfalle (VG Berlin, Urteil vom 
24. April 2013 - VG 2 K 63.12 -). 

Hinsichtlich des 2. Klageantrages ließ es das Gericht 
offen, ob der Deutsche Bundestag insoweit bei der 
Erstellung der Statistiken als Behörde i. S. d. § 1 
Absatz 1 IFG handele. Dies bedürfe keiner Entschei- 
dung, da diese Informationen in der vom Kläger 
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gewünschten Form teils nicht vorhanden, teils bereits 
veröffentlicht seien und daher selbst bei 
- unterstellter - Anwendbarkeit des IFG nicht heraus- 
gegeben werden könnten bzw. müssten. 

Den Ablehnungsgrund des § 9 Absatz 3 IFG bejahte 
das VG Berlin auch mit Blick auf den dritten Antrag, 
da die Behandlung öffentlicher Petitionen sich aus 
den, auf der Grundlage des § 110 Absatz 1 GO-BT 
beschlossenen und auf der Website des Deutschen 
Bundestages veröffentlichten Verfahrensgrundsätzen 
des Petitionsausschusses und einer ebenfalls im In- 
ternet veröffentlichten Richtlinie für die Behandlung 
von öffentlichen Petitionen ergebe 
(www.epetitionen.bundestag.de). 

Das Gericht hat damit seine Abgrenzung des An- 
wendungsbereiches des IFG von der Wahrnehmung 
parlamentarischer Kemaufgaben bestätigt. Ich sehe 
keinen Grund, die ablehnende Entscheidung des 
Deutschen Bundestages zu beanstanden. 

5.2 Bundeskanzleramt 

5.2.1 Informationszugang zu Kabinetts- 

protokollen? 

Das Bundeskanzleramt möehte keinen Zugangzu den 
Protokollen der Kabinettsitzungen gewähren. Es 
beruft sieh dabei u. a. auf den Sehutz des Kernbe- 
reichs der exekutiven Eigenverantwortung. 

Am 1. März 2013 wurde der Entwurf der Bundesre- 
gierung eines Achten Gesetzes zur Änderung des 
Urheberrechtsgesetzes (Leistungsschutzrecht für 
Presseerzeugnisse) im Bundestag verabschiedet. Das 
Gesetz trat am 1. August 2013 in Kraft (BGBl. I 
S. 1161). 

Bereits 2012 hatte ein Antragsteller einen ersten 
Versuch unternommen, noch während des Gesetzge- 
bungsverfahrens vom Bundeskanzleramt Zugang zu 
den entsprechenden Kabinettsprotokollen zu be- 
kommen. Der Antrag wurde abgelehnt. Auch ein 
zweiter Versuch nach Abschluss des Gesetzgebungs- 
verfahrens blieb erfolglos. 

Begründet wurde die Ablehnung beider Anträge u. a. 
mit § 3 Nummer 4 IFG. Ein Anspruch auf Informati- 
onszugang besteht nach dieser Vorschrift nicht, 
„wenn die Information einer durch Rechtsvorschrift 
oder durch eine allgemeine Verwaltungsvorschrift 
zum materiellen und organisatorischen Schutz von 
Verschlusssachen geregelten Geheimhaltungs- oder 
Vertraulichkeitspflicht oder einem Berufs- oder be- 
sonderen Amtsgeheimnis unterliegt“. Nach Auffas- 
sung des Bundeskanzleramts liegen diese gesetzli- 
chen Voraussetzungen aufgrund der generellen Ge- 
heim-Einstufung aller Kabinettsprotokolle vor. 


Mit Blick auf die Systematik des IFG und die Recht- 
sprechung sehe ich hier Diskussionsbedarf: 

Das Bundesverwaltungsgericht verlangt von der 
auskunftspflichtigen Behörde des Bundes eine sach- 
liche Prüfung der (fortbestehenden) Erforderlichkeit 
der Einstufung (BVerwG -7C21.08- vom 
29. Oktober 2009). Der pauschale Hinweis im Ab- 
lehnungsbescheid, eine Aufhebung der materiellen 
Geheimhaltungsbedürftigkeit sei geprüft worden, 
scheint mir vor diesem Hintergrund etwas knapp. 

Eine weitere Einstufung als „Geheim“ ist nur dann 
geboten, wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte 
die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder 
eines ihrer Länder gelührden oder ihren Interessen 
schweren Schaden zufügen kann (§ 4 Absatz 2 
Nummer 2 Sicherheitsüberprüfungsgesetz, § 3 Num- 
mer 2 Verschlusssachenanweisung vom 31. März 
2006 i. d. F. vom 26. April 2010). Niemand wird 
bestreiten, dass das Bundeskabinett zahlreiche si- 
cherheitssensible, geheimhaltungsbedürftige Themen 
erörtert und der Informationszugang oftmals nicht 
gewährt werden kann. Hier schien mir allerdings die 
Nachfrage geboten, inwiefern im Falle des Informa- 
tionszuganges nach Abschluss des Gesetzgebungs- 
verfahrens ein schwerer Schaden für die Interessen 
der Bundesrepublik Deutschland drohen würde. 

Bedenken habe ich auch gegen den in den Schreiben 
des Bundeskanzleramts als Versagungsgrund ange- 
führten „Schutz des Kembereichs der exekutiven 
Eigenverantwortung“ geltend gemacht. Dieser un- 
mittelbar aus der Verfassung abgeleitete Ausschluss- 
tatbestand sollte m. E. nicht immer dann verwendet 
werden, wenn und soweit das Vertraulichkeitsinte- 
resse von Bundesbehörden grundsätzlich und ab- 
strakt bereits „bereichsspezifisch“ im IFG z. B. durch 
§ 3 Nummer 3 Buchstabe b (Schutz von Beratun- 
gen), § 4 (Schutz des behördlichen Entscheidungs- 
prozesses) oder § 3 Nummer 4 (Geheimschutz) ge- 
schützt wird, die tatbestandlichen Voraussetzungen 
dieser gesetzlichen Ausnahmen aber nicht dargelegt 
werden (können). 

Der Schutz des Kernbereichs der exekutiven Eigen- 
verantwortung kann m. E. nur in eng begrenzten 
Ausnahmefällen Anwendung finden. Darauf hat auch 
das Bundesverwaltungsgericht in seiner Entschei- 
dung vom 3. November 2011 ausdrücklich hingewie- 
sen (7 C 3.11). 

5.2.2 Die SMS der Bundeskanzlerin und 
das IFG 

Die SMS der Bundeskanzlerin unterliegen als amtli- 
che Informationen nur dem IFG, soweit sie Teil der 
Akten werden. 
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Der Reporter eines großen Wochenmagazins fragte 
nach dem Informationszugang zu den zahllosen 
SMS, die die Bundeskanzlerin zum Beispiel an Mi- 
nister, andere Politiker und Mitarbeiter versendet 
oder von ihnen erhält. 

„Kann es angehen, dass die Kanzlerin ihre weltbe- 
wegende Korrespondenz in der Handtasche ver- 
schwinden lässt?“ fragte sich der Redakteur zunächst 
selbst und gab diese Frage an den Präsidenten des 
Bundesarchivs, Innenpolitiker der Koalition und der 
Opposition und kurz vor Redaktionsschluss auch an 
meinen Mitarbeiter weiter. 

Das IFG verpflichtet die Bundesbehörden, auf An- 
trag den Zugang zu amtlichen Informationen zu er- 
öffnen. Amtliche Information ist nach der Legaldefi- 
nition des § 2 Nummer 1 IFG „jede amtlichen Zwe- 
cken dienende Aufzeichnung unabhängig von der Art 
ihrer Speicherung“. Das IFG erfasst somit grundsätz- 
lich alle amtlichen Zwecken dienenden Aufzeich- 
nungen, egal ob sie in konventionellen, d. h. auf 
Papier, oder zunehmend auch elektronisch geführten 
Akten gespeichert sind. 

Dass die SMS, die die Bundeskanzlerin versendet 
und erhält, weit überwiegend der Führung ihrer 
Amtsgeschäfte dienen und insoweit nicht privat, 
sondern „amtlich“ auch im Sinne des IFG sind, wird 
niemand ernstlich bestreiten wollen. 

Müsste die Bundeskanzlerin auch insoweit auf An- 
trag Transparenz des Regierungshandelns ermögli- 
chen, womöglich sogar „in Echtzeit“, soweit nicht 
für einzelne Informationen der Zugang z. B. aus 
Gründen des Geheimschutzes ausgeschlossen ist? 
Besteht darüber hinausgehend vielleicht sogar eine 
Verpflichtung zur unverzüglichen, antragsunabhän- 
gigen proaktiven Bereitstellung der Kanzlerinnen- 
kommunikation oder wäre eine derart weite Transpa- 
renz jedenfalls politisch wünschenswert? 

Diese Fragen hat sich der Gesetzgeber ausweislich 
der Begründung des Gesetzentwurfes noch nicht 
gestellt, auch wenn die SMS schon im Jahre 2005 
eine zunehmend genutzte Kommunikationsform war. 

Nach dem Gesetzeswortlaut sollen allerdings nicht 
alle amtlichen Zwecken dienenden Aufzeichnungen 
dem Informationszugang auf Antrag unterliegen: 
Entwürfe und Notizen, die nicht Bestandteil eines 
Vorganges werden sollen, gehören nach der Legalde- 
finition des § 2 Nummer 1 IFG nicht zu den grund- 
sätzlich zugangspfiichtigen amtlichen Informationen. 
Nun sind ein- und ausgehende SMS Elemente eines 
- wenn auch verbal stark reduzierten und konzent- 
rierten - Dialoges und damit keine als „interne Ge- 
dankenstütze“ nur zum Eigengebrauch bestimmte, 
oftmals provisorische Intema. 


Andererseits ersetzt die Kommunikation mittels SMS 
zunehmend das telefonisch oder in kleinem Kreise 
nicht öffentlich gesprochene Wort, das „als solches“ 
in der Regel flüchtig ist, nicht unbefugt aufgezeich- 
net werden darf und erst dann dem Informationszu- 
gang unterliegt, wenn es wegen seiner besonderen 
Bedeutung schriftlich für die Akten zusammenge- 
fasst worden ist. 

Im Ergebnis ist deshalb nicht jede SMS als transpa- 
renzpflichtige „amtliche Information“ i. S. d. IFG zu 
bewerten. 

Wesentliche Beiträge für Beratung und Entschei- 
dungsfindung von Regierung und Verwaltung und 
die z. B. von der Bundeskanzlerin und ihren „amtli- 
chen“ Kommunikationspartnem getroffenen Ent- 
scheidungen sollten aber dauerhaft dokumentiert 
werden und ihren Weg in die Akten finden, in der 
Terminologie des IFG also „Bestandteil eines Vor- 
ganges werden“, und damit jedenfalls grandsätzlich 
dem Informationszugang nach dem IFG oder - nach 
Abgabe der Akten an das Bundesarchiv und Ablauf 
eventueller Sperrfristen - nach dem Bundesarchivge- 
setz unterliegen. 

Ein Informationszugang auf (noch) im Endgerät 
gespeicherte, noch nicht „veraktete“ Kommunikation 
ist dagegen nach dem IFG nicht geboten. 

5.2.3 Ein Abendessen mit der Kanzierin 
- Fortschreibung 

Nunmehr ist rechtskräftig entschieden: Die Gästelis- 
te der Bundeskanzlerin ist offenzulegen, ihr Termin- 
kalender bleibt - zumindest in diesem Fall - tabu. 

Aus Anlass eines runden Geburtstages des Vorsit- 
zenden einer großen deutschen Bank hatte die Bun- 
deskanzlerin im April 2008 im Bundeskanzleramt ein 
Abendessen mit rund 30 geladenen Gästen aus Poli- 
tik, Wirtschaft und Unterhaltung veranstaltet. Mit 
Blick auf die Bankenkrise und eventuelle Verflech- 
tungen von Politik und Wirtschaft hatten zwei An- 
tragsteller beim Bundeskanzleramt Informationen zu 
Planung und Durchführung dieses Abendessens be- 
gehrt; außerdem hatten sie Einsicht in den Terminka- 
lender der Bundeskanzlerin für den Zeitraum vom 
1. März bis zum 15. Mai 2008 beantragt. 

In meinem 3. Tätigkeitsbericht zur Informationsfrei- 
heit (Nr. 5.2.1) hatte ich ausführlich über das Urteil 
des Verwaltungsgerichts Berlin vom 7. April 2011 
-VG2K39.10 - berichtet, das das Bundeskanzler- 
amt verpflichtet hatte, u. a. Zugang zu der Gästeliste 
sowie der Tisch- und Sitzordnung des Abendessens 
durch Überlassung von Kopien in ungeschwärzter 
Form zu gewähren. Einen Anspruch auf Einsicht in 
den Terminkalender der Bundeskanzlerin hatte das 
Verwaltungsgericht Berlin dagegen verneint. 
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Das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg hat 
diese Entscheidung nunmehr mit Urteil vom 
20. März 2012 - OVG 12 B 27.11 - weitgehend be- 
stätigt. 

Hinsichtlich der Preisgabe der Namen und dienstli- 
chen Anschriften auch solcher Gäste, die einer Of- 
fenlegung nicht ohnehin zugestimmt hatten, kommt 
das Oberverwaltungsgericht - wie zuvor das Verwal- 
tungsgericht - im Rahmen der Interessenabwägung 
nach § 5 Absatz 1 Satz 1 IFG zu dem Ergebnis, das 
Informationsinteresse der Antragsteller sei höher zu 
bewerten als das Geheimhaltungsinteresse der Gäste. 
Die Gäste hätten sich - so das Oberverwaltungsge- 
richt - mit der Annahme der Einladung der Bundes- 
kanzlerin zu einem Essen im Bundeskanzleramt 
freiwillig in die Sphäre der einladenden staatlichen 
Stelle begeben. Anders als in dem typischen Anwen- 
dungsfall des § 5 Absatz 1 Satz 1 IFG habe das Bun- 
deskanzleramt personenbezogene Daten nicht in 
Anwendung hoheitlicher Befugnisse erlangt. Ob sie 
der Einladung nachkämen, habe von den Eingelade- 
nen frei entschieden werden können. Überdies hätten 
die Gäste nicht darauf vertrauen können, dass ein 
Kontakt mit der Bundeskanzlerin in Wahrnehmung 
ihrer Amtsgeschäfte nicht an die Öffentlichkeit ge- 
langen würde. Mit der Annahme der Einladung seien 
sie vielmehr in einen „Bereich des öffentlichen Mei- 
nungsaustauschs“ eingetreten, der nicht dem Kembe- 
reich ihrer geschützten Privatsphäre zuzurechnen sei. 
Demgegenüber komme dem Informationsinteresse 
der Antragsteller, die die Verflechtungen von Wirt- 
schaft und Politik untersuchten und hierüber publi- 
zierten, mit Blick auf den Zweck des IFG, die demo- 
kratische Meinungs- und Willensbildung zu stärken 
und die Kontrolle staatlichen Handelns zu verbes- 
sern, ein überwiegendes Gewicht zu. 

Hinsichtlich des Terminkalenders der Bundeskanzle- 
rin bejaht das Oberverwaltungsgericht erfreulicher- 
weise die vom Verwaltungsgericht offen gelassene 
Frage, ob der Kalender „amtliche Informationen“ im 
Sinne des § 2 Nummer I Satz I IFG enthalte und 
damit das IFG grundsätzlich anwendbar sei. Soweit 
es um die Eintragung dienstlicher und nicht lediglich 
privater Termine der Bundeskanzlerin gehe, stelle 
der Terminkalender nicht nur ein persönliches Orga- 
nisationsmittel der Bundeskanzlerin dar. Die Eintra- 
gung derartiger Termine stehe vielmehr im Zusam- 
menhang mit der Wahrnehmung ihrer Amtsgeschäfte 
und diene damit amtlichen Zwecken. Die Eintragun- 
gen könnten auch nicht bloßen Entwürfen oder Noti- 
zen, die lediglich vorbereitenden Charakter hätten, 
gleichgestellt werden. 

Gleichwohl bestätigt das Oberverwaltungsgericht im 
Ergebnis die erstinstanzliche Entscheidung, dass ein 
Anspruch auf Einsicht in den Terminkalender für den 


fraglichen Zeitraum nicht bestehe, da der gesetzliche 
Ausschlussgrund des § 3 Nummer 1 Buchstabe c IFG 
entgegenstehe. Dieser schließt den Informationszu- 
gang aus, „wenn das Bekanntwerden der Information 
nachteilige Auswirkungen auf Belange der inneren 
oder äußeren Sicherheit haben kann“. Wie bereits das 
Verwaltungsgericht räumt auch das Oberverwal- 
tungsgericht der informationspflichtigen Behörde bei 
der Entscheidung, ob die Möglichkeit derartiger 
nachteiliger Auswirkungen besteht, einen eigenen 
Beurteilungsspielraum ein, der nur eingeschränkt 
gerichtlich überprüfbar sei. Beide Instanzen haben 
die entsprechende Prognose des Bundeskanzleramtes 
rechtlich nicht beanstandet, dass die Kenntnis der 
Gesamtheit der dienstlichen Termine der Bundes- 
kanzlerin während eines - wenn auch in der Vergan- 
genheit liegenden - Zeitraumes von zehn Wochen zur 
Erstellung eines Bewegungsprofils herangezogen 
werden könnte und daher geeignet sei, die Planung 
und Vorbereitung eines Anschlags auf die Bundes- 
kanzlerin zu ermöglichen oder zu erleichtern. 

Ob diese Argumentation auch dann tragen würde, 
wenn ein Informationsbegehren nicht auf sämtliche 
(dienstlichen) Kalendereinträge eines längeren Zeit- 
raum gerichtet, sondern sachlich auf bestimmte Ar- 
ten von Terminen beschränkt wäre, musste in diesem 
- nunmehr rechtskräftig abgeschlossenen - Verfahren 
nicht entschieden werden. 

5.3 Bundesinnenministerium 

5.3.1 Die informationsgebührenverord- 

nung sieht auch bei höherem Per- 
sonaiaufwand eine Gebührenkap- 
pung vor 

Das Aufsplitten eines IFG-Antrags zur Erhöhung der 
Gebühren ist nicht zulässig. Das Gesetz lässt keine 
Gebühren zu, die von der Wahrnehmung des Frage- 
rechts abschrecken. 

Zwei Journalisten hatten im Mai 2011 beantragt, 
ihnen Zugang zu Informationen über die Förderung 
der olympischen Fachverbände und weiterer Ver- 
bände durch den Bund sowie zur Erfolgskontrolle 
dieser Fördermaßnahmen zu gewähren. Ein weiterer 
IFG- Antrag vom Februar 2012 bezog sich auf die 
Förderung der Olympiastützpunkte. 

Ich musste feststellen, dass beide Anträge vom BMI 
in nicht weniger als 66 Einzelanträge aufgeteilt wor- 
den waren. Für die Bearbeitung von 63 Anträgen 
wurden Gebühren erhoben; nur in drei Fällen nahm 
das BMI davon Abstand. Insgesamt wurden so den 
Antragstellern Gebühren in Höhe von 
12 676,25 Euro berechnet. Hinzu kamen noch Aus- 
lagen von 2 275,95 Euro, insgesamt entstanden also 
Kosten in Höhe von 14 952,20 Euro. 



Drucksache 18/1200 


-64- 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


Aus Sicht der Antragsteller handelte es sich dagegen 
um einen einheitlichen, wenn auch umfangreichen 
Antrag. Diese Sicht teile ich. Die vom Bundesminis- 
terium des Innern zur Begründung der Kostenforde- 
rung vorgebrachten Argumente haben mich nicht 
überzeugt. Mir wurde zwar glaubhaft versichert, das 
BMI habe sich im Vorfeld der Antragsbearbeitung 
um eine Begrenzung des Verwaltungsaufwandes und 
der Kosten bemüht. So seien die Antragsteller 
mehrmals darauf hingewiesen worden, dass ihr An- 
trag auf Akteneinsicht eine Vielzahl von Vorgängen 
und Themengebieten umfasse und es sich deshalb bei 
der Bearbeitung des Antrages nicht um eine einzige 
Amtshandlung handele. 

Antragsteller haben jedoch das Recht, auch umföng- 
liche Anträge zu stellen. Sie müssen dann damit 
rechnen, in solchen Fällen eine maximale Gebühr 
von 500 Euro zu zahlen, nicht jedoch 15 000 Euro. 

Das IFG sieht eine Erhebung von Gebühren und 
Auslagen für individuell zurechenbare Leistungen 
vor (§10 Absatz 1 IFG). Damit wird anerkannt, dass 
Verwaltungen durch die Bearbeitung des Informati- 
onsantrags Kosten entstehen, die zumindest teilweise 
abgegolten werden sollen. Auf der anderen Seite soll 
durch die Erhebung einer Gebühr ausdrücklich keine 
prohibitive Wirkung erzielt werden (§10 Absatz 2 
IFG). § 10 IFG möchte mit seiner abgewogenen 
Regelung das Spannungsverhältnis zwischen der 
Freiheit des Informationszugangs und dem Aufwand 
der Verwaltung auflösen. 

Die Berechnung der Kosten richtet sich nach der 
Verordnung über die Gebühren und Auslagen nach 
dem Informationsifeiheitsgesetz (Informationsgebüh- 
renverordnung - IFGGebV). Mündliche und einfache 
schriftliche Auskünfte auch bei Herausgabe von 
wenigen Abschriften sind kostenfrei (TeilA Nr. 1.1 
IFGGebV). Nur für eine schriftliche Auskunft mit 
Herausgabe von Abschriften bei im Einzelfall deut- 
lich höherem Verwaltungsaufwand aufgrund der 
Zusammenstellung der Unterlagen können Gebühren 
von höchstens 500 Euro verlangt werden (Teil A 
Nr. 1.3 IFGGebV). Diese maximale Gebühr ist als 
absolute Obergrenze gedacht; nach meiner Auffas- 
sung auch dann, wenn in einer schriftlichen Auskunft 
Antworten auf mehrere zusammenhängende Einzel- 
fragen erteilt werden, die in einem einheitlichen An- 
trag enthalten waren. 

Wie ich bereits in meinem 3. Tätigkeitsbericht zur 
Informationsfreiheit dargestellt hatte, kann die Tei- 
lung eines IFG-Antrags im Interesse der Beschleuni- 
gung des Verfahrens zulässig sein (Nr. 5.11.1). Im 
vorliegenden Fall war aber die Aufsplittung nicht 
von dem Wunsch bestimmt, das Verfahren zu be- 
schleunigen. Die Aufteilung in Einzelanfragen mit 
jeweils einzelner Berechnung der Kosten entfaltet 


eine prohibitive Wirkung auch gegenüber anderen 
Antragstellern. Sie schreckt davon ab, das Recht auf 
Informationszugang in Anspruch zu nehmen, und 
sollte dies wohl auch. Insofern steht das vom BMI 
gewählte Verfahren nicht im Einklang mit dem 
Normzweck des § 10 Absatz 2 IFG. 

Ich habe daher dem BMI dringend nahe gelegt, diese 
„Zerlegungspraxis“ zugunsten eines Verfahrens zu 
ändern, die dem Gedanken des § 10 Absatz 2 IFG 
Rechnung trägt. Dem ist das BMI aber nicht gefolgt. 

Die Antragsteller haben inzwischen nach erfolglo- 
sem Widerspruch gegen den Gebührenbescheid Kla- 
ge beim Verwaltungsgericht Berlin eingelegt. 

Über den Fortgang des Falles werde ich im nächsten 
Tätigkeitsbericht berichten. 

5.3.2 Informationsfreiheit und Statistikge- 
heimnis - kein einfaches, aber letzt- 
lich doch klares Verhältnis (?) 

Das Statistische Bundesamt hat den Zugang zur Da- 
tenbasis der Einkommens- und Verbraueherstiehpro- 
be zu Reeht verweigert. 

Der Petent hatte beim Statistischen Bundesamt Ko- 
pien aller im Rahmen der Einkommens- und 
Verbraucherstichprobe 2008 (EVS) ausgewerteten 
60 000 Haushaltsbücher in anonymisierter Form 
beantragt. Diese erfassen drei Monate lang sämtliche 
laufende Einnahmen und Ausgaben der teilnehmen- 
den Verbraucherhaushalte und enthalten „Basisin- 
formationen“ der Einkommens- und Verbraucher- 
stichprobe. 

Das Statistische Bundesamt verweigerte die Heraus- 
gabe von Kopien der Haushaltsbücher und begründe- 
te dies damit, dass das Statistikgeheimnis des § 16 
Absatz 1 Satz 1 Bundesstatistikgesetz (BStatG) dem 
Informationszugang entgegenstehe, da die Übermitt- 
lung der fraglichen Daten weder nach § 16 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 4 noch durch § 16 Absatz 6 BStatG 
erlaubt sei. 

Anonymisierte Mikrodaten (Einzeldaten aus den 
Haushaltsbüchern) könnten gemäß § 16 Absatz 6 
BStatG nur für die Durchführung wissenschaftlicher 
Vorhaben an Hochschulen übermittelt werden und 
dies auch nur dann, wenn Einzelangaben nur mit 
unverhältnismäßig großem Aufwand einzelnen Per- 
sonen zugeordnet werden können. § 16 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 4 BStatG erlaubt eine Durchbre- 
chung des Statistikgeheimnisses, wenn die fraglichen 
„Einzelangaben dem Befragten oder Betroffenen 
nicht zuzuordnen sind“. 

Über das entsprechende Gerichtsverfahren hatte ich 
in meinem 3. Tätigkeitsbericht zur Informationsfrei- 
heit (Nr. 5.4.4) berichtet. 
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In der mündlichen Verhandlung am 30. November 
2012 beschränkte der Kläger nun seinen Klageantrag 
und beantragte nur noch Verurteilung des Statisti- 
schen Bundesamtes zur Gewährung des Informati- 
onszuganges zu allen Daten der Einpersonenhaushal- 
te mit Ausnahme der Datenfelder „Land“, „Haus- 
haltsnummer“ und einiger weiterer Datenfelder. Er- 
gänzend hierzu beantragte er (erstmals) Mitteilung 
des von der Beklagten ermittelten (centgenauen) 
Nettoeinkommens pro Einpersonenhaushalt. Ex- 
tremwerte jedes einzelnen Datenfeldes sollten ausge- 
blendet werden. Ferner gestand der Kläger der Be- 
klagten im Interesse wirksamer Anonymisierung zu, 
einzelne Datensätze vollständig auszulassen, sofern 
die Daten so signifikant seien, dass sie mit geringem 
Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitsaufwand einer 
Person zugerechnet werden könnten. Der Kläger 
machte deutlich, dass er Zugang zu Namen, Geburts- 
daten oder „sonstigen personenbezoge- 
nen/-beziehbaren Daten“ nicht begehre. 


Das Verwaltungsgericht Wiesbaden hat die Klage 
(6 K 1374/1 l.WI) mit Urteil vom 15. März 2013 
trotzdem abgewiesen und damit meine Rechtsauffas- 
sung im Ergebnis bestätigt. 

In seiner Begründung legt das Gericht zunächst dar, 
weshalb die beantragten Einzelangaben den befrag- 
ten Teilnehmern der Haushaltstichprobe und ihren 
betroffenen (Haushalts-)Angehörigen trotz der vom 
Kläger angeregten Maßnahmen zur Anonymisierung 
zugeordnet werden können, so dass eine Durchbre- 
chung des Statistikgeheimnisses nach § 16 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 4 BStatG nicht möglich ist, und 
befasst sich anschließend mit dem „Restrisiko“ einer 
Deanonymisierung und der überragenden Bedeutung 
des Statistikgeheimnisses (vgl. Kasten zu Nr. 5.3.2). 

Das Urteil des VG Wiesbaden ist inzwischen rechts- 
kräftig geworden. 


Kasten zu Nr. 5.3.2 

Auszüge aus der Entscheidung des VG Wiesbaden vom 15. März 2013 
-6K 1374/1 l.WI- 

„(...) Nur soweit die Daten so zusammengefasst und so gehäuft sind, dass es sich um statistische und damit ag- 
gregierte Daten handelt, sind Einzelangaben einer natürlichen Person sicher nicht mehr zuordenbar. Dabei ist zu 
beachten, dass § 3 Absatz 1 BDSG bestimmt, dass personenbezogene Daten Einzelangaben über persönliche 
oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person sind. Soweit die Daten 
nicht statistisch zusammengefasst sind, wofür es mindestens der Daten von fünf Betroffenen zur Aggregierung 
bedarf, sind die Daten allenfalls als anonymisierte Daten nur mit einem unverhältnismäßig großem Aufwand an 
Zeit, Kosten und Arbeitskraft einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person zuordenbar. Dabei ist 
anonymisieren definiert als das Verändern personenbezogener Daten derart, dass die Einzelangaben über per- 
sönliche oder sachliche Verhältnisse nicht oder nur mit einem unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kos- 
ten und Arbeitskraft einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person zugeordnet werden können. Es 
handelt sich hierbei jedoch weiterhin um personenbezogene Daten, solange eine Wiederzusammenführung der 
zur Identifikation geeigneten Daten mit anderen anonymisierten Daten möglich ist. Soweit eine Reidentifizie- 
rung nicht völlig ausgeschlossen werden kann, ist daher immer von einem personenbezogenen Datum auszuge- 
hen. 

Zur Anonymisierung ist es zwar auch unerlässlich, dass die direkten oder indirekten Identifikationsmerkmale, 
wie Name, Anschrift, Personenkennzeichen usw. gelöscht werden. Dieser Vorgang, wie ihn der Kläger begehrt, 
führt jedoch letztendlich nicht dazu, dass eine Personenbeziehbarkeit auszuschließen ist. Die Einzelangaben 
können im Zweifel einem Betroffenen zugeordnet werden, auch wenn dazu vielleicht ein Zusatzwissen erforder- 
lich ist. Erst wenn aus den Daten „Einzelangaben“ ein neuer Datenbestand geschaffen wird, der personenbe- 
ziehbare Daten nicht mehr enthält, handelt es sich um Einzelangaben, die einer natürlichen Person nicht mehr 
zugeordnet werden können. 

(...) 

Bezüglich anonymisierter Daten enthält § 16 BStatG jedoch eine Sonderregelung. Hier regelt § 16 Absatz 6 
BStatG, dass Einzelangaben, die nur mit unverhältnismäßig großem Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft 
zugeordnet werden können, zur Durchführung wissenschaftlicher Vorhaben an Hochschulen oder sonstige Ein- 
richtungen mit der Aufgabe unabhängiger wissenschaftlicher Forschung übermittelt werden dürfen, wenn die 
Empfänger Amtsträger sind oder für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichtete oder verpflichtet nach § 16 
Absatz 7 BStatG sind, sie also auf das Statistikgeheimnis verpflichtet wurden. 
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Insoweit hat das Bundesverfassungsgericht im Volkszählungsurteil (Urteil vom 15.12.1983, - 1 BvR 209/83 - 
u. a.) festgestellt: „Für den Schutz des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung ist - und zwar auch schon 
für das Erhebungsverfahren - die strikte Geheimhaltung der zu statistischen Zwecken erhobenen Einzelangaben 
unverzichtbar, solange ein Personenbezug noch besteht oder herstellbar ist (Statistikgeheimnis); das Gleiche gilt 
für das Gebot einer möglichst frühzeitigen faktischen Anonymisierung, verbunden mit Vorkehrungen gegen 
eine Deanonymisierung.“ 

Damit wurde festgestellt, dass dem Betroffenen im Rahmen des Statistikgeheimnisses das Restrisiko einer Dea- 
nonymisierung im Verhältnis zu der Statistikbehörde zugemutet werden kann. Diese Überlegung führt jedoch 
nicht dazu, dass anonymisierte Daten von der Statistikbehörde an Außenstehende wie den Kläger weiter gege- 
ben werden dürfen. 

Insoweit hat das Verwaltungsgericht Wiesbaden mit Urteil vom 10. September 2003, - 5 E 2413/02 -, ausge- 
führt: 

„Angesichts der erheblichen Bedeutung der Statistik für die staatliche Politik, die den Prinzipien und Richtlinien 
des Grundgesetzes verpflichtet ist, muss der Einzelne grundsätzlich Einschränkungen seines Rechts auf infor- 
mationeile Selbstbestimmung im überwiegenden Allgemeininteresse hinnehmen (so BVerwG, Urteil vom 
15. Dezember 1983, - 1 BvR 209/83 - u. a.). Dabei muss berücksichtigt werden, dass es nicht Aufgabe der Bun- 
desstatistik ist, Personen- oder institutionsbezogene Nachweise zu liefern, sondern sich mit Massenerscheinun- 
gen auseinanderzusetzen. Die amtliche Statistik ist daher generell dem Grundsatz verpflichtet, wonach die Auf- 
bereitung von Individual daten immer zu einer strukturierten, anonymisierten Form führen muss. Der Grundsatz 
der Geheimhaltung der statistischen Einzelangaben ist somit als konstitutiv für die Funktionsfähigkeit der amtli- 
chen Statistik anzusehen (vgl. dazu Dr. Poppenheger, Erläuterung zu § 16 BStatG, in: Das deutsche Bundesrecht 
VIII Z 10).“ 

Insoweit sind Daten, welche letztendlich noch einem Betroffenen zugeordnet werden können, dem Statistikge- 
heimnis unterliegend, soweit diese Daten beim Statistischen Bundesamt vorliegen. 

Zur Einhaltung des Statistikgeheimnisses gemäß § 16 Absatz 1 BStatG bedarf es vorliegend auch mehr als dem 
einfachen Weglassen von personenbeziehbaren Datenteilen. Vielmehr müssten die Daten komplett neu berech- 
net und verändert werden, was bedeutet, dass neue Datensätzen herzustellen sind. Dies wiederum ist von dem 
Anspruch auf Informationsfreiheit nicht gedeckt. Denn der Anspruch bezieht sich nur auf vorhandene Informa- 
tionen. Denn gemäß § 2 Nummer 2 IFG sind amtliche Informationen jede amtlichen Zwecken dienende Auf- 
zeichnung unabhängig von der Art ihrer Speicherung, mithin bereits vorhandene Daten. Insoweit kennt das IFG 
auch keine Informationsbeschaffungspflicht oder gar Herstellungspflicht von Informationen.“ 


5.3.3 Nicht jede Errichtungsanordnung 
für eine BKA-Datei bieibt dem in- 
formationszugang nach dem iFG 
entzogen 

Das BKA gewährte Zugang zu einer Errichtungs Un- 
ordnung, die zum Zeitpunkt des Antrags (noch) als 
Verschlusssache (vertraulich - nur für den Dienst- 
gebrauch) eingestuft war. 

Ein Petent beantragte beim Bundeskriminalamt die 
Übermittlung einer sog. Errichtungsanordnung 
(EAO) für eine Zentraldafei, die Informationen zum 
Phänomenbereich der politisch motivierten Krimina- 
lität abbildet, und bat um Auskunft, ob diese Datei 
eine frühere Zentraldatei im gleichen Phänomenbe- 
reich ersetzt habe. 

Eine Errichtungsanordnung (EAO) ist gewisserma- 
ßen die „Zulassung“ für eine neue kriminalpolizeili- 
che Datei beim BKA, die personenbezogene Daten 
enthält (§§ 7, 8 BKAG). 


Die EAO regelt insbesondere, welche Daten zu wel- 
chem Zweck gespeichert und verwendet werden 
dürfen. Sie dient der Selbstbindung der Verwaltung 
und erleichtert mir die Wahrnehmung der Kontroll- 
und Beratungsbefugnisse. 

Das BKA hat dem Antrag nur teilweise entsprochen. 
Dem Petenten wurde zwar erläutert, dass die neue 
Datei an die Stelle der Vorgängerdatei getreten sei. 
Eine Übermittlung der Errichtungsanordnung wurde 
jedoch mit Hinweis auf die Einstufung als Ver- 
schlusssache abgelehnt. 

Nach § 3 Nummer 4 IFG besteht ein Informationszu- 
gangsanspruch nicht, wenn die Information einer 
durch Rechtsvorschrift oder durch die Allgemeine 
Verwaltungsvorschrift zum materiellen und organisa- 
torischen Schutz von Verschlusssachen geregelten 
Geheimhaltungs- oder Vertraulichkeitspflicht oder 
einem Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis un- 
terliegt. 

Nach Auffassung des BKA diente diese Zentraldatei 
als Teil eines IT-Systems zur Verarbeitung von fall- 
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bezogenen Erkenntnissen des Polizeilichen Staats- 
schutzes. 

(Bereits) die Einsichtnahme in die Errichtungsanord- 
nung ermögliche eine Kenntnisnahme der Art der 
Informationen, die in der Datei abgebildet würden. 
Damit würden Rückschlüsse auf Methodik und Er- 
mittlungsgrundsätze möglich. Eine Bekanntgabe 
habe zur Folge, dass Ermittlungsmaßnahmen nicht 
mehr wirksam durchgeführt werden könnten. 

Die Stellungnahme des BKA setzte sich m. E. nicht 
ausreichend mit der Geheimhaltungsbedürftigkeit der 
Errichtungsanordnung auseinander. Ich bat die Be- 
hörde daher um substantiiertere Darlegung der Sen- 
sibilität der Errichtungsanordnung. 

Daraufhin teilte mir das BKA mit, die zuständige 
Fachabteilung habe die Einstufung der EAO nach 
erneuter Prüfung aufgehoben. Dem Antrag auf In- 
formationszugang solle nunmehr vollumfänglich 
stattgegeben werden. 

5.3.4 Ohne Kopie des Personalausweises 
keine Auskunft? 

Die Vorlage einer beglaubigten Kopie des Personal- 
ausweises vor Antragsbearbeitung ist im Regelfall 
nieht erforderlich. 

In einer Tageszeitung wurde aus einem internen 
Bericht des BKA zu einer Rockergruppe berichtet. 
Daraufhin bat ein Petent die Behörde um Übermitt- 
lung des Berichtes. Das BKA klärte ihn zunächst 
ausführlich über die Verfahrensweise bei IFG- An- 
fragen sowie über möglicherweise anfallende Kosten 
auf, was ich ausdrücklich begrüße. Zur Identifizie- 
rung des Antragsstellers verlangte das BKA dann 
aber einen persönlich von ihm unterschriebenen 
Brief und eine beglaubigte oder polizeilich bestätigte 
Kopie des Personalausweises. Die Bearbeitung des 
IFG- Antrag wurde bis dahin zurückgestellt. 

Auf meine Bitte um Stellungnahme wies das BKA 
darauf hin, eine Identifizierung des Antragstellers sei 
für den Fall einer Drittbeteiligung gemäß § 8 IFG 
notwendig. Dadurch werde ausgeschlossen, dass 
Dritte im Namen des Antragstellers kostenpflichtige 
Anträge stellten. Zudem diene die Identifizierung der 
Beitreibung möglicherweise anfallender Kosten. 

Kann ein Dritter ein schutzwürdiges Interesse am 
Ausschluss des Informationszuganges haben, gibt die 
Behörde diesem Gelegenheit zur Stellungnahme 
innerhalb eines Monats. Dem Schreiben des BKA an 
den Antragsteller war allerdings nicht zu entnehmen, 
weshalb im vorliegenden Fall ein Drittbeteiligungs- 
verfahren notwendig sein sollte. 

Zudem hatte der Petent eine ladungsfahige Adresse 
mitgeteilt. Ein Kostenbescheid hätte folglich an die 


angegebene Adresse übermittelt werden können. Es 
war auch nicht ersichtlich und m. E. eher femlie- 
gend, dass sich hier ein unbekannter Dritter unter 
missbräuchlicher Verwendung der fremden Identität 
einer evtl. Zahlungspflicht entziehen wollte. 

Für eine ordnungsgemäße Durchführung des IFG- 
Verfahrens war die geforderte Identifizierung daher 
nicht erforderlich. Verlangt werden kann sie dagegen 
im Einzelfall dann, wenn ein Antragsteller eine sog. 
datenschutzrechtliche Selbstauskunft gemäß § 19 
BDSG beantragt, weil er wissen möchte, welche 
Daten die Behörde über ihn gespeichert hat. Die 
Identifizierung liegt in diesem Falle im eigenen Inte- 
resse des Antragstellers, damit die Auskunft (nur) 
dem Berechtigten erteilt wird. 

Im vorliegenden Fall sah ich dagegen keinen rechtli- 
chen Grund für eine solche, der inhalflichen Bearbei- 
fung des IFG-Anfrages „vorgeschalfete“ Identifizie- 
rung. 

Ich habe das BKA daher gebeten, seine Rechtsauf- 
fassung zu überprüfen. 

Der Petent hatte den Antrag allerdings vor Aufnahme 
der Bearbeitung zurückgenommen, so dass ich den 
Vorgang nicht weiter verfolgt habe. Wie das BKA 
mir aber zugesichert hat, wird es eine Ausweiskopie 
zur Identifizierung eines Antragstellers künftig nur in 
besonders gelagerten Ausnahmefallen und nicht 
grundsätzlich als Voraussetzung für eine Antragsbe- 
arbeitung ansehen. 

5.3.5 Der Gebührenrahmen muss auch 
dann nicht in jedem Fall ausge- 
schöpft werden, wenn der tatsäch- 
lich entstandene Personalaufwand 
den Rahmen überschreitet 

Das Bundeskriminalamt darf für die Bearbeitung 
eines normalen IFG-Antrages nieht die maximal 
mögliche Gebühr verlangen und so von der Inan- 
spruchnahme des Informationszugangsrechtes ab- 
schrecken. 

Ein Petent sah sich durch die Gebührenhöhe für die 
Bearbeitung eins IFG-Antrags durch das Bundeskri- 
minalamt (BKA) in seinem Recht auf Informations- 
zugang verletzt. Seinen Antrag auf Auskunft über 
Reisebegleiter, Verlauf und Gesprächspartner des 
BKA-Präsidenten auf zwei Auslandsreisen hatte das 
Amt fristgemäß und korrekt in einem 8-seitigen 
Schreiben beantwortet. Allerdings sollte er hierfür 
eine Gebühr von 250 Euro zahlen, obwohl die Bear- 
beifung dieses eher einfachen Antrages keine beson- 
deren Schwierigkeiten aufwies. 

Die Berechnung der Gebühren und Auslagen für die 
Bearbeitung eines IFG-Antrages richtet sich nach der 
Verordnung über die Gebühren und Auslagen nach 
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dem Informationsfreiheitsgesetz (Informationsgebüh- 
renverordnung - IFGGebV). Mündliche und einfache 
schriftliche Auskünfte sind - auch bei Herausgabe 
von wenigen Abschriften - kostenfrei (Teil A Nr. 1.1 
der Anlage zu § 1 Absatz 1 IFGGebV). Für die Ertei- 
lung einer schriftlichen Auskunft, auch bei Heraus- 
gabe von Abschriften, können Gebühren von 30 Euro 
bis max. 250 Euro nach dem Gebühren- und Ausla- 
genverzeichnis (Teil A Nr. 1.2 der Anlage 1 zu § 1 
Absatz 1 IFGGebV) erhoben werden, sofern kein 
deutlich höherer Verwaltungsaufwand zur Zusam- 
menstellung von Unterlagen entsteht. Dies könnte 
etwa dann der Fall sein, wenn zum Schutz öffentli- 
cher oder privater Belange Daten ausgesondert wer- 
den müssen. In derartigen Fällen sieht das Gebühren- 
recht einen Rahmen von 30 bis maximal 500 Euro 
vor (Teil A Nr. 2.2 der Anlage zu § 1 Absatz 1 IFG- 
GebV). 

Das BKA listete die Zahl der geleisteten Arbeits- 
stunden der Sachbearbeiter sowie die Kosten der 
einzelnen Arbeitsstunden auf. Diese Angaben er- 
scheinen durchaus plausibel; der entstandene Perso- 
nalaufwand in dem hier geschilderten Fall hätte sich 
danach auf 315 Euro belaufen. 

Dabei ging das BKA davon aus, dass kein „deutlich 
höherer Verwaltungsaufwand“ für die Herausgabe 
von Abschriften (Nr. 2.2 des Gebühren- und Ausla- 
genverzeichnisses) entstanden war, sondern lediglich 
der (Grund-)Fall der Nr. 1.2 (Erteilung einer schrift- 
lichen Auskunft auch bei Herausgabe von Abschrif- 
ten) mit einem Gebührenrahmen von 30 bis max. 
250 Euro gegeben sei. 

Die auf dieser Grundlage festgesetzten Gebühren in 
Höhe von 250 Euro - also der gesetzlich zulässige 
Höchstbetrag - musste ich gleichwohl bemängeln. 
Denn Gebühren sind gemäß § 10 Absatz 2 IFG „auch 
unter Berücksichtigung des Verwaltungsaufwandes 
so zu bemessen, dass der Informationszugang (...) 
wirksam in Anspruch genommen werden kann.“ 

Sie dürfen also keine abschreckende Wirkung entfal- 
ten. Dies ergibt sich aus dem klaren und eindeutigen 
Wortlaut des § 10 Absatz 2 IFG. Der Verwaltungs- 
aufwand ist zwar bei der Gebührenbemessung zu 
berücksichtigen. Daraus dürfen die Behörden aber 
nicht das Recht oder die Verpflichtung ableiten, kos- 
tendeckende oder annähernd kostendeckende Gebüh- 
ren für die Gewährung des Informationszugangs zu 
erheben, was in vielen „normalen“ Fällen sehr 
schnell zum Erreichen der Gebührenhöchstgrenze 
führen würde. Nach meiner Auffassung haben sich 
die Gebühren im Normalfall am unteren Rand des 
jeweiligen Gebührenrahmens zu orientieren (vgl. 
bereits 1. TB zur Informationsfreiheit Nr. 2.2.8). 

Die Gebührenordnung sieht für den vom BKA selbst 
angenommenen Fall einer schriftlichen Auskunft 


einen Rahmen von 30 bis 250 Euro vor. Der vorlie- 
gende Fall weist keinerlei Besonderheiten auf, die 
eine Festsetzung der für diese Fallgruppe vorgesehe- 
nen Maximalgebühr von 250 Euro vertretbar er- 
scheinen lassen. Diese Maximalgebühr ist nicht 
„quasi automatisch“ immer dann festzusetzen, wenn 
der tatsächlich entstandene - hier unstreitige - Auf- 
wand die Gebührenobergrenze erreicht oder sogar 
übersteigt. Mit einem derartigen „Automatismus“ 
würde die klar und deutlich zum Ausdruck gebrachte 
Intention des Gesetzgebers missachtet. 

Ich habe das BKA deshalb daran erinnert, dass § 10 
Absatz 2 IFG ausdrücklich vorschreibt, Gebühren so 
zu bemessen, dass der Informationszugang wirksam 
in Anspruch genommen werden kann. 

5.3.6 Der Bundeswahlleiter sollte sich 

nicht dem informationszugang ent- 
ziehen 

Ob der Bundeswahlleiter bei seiner Tätigkeit dem 
IFG unterliegt, ist unverändert streitig. 

Ein Bürger beantragte beim Bundeswahlleiter die 
vollständige Zusendung der Beteiligungsanzeigen 
der Parteien für die Bundestagswahl 2013. 

Die Tätigkeit des Bundeswahlleiters wird durch das 
Bundeswahlgesetz geregelt. Bundeswahlleiter und 
Bundeswahlausschuss haben rechtlich zu prüfen, ob 
die gesetzlichen Voraussetzungen für die Teilnahme 
einer Partei für die Bundestagswahlen vorliegen oder 
nicht; eine nicht zugelassene Partei kann gegen diese 
Entscheidung Rechtsmittel einlegen. 

Nach §18 Absatz 2 Bundeswahlgesetz müssen 
„nichtetablierte“ Parteien dem Bundeswahlleiter 
spätestens am 97. Tag vor der Wahl bestimmte Un- 
terlagen wie Satzung und Programm sowie den 
Nachweis über die satzungsgemäße Bestellung ihrer 
Parteivorstände zukommen lassen. Anderenfalls 
können sie keinen zulassungsfähigen Wahlvorschlag 
einreichen und nichf bei der Bundesfagswahl antre- 
fen. 

Den Anfrag auf Informafionszugang zu diesen Betei- 
ligungsanzeigen lehnte der Bundeswahlleiter mit der 
Begründung ab, die Bundeswahlorgane seien keine 
Behörden des Bundes im Sinne des § 1 Absatz 1 
Satz 1 IFG. Es handele sich vielmehr um Organe 
eigener Art außerhalb der Behördenorganisation. Der 
Bundeswahlleiter handele nicht als Teil der Verwal- 
tung, sondern als „Unterstützungsorgan des Staatvol- 
kes“, um Parteien bzw. den Bürgerinnen und Bür- 
gern die Teilnahme an der Wahl zu ermöglichen. Das 
IFG sei daher nicht anwendbar. 

Ich halte meine Zweifel an dieser Rechtsauffassung 
aufrecht, die ich bereits zu einem vergleichbaren Fall 
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im vorangegangenen Berichtszeitraum geäußert habe 
(vgl. 3. TB Nr. 5.4.5): 

Der Bundeswahlleiter nimmt bei der Prüfung der 
Beteiligungsanzeigen öffentlich-rechtliche Verwal- 
tungsaufgaben wahr, die dem IFG unterliegen (§ 1 
Absatz 1 Satz 1 IFG). Für die Definition einer Ver- 
waltungstätigkeit ist darauf abzustellen, dass eine im 
Öffentlichen Recht wurzelnde Verwaltungsaufgabe 
wahrgenommen wird - im Gegensatz zur Rechtset- 
zung und zur Rechtsprechung. Die Tätigkeit des 
Bundeswahlleiters ist zwar im Kern verfassungs- 
rechtlich geprägt, aber weder richterliche Streitent- 
scheidung noch Gesetzgebung durch das Parlament 
und daher nach der „Subtraktionsmethode“ „Verwal- 
tung“ im Sinne des IFG. 

Ich halte eine gesetzliche Klarstellung für wün- 
schenswert, die eine Anwendung des IFG für die 
Tätigkeit des Bundeswahlleiters ausdrücklich vor- 
sieht. 

5.3.7 Die Bundespolizei gibt die Verträge 
zur Videoüberwachung auf Bahnhö- 
fen heraus 

Die Herausgabe der Verträge zwischen Bahn AG 
und Bundespolizei zur Videoüberwachung auf Bahn- 
höfen war Gegenstand eines - zunächst erfolglosen - 
IFG-Antrages. Meine Vermittlung hatte Erfolg. 

Ein Rechtsanwalt hatte beim Bundespolizeipräsidium 
- zunächst erfolglos - Zugang zu den beiden Verträ- 
gen zur Nutzung der Videotechnik der Deutschen 
Bahn AG durch die Bundespolizei beantragt. 

Der Nutzungsvertrag erlaubt der Bundespolizei die 
Nutzung optisch-elektronischer Einrichtungen der 
Bahn AG zur Videoüberwachung. Der Gestattungs- 
vertrag konkretisiert diese Vereinbarung. Er regelt 
die Mitbenutzung von Räumen sowie der Video- und 
Kommunikationstechnik der Bahn AG durch die 
Bundespolizei. In bestimmten Bereichen darf die 
Bundespolizei ferner eigene Anlagen im Bereich der 
Deutschen Bahn AG einrichten und betreiben. 

Das Bundespolizeipräsidium lehnte den Antrag auf 
Informationszugang mit der Begründung ab, die 
Deutsche Bahn habe der Herausgabe der Verträge 
zum Schutz ihrer Betriebs- und Geschäftsgeheimnis- 
se nach § 6 Satz 2 IFG widersprochen. Außerdem 
gefährde das Bekanntwerden der Vertragsinhalte die 
öffentliche Sicherheit (§ 3 Nummer 2 IFG). 

Nach Ablehnung seines Antrags wandte sich der 
Petent mit einer Beschwerde an mich und legte Wi- 
derspruch gegen den Bescheid des Bundespolizeiprä- 
sidiums ein. 

Ich begrüße es, dass BMI und Bundespolizei sich auf 
meine Bitte hin kurzfristig bereit erklärten, die recht- 


lichen und technischen Aspekte offen, sachlich und 
intensiv mit meinen Mitarbeitern zu erörtern. 

Die Erläuterungen des Bundespolizeipräsidiums 
beschränkten sich in wesentlichen Punkten auf eine 
Wiedergabe der Stellungnahme der Bahn AG im 
Rahmen des Drittbeteiligungsverfahrens. Ich habe 
dagegen in der Diskussion mit BMI und Bundespoli- 
zei deutlich gemacht, dass es nicht genügt, die 
Rechtsauffassung Dritter zu einer (aus ihrer Sicht) 
drohenden Verletzung ihrer Rechte lediglich wieder- 
zugeben. Das Informationsfreiheitsgesetz verpflichtet 
die Bundesbehörden nicht nur zu einer „rein rezepti- 
ven“ Drittbeteiligung, sondern zu einer inhaltlichen 
Auseinandersetzung mit den vom Dritten - hier von 
der Bahn AG - geltend gemachten Argumenten für 
den Ausschluss des Informationszuganges. In dem 
hier geschilderten Fall konnte ich nicht nachvollzie- 
hen, welche Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse 
berührt sein sollten und welche konkurrenz- und 
wettbewerbsrechtlichen Nachteile das Bekanntwer- 
den der Verträge für die Bahn AG haben könnte. 

Nicht überzeugt hatten mich auch die von Seiten der 
Bundespolizei zunächst geäußerten sicherheitspoliti- 
schen Vorbehalte gegen die Herausgabe der Verträge 
(§ 3 Nummer 2 IFG). Mir hat sich nicht erschlossen, 
wie Kenntnisse über die Zusammenarbeit von Deut- 
scher Bahn und Bundespolizei sowie allgemein der 
verwendeten Überwachungstechnik die öffentliche 
Sicherheit gefährden können, weil aus den Verträgen 
selbst keine technischen Detailinformationen zur 
eingesetzten Videotechnik und ihrer möglichen 
Schwachstellen sowie den Angriffsmöglichkeiten 
„herausgelesen“ werden konnten. 

Ich konnte das Bundesministerium des Innern und 
das Bundespolizeipräsidium davon überzeugen, dem 
Widerspruch gegen den Ablehnungsbescheid statt- 
zugeben und dem Petenten die beiden Verträge zu 
übermitteln; auf die Übermittlung der ursprünglich 
ebenfalls erbetenen Anlagen zu den Verträgen hatte 
er zwischenzeitlich verzichtet. 

BMI und Bundespolizei sind mit der Gewährung des 
Informationszuganges von ihrer ursprünglichen Hal- 
tung abgerückt, die ich bereits im Zusammenhang 
mit einer früheren Petition gerügt hatte (vgl. 2. TB 
Nr. 4.7.1). 

5.4 Auswärtiges Amt 

5.4.1 U-Boote für Israel: Unter dem IFG 

durchgetaucht? 

Die internationale Kooperation bei Rüstungsvorha- 
ben steht immer wieder im Fokus des öffentlichen 
Interesses. Auch die Lieferung von U-Booten an 
Israel war Gegenstand von Anfragen nach dem IFG. 
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Wie den Medien zu entnehmen war, besitzt die Deut- 
sche Marine hochmoderne U-Boote mit Brennstoff- 
zellenantrieb, die ohne Auftauchen lange Unterwas- 
serstrecken bewältigen und aufgrund ihrer ver- 
gleichsweise geringen Größe auch für die Aufklä- 
rung im küstennahen Seegebiet und die Unterstüt- 
zung von Kommandooperationen eingesetzt werden 
können. In weiten Teilen baugleiche U-Boote wur- 
den in Deutschland auch für die israelische Marine 
gebaut. Diese deutsch-israelische Rüstungskoopera- 
tion, die Frage der Atomwaffenfähigkeit und die 
Frage nach einer Subventionierung des Baues und 
der Wartung führten zu mehreren IFG- Anträgen 
beim Auswärtigen Amt und anderen Bundesministe- 
rien. Einzelne Antragsteller baten mich um Unter- 
stützung, da ihre Fragen nicht oder nur zum Teil 
beantwortet worden waren. 

Nach Einsichtnahme in die VS-eingestuften Unterla- 
gen beim Auswärtigen Amt und Erörterung mit den 
beteiligten Ministerien musste ich den Petenten mit- 
teilen, dass der Informationszugang hier zu Recht 
abgelehnt worden war. 

Der Informationszugang war vom AA insbesondere 
aufgrund des § 3 Nummer 1 Buchstabe a IFG 
(Schutz internationaler Beziehungen) verweigert 
worden. 

Mit diesem Ausschlusstatbestand hat sich das Bun- 
desverwaltungsgericht bereits in einem grundlegen- 
den Urteil vom 29. Oktober 2009 (- 7 C 22.08 -) 
auseinandergesetzt: 

§ 3 Nummer 1 Buchstabe a IFG schützt die auswär- 
tigen Belange der Bundesrepublik Deutschland und 
das diplomatische Vertrauensverhältnis zu ausländi- 
schen Staaten sowie zu zwischen- und überstaatli- 
chen Organisationen, etwa der Europäischen Union 
oder den Vereinten Nationen. Zu den internationalen 
Beziehungen gehören auch die bilateralen Beziehun- 
gen der Bundesrepublik Deutschland zu einem ande- 
ren Staat. Unter Hinweis auf die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichtes sieht das Bundesverwal- 
tungsgericht einen verfassungsrechtlich begründeten, 
grundsätzlich weit bemessenen Gestaltungsspielraum 
der Bundesregierung für die Regelung der auswärti- 
gen Beziehungen. Innerhalb dieses Gestaltungsspiel- 
raumes könne sie die außenpolitischen Ziele und die 
zu ihrer Erreichung verfolgte Strategie bestimmen 
(vgl. Kasten zu Nr. 5.4.1). 

Vor diesem Hintergrund kann eine außenpolitische 
Zielsetzung der Bundesrepublik, gute und vertrau- 
ensvolle Beziehungen zu Israel auch im Bereich der 
militärischen Sicherheitskooperation zu pflegen, der 
verwaltungsgerichtlichen Überprüfung ebenso wenig 
unferliegen wie die im Ablehnungsbescheid des 
Auswärtigen Amtes mit Hinweis auf die knapp, aber 
nachvollziehbar begründete Gefährdungsprognose 


(„Vertrauenskrise“ bei Gewährung des Informations- 
zuganges). 

Die zurückhaltende Informationspraxis des AA und 
des BMVg war daher aus meiner Sicht nicht zu be- 
anstanden. 

Kasten zu Nr. 5.4.1 

BVerwG, Urteil vom 29. Oktober 2009 
- 7 C 22.08 - 

„Welche Ziele die Bundesregierung mit Hilfe wel- 
cher Strategie verfolgen will, entzieht sich mangels 
hierfür bestehender rechtlicher Kriterien weithin 
einer gerichtlichen Kontrolle. Ob ein Nachteil für die 
Beziehungen zu einem auswärtigen Staat eintreten 
kann, hängt wiederum davon ab, welche außenpoliti- 
schen Ziele die Bundesrepublik Deutschland im 
Verhältnis zu diesem Staat verfolgt. (...) Wann eine 
Auswirkung auf die Beziehungen zu einem auswärti- 
gen Staat ein solches Gewicht hat, dass sie in diesem 
Sinne als Nachteil anzusehen ist, hängt ebenfalls von 
der Einschätzung der Bundesregierung ab. Nur die 
Bundesregierung kann bestimmen, ob eine von ihr 
erwartete oder befürchtete Einwirkung auf die aus- 
wärtigen Beziehungen mit Blick auf die insoweit 
verfolgten Ziele hingenommen werden kann oder 
vermieden werden soll (...). 

Der mögliche Eintritt von Nachteilen für die interna- 
tionalen Beziehungen kann nur Gegenstand einer 
plausiblen und nachvollziehbaren Prognose sein, die 
ihrerseits nur in engen Grenzen verwaltungsgericht- 
lich überprüfbar ist. (...) Das Gericht kann insoweit 
nur nachprüfen, ob die Behörde von einem zutref- 
fend und vollständig ermittelten Sachverhalt ausge- 
gangen ist, ihre Prognose einleuchtend begründet hat 
und keine offensichtlich fehlerhafte, insbesondere in 
sich widersprüchliche Einschätzung getroffen hat.“ 


5.4.2 Auch beim Einsatz privater Steiien 
muss die informationsfreiheit nicht 
auf der Strecke bieiben! 

Informationszugang beim DAAD ist möglich, aber 
nicht direkt. 

Beim Deutschen Akademischen Austauschdienst 
(DAAD) wurde um die Zusendung der Statistik über 
die in den vergangenen Jahren (beispielsweise 2010 
und 2011) an belarussische Studenten vermittelten 
Stipendien gebeten. Dieser lehnte mit der Begrün- 
dung ab, er sei keine Behörde, sondern ein privater 
Verein gemäß §§ 21 ff. BGB. Eine Auskunftspflicht 
nach dem Informationsfreiheitsgesetz des Bundes 
bestehe somit nicht. Daraufhin haf der Petenf mich 
um Vermittlung und grundsätzliche Klärung gebeten. 
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Der Deutsche Akademische Austauschdienst ist eine 
gemeinsame Einrichtung der deutschen Hochschulen 
als Mittlerorganisation der Auswärtigen Kulturpoli- 
tik, der Hochschul- und Wissenschaftspolitik sowie 
der Entwicklungszusammenarbeit im Hochschulbe- 
reich. Er wird als Verein von den deutschen Hoch- 
schulen und Studierendenschaften, also Körperschaf- 
ten des Öffentlichen Rechts, getragen. Das Auswär- 
tige Amt, das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung und das Bundesministerium für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung sind 
als Gäste kooptiert. Sein Budget wird überwiegend 
aus Haushaltsmitteln des Bundes (AA, BMBF, 
BMZ) gespeist. Die Aufgabe des DAAD besteht 
insbesondere in der Förderung des internationalen 
Austausches von Studierenden und Wissenschaftlern. 
Dass hier mehrere öffentlich-rechtliche Körperschaf- 
ten Mitglieder sind, steht der rechtlichen Qualifikati- 
on des DAAD als privatrechtlicher Verein nicht ent- 
gegen. 

Auskunftspflichtig nach dem IFG sind unter anderem 
allerdings auch juristische Personen des Privatrechts, 
soweit eine Bundesbehörde sich ihrer zur Erfüllung 
ihrer öffentlich-rechtlichen Aufgaben bedient (§ 1 
Absatz 1 Satz 3 IFG). 

Der Antrag ist dann allerdings an die Behörde zu 
richten, die sich des Vereines zur Erfüllung ihrer 
öffentlich-rechtlichen Aufgaben bedient. Inwieweit 
die in die Erfüllung staatlicher Aufgaben „einge- 
schaltete“ private Stelle gleichwohl dem Antragstel- 
ler (unmittelbar) Auskunft erteilt - im Rahmen eines 
bürgerfreundlichen transparenten Verwaltungshan- 
delns quasi „im Vorgriff' -, hängt sicherlich vom 
Einzelfall ab; zumindest sollte sie aber auf die zu- 
ständige Stelle, an die der Antrag zu richten wäre, 
hinweisen. 

Als Anspruchsgegner kämen für einen Antrag auf 
Informationszugang im Falle des DAAD durchaus 
mehrere Stellen in Frage. Neben den Hochschulen 
des Bundes, könnten auch das Auswärtige Amt, das 
Bundesministerium für Bildung und Forschung und 
das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit grundsätzlich zur Auskunftserteilung ver- 
pflichtet sein, wenn und soweit der DAAD Aufga- 
ben, insbesondere in der Projektförderung, für min- 
destens eine dieser Stellen wahmimmt. Da der An- 
tragsteller vorliegend um die Statistik über die vom 
DAAD in den vergangenen Jahren (beispielsweise 
2010 und 2011) an belarussische Studenten vermit- 
telten Stipendien gebeten hatte, lag es nahe, den 
IFG-Antrag beim Auswärtigen Amt zu stellen. 

Den DAAD und das Auswärtige Amt habe ich ent- 
sprechend unterrichtet und um künftige Beachtung 
gebeten. 


5.4.3 Keine Transparenz beim Zentrum für 
internationale Friedenseinsätze? 

Verwaltungsgericht und Oberverwaltungsgericht 
sorgen für Transparenz, nachdem das AA zuvor die 
Hintergründe für die Ablehnung eines erneuten Ein- 
satzes bei einer internationalen Wahlbeobachtungs- 
mission nicht vollständig ojfen legen wollte. 

Nach zahlreichen Einsätzen als Wahlbeobachter für 
die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa (OSZE) und die EU wurde dem Petenten 
2010 eröffiiet, man wolle ihn künftig nicht mehr für 
Wahlbeobachtungsmissionen benennen, da schwer- 
wiegende Beschwerden gegen seine Person vorlägen. 
Details und Quelle dieser Beschwerden wurden nicht 
mitgeteilt. Seine auf das IFG gestützte Klage war 
erfolgreich. 

Die Auswahl deutscher Wahlbeobachter ist Aufgabe 
des Zentrums für Internationale Friedenseinsät- 
ze (ZIF), das die Nominierung und Vermittlung in 
Absprache mit dem Auswärtigen Amt vornimmt. 
Nach Abschluss seines letzten Einsatzes wurde dem 
Betroffenen mitgeteilt, es sei zu mehreren Be- 
schwerden über sein Verhalten bei früheren Missio- 
nen gekommen. Seine Bitte, ihm Auskunft über 
Quellen und Inhalte der Beschwerden zu geben, 
wurde von der Direktorin des ZIF abgelehnt. Ein im 
Dezember 2010 beim Auswärtigen Amt gestellter 
Antrag auf schriftliche Auskunft und Akteneinsicht 
war nur teilweise erfolgreich. Das AA übermittelte 
dem Kläger teilweise geschwärzte Kopien seines 
Verwaltungsvorganges. Ein vollständiger Informati- 
onszugang wurde mit Hinweis auf den Schutz inter- 
nationaler Beziehungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land (§ 3 Nummer 1 Buchstabe a IFG), den Schutz 
der Vertraulichkeit der übermittelten Informationen 
(§ 3 Nummer 7 IFG) und den Schutz personenbezo- 
gener Informationen nach § 5 Absatz I IFG abge- 
lehnt. 

Zu den von § 3 Nummer 1 Buchstabe a IFG ge- 
schützten Belangen - so das AA - gehöre auch das 
diplomatische Vertrauensverhältnis der Bundesrepu- 
blik Deutschland zur OSZE, deren Zielen und Stan- 
dards auch der Teilnehmerstaat Deutschland ver- 
pflichtet sei. Nachdem das ZIF vertraulich Kenntnis 
über einen Vorfall bei einer Mission erhalten habe, 
seien Leistung und Verhalten des Klägers eingehend 
geprüft worden. Eine öffentliche Diskussion sei nicht 
möglich gewesen, weil damit das auf Dauer angeleg- 
te Vertrauensverhältnis der Bundesrepublik zur OS- 
ZE, zu den Empfangsstaaten der Missionen und zu 
den diplomatischen Mitarbeitern anderer Teilneh- 
merstaaten beschädigt werde. Zudem unterliege die 
- von einem Dritten vertraulich übermittelte - Infor- 
mation dem Schutz des § 3 Nummer 7 IFG, da der 
Dritte sein fortbestehendes Interesse an vertraulicher 
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Behandlung deutlich gemacht habe und die Bundes- 
republik auch künftig auf vertrauliche Hinweise auf 
mögliches Fehlverhalten deutscher Missionsteilneh- 
mer angewiesen sei. Schließlich sei die Identität des 
Hinweisgebers auch als personenbezogenes Datum 
nach § 5 Absatz 1 i. V. m. Absatz 2 IFG geschützt, 
das direkt mit einem aktuellen Dienstverhältnis des 
Hinweisgebers in Zusammenhang stehe. 

Die im Juni 2011 erhobene Klage auf Verpflichtung 
des AA zur vollständigen Gewährung des Informati- 
onszuganges war erfolgreich. Die Berufung des AA 
wurde mit Urteil des OVG Berlin-Brandenburg vom 
28. Juni 2013 (OVG 12 B 9.12) zurückgewiesen. 

Da der Kläger mich leider erst kurz vor der zweit- 
instanzlichen Entscheidung über seinen Fall infor- 
miert hatte, war es hier allein dem Verwaltungsge- 
richt und dem OVG überlassen, das AA vom An- 
spruch auf vollständigen Informationszugang zu 
überzeugen. 

Zu dem hier vom AA in Anspmch genommenen 
Ausschlusstatbestand des Schutzes der internationa- 
len Beziehungen (§ 3 Nummer 1 Buchstabe a IFG) 
folgte das OVG der Auffassung des Bundesverwal- 
tungsgerichtes, das die Ausnahmetatbestände des § 3 
Nummer 1 IFG nicht als „pauschale“, im Einzelfall 
nicht begründungspflichtige Bereichsausnahmen 
ansieht. „Die Feststellung der konkreten Möglichkeit 
nachteiliger Auswirkungen setzt seitens der informa- 
tionspflichtigen Stelle die Darlegung von Tatsachen 
voraus, aus denen sich im jeweiligen Fall eine Beein- 
trächtigung des Schutzgutes ergeben kann“ (so das 
vom OVG zitierte Bundesverwaltungsgericht im 
Urteil vom 15. November 2012, - 7 C 1/12 - unter 
Hinweis auf den Beschluss vom 30. April 2009 
- BVerwG 7 C 17.08). Dabei genügt „die durch Fak- 
ten gestützte Möglichkeit einer Nachteilswirkung“. 
Zwar dürfe im Rahmen der gebotenen (Gefahr- 
dungs-)Prognose auf allgemeine, in der Vergangen- 
heit auf Grund einer Vielzahl von Einzeleindrücken 
erworbene Erfahrungswerte zurückgegriffen werden. 
Bloße Mutmaßungen über eventuell zu erwartende 
Belastungen der internationalen Beziehungen reich- 
ten dagegen nicht aus. 

Der Umstand, dass Partnerstaaten oder internationale 
Organisationen mit der Bekanntgabe bestimmter 
Informationen nicht einverstanden seien, kann zwar 
(auch) nach Auffassung des OVG ein deutliches 
Indiz dafür sein, dass bei Gewährung des Informati- 
onszuganges nachteilige Auswirkungen auf die in- 
ternationalen Beziehungen drohen. Dies sei aber 
allein mit dem Hinweis auf den Wunsch des auslän- 
dischen Hinweisgebers nicht hinreichend dargelegt. 
Auf welche konkreten Umstände das AA seine Ein- 
schätzung stütze, sei auch in der mündlichen Ver- 
handlung nicht dargelegt worden. 


Auch der Schutz zugesicherter Vertraulichkeit stehe 
vorliegend dem (vollständigen) Informationszugang 
nicht entgegen. Nach § 3 Nummer 7 IFG besteht der 
Anspruch auf Informationszugang nicht bei vertrau- 
lich erhobener oder übermittelter Information, soweit 
das Interesse des Dritten, hier also des Hinweisge- 
bers, an einer vertraulichen Behandlung im Zeitpunkt 
des IFG-Antrages noch fortbesteht. Dieses Interesse 
muss indes nicht nur subjektiv, also aus Sicht des 
Hinweisgebers, bestehen, sondern auch objektiv 
begründet sein. Ließe man bereits (allein) die subjek- 
tive „Vertraulichkeitserwartung“ des Hinweisgebers 
ohne Darlegung eines objektiv schutzwürdigen Ver- 
traulichkeitsinteresses genügen, werde der Anspruch 
auf Informationszugang letztlich zur Disposition der 
Kommunikationspartner gestellt. Ein hinreichend 
begründetes objektives Vertraulichkeitsinteresse des 
AA konnte das OVG nicht erkennen. 

Schließlich konnte der Informationszugang auch 
nicht zum Schutz personenbezogener Daten Dritter 
verweigert werden. Allein der Hinweis auf den Zu- 
sammenhang mit einem Dienstverhältnis oder einem 
(früheren) „Mandat“ des Hinweisgebers genüge hier- 
für nicht. Ein solcher, von § 5 Absatz 2 IFG voraus- 
gesetzter „Zusammenhang“ werde für den Hinweis- 
geber lediglich behauptet, aber nicht belegt. 

Da somit das Abwägungsverbot des § 5 Absatz 2 
IFG vorliegend nicht eingreife, sah das OVG die 
Abwägung nach § 5 Absatz 1 Satz 1 IFG zwischen 
dem Informationszugangsinteresse des Klägers und 
dem vom beklagten AA geltend gemachten „Diskre- 
tionsinteresse“ als eröffnet an. 

Für die Annahme einer tatsächlich drohenden Beein- 
trächtigung der Persönlichkeit des Hinweisgebers 
durch den von ihm als „potenziell gefährliche Per- 
son“ beschriebenen Kläger sah das OVG keine hin- 
reichend tragfahigen, abwägungserheblichen An- 
haltspunkte, zumal das AA hier nur die Einschätzung 
des Hinweisgebers ohne eigene, verifizierende An- 
gaben wiederhole und ein erneutes Zusammentreffen 
des Klägers mit dem Hinweisgeber im Rahmen einer 
Wahlbeobachtungsmission mangels erneuter Auf- 
nahme in den Expertenpool nicht zu erwarten sei. 
Der Kläger übe hier nicht nur sein „Jeder- 
mann-Recht“ auf Informationszugang aus, seinem 
Informationsinteresse als Betroffenem und ehemali- 
gem Missionsangehörigen komme im Ergebnis 
überwiegendes Gewicht zu. 

Diese gerichtliche Klarstellung ist uneingeschränkt 
zu begrüßen. 
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5.5 Bundesministerium der Finanzen 

5.5.1 Die BimA und § 3 Nummer 6 iFG 

Der Dissens über die Auslegung des § 3 Nummer 6 
IFG zwischen der BlmA und mir besteht seit 
In-Kraft-Treten des IFG. In einem Fall musste ich 
jetzt eine formelle Beanstandung aussprechen. 

In den Jahren 1994 und 1998 veräußerte die Bundes- 
republik Deutschland die Grundstücke des sog. Ta- 
cheles-Komplexes in Berlin. Die Käuferin ging sei- 
nerzeit Verpflichtungen aus einem Investitionsvor- 
rangbescheid ein, die durch Vertragsstrafenabreden 
in den Kaufverträgen abgesichert wurden. Diese 
Verpflichtungen wurden nicht erfüllt. Die Bundesre- 
publik sah dennoch davon ab, die Vertragsstrafen 
einzufordem, da die Ansprüche gegen die Käuferin 
aufgrund ihrer wirtschaftlichen Situation nicht 
durchsetzbar gewesen seien. 

Ein Petent hatte die BlmA daraufhin um Informatio- 
nen gebeten, „wer aufgrund welcher Angaben wann 
entschieden habe, dass auf die Verhängung und ggf 
das Eintreiben einer Vertragsstrafe oder auch von 
Teilbeträgen einer solchen Strafsumme zu verzichten 
ist.“ Der Antrag wurde mit der Begründung abge- 
lehnt, durch das Bekanntwerden der erbetenen In- 
formation könnten fiskalische Interessen des Bundes 
i. S. d. § 3 Nummer 6 (1. Alternative) IFG gefährdet 
werden (vgl. Kasten zu Nr. 5.5.1). 

Ich habe hierin einen Verstoß gegen das IFG gese- 
hen, den ich formell gegenüber dem Bundesministe- 
rium der Finanzen gemäß § 12 Absatz 3 IFG i. V. m. 
§ 25 Absatz 1 Bundesdatenschutzgesetz beanstandet 
habe. 

Kasten zu Nr. 5.5.1 

§ 3 Nummer 6 IFG 

Der Anspruch auf Informationszugang besteht nicht, 
wenn das Bekanntwerden der Information geeignet 
wäre, fiskalische Interessen des Bundes im Wirt- 
schaftsverkehr oder wirtschaftliche Interessen der 
Sozialversicherungen zu beeinträchtigen. 

Mit der Ausnahmeregelung des § 3 Nummer 6 
(1. Alternative) IFG soll verhindert werden, dass sich 
Dritte durch einen Informationszugang mit hinrei- 
chender Wahrscheinlichkeit wirtschaftliche Vorteile 
zu Lasten öffentlicher Haushalte verschaffen. Nimmt 
der Bund faktisch wie ein Privater als Markteilneh- 
mer am Wirtschaftsleben und am Privatrechtsverkehr 
teil, soll er nicht Informationen offenbaren müssen, 
die die anderen Marktteilnehmer nicht preisgeben 
müssen. „Insbesondere bei der Veräußerung von 
Liegenschaften (...) können fiskalische Interessen des 
Bundes durch eine Offenlegung von Informationen 
beeinträchtigt werden“ (Bundestagsdrucksa- 


che 15/4493, S. 11). Die Behörde ist damit nicht vor 
jedem finanziellen Verlust geschützt. Informationen 
dürfen nur zurückgehalten werden, soweit der Be- 
hörde Wettbewerbsnachteile drohen (vgl. hierzu 
Urteil des OVG Rheinland-Pfalz vom 23. April 2010 
- 10 A 10091/10.0VG -). 

Die Auffassung der BlmA, Auskünfte zu Angeboten 
anderer Bieter im laufenden Veräußerungsverfahren 
könnten eine optimale Verwertung erschweren, des- 
halb sei der Informationszugang in derartigen Fällen 
unter Hinweis auf §3 Nummer 6 (1. Alternative) 
IFG zu versagen, wird von mir zwar grundsätzlich 
geteilt, aber nicht für den konkreten Fall. Die Offen- 
legung der hier gefragten Informationen zur Vertrag- 
strafe kann keine Auswirkungen auf eine (aktuelle 
oder mittelfristig bevorstehende) Preisbildung bei 
ähnlichen, zur Veräußerung anstehenden Objekten 
haben. Ich halte den Ausschlusstatbestand des § 3 
Nummer 6 (1. Alternative) IFG nur dann für ein- 
schlägig, wenn ein Objekt verkauft ist und beabsich- 
tigt ist, vergleichbare Objekte im gleichen oder ei- 
nem benachbarten Ort aktuell oder jdfs. mittelfristig 
zu veräußern. Dies war hier nicht der Fall (vgl. 3. TB 
Nr. 4.3.2). Die Beantwortung der Fragen des Peten- 
ten hätte keine Auswirkungen auf die Preisbildung 
bei künftigen Verkaufsaktivitäten haben können. § 3 
Nummer 6 IFG wurde hier somit deutlich „über- 
dehnt“. 

In seiner Stellungnahme zu meiner Beanstandung hat 
das BMF auf ein Urteil des Oberverwaltungsgerich- 
tes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 19. März 
2013 (- 8 A 1172/11 -) Bezug genommen, das aus 
Sicht des Ministeriums die Annahme des Aus- 
schlussgrundes stützt. Das OVG NRW hat hier aus- 
geführt, der Ausschluss des Informationszuganges 
nach § 3 Nummer 6 IFG könne auch über den Zeit- 
punkt des Vollzugs des Grundstückkaufvertrages 
hinaus bestehen, wenn Infolge des Informationszu- 
ganges die hinreichende Wahrscheinlichkeit bestehe, 
dass (Verkaufs-)Strategien und Vorgehensweisen der 
Bundesanstalt nachverfolgt, ausgeforscht und durch- 
leuchtet werden könnten. Das Urteil liegt dem Bun- 
desverwaltungsgericht zur abschließenden Entschei- 
dung vor. Ich habe allerdings erhebliche Zweifel, ob 
im Fall des Petenten ein für § 3 Nummer 6 
(1. Alternative) IFG relevantes Offenkundigwerden 
von Verkaufsstrategien und Vorgehensweisen zu 
befürchten gewesen wäre. Der weiteren Klärung der 
Konturen des Ausnahmetatbestandes durch das 
BVerwG sehe ich mit großem Interesse entgegen. 
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5.5.2 Postmortales Persönlichkeitsrecht 
und Informationszugang - ein Wi- 
derspruch? 

Das Bundesamt fiir zentrale Dienste und offene Ver- 
mögensfragen hat mich anlässlich eines konkreten 
Antrags um Prüfung gebeten, ob und inwieweit eine 
Auskunftserteilung zu bereits Verstorbenen möglich 
ist. 

Die Eigentümerin eines Hauses hatte beim Bundes- 
amt für zentrale Dienste und offene Vermögensfra- 
gen (BADV) Auskünfte über das Leben der jüdi- 
schen Voreigentümer erbeten. Fraglich war, ob das 
Bundesamt der Antragstellenden die dort vorhande- 
nen Informationen zur Verfügung stellen durfte. 

Das IFG ermöglicht innerhalb bestimmter Schranken 
den freien Zugang zu amtlichen Informationen der 
öffentlichen Stellen des Bundes und die Einsicht in 
deren Verwaltungsvorgänge. Auch wenn der freie 
Informationszugang nach Ziel und Zweck des Geset- 
zes der Regelfall sein soll, kann eine Auskunft ver- 
weigert bzw. beschränkt werden, wenn ein Ausnah- 
megrund vorliegt. 

Als Ausnahmegrund kam hier der Schutz personen- 
bezogener Daten in Betracht (§ 5 IFG). Nach der 
allgemeinen Regelung des § 5 Absatz 1 Satz 1 IFG 
darf der Zugang zu personenbezogenen Daten nur 
gewährt werden, soweit das Informationsinteresse 
des Antragstellers das schutzwürdige Interesse des 
Dritten am Ausschluss des Informationszugangs 
überwiegt oder der Dritte eingewilligt hat. Besondere 
Arten personenbezogener Daten im Sinne des § 3 
Absatz 9 Bundesdatenschutzgesetz (Angaben über 
die rassische und ethnische Herkunft, politische 
Meinungen, religiöse oder philosophische Überzeu- 
gungen, Gewerkschaftszugehörigkeit, Gesundheit 
oder Sexualleben) dürfen dabei immer nur weiterge- 
geben werden, wenn der Dritte ausdrücklich einge- 
willigt hat (§ 5 Absatz 1 Satz 2 IFG). 

Eine Einwilligung schied vorliegend aus, da die Vor- 
besitzer verstorben waren und auch ihre Erben ent- 
weder selbst verstorben oder zumindest nicht mehr 
auffindbar sind. 

Die beim BADV vorhandenen Informationen wären 
jedenfalls bei Lebenden als Einzelangaben über per- 
sönliche oder sachliche Verhältnisse einer bestimm- 
ten oder bestimmbaren natürlichen Person, wie z. B. 
Alter, Anschrift, Vermögen personenbezogene Daten 
gewesen. 

So weit, so gut. Die Frage, ob der Datenschutz auch 
für Tote gilt, lässt sich aber nicht so einfach beant- 
worten. Eine allgemeingültige Regelung für den 
Umgang mit Daten Verstorbener gibt es nicht. 


Im Bundesdatenschutzgesetz fehlt hierfür eine aus- 
drückliche Regelung, es ist deswegen nicht unmittel- 
bar anwendbar. Zwar wird darüber diskutiert, seine 
Vorschriften teilweise analog auf Verstorbene anzu- 
wenden, höchstrichterliche Rechtsprechung hierzu 
gibt es aber noch nicht. Und; Das Gesetz hat den 
Zweck, die freie Entfaltung der Persönlichkeit des 
(lebenden) Einzelnen zu schützen. Das hat nur Sinn, 
wenn der Einzelne seine Persönlichkeit auch tatsäch- 
lich entfalten kann. Die Grundregel lautet daher: Mit 
dem Tod endet (zwar) der datenschutzrechtliche 
Schutz. Der Schutz der Privatsphäre besteht aber 
partiell auch nach dem Tod fort, wenn dies gesetzlich 
festgelegt ist, vertraglich besonders vereinbart wurde 
oder von der Verfassung gefordert wird. 

§ 203 Absatz 4 Strafgesetzbuch verpflichtet bei- 
spielsweise einen Arzt, Zahnarzt oder Rechtsanwalt 
auch noch nach dem Tod seines Patienten oder 
Klienten zur Verschwiegenheit. 

Im vom BADV angesprochenen Fall handelte es sich 
aber um personenbezogene Daten, die nicht spezial- 
gesetzlich oder durch vertragliche Abrede geschützt 
waren. Aber auch wenn es spezielle Regelungen zum 
Schutz der personenbezogenen Daten nicht gibt oder 
sie nicht (mehr) angewendet werden können, sind 
verstorbene Personen nicht völlig schutzlos. 

Der erforderliche Schutz ergibt sich dann direkt aus 
dem Grundgesetz, und zwar aus Artikel 1 Absatz 1 
und Artikel 2 Absatz 1 GG. Zu seinen Lebzeiten ist 
jeder Mensch Träger des sog. allgemeinen Persön- 
lichkeitsrechts, das u. a. das Recht am eigenen Bild, 
das Recht auf Schutz der Privat-, Geheim- und In- 
timsphäre und das Recht auf informationeile Selbst- 
bestimmung umfasst. Der Schutz der Menschenwür- 
de, aus der das allgemeine Persönlichkeitsrecht abge- 
leitet wird, genießt im Grundgesetz einen derartig 
hohen Stellenwert, dass auch nach dem Tod eines 
Menschen ein gewisser „nachwirkender“ Schutz 
seines Persönlichkeitsrechts fortbesteht: Dieses 
postmortale Persönlichkeitsrecht schützt in bestimm- 
ten Fällen die personenbezogenen Daten auch noch 
nach dem Tod. 

So waren bei der Beantwortung der Frage, ob die 
Daten nach wie vor zu schützen sind, mehrere As- 
pekte, wie Schutz gegen grobe Entstellungen, Dauer 
des Schutzes, Intensität der Beeinträchtigung oder 
Bedeutung des Persönlichkeitsbildes, das der Ver- 
storbene hinterlassen hat, aber auch das mutmaßliche 
Interesse des Verstorbenen, mit dem Interesse des 
anfragenden Dritten abzuwägen. 

Da die Antragstellerin sich für das Leben der jüdi- 
schen Voreigentümer interessierte, u. a. weil sie Mit- 
glied eines Vereines ist, der an einer Dokumentation 
über das jüdische Leben im Ort arbeitet, und somit 
davon auszugehen war, dass die Verstorbenen mit 
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der Weitergabe der Daten auch nach ihrem Tod 
durch ihr Schaffen und Wirken für die Nachwelt 
präsent bleiben sollten, bestanden zumindest in die- 
sem Einzelfall keine Bedenken gegen die Weitergabe 
der Daten. 

Auch das postmortale Persönlichkeitsrecht kann aber 
grundsätzlich als verfassungsrechtlich begründete 
Schranke den Informationszugang nach dem IFG 
einschränken. 

5.5.3 Zu Mühen und Kosten der Drittbetei- 
ligung - rechtzeitige Rückfragen 
sparen Zeit und Geld 

Eine Drittbeteiligung ist immer dann durchzufiihren, 
wenn „Belange Dritter“ berührt sind. Maeht die 
Behörde Informationen zugänglich, die der Petent 
nicht beantragt hat, kann sie dafür keine Gebühren 
in Rechnung stellen. 

Ein Petent hatte bei der Bundesanstalt für Immobi- 
lienaufgaben (BImA) um Informationen zu unter- 
schiedlichen Schadenslullen gebeten, die in seiner 
Region durch „Lärmterror“ tief fliegender Nato- 
Hubschrauber verursacht worden seien. Für die 
Schadensregulierung bei Zwischenlullen mit Gast- 
streitkräften ist seit 2005 die BImA zuständig. Der 
Petent schilderte die Vorfälle stichwortartig nur in 
groben Zügen („ein Mann sei gestürzt, Pferde scheu- 
ten, es kam zu Totgeburten bei Kälbern “) und bat um 
Akteneinsicht. 

Die BImA lehnte den Informationszugang ab, weil 
die geschilderten Sachverhalte dort unbekannt seien. 
Auf die Schilderung des Petenten „passende“ Scha- 
densvorgänge seien weder durch Natostreitkräfte 
mitgeteilt, noch seien „einschlägige“ Schadensregu- 
lierungsanträge von dritter Seite gestellt worden. 

Der Petent gab sich damit nicht zufrieden und ver- 
wies in seinem Widerspruch u. a. auf ein Gespräch 
mit der für Schadensbearbeitung zuständigen Mitar- 
beiterin des Nato-Partners. Daraufhin konnten zwei 
Schadensfälle ermittelt werden, die zumindest teil- 
weise zu den Angaben des Petenten „passten“. 

Da die herausgefilterten Vorgänge auch personenbe- 
zogene Daten Dritter enthielten, bat die BImA den 
Petenten, seinen Antrag gemäß § 7 Absatz 1 Satz 3 
IFG zu begründen, um das gesetzlich vorgesehene 
Drittbeteiligungsverfahren durchführen zu können. 

Der Petent erklärte sich mit der Schwärzung perso- 
nenbezogener Daten einverstanden, allerdings müss- 
ten Schadensort und Höhe der Entschädigungssum- 
me erkennbar bleiben. 

Die BImA setzte das inzwischen bereits eingeleitete 
Drittbeteiligungsverfahren fort, da nicht auszuschlie- 
ßen sei, dass bereits die (nicht geschwärzten) Anga- 


ben zu den Schadensorten und zu den - nicht alltägli- 
chen - Schadensereignissen Rückschlüsse auf die 
geschädigte(n) Dritte(n) ermöglichen könnten. 

Hierüber beschwerte sich der Petent bei mir, da er 
darin eine Verzögerungstaktik der Behörde sah. 

Nach § 8 Absatz 1 IFG gibt die Behörde einem Drit- 
ten, dessen Belange durch den Antrag auf Informati- 
onszugang berührt sind, schriftlich Gelegenheit zur 
Stellungnahme, sofern Anhaltspunkte dafür vorlie- 
gen, dass er ein schutzwürdiges Interesse am Aus- 
schluss des Informationszugangs haben kann. Hat 
sich der Antragsteller mit einer Unkenntlichmachung 
der den Dritten betreffenden Informationen einver- 
standen erklärt und sind Belange Dritter infolgedes- 
sen nicht mehr berührt, kann auf ihre Beteiligung 
verzichtet werden. 

Ist der Antragsteller dagegen nur mit einer teilweisen 
Schwärzung einverstanden und sind so eine Identifi- 
zierung des Dritten und eine Offenlegung seiner 

- nicht offenkundigen - Lebensverhältnisse jedenfalls 
nicht sicher ausgeschlossen, bleiben dessen „Belange 
durch den Antrag auf Informationszugang berührt“; 
das Drittbeteiligungsverfahren nach § 8 Ab- 
satz I IFG muss (weiter) durchgeführt werden. 

Deswegen habe ich gegen eine Durchführung bzw. 
Fortführung des Drittbeteiligungs Verfahrens in derar- 
tigen Fällen keine Einwände. Dies setzt allerdings 
voraus, dass sich die Behörde damit im Rahmen des 

- erforderlichenfalls zu präzisierenden - IFG-Antra- 
ges bewegt und Belange des Dritten bei sachgerech- 
ter Auslegung des Antrages auch tatsächlich berührt 
sind. 

Nach Abschluss des Drittbeteiligungsverfahrens 
wurden dem Petenten die von der Behörde recher- 
chierten Verwaltungsvorgänge übermittelt. 

Für den Informationszugang stellte die BImA Ver- 
waltungsaufwand in Höhe von 55,80 Euro in Rech- 
nung. Hiergegen beschwerte sich der Petent, weil 
ihm die Informationen deutlich zeitverzögert zur 
Verfügung gestellt worden seien und sie seinem 
Informationsbegehren nicht entsprächen, sondern 
andere Schadensfälle beträfen. 

So hatte der Petent den Schadensmonat und das Ge- 
schlecht eines Unfallbeteiligten genannt. Die BImA 
hatte jedoch hiervon abweichend Informationen zu 
einem Unfall mit einem Reiter (statt einer Reiterin) 
bzw. zu einem anderen Monat des Schadenfalles 
mitgeteilt. Sie war der Ansicht, Abweichungen zu 
den vom Petenten beantragten Unterlagen bestünden 
nur in unwesentlichen Details. Diese geringfügigen, 
aber ohne weiteres erkennbaren Abweichungen hat- 
ten der BImA keinen Anlass für weitere Nachfragen 
beim Antragsteller zum Sachverhalt und zur Präzisie- 
rung des IFG- Antrages gegeben. 
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Wegen dieser Divergenz von Antrag und bereitge- 
stellten Informationen hielt ich es hier für angezeigt, 
von der Erhebung von Gebühren abzusehen, auch 
wenn der nicht unbeträchtliche Arbeitsaufwand der 
BImA letztlich durch das „Nachhaken“ des An- 
tragstellers und sein Beharren auf vollständiger Prü- 
fung aller in Frage kommenden Schadenssachverhal- 
te ausgelöst worden war und die BImA - ersichtlich 
serviceorientiert - jede Chance zur Befriedigung des 
Informationsinteresses des Antragstellers nutzen 
wollte. 

Ich empfahl der BImA, in solchen Fällen künftig an 
die Antragsteller heranzutreten, um den Antrag 
bestmöglich zu präzisieren, den relevanten Sachver- 
halt eindeutig zu ermitteln und damit überflüssige, 
nicht zielführende Recherchearbeit zu vermeiden. 

Im geschilderten Fall hielt die BImA an ihrer Gebüh- 
renforderung fest, auch weil der Widerspruchsbe- 
scheid inzwischen bestandskräftig geworden war. 

5.5.4 Die Amtssprache ist deutsch!? 

Das IFG eröffnet den Informationszugang zu konkret 
vorhandenen behördlichen Informationen und kennt 
keine Informationsbeschaffungspflicht. Es begründet 
auch keinen Rechtsanspruch auf Übersetzung fremd- 
sprachlicher Dokumente in die deutsche Sprache. 

Ein Bürger aus Süddeutschland hatte die Bundesan- 
stalt für Immobilienaufgaben (BImA) im Zusam- 
menhang mit einem ihn betreffenden Schadensfall 
mit ausländischen Streitkräften um eine sog. Dienst- 
lichkeitsbescheinigung gebeten. 

In Entschädigungsverfahren wegen Truppenschäden 
nach dem Zusatzabkommen zum Nato-Truppenstatut 
kann eine Regulierung durch die Bundesrepublik 
Deutschland nur erfolgen, wenn die betroffenen aus- 
ländischen Streitkräfte durch eine sog. Dienstlich- 
keitsbescheinigung erklärt haben, der Schadensfall 
stehe im Zusammenhang mit einer Diensthandlung 
oder sei hierdurch verursacht worden. 

Die in englischer Sprache verfasste Bescheinigung 
wurde dem Petenten in Kopie übermittelt. 

Hiermit gab sich dieser indes nicht zufrieden, son- 
dern bat die BImA um Übersetzung des Dokumentes. 
Nach seiner Auffassung müssten auch von ausländi- 
schen Streitkräften verfasste, für deutsche Behörden 
bestimmte Dokumente wie die Dienstlichkeitsbe- 
scheinigung gemäß § 23 Absatz 1 Verwaltungsver- 
fahrensgesetz (VwVfG) ausnahmslos in deutscher 
Sprache verfasst sein. Aus seiner Sicht war ihm der 
Informationszugang daher (noch) nicht gewährt wor- 
den. 

Auf meine Nachfrage wies die BIMA darauf hin, 
dass § 23 Absatz 1 VwVfG und damit die Verpflich- 


tung der Verwendung der (deutschen) Amtssprache 
hier nicht anzuwenden sei. 

Da das Schadensregulierungsverfahren bei Truppen- 
schäden nach dem Zusatzabkommen zum Nato- 
Truppenstatut (ZA NTS) ein zivilrechtliches Verfah- 
ren sei, könne der Grundsatz über die Amtssprache 
in § 23 Absatz 1 VwVfG allenfalls analog herange- 
zogen werden. Für die Formulierung der Dienstlich- 
keitsbescheinigung durch die Streitkräfte sei aller- 
dings auch eine analoge Anwendung des VwVfG 
nicht möglich, da diese Bescheinigung allein auf 
völkerrechtlicher Grundlage erteilt werde; nach den 
hierfür geltenden Regeln seien die Streitkräfte be- 
rechtigt, die Bescheinigung in ihrer Landessprache 
abzugeben. 

Eine Übersetzung der Bescheinigung durch die 
BImA sei nicht erforderlich, da die Mitarbeiter der 
Behörde über hinreichende Sprachkenntnisse verfüg- 
ten. Eine Ausfertigung der Dienstlichkeitsbescheini- 
gung in deutscher Sprache liege der BImA deswegen 
nicht vor. 

Diese Rechtsauffassung teile ich. Auch nach meiner 
Auffassung besteht hier weder eine Verpflichtung 
der ausländischen Streitkräfte zur Verwendung der 
deutschen (Amts-) Sprache, noch eine durch das 
VwVfG oder das IFG begründete Verpflichtung der 
BImA zur Übersetzung anlässlich der Schadensbear- 
beitung oder zur Erfüllung des Informationszugangs- 
anspruches nach dem IFG. Der Anspruch auf Infor- 
mationszugang richtet sich nur auf vorhandene Un- 
terlagen und ist mit der Übermittlung einer Kopie des 
Dokumentes, so wie dieses der BImA vorliegt, er- 
füllt. 

5.5.5 Die Bundesanstalt für vereinigungs- 
bedingte Sonderaufgaben (BVS) und 
das IFG 

Das IFG gewährt auch Zugang zu Informationen der 
BVS, die im Zusammenhang mit einem Konkursver- 
fahren entstanden sind. 

Dies meinte jedenfalls ein Unternehmer, der Anfang 
der 90er Jahre im Beitrittsgebiet ein Grundstück 
erwerben wollte, aus seiner Sicht aufgrund von Ver- 
säumnissen der Treuhandanstalt und des Amtes zur 
Regelung offener Vermögensfragen jedoch nicht als 
neuer Eigentümer im Grundbuch eingetragen werden 
und deshalb erforderliche Kredite nicht über das 
Grundstück absichem konnte. Die zusätzlichen Kre- 
ditkosten führten aus seiner Sicht letztlich zum Kon- 
kurs des Familienuntemehmens. Daraus ergaben sich 
langwierige Rechtsstreitigkeiten. 

In diesem Zusammenhang versucht der Petent, mit 
seinem IFG- Antrag bei der BVS Zugang zu Schrift- 
sätzen der Anwälte des in Konkurs gegangenen Un- 
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temehmens zu erlangen. Ferner begehrt er Informati- 
onszugang zu Unterlagen des früher auf der Gewer- 
befläche tätigen, nach der Wende liquidierten Unter- 
nehmens, da er sich damit sachdienliche Informatio- 
nen für ein Verfahren vor dem Europäischen Ge- 
richtshof für Menschenrechte verspricht. 

Nach Ablehnung des IFG-Antrages hat er Klage 
beim Verwaltungsgericht Berlin erhoben, über die 
bei Redaktionsschluss noch nicht entschieden war. 

Meine Prüfung konzentriert sich auf die Frage, ob 
hier die BVS den Informationszugang ganz oder 
teilweise zu Unrecht abgelehnt hat. 

Die Position der BVS vermag ich nicht zu teilen. 
Anders als diese sehe ich in den während des Insol- 
venzverfahrens entstandenen Schriftsätzen der An- 
wälte des Unternehmens im Aktenbestand der BVS 
kein berufsrechtliches Geheimnis, das gemäß § 3 
Nummer 4 IFG dem Informationszugang entgegen- 
stehen würde. Die anwaltliche Verschwiegenheits- 
pflicht nach § 43a Bundesrechtsanwaltsordnung 
(BRAO) schützt das Vertrauensverhältnis zwischen 
Mandant und Anwalt und verpflichtet letzteren zur 
vertraulichen Behandlung sensibler Informationen im 
Zusammenhang mit dem Mandat. Adressat dieser 
Pflicht zur Verschwiegenheit ist der Anwalt und kein 
Dritter. Aus dieser anwaltlichen Pflicht kann keine 
für das IFG relevante „abgeleitete Schweigepflicht“ 
einer Verwaltungsbehörde des Bundes entstehen. 

Auch der Hinweis auf nach § 6 Satz 2 IFG geschütz- 
te Geschäftsgeheimnisse des Konkursverwalters 
greift m. E. nicht. Als Geschäftsgeheimnisse schutz- 
bedürftig sein könnten zwar Überlegungen für oder 
konkret beabsichtigte Verwertungsmaßnahmen des 
Konkursverwalters, deren vorzeitige Offenlegung 
negative Auswirkungen auf die Preisbildung und 
damit die optimale Verwertung haben könnte. Um 
einen derartigen „Echtzeiteinblick“ in die Verwer- 
tungsstrategie des Konkursverwalters geht es dem 
Petenten jedoch ersichtlich nicht, sondern um eine 
- mit Blick auf eine wirtschaftlich effektive Durch- 
führung des Insolvenzverfahrens - unschädliche Ret- 
rospektive. 

Ferner greift auch der Hinweis auf die Beschränkung 
des Informationszuganges Dritter auf Gerichtsakten 
beim Gericht (§ 299 Zivilprozessordnung (ZPO)) 
nicht, da die BVS als Anstalt eine Behörde und kein 
Gericht ist und damit nicht den speziellen prozess- 
rechtlichen Regelungen für den Informationszugang 
unterliegt, sondern dem IFG. Schon die von der BVS 
stillschweigend vorausgesetzte, für eine Analogie 
zwingend vorauszusetzende Regelungslücke ist da- 
mit nicht gegeben. 

Hinsichtlich des ergänzenden zweiten Antrages auf 
Zugang zu den Unterlagen zu dem früher auf der 


fraglichen Liegenschaft ansässigen Vorgängerunter- 
nehmen sieht die BVS ebenfalls keine Verpflichtung 
zur Gewährung des Informationszuganges. 

Die gesetzliche Aufgabe der BVS als Nachfolgeor- 
ganisation der Treuhandanstalt und der Besitz der 
- möglicherweise noch nicht ordnungsgemäß regist- 
rierten - Unterlagen sprechen für die gemäß § 7 Ab- 
satz 1 Satz 1 IFG erforderliche Verfügungsbefugnis 
der BVS. Jedenfalls hat die BVS bisher noch nicht 
auf eine spezielle, z. B. im Kontext des Einigungs- 
vertrages oder später gesondert geschaffene register- 
rechtliche Aufbewahrungspflicht und (ausschließli- 
che) Verfügungsbefugnis einer anderen Stelle hin- 
gewiesen. Mit Blick auf den gesetzlichen Auftrag der 
BVS sehe ich auch keinen Grund, die Qualität dieser 
Informationen als amtliche Informationen i. S. d. § 2 
Nummer 1 IFG in Frage zu stellen und damit dem 
Informationszugang zu entziehen. 

Über den Fortgang des Verfahrens werde ich berich- 
ten. 

5.6 Bundesministerium für Wirtschaft 

und Technoiogie 

5.6.1 Exportförderung und Transparenz 

Informationen zu Projekten im Ausland, die mit 
staatlichen Exportkreditgarantien gefördert werden, 
können sowohl nach IFG als auch nach UIG am 
Schutz der internationalen Beziehungen scheitern. 

Staatliche Exportkreditgarantien sichern Risiken 
weltweiter Ausfuhrgeschäfte der deutschen Industrie 
gerade auch in wirtschaftlich turbulenten Zeiten ab. 
Dabei stellen sich aber auch die Fragen, welche sozi- 
alen und umweltrelevanten Auswirkungen der Ex- 
port deutscher Großanlagen z. B. der Papierindustrie 
oder zur Gewinnung fossiler Energieträger haben 
und ob hier das IFG Transparenz schaffen kann. 

Drei NGOs hatten deshalb im Juli 2012 unter Beru- 
fung auf das Informationslreiheits- und das Umwelt- 
informationsgesetz Übermittlung von Prüfberichten 
zur Gewährung von Exportsicherungen für Ausfuhr- 
geschäfte aus den Jahren 2009 bis 2011 in mehr als 
20 Länder beantragt. Informationszugang wurde 
insbesondere zu allen Unterlagen gewünscht, die sich 
gezielt mit Menschenrechtsfragen dieser Projekte 
z. B. in Indien, Kolumbien, Südafrika, Indonesien, 
Russland und Dubai auseinandersetzen. Nach ersten 
Gesprächen mit dem zuständigen Bundesministerium 
für Wirtschaft und Technologie begrenzten die An- 
tragstellerinnen den Antrag auf Informationszugang 
auf die in den Prüfberichten enthaltenen „Prüfungen 
der Umwelt- und der Sozialverträglichkeit“ der Pro- 
jekte. Nachdem das BMWi den so spezifizierten 
Antrag abgelehnt hatte, wandten sich die Antragstel- 
lerinnen im Frühjahr 2013 an mich und baten um 
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Unterstützung bei der Durchsetzung ihres Informati- 
onszugangsanspruches . 

Zugang zu - teils hoch sensiblen, oftmals markt- und 
konkurrenzrelevanten, durch § 6 Satz 2 IFG absolut 
geschützten- kaufmännischen und technischen In- 
formationen begehren die Antragstellerinnen nach 
Spezifizierung ihres Antrages nicht mehr. 

Bei der Durchsicht der Prüfberichte wurde deutlich, 
dass mindestens ein großer Teil der (aktuell noch) 
gewünschten Daten als (Umwelt-)Informationen 
i. S. d. § 2 Absatz 3 Nummer 1 bis 3 UIG anzusehen 
sind, da sie sich auf den Zustand von Umweltbe- 
standteilen wie z. B. Luft und Wasser oder Faktoren 
wie z. B. Emissionen, Ableitungen und sonstigen 
Freisetzungen beziehen oder Maßnahmen und Tätig- 
keiten betreffen, die sich auf Umweltbestandteile 
oder Faktoren beziehen (vgl. Kasten zu Nr. 2.1.3). 

Diese Informationen unterliegen dem Umweltinfor- 
mationsgesetz. Beschränkungen des Informationszu- 
ganges richten sich nach den Vorgaben des UIG und 
nicht nach den §§ 3 bis 6 IFG. Da ich keine Om- 
buds-, Beratungs- und Kontrollaufgaben für das UIG 
habe, konnte ich insoweit nicht tätig werden, auch 
wenn ich im konkreten Fall Zweifel habe, ob der 
Ausschluss des Informationszuganges auf den Schutz 
der notwendigen Vertraulichkeit innerbehördlicher 
Beratungen gestützt werden kann, der sowohl durch 
§ 8 Absatz 1 Nummer 2 UIG als auch durch § 3 
Nummer 3b IFG gewährt wird, m. E. aber nur noch 
andauernde, nicht jedoch künftige ähnliche Beratun- 
gen schützt. 

Soweit das Ministerium den Ausschluss des Informa- 
tionszuganges zusätzlich auch auf § 3 Nummer 7 
IFG stützen möchte, ist - wie oben erläutert - schon 
fraglich, in welchem Umfang das IFG überhaupt 
anwendbar ist. Selbst wenn insoweit aber das allge- 
meine Informationszugangsrecht des IFG Anwen- 
dung finden sollte, wäre der Ausschlusstatbestand 
des § 3 Nummer 7 IFG m. E. vorliegend nicht gege- 
ben, da er nur für den Schutz externer Hinweisgeber, 
aber nicht für den Schutz eines mehrstufigen behörd- 
lichen Beratungs- und Entscheidungsverfahrens mit 
Beteiligung externer Experten konzipiert ist. 

Der Schutz internationaler Beziehungen rechtfertigt 
sowohl nach dem Umweltinformations- als auch 
nach dem Informationsfreiheitsgesetz Ausnahmen 
vom Informationszugang (vgl. Kasten a und b zu 
Nr. 5.6.1). Das BMWi hat insofern auf das von der 
Bundesregierung verfolgte volkswirtschaftlich ge- 
wichtige außen(wirtschafts)politische Ziel der Er- 
schließung schwieriger Märkte mit Hilfe einer funk- 
tionsfähigen staatlichen Exportkreditversicherung 
hingewiesen, für das zweifellos ein weiter, lediglich 
verfassungsrechtlich begrenzter Gestaltungsspiel- 
raumbesteht. Wahrung der Vertraulichkeit der in den 


Prüfberichten verarbeiteten und bewerteten Umwelt- 
und Sozialaspekte der geförderten Projekte erwarten 
laut BMWi auch die Regierungen der Importländer. 

Die außenpolitischen Zielsetzungen und ihre jeweili- 
ge Gewichtung unterliegen ebenso wie die Prognose 
der Gefährdung außenpolitischer Beziehungen nur 
eingeschränkter richterlicher Kontrolle (BVerwG, 
Urteil vom 29. Oktober 2009, - 7 C 22/08 -). Fraglich 
dürfte allerdings sein, ob eine hinreichend konkrete 
Gefährdung der internationalen (Wirt- 
schafts-)Beziehungen begründet werden kann. So- 
fern hier für Umweltinformationen der ähnlich, aber 
nicht wortgleich formulierte Ausnahmetatbestand des 
§ 8 Absatz 1 Nummer 1 UIG zu prüfen ist, wäre 
jedenfalls die - für die Verwaltung strengere - For- 
mulierung des UIG („nachteilige Auswirkungen 
hätte“, statt wie in § 3 Nummer 1 Buchstabe a IFG 
“haben kann“) von Bedeutung. 

Die Petentinnen haben nach erfolglosem Wider- 
spruch inzwischen Klage beim VG Berlin erhoben. 
Der gerichtlichen Klärung sehe ich mit großem Inte- 
resse entgegen. Über den Fortgang des Verfahrens 
werde ich berichten. 

Kasten a zu Nr. 5.6.1 

§ 3 Nummer 1 Buchstabe a IFG 

Der Anspruch auf Informationszugang besteht nicht, 
wenn das Bekanntwerden der Information nachteili- 
ge Auswirkungen haben kann auf 

a) internationale Beziehungen, 

Kasten b zu Nr. 5.6.1 

§ 8 Absatz 1 Nummer 1 UIG - Schutz öffentlicher 
Belange 

Soweit das Bekanntgeben der Informationen nachtei- 
lige Auswirkungen hätte auf die internationalen Be- 
ziehungen, die Verteidigung oder bedeutsame 
Schutzgüter der öffentlichen Sicherheit, ist der An- 
trag abzulehnen, es sei denn, das öffentliche Interes- 
se an der Bekanntgabe überwiegt. 


5.6.2 Ordnungswidrigkeitenverfahren und 
iFG 

Für Informationen aus Bußgeldverfahren ist das IFG 
nicht einschlägig. 

Betroffene können unerlaubte Telefonwerbung der 
Bundesnetzagentur melden. Dies hatte der Petent 
getan. Auf der Grundlage der eingehenden Be- 
schwerden leitet die Bundesnetzagentur in derartigen 
Fällen regelmäßig Bußgeldverfahren ein wegen Ver- 
stößen gegen das Verbot der unerlaubten Telefon- 
werbung (§ 7 Absatz 2 Nummer 2 i. V. m. § 20 des 
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Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG; 
vgl. Kasten zu Nr. 5.6.2)). Nun begehrte der An- 
tragsteller nach den Vorschriften des IFG Auskunft 
zum Sachstand seiner Beschwerde. 

Die Bundesnetzagentur lehnte diesen Antrag ab, weil 
das IFG hinsichtlich der begehrten Auskünfte keine 
Anwendung finde. Zur Begründung führte sie aus, 
dass sich „der gestellte Antrag auf die Erteilung von 
Sachstandsinformationen zu einer [vom Antragsteller 
eingereichten] Beschwerde richtet. Beschwerden 
über unerlaubte Telefonwerbung sind regelmäßig 
Bestandteil von Ordnungswidrigkeitenverfahren und 
den hiermit zusammenhängenden Ermittlungen. Für 
solche Informationen aus Bußgeldverfahren ist das 
IFG nicht einschlägig.“ 

Kasten zu Nr. 5.6.2 

§ 7 Absatz 2 Nummer 2 UWG 

Eine unzumutbare Belästigung ist stets anzunehmen 
bei Werbung mit einem Telefonanruf gegenüber ei- 
nem Verbraucher ohne dessen vorherige ausdrückli- 
che Einwilligung oder gegenüber einem sonstigen 
Marktteilnehmer ohne dessen zumindest mutmaßli- 
che Einwilligung. 

§ 20 UWG 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig entgegen § 7 Absatz 1 

1. in Verbindung mit § 7 Absatz 2 Nummer 2 mit 
einem Telefonanruf oder 

2. in Verbindung mit § 7 Absatz 2 Nummer 3 unter 
Verwendung einer automatischen Anrufmaschi- 
ne gegenüber einem Verbraucher ohne dessen 
vorherige ausdrückliche Einwilligung wirbt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu dreihunderttausend Euro geahndet wer- 
den. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Ab- 
satz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswid- 
rigkeiten ist die Bundesnetzagentur für Elektrizität, 
Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen. 

Im Ergebnis war die Ablehnung des Antrages auf 
Informationszugang nach dem IFG durch die Bun- 
desnetzagentur nicht zu beanstanden. 

Spezialgesetzliche Zugangsregelungen gehen dem 
Gesetz grundsätzlich vor (§ 1 Absatz 3 IFG), und 
zwar unabhängig davon, ob sie ein engeres oder ein 
weiteres Zugangsrecht als das IFG gewähren. Dies 
gilt jedoch nur, soweit der Anwendungsbereich der 
Spezialnorm reicht und sie als abschließende Rege- 
lung anzusehen ist; im Übrigen bleibt das IFG an- 
wendbar. 


Ob eine bereichsspezifische Zugangsregelung gege- 
ben ist, die dem allgemeinen Informationszugang 
nach dem IFG als verdrängende Spezialregelung 
vorgeht, bestimmt sich also danach, ob der Gesetz- 
geber mit ihr erkennbar eine insoweit abschließende 
Regelung treffen wollte. 

Zu diesen fachgesetzlichen, vorrangigen Regelungen 
gehören auch die speziellen Akteneinsichts- und 
Auskunftsrechte nach dem Ordnungswidrigkeitenge- 
setz (OWiG) und der Strafprozessordnung (StPO). 

Für den Betroffenen gewährt § 49 Absatz 1 OWiG 
ein spezielles Akteneinsichtsrecht. Im Übrigen ver- 
weist das OWiG für die Erteilung von Auskünften 
und Gewährung von Akteneinsicht - teils mit gewis- 
sen Maßgaben - auf die StPO (§ 46 Absatz 1, § 49b 
OWiG). Für Privatpersonen, die nicht Verfahrensbe- 
teiligte sind, lässt die StPO Auskünfte aus den Ver- 
fahrensakten nur zu, soweit hierfür ein berechtigtes 
Interesse dargelegt wird und kein schutzwürdiges 
Interesse des Betroffenen entgegensteht (§ 475 Ab- 
satz 4 StPO). Diese spezielle, restriktive Regelung 
eines Informationszugangs für jedermann schließt 
die Anwendbarkeit des IFG auf Informationen aus 
Verfahrensakten in OWiG- Verfahren aus. 

5.6.3 Mehr Transparenz im europäischen 
Gerichtsverfahren zur Vorratsdaten- 
speicherung 

Die Herausgabe der Stellungnahme der Bundesre- 
gierung in dem von der Europäischen Kommission 
angestrengten Vertragsverletzungsverfahren wurde 
vom zuständigen Bundesministerium für Wirtschaft 
abgelehnt. 

Die Umsetzung der „Richtlinie 2006/24/EG des Eu- 
ropäischen Parlamentes und des Rates vom 15. März 
2006 über die Vorratsdatenspeicherung von Daten, 
die bei der Bereitstellung öffentlich zugänglicher 
elektronischer Kommunikationsdienste oder öffentli- 
cher Kommunikationsnetze erzeugt oder verarbeitet 
werden, und zur Änderung der Richtlinie 
2002/58/EG“ (Amtsblatt der EUE 105/54 vom 
13. April 2006) hatte bereits das Bundesverfassungs- 
gericht beschäftigt (vgl. Urteil vom 2. März 2010, 
- 1 BvR 256/08 -, vgl. 23. TB zum Datenschutz, 
Nr. 6.1). Nachdem das Bundesverfassungsgericht die 
zur Umsetzung in das deutsche Recht erlassenen 
Regelungen teilweise für verfassungswidrig erklärt 
hatte, mahnte die Europäische Kommission eine 
richtlinienkonforme Umsetzung an und leitete am 
31. Mai 2012 schließlich ein Vertragsverletzungsver- 
fahren vor dem Europäischen Gerichtshof ein (Euro- 
pean Commission - IP/12/530 31/05 -). 

Ein Bürger beantragte beim Bundesministerium für 
Wirtschaft (BMWi) die Zusendung der Stellungnah- 
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me der Bundesregierung in diesem Verfahren. Nach 
Ablehnung seines Antrags wandte sich der Petent an 
mich. 

Das BMWi vertrat die Auffassung, die Veröffentli- 
chung von Schriftsätzen in laufenden Verfahren vor 
dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) könne 
nachteilige Auswirkungen auf die Durchführung des 
jeweiligen Verfahrens haben (§ 3 Nummer 1 Buch- 
stabe g IFG). Der Informationszugang sei daher aus- 
geschlossen. 

Der Schutz des „Gerichtsverfahrens“ in § 3 Num- 
mer 1 Buchstabe g IFG bezieht sich zwar auch auf 
Verfahren vor internationalen und supranationalen 
Gerichten wie dem Europäischen Gerichtshof. 

Das BMWi hat jedoch nicht erläutert, worin eine 
solche Beeinträchtigung konkret liegen könnte. Es 
beruft sich stattdessen auf die Rechtsprechung des 
damaligen Europäischen Gerichts erster Instanz, dem 
heutigen Gericht der Europäischen Union (EuG). 

Dessen Urteil vom 17. Juni 1998 vermag die 
Rechtsauffassung des BMWi allerdings nicht zu 
stützen. Danach darf eine Partei, die Zugang zu den 
Verfahrensstücken (prozessualen Schriftsätzen) der 
anderen Parteien hat, von diesen „nur für die Vertre- 
tung ihrer eigenen Interessen und zu keinem anderen 
Zweck wie etwa dem Gebrauch machen, die Öffent- 
lichkeit zur Kritik am Vorbringen der anderen Ver- 
fahrensbeteiligten zu bewegen“ (EuG, - T- 174/95 - 
Leitsatz Nr. 6). 

Im vorliegenden Fall ist die Ausgangssituation aber 
eine andere. Der Antrag auf Informationszugang 
bezieht sich hier ausschließlich auf einen prozessua- 
len Schriftsatz der Bundesregierung selbst, nicht aber 
auf die Herausgabe von Unterlagen eines anderen 
Verfahrensbeteiligten. Das EuG hat in der vom 
BMWi zitierten Entscheidung nicht gefordert, dass 
am Verfahren beteiligte nationale Regierungen die 
Herausgabe ihrer eigenen Schriftsätze unabhängig 
von der Reichweite der jeweiligen einzelstaatlichen 
Ausnahmetatbestände und ohne sorgfältige Prüfung 
der Vorgaben des hier maßgeblichen nationalen 
Rechtes „quasi automatisch“ stets verweigern müss- 
ten. 

Die vom BMWi beigezogene Entscheidung ist hier 
deswegen für die Auslegung des § 3 Nummer 1 
Buchstabe g IFG nicht einschlägig. 

§ 3 Nummer 1 Buchstabe g IFG erlaubt Ausnahmen 
vom Informationszugang, wenn das Bekanntwerden 
der Information nachteilige Auswirkungen auf die 
Durchführung eines laufenden Gerichtsverfahrens 
haben kann. 

In meinem 2. Tätigkeitsbericht habe ich für die Her- 
ausgabe von Schriftsätzen prozessbeteiligter Bun- 
desbehörden betont, dass diese Norm die Unabhän- 


gigkeit und Entscheidungsfreiheit der Rechtspflege- 
organe schützt (vgl. Nr. 4.19.9), aber nicht die Ver- 
fahrensposition der jeweiligen Behörde. Zugleich 
habe ich hervorgehoben, die Behörde habe im Ein- 
zelfall konkret darzulegen, wie die Auskunft das 
Verfahren und die gerichtliche Entscheidungsfindung 
beeinträchtigen könne. 

Dies bedeutet für den vorliegenden Fall, dass vom 
BMWi darzulegen wäre, worin die Verfahrensbeein- 
trächtigung liegen soll, die eine Ablehnung des An- 
trags rechtfertigen könnte. 

Das BMWi kann sich auch nicht auf den Ausschluss- 
tatbestand des § 3 Nummer 1 Buchstabe a IFG beru- 
fen, da die internationalen Beziehungen durch die 
Herausgabe der (eigenen) Stellungnahme des BMWi 
schwerlich gefährdet werden können. 

Die Klageerwiderung der Bundesregierung im Ver- 
tragsverletzungsverfahren zur Vorratsdatenspeiche- 
rung ist deswegen vom BMWi herauszugeben. 

5.7 Bundesministerium für Arbeit und 

Soziaies 

5.7.1 Die Regionaidirektion Nordrhein- 

Westfaien der Bundesanstait für Ar- 
beit woiite Unteriagen zurückhaiten 

Erst nach massiver Intervention und Androhung 
einer Beanstandung gab die Regionaldirektion die 
beantragten Unterlagen heraus. 

Ein Petent beantragte die Übermittlung von Kopien 
der ermessenslenkenden Weisungen zum Forde- 
rungseinzug im Bereich SGB II (Arbeitsvermittlung) 
bei der Regionaldirektion NRW (RD NRW). 

Die Unterlagen sollten in elektronischer Form per 
CD oder per E-Mail übermittelt werden. Sechs Wo- 
chen nach Antragstellung war sein Antrag weder 
bearbeitet, noch hatte er eine Eingangsbestätigung 
erhalten. Daraufhin wandte er sich an mich. 

Auf meine Bitte um Stellungnahme wurde ich zu- 
nächst vertröstet. Vier Monate später wies die Be- 
hörde darauf hin, der ursprüngliche Antrag sei bisher 
nicht eingegangen. 

Der Petent wurde gebeten, einen neuen Antrag an die 
BA zu richten, was dieser umgehend erledigte. Der 
neue Antrag wurde von der Behörde dann abschlägig 
beschieden. 

Auch der Widerspruch des Petenten blieb erfolglos. 
Im Widerspruchsbescheid führte die Regionaldirek- 
tion aus, es gebe für den Forderungseinzug keine 
internen Verwaltungsanweisungen. Handlungsgrund- 
lage der Mitarbeiter in den Regionalagenturen seien 
ausschließlich die Regelungen der Bundeshaushalts- 
ordnung (BHO) und die hierzu erlassenen Verwal- 
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tungsvorschriften (VV-BHO), die im Internet der 
Öffentlichkeit zur Verfügung stünden. 

Auf meine ausdrückliche Nachfrage bei der Zentrale 
der Bundesagentur wurde die Sachverhaltsdarstel- 
lung der Regionaldirektion bestätigt. Nach dieser 
Bestätigung durch die Bundesagentur bestand für 
mich zunächst kein Anlass, an der Richtigkeit der 
bestätigten Angaben zu zweifeln. Die Zurückwei- 
sung des Antrages schien korrekt zu sein. 

Dies sollte sich allerdings bald ändern; Kurze Zeit 
später wandte sich der Petent erneut an mich und 
übermittelte mir einen Auszug aus dem Aktenplan 
der Behörde. Daraus war ersichtlich, dass es (doch) 
Unterlagen zur Regelung des Forderungseinzugs 
geben musste. 

Ich konfrontierte die Bundesagentur für Arbeit mit 
dem neuen Sachverhalt und forderte zu einer Stel- 
lungnahme auf 

Daraufhin wollte man dem Petenten die gewünschten 
Informationen zukommen lassen und mich über den 
Sachstand informieren. Weitere 2 Monate später 
musste ich die Bundesagentur nochmals an die Ab- 
gabe der Stellungnahme erinnern und eine Frist zur 
abschließenden Bearbeitung des Vorgangs setzen. 
Der Petent hatte zwischenzeitlich Klage auf Informa- 
tionszugang eingereicht, was die RD NRW in Ab- 
sprache mit der Bundesagentur zu der Überlegung 
veranlasste, die Gewährung des Informationszugangs 
weiter zu verzögern. Aufgrund geschäftspolitischer 
Erwägungen wollte sie den Zugang zu den Unterla- 
gen bis zur gerichtlichen Klärung zurückstellen. Eine 
Fraktion des Deutschen Bundestages hatte parallel 
hierzu im Dezember 2011 die Thematik in einer 
kleinen Anfrage (Bundestagsdrucksache 17/7794) 
angesprochen. 

Nach Androhung einer Beanstandung gegenüber der 
Bundesagentur wurde der Informationszugang 
schließlich - aus Sicht des Petenten allerdings un- 
vollständig - im Februar 2012 gewährt. 

Der Petent nahm seine verwaltungsgerichtliche Kla- 
ge gleichwohl zurück. 

Im August 2012 wurde die Bundesagentur nochmals 
um ergänzende Stellungnahme gebeten. Mit Blick 
auf die Kleine Anfrage teilte die BA mit, diese sei 
weit ausgelegt und beantwortet worden, da man sich 
„entschlossen (habe), im Zweifel alle Regelungen zu 
benennen, die auch nur im Entferntesten im Zusam- 
menhang mit der Realisierung von Forderungen 
stehen.“ 

Auf meine Aufforderung, dem Petenten alle in der 
Kleinen Anfrage benannten Dokumente zur Verlü- 
gung zu stellen, reagierte die Bundesagentur im Ok- 
tober 2012 mit der Übermittlung der Verweise zu 
den Handlungsempfehlungen und Geschäftsanwei- 


sungen, die zwar auf der Intemetseite der Arbeits- 
agentur veröffentlicht waren, auf die der Petent bis 
dahin allerdings nicht explizit hingewiesen worden 
war. 

5.7.2 Wir dürfen die Unteriagen nicht he- 
rausgeben! 

Das Jobcenter Viersen verweigert den Informations- 
zugang zu ermessenslenkenden Weisungen des Land- 
kreises Viersen und verweist den Petenten an diesen. 
Dort will man die Unterlagen allerdings nur gegen 
eine Verwaltungsgebühr in Höhe von 100 Euro zu- 
gänglich machen. 

Im Februar 2013 wandte sich ein Petent an das Job- 
center Viersen und stellte einen Antrag auf Übersen- 
dung der aktuellen Satzung der Kosten für Unter- 
kunft und Heizung (KdU-Richtlinien). Als er nach 
zwei Monaten keine Nachricht erhalten hatte, bat er 
mich um Vermittlung. Das Jobcenter (JC) unterliegt 
- anders als die Jobcenter der sog. Optionskommu- 
nen - gemäß § 50 Absatz 4 Satz 2 SGB II dem IFG 
des Bundes. 

Auf meine Bitte um Stellungnahme hin teilte mir das 
Jobcenter mit, die Kosten der Unterkunft und Hei- 
zung seien für das JC Viersen nicht in Form einer 
Satzung, sondern im Rahmen von Arbeitshinweisen 
(ermessenslenkende Weisungen) durch den Land- 
kreis Viersen als Leistungsträger geregelt worden. 
Um sicherzustellen, dass entsprechende Anträge 
nach dem IFG nach einheitlichen Kriterien bearbeitet 
würden, habe sich der Kreis als Leistungsträger die 
Bearbeitung und Entscheidung des Antrages Vorbe- 
halten. Der Antrag des Petenten sei daher zuständig- 
keitshalber dorthin weitergeleitet worden. 

Nach § 7 Absatz 1 Satz 1 IFG entscheidet die Behör- 
de über den Antrag auf Informationszugang, die zur 
Verfügung über die begehrten Informationen berech- 
tigt ist. Dies ist im Normalfall die Stelle, bei der die 
begehrte Information vorhanden und die damit zur 
Verfügung darüber befugt ist. Die Herkunft der In- 
formation ist für den Zugangsanspruch dagegen ohne 
Bedeutung. 

Die Weiterleitung des Antrags des Petenten an den 
Kreis Viersen war deswegen aus meiner Sicht nicht 
notwendig. Da ich aber davon ausging, der Kreis 
Viersen werde dem Antragswunsch des Petenten 
kurzfristig stattgeben, habe ich die Angelegenheit 
gegenüber dem Jobcenter zunächst nicht weiter ver- 
folgt. 

Kurze Zeit darauf meldete sich der Petent erneut bei 
mir und teilte mit, der Kreis Viersen sei zwar bereit, 
ihm die gewünschten Informationen zu übermitteln, 
verlange dafür jedoch eine Verwaltungsgebühr in 
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Höhe von 100 Euro, für die der Petent in Vorleistung 
treten solle. 

Dies erstaunte mich, war ich doch davon ausgegan- 
gen, dass es sich bei der Übersendung von Kopien 
der KdU-Richtlinien um eine einfache Auskunft 
handele, für die auch nach dem für den Landkreis 
maßgeblichen nordrhein-westfalischen Landesinfor- 
mationsfreiheitsgesetz und dem Kostenrecht des 
Landes keine oder allenfalls geringe Kosten zu er- 
warten wären. 

Da der Landkreis Viersen der Aufsicht des Landes- 
beauftragten für Datenschutz und Informationsfrei- 
heit Nordrhein- Westfalen unterliegt, habe ich diesen 
beteiligt. 

Der LDI NRW hat den Kreis Viersen inzwischen zur 
Stellungnahme aufgefordert, weshalb eine Abgabe 
des IFG-Antrages durch das JC an den Kreis dort für 
nötig gehalten wurde und wie die hohe Gebührenfor- 
derung zu erklären sei. 

Ich werde im nächsten Tätigkeitsbericht über den 
Ausgang der Angelegenheit berichten. 

5.7.3 Unterliegen die Rufnummern der 

Mitarbeiter von Jobcentern dem Da- 
tenschutz? 

Vielfach verweigern Jobcenter die Weitergabe von 
Telefonlisten ihrer Mitarbeiter und verweisen statt- 
dessen auf Servieenummern. Das VG Leipzig hat das 
dortige Jobcenter nun zur Herausgabe seiner Tele- 
fonliste verurteilt. Weder Datenschutz- noch Organi- 
sationsgründe spräehen dagegen, die Diensttelefon- 
liste mit den Durchwahlnummern der mit Bürgerkon- 
takt tätigen Mitarbeiter herauszugeben. 

Immer wieder haben sich Petenten mit der Bitte um 
Vermittlung an mich gewandt, die bei verschiedenen 
Jobcentem um Übermittlung der telefonischen 
Durchwahlnummem von Behördenmitarbeitem ge- 
beten hatten. Die Jobcenter kamen dieser Bitte in der 
Regel nicht nach. Die Ablehnungsgründe waren 
vielfältig. Nicht alle konnten mich überzeugen. 

So wurde als Begründung vielfach angeführt, die 
Herausgabe des internen Telefonverzeichnisses sei 
nicht üblich. Gleich mehrmals musste der Daten- 
schutz als Ablehnungsgrund herhalten. So führten 
die JC § 5 Absatz 1 Satz 1 IFG an. Danach ist ein 
Zugang zu Informationen, die personenbezogene 
Daten Dritter enthalten, nur möglich, soweit der 
Dritte eingewilligt hat oder das Informationsinteresse 
des Antragstellers das schutzwürdige Interesse des 
Dritten am Ausschluss des Informationszugangs 
überwiegt. 

§ 5 IFG soll den Schutz personenbezogener Daten 
bei der Entscheidung über die Gewährung des In- 


formationszuganges gewährleisten und eine ange- 
messene Balance zwischen beiden Rechtspositionen 
sicherstellen. Er sieht eine Abwägung zwischen In- 
formationszugangs- und Diskretionsinteresse vor, 
sofern keine Einwilligung des betroffenen Dritten 
vorliegt und keine höchst persönlichen und beson- 
ders sensiblen Daten betroffen sind (§ 5 Absatz 1 
Satz 2 IFG) oder der Gesetzgeber die Abwägung in 
den Absätzen 2 bis 4 des § 5 nicht bereits selbst ab- 
schließend oder jedenfalls für den Regelfall vorge- 
nommen hat. Betrifft ein Antrag auf Informationszu- 
gang personenbezogene Daten Dritter im Sinne des 
§ 5 Absatz I IFG, muss er begründet werden (§ 7 
Absatz I Satz 3 IFG). Die Drittbetroffenen - in Fäl- 
len der Jobcenter also die Mitarbeiter- wären dann 
gemäß § 8 Absatz 1 mit Blick auf eine evtl. Einwilli- 
gung nach § 5 Absatz 1 Satz 1 IFG zu beteiligen. 
Mehrere Jobcenter vertraten allerdings die Ansicht, 
dass es keine Notwendigkeit für die Durchführung 
eines Drittbeteiligungsverfahrens gebe. 

Auch eine effektive betriebliche Organisation wurde 
als Ablehnungsgrund genannt. Mitarbeiter könnten 
nicht mehr ungestört Beratungsgespräche durchfüh- 
ren oder würden durch häufige, nicht terminlich ab- 
gestimmte Anrufe aus ihrem Arbeitsfluss oder gerade 
laufenden Beratungsgesprächen herausgerissen. Des- 
halb müssten „Spontanrufe“ der Kunden beim Sach- 
bearbeiter ausgeschlossen werden. 

Der ungestörte Arbeitsfluss von Behörden ist aller- 
dings als Ausnahmetatbestand im IFG nicht aufge- 
führt, so dass mich dieser effizienzorientierte Be- 
gründungsversuch nicht überzeugt hat; dies auch, 
weil die Bekanntgabe der Rufnummer nicht automa- 
tisch zur ständigen Erreichbarkeit des Beraters füh- 
ren muss. Die vertrauliche Beratung von Kunden 
wäre auch dann gewährleistet, wenn das Telefon 
während eines Beratungsgesprächs auf das Service 
Center oder eine Vertretung umgestellt würde. 

Insoweit stimme ich dem VG Leipzig zu, das für die 
vom Jobcenter geltend gemachten Aspekte der effi- 
zienten Organisation (ebenfalls) keinen „passenden“ 
Ausnahmetatbestand im IFG sieht. 

Gleichwohl habe ich Zweifel, ob die Entscheidung 
des VG Bestand haben wird. 

Name und dienstliche Telekommunikationsnummer 
von Bearbeitern sind gemäß § 5 Absatz 4 IFG vom 
Informationszugang bereits „von Gesetzes wegen“ 
nicht ausgeschlossen, soweit sie Ausdruck und Folge 
der amtlichen Tätigkeit sind und kein Ausnahmetat- 
bestand vorliegt. 

Das VG Leipzig sieht als „Bearbeiter“ i. S. d. § 5 
Absatz 4 IFG nicht nur den - durch Bezugnahme auf 
eine bestimmte amtliche Information „konkretisier- 
ten“, im erkennbar angesprochenen Einzelfall zu- 
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ständigen - Sachbearbeiter, sondern darüber hinaus- 
gehend alle Mitarbeiter mit Außenkontakt (vgl. Kas- 
ten zu Nr. 5.7.3). 

Der vom VG Leipzig zitierte Beschluss des Bundes- 
verwaltungsgerichtes betraf allerdings nicht die 
Reichweite und Grenzen des vom IFG eröffneten 
Informationszuganges auf Antrag, sondern die Zuläs- 
sigkeit einer von der Behördenleitung „ohne Anstoß 
von außen“ verfügten Veröffentlichung u. a. von 
Namen, Dienstbezeichnung und dienstlicher Tele- 
fonnummer von Mitarbeitern auf der Behördenweb- 
site im Internet. 

Kasten zu Nr. 5.7.3 

Urteil des VG Leipzig vom 10. Januar 2013 
-5K981/11- 

„Mit der Nennung des Namens und der dienstlichen 
Telefonnummer werden keine in irgendeiner Hin- 
sicht schützenswerten personenbezogenen Daten 
preisgegeben, sodass sich sogar die Frage einer für 
Eingriffe in individuelle Rechte erforderlichen Er- 
mächtigungsgrundlage nicht stellt (vgl. BVerwG, 
Beschluss vom 12. März 2008 - 2 B 131/07 -).“ 

Ob für das - vom BVerwG bejahte-, die Internet- 
publikation auch ohne spezifische gesetzliche Er- 
mächtigung rechtfertigende organisatorische Ermes- 
sen indes dann noch Raum ist, wenn in einer jeden- 
falls vertretbaren, engeren Auslegung des Bearbei- 
terbegriffes und damit auch der Ausnahme des § 5 
Absatz 4 IFG der „Regelfall“ des § 5 Absatz 1 
Satz 1 IFG gegeben ist und deshalb zunächst alle 
betroffenen Mitarbeiter mit Außenkontakt mit Blick 
auf eine evtl. Einwilligung zu beteiligen sind, hat das 
Bundesverwaltungsgericht in der vom VG Leipzig 
beigezogenen Entscheidung nicht geprüft. 

Ich habe jedenfalls erhebliche Zweifel, ob der Infor- 
mationszugang auf Antrag hier - dem VG Leipzig 
folgend - ohne vorherige Drittbeteiligung der Mitar- 
beiter möglich ist und mich deshalb auf Beratungs- 
bitten weiterer Jobcenter hin für eine solche Drittbe- 
teiligung ausgesprochen. 

In einem weiteren Fall lehnte ein JC die Übermitt- 
lung der Telefonliste mit der Begründung ab, dass 
eine solche Liste nicht mehr existiere. Man habe die 
Pflege und Aktualisierung der Telefonliste aus orga- 
nisatorischen Gründen eingestellt. Telefonkontaktda- 
ten würden nunmehr ausschließlich über ein elektro- 
nisches System abgerufen. Hierbei sei es möglich, 
die Kontaktdaten (nur) einzelner Mitarbeiter über 
Eingabe des Namens anzeigen zu lassen. Der Zugriff 
sei allein über die IT-Technik des Jobcenters nach 
Anmeldung eines Nutzerkontos möglich. 


Das Vorhandensein der gewünschten Information bei 
der Behörde ist als tatbestandliche Voraussetzung 
des Zugangsanspruches zwar nicht explizit aufge- 
führt, ist aber eine denklogische Voraussetzung für 
den Anspruch und damit ein ungeschriebenes Tatbe- 
standmerkmal. Damit ist nur der Zugang zu konkret 
vorhandenen behördlichen Informationsbeständen 
möglich. Zudem sieht das IFG keine Informationsbe- 
schaffungspflicht der Bundesbehörden. Das JC ist 
also nicht verpflichtet, eine Liste mit den Kontaktda- 
ten der Mitarbeiter zu erstellen und diese dem An- 
tragsteller zur Verfügung zu stellen. 

5.7.4 Interne Weisungen sollen bitte in- 
tern bleiben - Uneinheitliche Aus- 
kunftspraxis in den Jobcentern 

Auch interne Verwaltungsanweisungen unterliegen 
grundsätzlieh den Informationszugang; dies gilt auch 
für Jobcenter. 

Nachdem er beim Jobcenter Lübeck erfolglos ver- 
sucht hatte, Einsicht in Verwaltungsanweisungen und 
Richtlinien zu Unterkunftskosten, zur Erstausstattung 
und zum Wohnraum zu erhalten, wandte sich ein 
Petent an mich. Das Jobcenter Lübeck unterliegt als 
„gemeinsame Einrichtung“ dem Informationsfrei- 
heitsgesetz des Bundes (§ 50 Absatz 4 Satz 2 
SGB II). Die Zuständigkeit für die Kontrolle der 
Einhaltung der Vorschriften über die Informations- 
freiheit wurde mir übertragen (§ 50 Absatz 4 Satz 3 
SGB II; vgl. 3. TB Nr. 3.3.3). 

Erst auf mehrfache Nachfrage erhielt ich eine äußerst 
knappe Stellungnahme, in der mitgeteilt wurde, der 
Petent solle sich bitte direkt an die Hansestadt Lü- 
beck wenden. Das Jobcenter ging weder auf die ei- 
gene Pflicht ein, Informationszugang zu gewähren, 
noch führte es Ausschlusstatbestände an. Eine nach- 
vollziehbare Prüfung des Antrags bzw. Begründung 
einer Ablehnung vermochte ich dem Schreiben des 
JC nicht zu entnehmen. Ich empfahl daher, dem An- 
tragsteller die beantragten Verwaltungsweisungen 
und Richtlinien zu übersenden. 

Erst als - nach inzwischen fünfmonatiger Bearbei- 
tungsdauer - eine Beanstandung angedroht wurde, 
teilte man mir telefonisch mit, die Sachbearbeiter im 
JC Lübeck seien angewiesen, keine Verwaltungsan- 
weisungen an die Öffentlichkeit herauszugeben, da 
diese nicht vom JC selbst erstellt worden seien. 

Dieser (sehr späte) Hinweis auf die dem JC nach 
seiner Auffassung fehlende Verfügungsbefugnis 
überzeugte mich nicht. Gemäß § 7 Absatz 1 Satz 1 
IFG entscheidet über den Antrag auf Informations- 
zugang die Behörde, die zur Verfügung über die 
begehrten Informationen berechtigt ist. Das ist im 
Regelfall die Stelle, bei der die begehrte Information 
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vorhanden ist. Der Besitz der Information ist ein 
starkes Indiz für die Verfügungsbefugnis. 

Die Herkunft der Unterlagen ist für den Zugangsan- 
spruch in der Regel ohne Bedeutung; es kommt nicht 
darauf an, ob die Information von der anspruchsver- 
pflichteten Stelle gezielt gewonnen wurde oder ob 
sie ursprünglich von einer anderen Behörde stammt. 
Ich konnte nicht erkennen, warum dem Petenten die 
begehrten Unterlagen weiterhin verweigert wurden. 

Nach nunmehr sechs Monaten teilte das JC schließ- 
lich mit, es werde seine Praxis zur Herausgabe der 
Bearbeitungshinweise ändern. Diese Entscheidung 
begrüße ich. 

Beim Jobcenter Frankfurt beantragte ein Petent er- 
folglos Übermittlung der Weisungen zur Erstattung 
von Bewerbungskosten. Das JC sah durch die Her- 
ausgabe der Unterlagen eigene Betriebs- und Ge- 
schäftsgeheimnisse (§ 6 Satz 2 IFG) berührt, da die 
Weisungen Bezüge zum Haushalt des JC enthielten. 

Dieser schlagwortartig verkürzte, unsubstantiierte 
und juristisch äußerst phantasievolle Begründungs- 
versuch vermochte mich nicht zu überzeugen. Mir 
war nicht ersichtlich, mit welchen Wirtschaftsunter- 
nehmen das JC als Verwaltungsträger hier in welcher 
Weise im Wettbewerb stehen könnte und weshalb 
die Eröffnung des Informationszuganges zu ermes- 
senslenkenden Weisungen die Stellung (welcher?) 
Konkurrenten stärken bzw. die eigene Situation in 
welchem Wettbewerb schwächen könnte. 

Erst nach Androhung einer Beanstandung erklärte 
sich das JC bereit, dem Antragsteller die gewünsch- 
ten Informationen zur Verfügung zu stellen. 

5.8 Bundesministerium der Verteidi- 

gung 

5.8.1 Radardaten ais amtiiche informatio- 

nen? 

Objekte des Informationszuganges können auch 
technische Aufzeichnungen sein. 

Eine Gesellschaft zur Untersuchung von anomalen 
atmosphärischen und Radar-Phänomenen bat mich 
im Berichtszeitraum beim BMVg darauf hinzuwir- 
ken, dass bestimmte Radardaten aus dem Jahre 2010 
gesichert würden. Die Antragstellerin hatte Übermitt- 
lung eines Radar-Tracks, die Angabe der Flughöhe 
eines Objekts und seiner Geschwindigkeit beantragt. 

Das BMVg teilte der Gesellschaft mit, im angegebe- 
nen Zeitraum sei ein Radarziel erfasst worden, das 
eindeutig einem zivilen Hubschrauber zugeordnet 
werden könne. Da es sich um ein ziviles Luftfahr- 
zeug handele und somit eine Zuständigkeit der Bun- 
deswehr nicht gegeben sei, verwies das BMVg die 
Gesellschaft an das BMVBS. 


Die Gesellschaft bestritt diese Annahme, da ihr an- 
derslautende Informationen vorlägen und forderte 
das BMVg auf, seine Vermutung näher darzulegen 
und zu begründen sowie die „einschlägigen“ Radar- 
daten zu sichern, was auch geschah. Dass auch nicht 
konventionell „verschriftlichte“ Informationen wie 
diese Radardaten grundsätzlich als „amtliche Infor- 
mationen“ im Sinne des § 2 Nummer 1 IFG angese- 
hen werden könnten, wurde weder vom BMVg noch 
später von der Deutschen Flugsicherung GmbH 
(DFS) bestritten (vgl. Kasten a zu Nr. 5.8.1). 

Nicht näher erörtert wurde dagegen die Frage, ob 
hier nicht das vorrangige Umweltinformationsrecht 
anzuwenden sei. 

Das BMVg teilte mir mit, die begehrten Daten lägen 
nicht in der von der Petentin gewünschten Form vor; 
sie müssten vielmehr vor der Einsichtnahme aufbe- 
reitet werden. Die gewünschte unmittelbare Einsicht 
in die Datenbank sei wegen der Schutzbedürftigkeit 
der Daten nicht möglich. Für eine Aufbereitung der 
- mit dem Erstantrag und einem zwischenzeitlich 
gestellten weiteren Antrag zu weiteren Vorfällen - 
begehrten Daten würden nach Schätzung das BMVg 
Kosten von ca. 135 Euro pro Vorfall anfallen. Die 
entsprechende Bearbeitung wurde von der Zahlung 
eines Vorschusses abhängig gemacht. 

Kasten a zu Nr. 5.8.1 

§ 2 Nummer 1 IFG - (Begriffsbestimmungen) 

Im Sinne dieses Gesetzes ist 

1 . amtliche Information: jede amtlichen Zwecken 
dienende Aufzeichnung, unabhängig von der Art 
ihrer Speicherung. Entwürfe und Notizen, die 
nicht Bestandteil eines Vorgangs werden sollen, 
gehören nicht dazu; 

In rechtlicher Hinsicht war fraglich, ob die Petentin 
nach dem IFG einen Anspruch auf Informationszu- 
gang und vorhergehende Aufbereitung der Daten 
hatte oder ob das BMVg zwar rechtlich nicht gehin- 
dert, aber auch nicht verpflichtet war, die Daten nach 
Aufarbeitung „außerhalb“ des IFG gegen (vollstän- 
dige) Kostenerstattung, also ohne Bindung an § 10 
Absatz 2 IFG und die Kappungsgrenze der Informa- 
tionsgebührenverordnung, zugänglich zu machen. 
Wegen dieses möglichen Ermessens des BMVg und 
weil die Petentin vorrangig an praktischen Ergebnis- 
sen interessiert war, habe ich ihr geraten, sich an die 
DFS zu wenden, um die fraglichen Radardaten dort 
möglicherweise einfacher zu erhalten. 

Gleiches hatte der Interessent jedoch im Namen einer 
anderen Gesellschaft mit Blick auf einen anderen, 
bereits vier Jahre zurückliegenden Fall bereits ver- 
sucht. 
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Die DFS ist ein privatrechtlich organisiertes Unter- 
nehmen, das vom Bundesministerium für Verkehr, 
Bauwesen und Stadtentwicklung durch Rechtsver- 
ordnung mit der Wahrnehmung hoheitlicher Aufga- 
ben zur Flugsicherung betraut ist. Als sog. beliehenes 
Unternehmen unterliegt die DFS insoweit dem IFG. 

Die DFS hatte erst auf eine Erinnerung hin reagiert 
und dieser Vereinigung mitgeteilt, ihr liege kein 
Antrag vor. Ein erneuter Antrag wurde von der DFS 
abgelehnt, da keine Unterlagen mehr vorhanden 
seien. 

Dies wollte die Petentin von mir überprüft wissen. 
Die DFS teilte mir mit, dass die damalige Untersu- 
chung des Vorfalls ohne Ergebnis abgeschlossen 
worden sei. Die Unterlagen seien danach vernichtet 
worden. Eine Einsichtnahme in die Akten sei daher 
nicht mehr möglich. 

Meine Nachfrage zur regelmäßigen Aufbewahrungs- 
frist sowie zu den Kriterien und Vorgaben für deren 
Bemessung beantwortete die DFS mit Hinweis auf 
die kurzen Aufbewahrungsfristen für schriftliche und 
elektromagnetische Aufzeichnungen des Flugfem- 
meldeverkehrs (vgl. Kasten b zu Nr. 5.8.1). 

Dass ihre Radardaten zu Flugbewegungen als amtli- 
che Informationen angesehen werden können, wurde 
von der Deutschen Flugsicherung GmbH nicht 
bestritten. Auch hier zeigte sich aber wieder das 
oftmals schwierige Problem der Abgrenzung des 
Anwendungsbereiches von UIG und IFG. Hätten die 
Daten noch Vorgelegen, wäre auch hier zu klären 
gewesen, ob mit Blick auf die Dokumentation lärm- 
und abgasemissionsrelevanter Flugbewegungen nicht 
das UIG und ggf das zugehörige Kostenrecht anzu- 
wenden gewesen wäre. 

Kasten b zu Nr. 5.8.1 

§ 24 Flugsicherungsdurchführungsverordnung 
(FSDurchführungsVO) 

(1) Der Flugfemmeldeverkehr ist aufzuzeichnen. 
Dasselbe gilt für die in der Flugverkehrskontrolle 
verwendeten Radardaten. 

(2) Schriftliche Aufzeichnungen des Flugfernmel- 
deverkehrs sind mindestens neunzig Tage, elektro- 
magnetische Aufzeichnungen mindestens dreißig 
Tage und Aufzeichnungen von Radardaten mindes- 
tens vierzehn Tage, beginnend mit dem Tage der 
Aufzeichnung, aufzubewahren. Aufzeichnungen, 
deren Inhalt Gegenstand einer behördlichen oder 
gerichtlichen Untersuchung ist, sind bis zum Ab- 
schluss der Untersuchung aufzubewahren. 


5.9 Bundesministerium für Biidung und 
Forschung 

5.9.1 informationen zur Exzeiienzinitiative 

Auch im Bereich der staatlichen Forschungsförde- 
rung wurde der Ausnahmetatbestand des § 3 Num- 
mer 3 Buchstabe b IFG zum Sehutz behördlicher 
Beratungen diskutiert. 

Die Exzellenzinitiative des Bundes und der Länder 
ist ein staatliches Programm zur Förderung von Wis- 
senschaft und Forschung an deutschen Hochschulen. 
Sie wird in einem mehrstufigen Antrags- und Begut- 
achtungsverfahren durchgeführt. Ein Petent interes- 
sierte sich für die konkreten Gründe, aus denen das 
Zukunftskonzept der Universität Freiburg in der 
dritten (und letzten) Runde der Exzellenzinitiative 
nicht mehr gefördert wurde. Er beantragte daher 
beim Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) Zugang zu den entsprechenden Prüfproto- 
kollen der Gutachter und zur Beschlussvorlage an 
den Bewilligungsausschuss der Exzellenzinitiative. 

Das BMBF lehnte den Antrag unter Berufung auf § 3 
Nummer 3 Buchstabe b IFG (Schutz behördlicher 
Beratungen) ab. Eine Herausgabe der vertraulichen 
Protokolle werde - so das BMBF - die zukünftige 
Beratung und Entscheidungsfindung zur staatlichen 
Forschungsförderung erheblich beeinträchtigen. Die- 
se sei auf die freie wissenschaftliche Bewertung 
durch viele externe, größtenteils ehrenamtlich tätig 
werdende Wissenschaftler angewiesen. Eine Heraus- 
gabe der fraglichen „nichtöffentlichen“ Protokolle 
werde das Vertrauen der Gutachter in die zugesicher- 
te Vertraulichkeit ihrer Stellungnahmen und Bewer- 
tungen beschädigen und damit das sog. 
Peer-Review- System als solches in Frage stellen. 
Dessen Grundprinzip sei es, dass die Experten in 
einem vertraulichen und geschützten Rahmen - ohne 
Einflussnahme und ohne verfälschende Rücksicht- 
nahme auf Kolleginnen und Kollegen - ihre fachliche 
Einschätzung offen und ohne Vorbehalte äußern 
könnten. Nur so sei sicherzustellen, dass Kritik an 
Wissenschaftlerkollegen ehrlich und schonungslos 
geäußert werde. 

Anders als in einem ähnlichen Fall, über den ich in 
meinem 1. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 
berichtet hatte (1. TB Nr. 4.14.1), ging es vorliegend 
von vornherein nicht (auch) um eine mögliche Be- 
einträchtigung der Beratungen zur Exzellenzinitiative 
selbst, da deren letzte Förderrunde zum Zeitpunkt der 
Antragstellung bereits abgeschlossen war. In Frage 
stand vielmehr ausschließlich eine Beeinträchtigung 
künftiger anderer Beratungen. Solche in der Zukunft 
liegenden Ereignisse können zwar im Einzelfall 
durchaus dem Schutzbereich des § 3 Nummer 3 
Buchstabe b IFG unterfallen (vgl. BVerwG, Be- 
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Schluss vom 18. Juli 2011 -7B 14/11 -). Jedoch 
bedarf es hierfür stets der Darlegung einer konkreten 
Gefahr, dass die künftige Arbeitsfähigkeit oder Auf- 
gabenerfüllung des betreffenden Gremiums durch 
Offenlegung des Beratungsinhaltes in unzumutbarer 
Weise beeinträchtigt werde (vgl. Nr. 3.1.5). 

Nach Auffassung des BMBF werde eine Herausgabe 
der wissenschaftlichen Beurteilungen auch nach 
Ende des konkreten behördlichen Verfahrens für 
kommende Begutachtungen unter Beteiligung staat- 
licher Instanzen das Vertrauen in einen geschützten 
Raum für offene Kritik erschüttern. Die zu erwarten- 
den Konsequenzen für die staatliche Forschungsfor- 
derung seien gravierend. Denn es sei - so das 
BMBF - damit zu rechnen, dass ohne einen solchen 
geschützten Raum ein offener Meinungsaustausch 
und eine für die Entscheidungsfindung dokumentier- 
te ehrliche, unabhängige Bewertung der Forschungs- 
projekte nicht mehr stattfanden und wissenschaftli- 
che Experten nicht mehr in ausreichender Zahl bereit 
seien, an Peer-Review- Verfahren teilzunehmen. Es 
bestehe daher die Gefahr, dass das übergeordnete 
Ziel der staatlichen Forschungsförderung, nämlich 
die Förderung von Wissenschaft und Forschung auf 
dem neuesten Stand der Erkenntnisse auf Basis einer 
unabhängigen qualitativen Bewertung, nicht mehr 
erreicht werden könne. 

Auch wenn ich Verständnis für die Befürchtungen 
des BMBF habe, sind sie aus meiner Sicht 
-jedenfalls nach geltendem Recht - nicht geeignet, 
den gesetzlichen Informationszugangsanspruch aus- 
zuschließen. Die pauschale Sorge, im Bereich der 
staatlichen Forschungsförderung könnten sich in 
Zukunft nicht mehr genügend Experten bereit finden, 
am Peer-Review- System teilzunehmen, oder Kritik 
generell zurückhaltender geäußert würde, genügt 
nicht den - nach der gebotenen restriktiven Ausle- 
gung von Ausnahmetatbeständen - an die Begrün- 
dung des § 3 Nummer 3 Buchstabe b IFG zu stellen- 
den Anforderungen. Vielmehr hätte einzelfallbezo- 
genen dargelegt werden müssen, wie konkrete künf- 
tige Beratungen eines konkreten Gremiums durch die 
Offenlegung der Information in unzumutbarer Weise 
beeinträchtigt werden würden. 

Auch aus der von der Rechtsprechung entwickelten 
Formel, Schutzobjekt des § 3 Nummer 3 Buchstabe b 
IFG sei der Beratungsprozess im engeren Sinne, 
nicht aber die hiervon zu unterscheidenden Tatsa- 
chengrundlagen und die Grundlagen der Willensbil- 
dung (Beratungsgegenstand) sowie das Ergebnis der 
Willensbildung (Beratungsergebnis), ergibt sich, dass 
der Ausnahmetatbestand vorliegend nicht greift. 
Denn dem Petenten ging es nicht darum, den genau- 
en chronologischen Verlauf der Beratungen zu erfah- 
ren, sondern die Tatsachengrundlagen, den Befund 


der Gutachter, der Entscheidung der Gutachter und 
ihre Begründung. 

An der Nachvollziehbarkeit von Entscheidungen der 
staatlichen Forschungsförderung besteht nicht zuletzt 
auch ein erhebliches öffentliches Interesse. 

Ich habe meine Bewertung dem BMBF mitgeteilt 
und gebeten, die dortige Auffassung nochmals zu 
überprüfen. 

5.10 Bundesministerium für Gesundheit 

5.10.1 Mehr Transparenz beim Gemeinsa- 

men Bundesausschuss! 

Nach anfänglichem Zögern entwickelt der G-BA eine 
informationsfreundliche Zugangspraxis. 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das 
höchste Selbstverwaltungsgremium im deutschen 
Gesundheitswesen. Seine Rechtsgrundlage findet 
sich in § 91 SGB V. Der Gesetzgeber hat den G-BA 
beauftragt, in vielen Bereichen über den Leistungs- 
anspruch der gesetzlich krankenversicherten Bürger 
zu entscheiden. 

Auf Grundlage des IFG erhielt der G-BA einen An- 
trag auf Veröffentlichung einer Dokumentation über 
die Beschlussfassung zu einer sog. Festbetragsgrup- 
pe. Zur Bildung dieser Festbetragsgruppe wurden im 
Jahr 2004 ein schriftliches und mündliches Stellung- 
nahmeverfahren durchgeführt. Der Beschluss selbst 
wird auf der Intemetseite des G-BA veröffentlicht. 
Für die Gewährung des Informationszuganges nach 
dem IFG zur Dokumentation der Beschlussfassung 
sah der G-BA jedoch keine Grundlage, da zu deren 
Zeitpunkt im Jahr 2004 nicht vorgesehen war, die 
Auswertung der Stellungnahmen in Form einer zu- 
sammenfassenden Dokumentation zu veröffentli- 
chen. Im Rahmen der weiteren Diskussion teilte mir 
der G-BA mit, er sei nunmehr aufgrund der aktuellen 
Gesetzesergänzung in § 91 Absatz 7 Satz 7 SGB V 
zur vertraulichen Behandlung der nicht-öffentlichen 
Beratungen verpflichtet (vgl. Kasten zu Nr. 5.10.1). 

Kasten zu Nr. 5.10.1 

§ 91 Absatz 7 Satz 7 SGB V 

Die nicht-öffentlichen Beratungen des Gemeinsamen 
Bundesausschusses, insbesondere auch die Beratun- 
gen in den vorbereitenden Gremien, sind einschließ- 
lich der Beratungsunterlagen und Niederschriften 
vertraulich. 

Die Gesetzesbegründung zu § 91 Absatz 7 Satz 7 
SGBV (Bundestagsdrucksache 17/6906, S. 112) 
hebe hervor, dass die Regelung klarstellenden Cha- 
rakter habe und dass diese vertraulichen Informatio- 
nen auch nicht aufgrund eines Antrages nach dem 
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IFG mitzuteilen seien. Nach Ansicht des G-BA habe 
diese gesetzliche Bestimmung auch Auswirkungen 
auf die vertrauliche Behandlung von Unterlagen, die 
vor dem 1. Januar 2012 erstellt worden seien. 

Dies überzeugte mich nicht. 

Mit dem G-BA vereinbarte ich einen Gesprächster- 
min, um die unterschiedlichen Rechtsauffassungen 
zu diskutieren und die Behörde bei der Umsetzung 
ihrer Pflichten nach dem IFG beratend zu unterstüt- 
zen. 

Zur Vorbereitung übersandte mir der G-BA ein Kon- 
zeptpapier zum Umgang mit dem IFG. Danach beab- 
sichtigte der G-BA bei Informationsbegehren, die 
sich auf Beschlussfassungen vor dem 1. Januar 2012 
beziehen, auch solche Unterlagen dem Informations- 
anspruch nach IFG zu unterstellen, die zwar früher 
nicht in öffentlichen Beratungen des Plenums Vorla- 
gen, allerdings nach der Regelung des § 9 Absatz 1 
Satz 2 der Geschäftsordnung des G-BA heute in 
öffentlicher Sitzung beraten würden. Gegen diese 
Vorgehensweise hatte ich keine Bedenken und unter- 
stützte die nunmehr informationszugangslfeundliche 
Handhabung. 

Der Petent erhielt die gewünschten Unterlagen. 

5.10.2 Anwendungsbeobachtungen von 
Arzneimitteln sind nach Gerichts- 
entscheidung nun zugänglich 

Das Verwaltungsgericht Berlin hat die Kassenärztli- 
che Bundesvereinigung (KBV) zur Herausgabe von 
Daten zu sog. Anwendungsbeobachtungen verurteilt. 
Die KBV habe weder Betriebs- und Geschäftsge- 
heimnisse von pharmazeutischen Unternehmen noch 


einen unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand 
plausibel darlegt. 

In meinem 3. Tätigkeitsbericht zur Informationsfrei- 
heit (Nr. 5.10.2) hatte ich bereits über den Antrag 
einer Nichtregierungsorganisation bei der Kassen- 
ärztlichen Bundesvereinigung (KBV) auf Zugang zu 
Informationen über sog. Anwendungsbeobachtungen 
berichtet. 

So bezeichnet man Studien, die dazu bestimmt sind, 
Erkenntnisse bei der Anwendung zugelassener oder 
registrierter Arzneimittel zu sammeln. Auftraggeber 
einer Anwendungsbeobachtung ist in der Regel der 
Hersteller des Arzneimittels. Die teilnehmenden 
Ärzte, die das Arzneimittel ihren Patienten verord- 
nen, erhalten eine Entschädigung. Das pharmazeuti- 
sche Unternehmen ist gesetzlich verpflichtet, An- 
wendungsbeobachtungen u. a. bei der KBV anzuzei- 
gen (§ 67 Absatz 6 des Arzneimittelgesetzes - AMG) 
(vgl. Kasten zu Nr. 5.10.2). 

Um einen Überblick über das Ausmaß der durchge- 
führten Anwendungsbeobachtungen zu erlangen, 
hatte der Antragsteller bei der KBV Akteneinsicht zu 
den Daten der Jahre 2008, 2009 und 2010 begehrt. 
Die KBV hatte den Zugangsantrag teilweise abge- 
lehnt, weil Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse der 
pharmazeutischen Unternehmen betroffen seien. Sie 
hatte sich außerdem geweigert, den Zugang in der 
begehrten Form der Akteneinsicht zu gewähren, da 
eine solche hier gegenüber einer schriftlichen Aus- 
kunftserteilung einen deutlich höheren Verwaltungs- 
aufwand im Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 3 IFG be- 
deute. Beides hatte mich nicht überzeugt (vgl. 3. TB 
Nr. 5.10.2). 


Kasten zu Nr. 5.10.2 

§ 67 Absatz 6 AMG 

(6) Wer Untersuchungen durchführt, die dazu bestimmt sind, Erkenntnisse bei der Anwendung zugelassener 
oder registrierter Arzneimittel zu sammeln, hat dies der zuständigen Bundesoberbehörde, der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung, dem Spitzenverband Bund der Krankenkassen und dem Verband der Privaten Krankenver- 
sicherung e. V. unverzüglich anzuzeigen. Dabei sind Ort, Zeit, Ziel und Beobachtungsplan der Anwendungsbe- 
obachtung anzugeben sowie gegenüber der Kassenärztlichen Bundesvereinigung und dem Spitzenverband Bund 
der Krankenkassen die beteiligten Ärzte namentlich mit Angabe der lebenslangen Arztnummer zu benennen. 
Entschädigungen, die an Ärzte für ihre Beteiligung an Untersuchungen nach Satz 1 geleistet werden, sind nach 
ihrer Art und Höhe so zu bemessen, dass kein Anreiz für eine bevorzugte Verschreibung oder Empfehlung be- 
stimmter Arzneimittel entsteht. Sofern beteiligte Ärzte Leistungen zu Lasten der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung erbringen, sind bei Anzeigen nach Satz 1 auch die Art und die Höhe der jeweils an sie tatsächlich geleiste- 
ten Entschädigungen anzugeben sowie jeweils eine Ausfertigung der mit ihnen geschlossenen Verträge und 
jeweils eine Darstellung des Aufwandes für die beteiligten Ärzte und eine Begründung für die Angemessenheit 
der Entschädigung zu übermitteln. Veränderungen der in Satz 4 genannten Informationen sind innerhalb von 
vier Wochen nach jedem Quartalsende zu übermitteln; die tatsächlich geleisteten Entschädigungen sind mit 
Zuordnung zu beteiligten Ärzten namentlich mit Angabe der lebenslangen Arztnummer zu übermitteln. Inner- 
halb eines Jahres nach Abschluss der Datenerfassung sind unter Angabe der insgesamt beteiligten Ärzte die 
Anzahl der jeweils und insgesamt beteiligten Patienten und Art und Höhe der jeweils und insgesamt geleisteten 
Entschädigungen zu übermitteln. Der zuständigen Bundesoberbehörde ist innerhalb eines Jahres nach Abschluss 
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der Datenerfassung bei Untersuchungen mit Arzneimitteln, die zur Anwendung bei Menschen bestimmt sind, 
ein Abschlussbericht zu übermitteln. § 42b Absatz 3 Satz 1 und 4 gilt entsprechend. Die Angaben nach diesem 
Absatz sind bei Untersuchungen mit Arzneimitteln, die zur Anwendung bei Menschen bestimmt sind, elektro- 
nisch zu übermitteln. Hierfür machen die zuständigen Bundesoberbehörden elektronische Formatvorgaben be- 
kannt; die zuständige Bundesoberbehörde hat ihr übermittelte Anzeigen und Abschlussberichte der Öffentlich- 
keit über ein Intemetportal zur Verfügung zu stellen. Für die Veröffentlichung der Anzeigen gilt § 42b Absatz 3 
Satz 4 entsprechend. Die Sätze 4 bis 6 gelten nicht für Anzeigen gegenüber der zuständigen Bundesoberbehör- 
de. Für Arzneimittel, die zur Anwendung bei Tieren bestimmt sind, sind die Anzeigen nach Satz 1 nur gegen- 
über der zuständigen Bundesoberbehörde zu erstatten. Die Sätze 1 bis 13 gelten nicht für Unbedenklichkeitsprü- 
fungen nach § 63f. 


Auch das Verwaltungsgericht Berlin ist dieser Ar- 
gumentation nicht gefolgt und hat die KBV mit Ur- 
teil vom 1. Juni 2012 (- VG 2 K 177.11 -) verpflich- 
tet, dem Antragsteller auch Zugang zu folgenden 
Informationen -im Wege der Akteneinsicht- zu 
gewähren: die Anzahl der gemeldeten Anwendungs- 
beobachtungen, die gemeldeten Arzneimitteln, die 
meldenden pharmazeutischen Unternehmen, die 
Anzahl der gemeldeten teilnehmenden Ärzte, die 
gemeldeten Honorare und die Anzahl der gemeldeten 
Verträge. 

Die KBV habe - so das Verwaltungsgericht - das 
Vorliegen von Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen 
der jeweiligen pharmazeutischen Unternehmen nicht 
plausibel dargelegt. Wie bei allen Ausschlusstatbe- 
ständen des IFG genüge es auch im Fall des § 6 
Satz 2 IFG regelmäßig nicht, wenn lediglich das 
Vorliegen des Geheimhaltungsgrundes behauptet 
werde. Vielmehr müssten auch insoweit Tatsachen 
dargelegt werden, die die Annahme des Geheimhal- 
tungsgrundes konkret im Einzelfall rechtfertigen 
können. Daran fehle es hier. Allgemeine Erwägun- 
gen, die sich nur zum Teil mit dem Vorliegen eines 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisses befassen, 
reichten nicht aus. 

Nicht ausreichend dargelegt war nach Ansicht des 
Verwaltungsgerichts auch ein „unverhältnismäßiger“ 
bzw. ein „deutlich höherer“ Verwaltungsaufwand, 
der dem begehrten Informationszugang nach § 7 
Absatz 2 Satz I bzw. nach § I Absatz 2 Satz 3 IFG 
entgegenstehen könnte. 

Die Durchsicht von 73 Ordnern mit jeweils 400 bis 
500 Blatt sowie die Recherche in elektronisch ge- 
speicherten Daten in einem Umfang von bis zu 
90 Gigabyte hielt das Gericht vorliegend für zumut- 
bar. Unter Berücksichtigung des zur Verfügung ste- 
henden elektronischen Rechercheinstruments sowie 
des Personalbestands der KBV von insgesamt 
302 Mitarbeitern sei nicht ersichtlich, dass - was für 
einen Ausschluss des Zugangsanspruchs nach § 7 
Absatz 2 Satz 1 IFG erforderlich wäre - durch den 
zusätzlichen Arbeitsaufwand die Funktionslahigkeit 
der KBV beeinträchtigt würde und eine sachgerechte 


Aufgabenerledigung nicht mehr möglich sei. Dies 
gelte umso mehr, als der begehrte Informationszu- 
gang eine der KBV gesetzlich auferlegte Dokumen- 
tationspflicht (§ 67 Absatz 6 AMG) betreffe. Vor 
diesem Hintergrund sei das Informationsinteresse des 
Antragstellers bzw. der Allgemeinheit von besonde- 
rem Gewicht. 

Aus denselben Gründen sei es auch nicht gerechtfer- 
tigt, von der gewählten Zugangsform der Aktenein- 
sicht abzuweichen und stattdessen Zugang in Form 
einer schriftlichen Auskunftserteilung zu gewähren. 
Nach § 1 Absatz 2 Satz 2 und 3 IFG darf die Behörde 
von einer gewünschten Zugangsform nur aus wichti- 
gem Grund abweichen, wobei als wichtiger Grund 
insbesondere ein deutlich höherer Verwaltungsauf- 
wand gilt. Allein der Umstand, dass der tech- 
nisch-organisatorische Aufwand für eine Auskunft in 
der Regel geringer sein dürfte als der für eine Akten- 
einsicht, bei der etwa in Gestalt erforderlicher Ano- 
nymisierungen zusätzliche Vorbereitungsmaßnah- 
men anfallen, reiche - so das Gericht - zum Beleg 
eines deutlich höheren Verwaltungsaufwands nicht 
aus. 

Das Urteil ist rechtskräftig. Die KBV hat dem An- 
tragsteller inzwischen Aktenkopien in vierstelliger 
Blattzahl übersandt. 

5.10.3 Intern oder extern? 

Das IFG gilt auch fiir die Widerspruchsausschüsse 
von Sozialversicherungsträgern. 

Eine Eingabe hatte den Informationszugang bei der 
Postbeamtenkrankenkasse (PBeaKK) zum Gegen- 
stand. Der Petent hatte um Zusendung der in der 
Satzung der PBeaKK in § 85 Absatz 3 aufgeführten 
Geschäftsordnung für die Widerspruchsausschüsse 
gebeten. Die Krankenkasse hatte den Zugang ver- 
weigert und dem Petenten mitgeteilt, die Geschäfts- 
ordnung stelle ein internes Papier der Verwaltung 
dar, eine Weitergabe an Kunden sei nicht möglich. 

Interne Maßnahmen im Bereich der Selbstverwal- 
tung unterfielen nicht dem IFG. 
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Sozialversicherungsträger wie die Postbeamtenkran- 
kenkasse, deren Zuständigkeitsbereich sich über das 
Gebiet eines Landes hinaus erstreckt, werden gemäß 
Artikel 87 Absatz 2 Satz 1 GG „als bundesunmittel- 
bare Körperschaften des öffentlichen Rechtes/...) 
geführt“. § 26 Absatz 2 des Gesetzes über die Errich- 
tung einer Bundesanstalt für Post und Telekommuni- 
kation Deutsche Bundespost (Bundesanstalt 
Post-Gesetz - BAPostG) sieht dementsprechend vor, 
dass die Kasse als betriebliche Sozialeinrichtung in 
der Rechtsform einer rechtsfähigen Körperschaft des 
öffentlichen Rechts nach Maßgabe des BAPostG und 
näherer Ausgestaltung durch ihre Satzung durch die 
Bundesanstalt mit dem Ziel der Abwicklung weiter- 
geführt wird. 

Als rechtsfähige Körperschaft des öffentlichen 
Rechts nimmt die Kasse Aufgaben wahr, die sich aus 
der beamtenrechtlichen Fürsorgepflicht des Dienst- 
herrn ergeben. Als betriebliche Sozialeinrichtung hat 
sie sich „an den organisatorischen Gegebenheiten der 
Aktiengesellschaften zu orientieren und deren Inte- 
resse an einer möglichst wirtschaftlichen Leistungs- 
erstellung zu befolgen“ (§ 26 Absatz 3 BAPostG). 
Die öffentlich-rechtlich begründete (Verwal- 
tungs-)Aufgabe und die öffentlich-rechtliche Organi- 
sation als rechtsfähige Körperschaft werden mit die- 
ser gesetzlichen Verpflichtung zu einer betriebswirt- 
schaftlich effektiven Geschäftsführung nicht hinfäl- 
lig- 

Die Postbeamtenkrankenkasse ist damit als Behörde 
im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 1 IFG anzusehen. 

Soweit die PBeaKK sich darauf berufen hat, sie sei 
(lediglich) im „Außenverhältnis“ zu ihren Mitglie- 
dern „Behörde“ i. S. d. IFG, im - hier hinsichtlich der 
Tätigkeit der Widerspruchsausschüsse betroffenen - 
„Innenverhältnis“ dagegen eine Selbstverwaltungs- 
körperschaft des öffentlichen Rechtes ohne Behör- 
deneigenschaft, konnte mich dies nicht überzeugen; 

Eine funktionale oder sektorale Beschränkung der 
Behördeneigenschaft ein und desselben Verwal- 
tungsträgers mit der Folge einer partiellen „Aus- 
klammerung“ von Informationen aus dem Anwen- 
dungsbereich des IFG sieht das Gesetz nicht vor. Für 
die Anwendbarkeit des IFG ist es unerheblich, ob 
sich eine Behörde bei der Erfüllung öffentlicher 
Verwaltungsaufgaben öffentlich-rechtlicher oder 
privatrechtlicher Handlungsformen bedient (vgl. 
OVG Münster, Beschluss vom 19. Juni 2002 
- 21 B 589/2 -; VG Schleswig, Urteil vom 31. August 
2004 - 6 A 245/02 -). Behördliche Informationen 
unterliegen dem IFG, wenn eine im öffentlichen 
Recht wurzelnde Verwaltungsaufgabe wahrgenom- 
men wird. Dabei ist es unerheblich, in welcher 
Rechtsform dies geschieht. Unerheblich ist auch, ob 
es sich um „interne“ Vorgänge, Maßnahmen im 


Rahmen der Selbstverwaltung oder um Vorgänge mit 
Außenwirkung handelt. 

Die Geschäftsordnung der Widerspruchsausschüsse 
ist auch zweifelsfrei eine „amtliche Information“ 
i. S. d. § 2 Nummer 1 IFG, da sie das Verfahren 
eines Organs dieses Verwaltungsträgers regelt, das 
dem öffentlich-rechtlich geprägten Zweck der Kör- 
perschaft dient. 

Im Ergebnis war hier der Informationszugang auf 
Antrag zu gewähren, da amtliche Informationen 
einer Behörde betroffen waren und auch kein Aus- 
nahmetatbestand des IFG eingriff. 

Die Postbeamtenkrankenkasse hat dem Antrag des- 
halb letztlich entsprochen und dem Petenten die Ge- 
schäftsordnung der Widerspruchsausschüsse zur 
Verfügung gestellt. 

5.11 Bundesministerium der Justiz 

5.11.1 Zugang zu informationen aus Ge- 

setzgebungsverfahren 

Das BMJ macht den Gesetzentwurf zur Reform der 
Sicherungsverwahrung erst naeh Abschluss der re- 
gierungsinternen Einigung zugänglich. 

Ein Petent begehrte im Sommer 2011 mit zwei 
IFG-Anträgen beim BMJ Zugang zu Informationen 
zur Reform der Sicherungsverwahrung. Sein erster 
Antrag richtete sich auf die im BMJ entwickelten 
Eckpunkte für einen Gesetzentwurf, mit dem die 
Vorgaben des Urteils des Bundesverfassungsgerichts 
zur Sicherungsverwahrung umgesetzt werden sollten. 
Der zweite Antrag hatte Unterlagen zu einem Treffen 
der Justizstaatssekretäre aus Bund und Ländern zu 
diesem Thema zum Gegenstand. Der Informations- 
wunsch zielte auf die inhaltlichen Vorschläge des 
BMJ, das Protokoll der Sitzung sowie die vorberei- 
tenden und nachbereitenden Berichte und Vermerke 
des Ministeriums. 

Das BMJ lehnte beide Anträge unter Berufung auf 
§ 3 Nummer 3 Buchstabe b IFG (Schutz behördlicher 
Beratungen) und § 4 Absatz 1 Satz 1 IFG (Schutz des 
behördlichen Entscheidungsprozesses) ab. Die erbe- 
tenen Unterlagen dienten - so das Ministerium - der 
Vorbereitung gesetzgeberischer Maßnahmen. Es 
handele sich um einen noch nicht abgeschlossenen 
Vorgang, zu dem derzeit kein Anspruch auf Informa- 
tionszugang bestehe. In seinem Bescheid zur Ableh- 
nung des zweiten Antrags wies das BMJ im Novem- 
ber 2011 konkretisierend daraufhin, der Referenten- 
entwurf sei erst kürzlich den Ressorts übersandt 
worden, der Abstimmungsprozess zwischen dem 
Bund und den Ländern dauere deswegen noch an. 
Der abgestimmte Referentenentwurf solle dem Kabi- 
nett im Verlauf des Februars 2012 zur Entscheidung 
vorgelegt werden. 
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Im März 2012 habe ich das BMJ darauf aufmerksam 
gemacht, dass behördliche Beratungen nach § 3 
Nummer 3 Buchstabe b IFG nur schutzwürdig sind, 
wenn und solange die Veröffentlichung des Bera- 
tungsinhalts die Arbeitsfähigkeit oder die Aufgaben- 
erfüllung der Behörde in unzumutbarer Weise beein- 
trächtigen würde (vgl. Nr. 3.1.5, 5.9.1). Eine entspre- 
chende Prüfung und Begründung vermochte ich den 
Ablehnungsbescheiden nicht zu entnehmen. Zu § 4 
Absatz 1 IFG habe ich das BMJ daraufhingewiesen, 
dass nach dem mitgeteilten Zeitplan der Entschei- 
dungsprozess inzwischen abgeschlossen und damit 
der Ablehnungsgrund in zeitlicher Hinsicht entfallen 
sein dürfte. 

Das BMJ hat den Gesetzentwurf unmittelbar nach 
Abschluss der regierungsinternen Einigung im März 
2012 ins Internet gestellt und den Petenten darüber 
informiert. Damit sah ich den Informationswunsch 
des Petenten letztlich als erfüllt an. 

Dieser Fall wirft aber grundsätzlich die Frage auf, 
wann und in welchem Umfang bei der laufenden 
Vorbereitung von Gesetzesentwürfen in Bundesmi- 
nisterien Informationszugang gewährt werden kann 
bzw. muss. Gerade hier kann Transparenz und Bür- 
gerbeteiligung ein wichtiges Element sein, um alle 
Aspekte und Fragestellungen in die Überlegungen 
der Bundesregierung einzubeziehen. Diese Proble- 
matik wird deswegen weiter zu erörtern sein. 

5.1 1 .2 Die Verträge der juris GmbH gehö- 
ren in die Öffentiichkeit! 

Das Bundesministerium der Justiz hat die Verträge 
des Bundes mit der juris GmbH nur mit Schwärzun- 
gen herausgegeben. Petent und Öffentlichkeit haben 
jedoch einen umfassenden Anspruch auf Information. 

Ein Petent beantragte beim Bundesministerium der 
Justiz (BMJ) Zugang zu allen derzeit geltenden Ver- 
trägen der juris GmbH mit dem Bund und einzelnen 
Ländern, in denen die Belieferung der juris GmbH 
mit „Rechtsprechungsdaten“ (Gerichtsentscheidun- 
gen, nicht-amtlichen Leitsätzen, Schlagworten, 
Normtexten) geregelt ist. 

Das Juristische Informationssystem für die Bundes- 
republik Deutschland bietet elektronische Rechtsin- 
formationen an und arbeitet eng mit den Dokumenta- 
tionsstellen des Bundesverfassungsgerichts, der fünf 
Bundesgerichte und des Bundesamtes für Justiz so- 
wie den Dokumentationsstellen der Gerichte auf 
Länderebene zusammen. Die deutschen Gerichte 
nutzen Juris ebenso wie z. B. Universitäten, Verwal- 
tungen des Bundes und der Länder, Verbände und 
Rechtsanwälte. 

Gegründet wurde die juris GmbH im Jahre 1985. Der 
Bund hält mit 50,01 % die Anteilsmehrheit. 


Im Oktober 2013 gewährte das BMJ dem Petenten 
nur teilweise Zugang zu den entsprechenden Verträ- 
gen. Es übersandte ihm den im Dezember 2002 mit 
Wirkung zum 1. Januar 2003 geänderten und neu 
gefassten Vertrag und zwei Änderungsverträge, al- 
lerdings mit Schwärzungen an wichtigen Stellen. 
Diese betrafen u. a. die vereinbarte jährliche Vergü- 
tung für die erbrachten Leistungen durch den Bund, 
die Regelung der Einnahmen aus dem Online- 
Geschäft und aus der Vermarktung der Daten sowie 
die Regelung der Haftung und Gewährleistung durch 
den Bund. 

Kritisch nachgefragt habe ich beim BMJ zunächst 
wegen der Bearbeitungsdauer des Antrags von über 
zwei Monaten. Nach § 7 Absatz 5 Satz 2 IFG soll der 
Informationszugang innerhalb eines Monats erfol- 
gen. Allerdings verlängert sich diese Frist, wenn ein 
„Dritter“ zu beteiligen ist, dessen Belange durch den 
Antrag auf Informationszugang berührt sind und dem 
deswegen schriftlich Gelegenheit zur Stellungnahme 
innerhalb eines Monats zu geben ist. 

Ich hätte mir dennoch gewünscht, dass die Bearbei- 
tung dieser - durchaus übersichtlichen - Anfrage 
nicht 2 1/2 Monate in Anspruch genommen hätte. 
Um die Bearbeitung von IFG-Anfragen zu beschleu- 
nigen, wäre es wünschenswert, wenn die Prüfung der 
Erforderlichkeit einer Drittbeteiligung und ggf. die 
Drittbeteiligung selbst jedenfalls künftig noch zügi- 
ger erfolgen könnte. 

Erhebliche Bedenken hatte ich weiter gegen die teil- 
weise Ablehnung des Informationszugangs zu dem 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der juris GmbH vom 19./20. Dezember 2002 
nebst Änderungsverträgen. Das BMJ begründete die 
Schwärzungen mit dem Hinweis, die juris GmbH 
habe dem Informationszugang zu den geschwärzten 
Passagen widersprochen, weil diese Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse i. S. d. § 6 Satz 2 IFG, insbe- 
sondere Details zu den geschuldeten Vergütungen 
und anderen Leistungen enthielten. 

Hierfür hätte das BMJ jedoch ausführen müssen, 
welche konkurrenz- und wettbewerbsrechtlichen 
Nachteile für die juris GmbH das Bekanntwerden 
dieser Informationen tatsächlich hätte haben können. 

Wie das Bundesverwaltungsgericht mit seinem Urteil 
vom 28. Mai 2009 - 7 C 17/08 - bekräftigt hat, fehlt 
ein berechtigtes Interesse eines Unternehmens an der 
Nichtverbreitung geschäftsbezogener Informationen, 
wenn die Offenlegung nicht geeignet ist, exklusives 
technisches oder kaufmännisches Wissen den Markt- 
konkurrenten zugänglich zu machen und so die 
Wettbewerbsposition des Unternehmens nachteilig 
zu beeinflussen. Das Gericht lehnt den Schutz derar- 
tiger nicht „konkurrenzrelevanter“ Informationen 
ausdrücklich ab. 
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Mir erschließt sich nicht, weshalb z. B. der Katalog 
der von der juris GmbH für den Bund zu erbringen- 
den Leistungen als schutzbedürftiges Geschäftsge- 
heimnis angesehen werden sollte. 

Rechtspolitisch ist zu diskutieren, ob das Geschäfts- 
gebaren eines Unternehmens, das - mehr oder weni- 
ger als Monopolist - „staatlich generierte Produkte“ 
wie Normen und Gerichtsentscheidungen für staatli- 
che und nicht-staatliche Nutzer anbietet, nicht ge- 
setzlich umfassender Transparenz unterworfen wer- 
den sollte. So ist es von öffentlichem Interesse, wel- 
che Kosten dem Bund bei der Zusammenarbeit mit 
juris entstehen und auf welcher Kalkulationsgrundla- 
ge der Gewinn von juris berechnet wird. 

Die Gespräche mit dem BMJ über die Herausgabe 
der bisher geschwärzten Passagen des „Bundesver- 
trages“ dauerten zum Ende des Berichtszeitraums 
noch an. Für die Überschriften der geschwärzten 
Passagen hat das BMJ eine erneute Prüfung in Aus- 
sicht gestellt. Fraglich ist indes, ob eine solche 
- wenig informative - Erweiterung des Informations- 
zuganges genügt. 

Bedauerlich ist auch die Ablehnung des Informati- 
onszugangs zu den Verträgen der juris GmbH mit 
den Stellen der Bundesländer. Jedenfalls einige die- 
ser Verträge liegen dem BMJ nach eigenen Angaben 
vor. Es verweigert den Zugang aber unter Hinweis 
auf seine fehlende Verfügungsbefugnis, da es inso- 
weit weder Vertragspartei noch Vertreterin einer 
Partei sei. 

Mit Blick auf die starke Stellung des Bundes als 
Mehrheitsgesellschafter habe ich Zweifel, ob dieses 
Argument trägt und einer verwaltungsgerichtlichen 
Überprüfung standhält. 

Unabhängig hiervon hätte ich es begrüßt, wenn das 
BMJ bei den zuständigen Stellen der Länder nachge- 
fragt hätte, ob aus deren Sicht Gründe dem Informa- 
tionszugang entgegenstehen, um dem Petenten den 
Zeitaufwand für parallele Anfragen bei den Bundes- 
ländern zu ersparen. 

Über den Fortgang der Angelegenheit werde ich im 
5. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit infor- 
mieren. 

5.12 Bundesministerium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwickiung 

5.12.1 Kein Zugang zu Unteriagen über 
eine Regressforderung 

Haben Behördenmitarbeiter ihren Dienstherrn und 
Arbeitgeber geschädigt und hat dieser Regress ge- 
nommen, steht § 5 Absatz 2 IFG dem Informations- 
zugang entgegen. 


Nachdem das Luftfahrtbundesamt (LBA) aufgrund 
einer Amtshaftungsklage zu Schadensersatz gegen- 
über einem Petenten verurteilt worden war, beantrag- 
te dieser Auskunft darüber, ob der schadensverursa- 
chende Mitarbeiter entsprechend in Regress genom- 
men worden sei. Das LBA lehnte den Antrag mit 
Bezug auf § 5 Absatz 2 IFG i. V. m. § 5 Absatz 1 
Satz 1 IFG ab (vgl. Kasten zu Nr. 3. 1.2.2). 

Daraufhin stellte der Petent erneut einen Antrag auf 
Informationszugang, jedoch ohne die evtl, in Regress 
genommene Person namentlich zu bezeichnen. Für 
den Fall, dass ein Regress erfolgt sei, bat er um An- 
gabe der Höhe der geleisteten Summe. Auch diesen 
Antrag lehnte die Behörde ab. Das Begehren stelle 
eine inhaltliche Wiederholung des bereits gestellten 
Antrags auf Informationszugang dar. Da sich der 
maßgebliche Sachverhalt seit der erstmaligen Ent- 
scheidung nicht geändert habe, sei der Antrag gemäß 
§ 5 Absatz 2 i. V. m. § 5 Absatz 1 Satz 1 IFG erneut 
abzulehnen. 

Nun wurde ich um Vermittlung in dieser Angelegen- 
heit gebeten. 

Gemäß § 5 Absatz 1 IFG ist ein Zugang zu Informa- 
tionen, die personenbezogene Daten Dritter enthal- 
ten, nur möglich, soweit der Dritte eingewilligt hat 
oder das Informationsinteresse des Antragstellers das 
schutzwürdige Interesse des Dritten am Ausschluss 
des Informationszugangs überwiegt. 

Betrifft ein Antrag auf Informationszugang perso- 
nenbezogene Daten Dritter im Sinne des § 5 Ab- 
satz 1 IFG, muss er begründet werden (§ 7 Absatz 1 
Satz 3 IFG). Die Drittbetroffenen werden dann ge- 
mäß § 5 Absatz 1 IFG i. V. m. § 8 Absatz 1 IFG 
entsprechend beteiligt. 

Nach Aussage der Behörde lag eine Einwilligung zur 
Weitergabe der Daten nicht vor. 

Gemäß § 5 Absatz 2 IFG überwiegt das Informati- 
onsinteresse des Antragstellers nicht bei Informatio- 
nen aus Unterlagen, soweit sie mit dem Dienst- oder 
Amtsverhältnis in Zusammenhang stehen. Die Vor- 
schrift schützt insbesondere Personalakten von Be- 
amten und Tarifbeschäftigten, aber auch alle weite- 
ren (auch elektronisch geführten) amtlichen Unterla- 
gen, die den in einem Dienst-, Amts- oder Mandats- 
verhältnis stehenden Dritten betreffen und - wie hier 
die Unterlagen zur Regressforderung - in einem un- 
mittelbaren Zusammenhang mit dem Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis stehen. „Auch Akten aus Diszipli- 
narverfahren, Arbeitsgerichtsprozessen und Beam- 
tenrechtsprozessen sind damit geschützt“ (so die 
Gesetzesbegründung zu § 5 Absatz 2 IFG, Bundes- 
tagsdrucksache 15/4493, S. 13). 

Die Rechtsauffassung des LBA war daher nach der 
geltenden Rechtslage nicht zu beanstanden. 
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5.12.2 Keine Startfreigabe für die informa- 
tionsfreiheit, wenn es um die Ursa- 
chen von Bauverzögerungen geht? 

Auch Unterlagen zur Bauverzögerung beim neuen 
Flughafen Berlin-Brandenburg können im Einzelfall 
der Informationsfreiheit unterliegen. 

Große öffentliche Bauvorhaben führen immer wieder 
zu Diskussionen über Sinnhaftigkeit, Umweltverträg- 
lichkeit und Kosten, aber auch über Rechtzeitigkeit, 
Umfang und Effizienz der Bürgerbeteiligung. Der 
Anspruch auf Informationszugang kann zu besserer 
Transparenz und besserer öffentlicher Kontrolle 
führen. 

Im Januar 2013 bat mich ein Mitglied einer Berliner 
Bürgerinitiative um Überprüfung eines ablehnenden 
Bescheides des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung (BMVBS), mit dem der 
Zugang zu einer Stellungnahme zur Verantwortlich- 
keit für Planungs- und Bauverzögerungen am neuen 
Berliner Flughafen abgelehnt worden war. 

Diese dreißig Seiten umfassende „Sachverhaltsdar- 
stellung zu Störungen des Projektablaufes und deren 
Auswirkungen“ war Ende April 2012 auf Veranlas- 
sung der „Planungsgemeinschaft Flughafen Berlin 
Brandenburg international pg bbi“ von einem großen 
Wirtschaftsprüfungsbüro erstellt und u. a. auch dem 
BMVBS zugeleitet worden, das den Bund als Gesell- 
schafter im Aufsichtsrat der Flughafengesellschaft 
Berlin-Brandenburg (FBB) vertritt. 

Eine Klage der FBB wegen Ersatzes des Verzöge- 
rungsschadens gegen zwei ehemalige Gesellschafter 
der Planungsgemeinschaft war beim LG Potsdam 
anhängig, ruhte allerdings seit längerem. 

Als Grund für die Ablehnung gab das BMVBS an, 
das Bekanntwerden des Gutachtens könne nachteili- 
ge Auswirkungen auf die Durchführung des beim 
LG Potsdam anhängigen Zivilverfahrens haben (§ 3 
Nummer 1 Buchstabe g IFG). Das Ministerium wies 
darauf hin, dass „in der antragsgegenständlichen 
Unterlage Sachverhalte behandelt (werden), die für 
die o. g. Zivilklage relevant sind oder Rückschlüsse 
auf erhebliche Sachverhalte erlauben“. Der Zugang 
zu verfahrensrelevanten Informationen könne so für 
die Durchführung des laufenden Gerichtsverfahrens 
nachteilige Auswirkungen haben. Darüber hinaus 
könne die Rechtspflege auch dadurch Schaden neh- 
men, dass die Öffentlichkeit oder einzelne, am Ver- 
fahrensausgang interessierte Personen mit Hilfe der 
erlangten Informationen Druck auf die Entschei- 
dungsträger ausüben könnten. Deshalb müsse es den 
Rechtspflegeorganen und den Prozessparteien über- 
lassen bleiben, über die Weitergabe der Informatio- 
nen gemäß den das Gerichtsverfahren betreffenden 
rechtlichen Vorgaben zu entscheiden. 


Ferner wollte das Ministerium die Ablehnung des 
Informationszuganges ergänzend auch auf den 
Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen 
u. a. der Flughafengesellschaft stützen, die im Zuge 
der Drittbeteiligung eingebunden worden war und 
die Einwilligung verweigert hatte. 

Nach Einsichtnahme in das streitige Gutachten und 
intensiver Erörterung mit Vertretern des BMVBS 
hatte ich erhebliche Zweifel an der Tragfähigkeit 
dieser Argumentation. 

Ob das Bekanntwerden des von der Beklagtenseite in 
Auftrag gegebenen Gutachtens tatsächlich nachteili- 
ge Auswirkungen auf das Verfahren vor dem Land- 
gericht Potsdam haben könnte, hielt ich für sehr 
zweifelhaft, dafür gab es jedenfalls keine objektiven 
Anhaltspunkte. Eine Verschlechterung der prozess- 
taktischen Situation der Flughafengesellschaft durch 
Bekanntwerden des Gutachtens hielt ich ebenfalls 
nicht für plausibel. 

Auch die Voraussetzungen des § 6 Satz 2 IFG 
(Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen) 
waren nicht überzeugend dargelegt. 

Wie die Offenlegung von Ausführungen zur Verzö- 
gerungsursächlichkeit und Verantwortlichkeit die 
Stellung der Flughafengesellschaft oder von Subun- 
temehmem/Auftragnehmem im Wettbewerb (wo, in 
welchem Markt und mit welchen Konkurrenten?) 
beeinträchtigen könnte, war nicht ersichtlich. 

Einzelne Fehlerquellen und Verzögerungsursachen, 
ihre Zurechenbarkeit und ihre Bedeutung für den 
Planungs- und Baufortschritt waren damals bereits 
intensiv in den Medien erörtert worden. Auch auf 
Planungsträgerseite waren mir daher keine durch 
einen Informationszugang tangierte, schutzbedürftige 
Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse erkennbar. 

Deshalb habe ich angeregt, wenigstens einen teilwei- 
sen Informationszugang zu prüfen. Der rechtzeitig 
eingelegte Widerspruch der Petentin und meine In- 
tervention waren erfolgreich: 

Das Ministerium hat sich nach erneuter Drittbeteili- 
gung Ende August 2013 zur Gewährung einer 
- durch einzelne Schwärzungen personenbezogener 
Daten und bestimmter Zahlen eingeschränkten - 
Akteneinsicht und Anfertigung von Kopien bereit 
erklärt, sofern die Flughafengesellschaft oder die 
Verfasser des für die Planungsgemeinschaft erstell- 
ten Gutachtens hiergegen keine Rechtsbehelfe einle- 
gen würden. Die Einsichtnahme in eine Grafik auf 
der letzten Seite des Gutachtens wurde ebenfalls 
zugesagt, insoweit allerdings die Ablichtung oder 
Aufzeichnung aus Gründen des Urheberrechtsschut- 
zes ausgeschlossen. 

Da die erneute Drittbeteiligung nicht zur Einlegung 
von Rechtsbehelfen führte, erhielt die Petentin im 
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Oktober 2013 Gelegenheit zu weitgehender Akten- 
einsicht und die zugesagten Kopien. 

Eine verwaltungsgerichtliche Auseinandersetzung 
konnte so vermieden werden. 

5.12.3 § 1 Absatz 3 IFG und 

EG-Verordnungen 

Auch EG-Verordnungen können den Informationszu- 
gang ausschließende Spezialnormen im Sinne des § 1 
Absatz 3 IFG sein. 

Im Rahmen seiner Recherche hatte ein Journalist das 
Luftfahrtbundesamt (LBA) um Informationen zu 
evtl, von einem deutschen Luftfahrtuntemehmen 
abgegebenen Störungsmeldungen gebeten. Das LBA 
hat die gestellten Fragen nicht beantwortet, da nach 
Artikel 1 der Verordnung (EG) 1330/2007 der 
Kommission vom 24. September 2007 zur Festle- 
gung von Durchführungsbestimmungen für die Wei- 
tergabe von Informationen über Ereignisse in der 
Zivilluftfahrt an interessierte Kreise nach Artikel 7 
Absatz 2 der Richtlinie 2003/42/EG des Europäi- 
schen Parlaments und des Rates Störungsmeldungen 
vom LBA nur an berechtigte Stellen (wie z. B. Kon- 
strukteure und Hersteller von Luftfahrzeugen, War- 
tungsdienste, Luftfahrtunternehmen und Betreiber 
von Luftfahrzeugen) zur Verbesserung der Flugsi- 
cherheit nach einem definierten Verfahren weiterge- 
geben werden dürfen. 

Eine Weitergabe der Informationen an den An- 
tragsteller sei deswegen mangels informationsfrei- 
heitsrechtlich begründeter Übermittlungsbefugnis ein 
Verstoß gegen das Datenschutzrecht, sofern perso- 
nenbezogene oder -beziehbare Informationen über- 
mittelt würden. 

Der Journalist hat mich daraufhin um Überprüfung 
der Ablehnung gebeten. 

Nach § 1 Absatz 3 IFG gehen Regelungen in anderen 
Rechtsvorschriften über den Zugang zu amtlichen 
Informationen dem IFG vor. 

Der Vorrang der Spezialregelung kann sowohl bei 
einem engeren, als auch bei einem weiteren Zu- 
gangsrecht greifen. Dies gilt jedoch nur, soweit der 
Anwendungsbereich der Spezialnorm reicht und sie 
als abschließende Regelung anzusehen ist. Im Übri- 
gen bleibt das IFG anwendbar. 

EG- bzw. EU- Verordnungen gelten in Deutschland 
unmittelbar und haben Gesetzesrang, ohne dass es 
- im Gegensatz zu EG-Richtlinien - einer Umsetzung 
in nationales Recht bedarf. 

Die Existenz einer besonderen Regelung allein ist 
aber noch nicht ausreichend für die Verdrängung der 
allgemeineren Zugangsregelung des Informations- 
freiheitsgesetzes. Beide können - wie z. B. der pres- 


serechtliche Auskunftsanspruch und der Anspruch 
nach dem IFG - u. U. auch nebeneinander anwendbar 
sein, wenn die tatbestandlichen Voraussetzungen des 
Informationszuganges nach beiden Vorschriften 
erfüllt sind und sich aus der Zusammenschau der 
Regelungen nicht ergibt, es solle nur die eine (spe- 
zielle) Regelung Anwendung finden. 

Dies ist jedoch regelmäßig dann anzunehmen, wenn 
die „bereichsspezifische“ Regelung wie hier die 
EG-Verordnung den Informationszugang im öffentli- 
chen Interesse nur für einen nach bestimmten Krite- 
rien bestimmten, engeren Personenkreis und damit 
- anders als das IFG - nicht für „jedermann“ öffnen 
will. 

Die vom LBA angeführte Regelung kann man - was 
ihre Beschränkung auf Personengruppen („interes- 
sierte Kreise“) oder die Anknüpfung an die Gel- 
tendmachung bestimmter Interessen anbelangt- als 
spezieller oder vorrangig bezeichnen, das bedeutet 
aber noch nicht, dass sie automatisch abschließend 
und ausschließlich anwendbar ist. 

Eine verdrängende Spezialität bzw. Vorrangigkeit 
der speziellen Norm i. S. e. Ausschließlichkeit, die 
den Rückgriff auf die allgemeine Norm sperrt, liegt 
nur dann vor, wenn sich die Rechtsfolgen der Nor- 
men logisch ausschließen, nicht jedoch, wenn die 
speziellere Norm die allgemeine ergänzen oder mo- 
difizieren soll. Es kommt darauf an, ob im Einzelfall 
der Informationszugang nach dem „allgemeiner for- 
mulierten Gesetz“ dem Schutzzweck des Spezialge- 
setzes zuwiderliefe. 

Hierzu hatte das LBA in seinem Bescheid an den 
Journalisten keine näheren Ausführungen gemacht. 
Auf meine Bitte hin hat es seine Begründung ent- 
sprechend ergänzt. Danach ergebe sich bereits aus 
den Erwägungsgründen der Verordnung, dass die 
Regelungen hinsichtlich des Informationsanspruchs 
abschließend seien und die allgemeinen Regelungen 
deshalb nach dem Schutzzweck der Norm ausge- 
schlossen sein sollten. So gehe Nr. 1 der Erwägungs- 
gründe davon aus, dass der Zweck der Regelung 
ausschließlich darin bestehen solle, Unlülle und Stö- 
rungen zu verhüten. Deswegen sehe die Regelung 
vor, Informationen über Unfälle und Störungen nur 
dem Adressatenkreis zur Verfügung zu stellen, der 
zu der Verbesserung der Sicherheit in der Zivilluft- 
fahrt beitragen könne (Erwägungsgrund Nr. 3). Das 
LBA ging daher davon aus, mit der Benennung der 
„interessierten Kreise“ als Empfänger sei der Infor- 
mationszugang für die Allgemeinheit ausgeschlos- 
sen. Artikel 2 Absatz 1 Nummer 1 der Verordnung 
definiere diesen Kreis abschließend. 

Diese rechtliche Wertung wurde von mir geteilt. 
Somit bestanden gegen die Ablehnung des Antrages 
keine Bedenken. 
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5.13 Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucher- 
schutz 

5.13.1 Zugang zu informationen im Abon- 
nement? 

Ein IFG-Antrag kann sich nicht auch auf zukünftige 
Informationen beziehen. 

Ein Unternehmen hatte die Bundesanstalt für Land- 
wirtschaft und Ernährung (BLE) um Auskünfte zu 
bestimmten abgeschlossenen Vergabeverfahren ge- 
beten, insbesondere um Mitteilung von Namen und 
Anschriften der Auftragnehmer sowie der Auftrags- 
werte der vergebenen Leistungen. Die Beantwortung 
(jeweils fast in Echtzeit nach Verfahrensabschluss) 
sollte dabei auch für die Zukunft durch Aufrufen 
eines Links erfolgen, der zu einer Eingabemaske 
führte. 

Die Bundesanstalt hat mich um Prüfung und fachli- 
che Unterstützung gebeten. Zu klären war insbeson- 
dere die Frage, ob die Bereitstellung der verwal- 
tungsintemen Daten unter Flinweis auf das IFG 
überhaupt verlangt werden könne und ob die Antrag- 
stellerin einen Anspruch darauf habe, die Daten 
- auch zukünftig - in Echtzeit zu erhalten. 

Vorliegend waren Name und Anschrift der Auftrag- 
nehmer sowie die Auftragswerte der vergebenen 
Leistungen zu offenbaren, da die betreffenden Ver- 
gabeverfahren bereits abgeschlossen waren und (al- 
lein) der Auftragswert (ohne entsprechende Kalkula- 
tionsgrundlagen o. ä., Kostendaten und Gewinnmar- 
gen) regelmäßig kein schützenswertes Geschäftsge- 
heimnis darstellen dürfte. 

Ausgehend von dieser grundsätzlichen Auskunfts- 
pflicht der Bundesanstalt blieb die Frage, ob die 
Antragstellerin auch für die Zukunft einen Anspruch 
auf ständige, sozusagen „abonnementmäßige Belie- 
ferung“ mit Informationen hat. 

Ich sehe keine Anhaltspunkte im IFG, die einen An- 
spruch auf eine ständige Belieferung mit Informatio- 
nen quasi per Dauerauftrag stützen könnten. 

Das Informationsfreiheitsgesetz erfasst grundsätzlich 
alle amtlichen Informationen öffentlicher Stellen des 
Bundes. „Amtliche Informationen“ i. S. d. IFG sind 
nur vorhandene, nicht erst künftig entstehende In- 
formationen. Ein Antrag kann sich daher nicht auf 
Unterlagen richten, die zum Zeitpunkt der Antrags- 
stellung noch gar nicht vorliegen. Auch legt die Re- 
gelungssystematik des IFG die Annahme nahe, dass 
der Gesetzgeber einzelne, abgeschlossene Verwal- 
tungsverfahren im Blick hatte und den Informations- 
zugang jeweils im Einzelfall für die dabei entstande- 
nen amtlichen Informationen eröffnen wollte. 


Meine Rechtsaufassung habe ich der Bundesanstalt 
mitgeteilt. 

5.13.2 Transparenz auch beim Einsatz von 
Tierantibiotika 

Amtliche Informationen über den Einsatz antibakte- 
riell wirksamer Tiermedikamente sollen dem Infor- 
mationszugang nicht entzogen werden dürfen. 

Die medizinischen Risiken der Massentierhaltung 
werden seit längerem diskutiert. Zur Behandlung, 
aber auch schon zur Vermeidung von Infektions- 
krankheiten werden Tierantibiotika in großen Men- 
gen verschrieben. Dieser massenhafte Medikamen- 
teneinsatz kann aber zur Ausbildung resistenter, 
artenübergreifend geluhrlicher Erreger führen, die 
- zunehmend - Gesundheit und Leben von Tier und 
Mensch gefährden können. 

Der Einsatz von Tierantibiotika bedarf daher der 
Begrenzung und Überwachung. Die Bundesregie- 
rung hat dem Deutschen Bundestag Ende 2012 den 
Entwurf eines Sechzehnten Gesetzes zur Änderung 
des Arzneimittelgesetzes (AMG) vorgelegt, mit dem 
ausweislich der amtlichen Begründung ein sorgfälti- 
gerer, reduzierter Antibiotikaeinsatz erreicht werden 
soll, um Entstehung und Ausbreitung artenübergrei- 
fend gefährlicher, multiresistenter Erreger zu begren- 
zen (Bundestagsdrucksache 17/11293). 

Mit der Novellierung sollten u. a. Meldepflichten der 
Tierhalter zur Zahl der Tiere und zur Therapieart und 
-häufigkeit sowie Anordnungsbefugnisse der veteri- 
närmedizinischen Überwachungsbehörden zur wirk- 
samen Verringerung des Medikamenteneinsatzes 
eingeführt werden. 

Bei der Beratung im Bundesrat wurde der Entwurf 
um ein Verbot der zweckändernden Nutzung der 
Daten ergänzt (Bundesratsdrucksache i49/i3; § 58f 
AMG). 

Die - dem Bundesamt für Verbraucherschutz bzw. 
dem Bundesinstitut für Risikobewertung in anonymi- 
sierter Form übermittelten - Daten zur Therapiehäu- 
figkeit sollten danach nur innerhalb des geschlosse- 
nen veterinärmedizinischen Monitorings durch Lan- 
des- und Bundesbehörden genutzt werden und somit 
nicht dem Informationszugang nach Landes- oder 
Bundesrecht unterliegen. 

Hier setzte meine Kritik an, die ich Ende Mai 2013 
dem zwischenzeitlich angerufenen Vermittlungsaus- 
schuss erläutert habe: 

Mit der Novellierung des AMG soll Licht in das 
Dunkel der Verabreichung von Tiermedikamenten 
gebracht werden. Die neuen Regelungen sind daher 
aus meiner Sicht schon von ihrer Zweckbestimmung 
her auf mehr Transparenz angelegt. Eine strenge 
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Zweckbindung mit Ausschluss des Informationszu- 
ganges für die Bürgerinnen und Bürger, die ein - im 
wahrsten Sinne des Wortes - vitales Interesse an 
einer medizinisch unbedenklichen Lebensmittelpro- 
duktion haben, ist damit nicht vereinbar. 

Ich habe mich deshalb nachdrücklich gegen die vor- 
geschlagene Formulierung des § 58f AMG ausge- 
sprochen, die - am Modell des § 4 Absatz 3 des Bun- 
desfernstraßengesetztes für sensible, personenbezo- 
gene, aber für die breite Öffentlichkeit nicht relevan- 
te Mautdaten konzipiert - im Kontext des AMG ver- 
fehlt erscheint. 

Auf kritische Anmerkungen zu meinen Bedenken 
habe ich verdeutlicht, dass die Forderung nach 
Transparenz gerade hier kein „Selbstzweck“ ist. Die 
Bürgerinnen und Bürger müssen wissen, welche 
- hier letztlich auch veterinärmedizinisch begründe- 
ten oder jedenfalls verstärkten - Risiken bei der Tier- 
haltung entstehen und welche staatlichen Maßnah- 
men hier greifen sollen. Auch diese Transparenz 
trägt zum Erfolg einer zielgerichteten, auf das unab- 
dingbar nötige Maß reduzierten Verschreibung bei. 

Dabei genügt es nicht, Kontrollmechanismen ledig- 
lich „abstrakt“ in Gesetzen und Verordnungen vor- 
zugeben. Ergänzend sind vielmehr auch essentielle 
Basisinformationen zur Anwendungspraxis geboten. 

Transparenz in diesem Sinne erfordert allerdings 
nicht, den Einsatz von Antibiotika durch alle Land- 
wirte individualisiert und im Detail offen zu legen. 

Leider hat sich auch der Vermittlungsausschuss mei- 
ne Bedenken nicht zu eigen gemacht. 

Die Änderung des AMG ist mit der kritisierten Klau- 
sel des § 58f in Kraft getreten. 

5.14 Der Bundesbeauftragte für Kultur 
und Medien 

5.14.1 Auch bei der Aufarbeitung der 

DDR-Diktatur muss Transparenz gel- 
ten 

Die Bundesstiftung zur Aufarbeitung der 
SED-Diktatur wurde durch Bundesgesetz als bundes- 
unmittelbare öffentlieh-rechtliche Stiftung errichtet 
und unterliegt deshalb dem IFG. 

Die „Stiftung Aufarbeitung“ wurde durch Gesetz 
über die Errichtung einer Stiftung zur Aufarbeitung 
der SED-Diktatur vom 5. Juni 1998 als rechtsfähige 
Stiftung des öffentlichen Rechts errichtet (BGBl. I 
S. 1226). Sie soll zur umfassenden Aufarbeitung der 
SED-Diktatur beitragen, die Erinnerung an das ge- 
schehene Unrecht und die Opfer wachhalten und den 
antitotalitären Konsens in der Gesellschaft, die De- 
mokratie und die innere Einheit Deutschlands för- 
dern. Ein Petent beantragte im Dezember 2011 er- 


folglos Informationszugang zu den Sitzungsprotokol- 
len von Stiftungsrat und Vorstand für die Zeit zwi- 
schen dem 1. Januar 2010 und dem 5. Dezember 
2011. Nach ebenfalls erfolglosem Widerspruch ge- 
gen den Ablehnungsbescheid wandte sich der An- 
tragsteller mit einer Beschwerde an mich und erhob 
Klage beim Verwaltungsgericht Berlin. 

Als rechtslühige Stiftung des öffentlichen Rechts 
nimmt die „Stiftung Aufarbeitung“ wie andere Bun- 
desstiftungen auch bundesgesetzlich definierte Ver- 
waltungsaufgaben wahr und ist deshalb als „Behör- 
de“ i. S. d. § 1 Absatz 1 Nummer 1 IFG grundsätz- 
lich zur Gewährung des Informationszuganges ver- 
pflichtet. Die begehrten Protokolle von den Sitzun- 
gen der Stiftungsgremien sind im Rahmen der Erfül- 
lung des gesetzlichen Auftrags der Stiftung entstan- 
den. Sie dienen deshalb amtlichen Zwecken im Sinne 
von § 2 Nummer 1 Satz 1 IFG und sind somit grund- 
sätzlich dem Informationszugang unterworfene „amt- 
liche Informationen“ i. S. d. IFG. 

Die Stiftung verweigerte den Informationszugang 
unter anderem mit Hinweis auf den Schutz behördli- 
cher Beratungen und den Schutz von Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnissen (§ 3 Nummer 3 Buchstabe b 
und § 6 Satz 2 IFG). Zudem unterlägen die Protokol- 
le einer durch Rechtsvorschrift (§ 4 Stiftungsgesetz 
i. V. m. § 7 Absatz 2 der Satzung) geregelten Ge- 
heimhaltungs- und Vertraulichkeitspflicht; daher 
greife auch der Ausschlusstatbestand des § 3 Num- 
mer 4 IFG ein. 

Dies hat das Verwaltungsgericht Berlin nicht über- 
zeugt: 

Dieses hat mit seinem Urteil vom 7. August 2013 
(VG 2 K 273.12) zunächst eine rückwirkende „zu- 
gangshindernde“ Satzungsregelung zur Vertraulich- 
keit der Protokolle früherer Sitzungen der Stiftungs- 
gremien ausgeschlossen (vgl. Kasten a zu 
Nr. 5.14.1). 

Kasten a zu 5.14.1 

VG Berlin, Urteil vom 7. August 2013 

- VG 2 K 273.12 S. 6 

[...] 

„Bestimmungen zur Geschäftsordnung können 

- ihrer Natur nach - nur den Gang der Geschäfte für 
die Zukunft regeln. Sie können nicht rückwirkend 
auf einen bereits abgeschlossenen Sachverhalt oder 
Verfahrensablauf einwirken. Daher können Ge- 
schäftsordnungsregelungen nicht mit Wirkung für 
die Vergangenheit beschlossen werden.“ 

Eine längere „Vertraulichkeitspraxis“ kann nach 
zutreffender Ansicht des Gerichts auch keinen 

- gewissermaßen gewohnheitsrechtlichen - Aus- 
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Schluss des gesetzlichen Informationszugangsrechtes 
begründen. 

Das Stiftungsgesetz selbst enthalte keine Regelung, 
aus der sich ausdrücklich die Nichtöffentlichkeit der 
Sitzungen oder eine allgemeine Vertraulichkeit der 
Protokolle ergebe. 

Auch die in Anspruch genommenen weiteren Aus- 
schlusstatbestände lagen nicht vor. 

Wie ich gegenüber der Stiftung ausdrücklich klarge- 
stellt habe, ist zur Begründung eines gesetzlich ge- 
schützten Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisses nach 
§ 6 Satz 2 IFG im Detail darzulegen, welches exklu- 
sive kaufmännische oder technische „konkurrenzre- 
levante“ Wissen in die Protokolle der Stiftungsorga- 
ne aufgenommen worden sein soll. Da sich die Stif- 
tung nicht im geschäftlichen Wettbewerb behaupten 
muss, kann sie den Schutz sensiblen unternehmeri- 
schen Wissens auch nicht für sich beanspruchen. 

Auch der Ausschlusstatbestand des § 3 Nummer 3 
Buchstabe b IFG lag nicht vor. Danach kann der 
Antrag auf Informationszugang abgelehnt werden, 
wenn und solange Beratungen der Behörden beein- 
trächtigt werden können. Die Stiftung befürchtete, 
eine Veröffentlichung der Protokolle mit den Namen 
der Gutachter würde diese davon abschrecken, künf- 
tig für sie tätig zu werden. Schutzgut dieses Aus- 
nahmetatbestandes ist indes nicht die Bereitschaft 
von Experten, eine Bundesbehörde auch künftig zu 
beraten und zu unterstützen, sondern (nur) der kon- 
krete, ungestörte laufende Beratungsprozess selbst 
(vgl. Kastenb zu Nr. 5.14.1). 

Kasten b zu Nr. 5.14.1 

VG Berlin, Urteil vom 7. August 2013 

- VG 2 K 273.12 - 

„Schutzobjekt des § 3 Nummer 3 Buchstabe b IFG 
ist nur der eigentliche Vorgang der behördlichen 
Entscheidungsfindung, d. h. die Besprechung, Berat- 
schlagung und Abwägung, mithin der eigentliche 
Vorgang des Überlegens. Die Tatsachengrundlagen 
und die Grundlagen der Willensbildung sind ebenso 
wie das Ergebnis der Willensbildung nicht von § 3 
Nummer 3 Buchstabe b IFG geschützt“, so das 
VG Berlin a.a.O., S. 7 unter Hinweis u. a. auf das 
Urteil des OVGNRW v. 2. November 2010 

- 8 A 475/10 - und den Beschluss des BVerwG vom 
18. Juli 2011 - BVerwG 7 B 14.11 -. 

Im vorliegenden Fall waren die befürchteten negati- 
ven Auswirkungen nicht - wie vom Bundesverwal- 
tungsgericht in seinem Urteil vom 3. November 2011 
(7 C 3.1 1) gefordert - nachvollziehbar belegt worden. 

Auch die von der Stiftung geäußerte „Befürchtung, 
eine Veröffentlichung würde den offenen Diskussi- 


onsprozess abbrechen lassen und einzelne Mitglieder 
könnten ihre Aufgaben nicht in gewohnter Weise 
weiterführen“ konnte das Gericht nicht nachvollzie- 
hen, zumal dem Vorstand und dem Stiftungsrat Per- 
sönlichkeiten angehörten, die sich auch während der 
SED-Diktatur nicht hatten davon abhalten lassen, 
ihre Meinung frei und öffentlich zu sagen. 

Der Hinweis auf die Ausschlusstatbestände des § 3 
Nummer 1 Buchstabe a IFG (Schutz der internatio- 
nalen Beziehungen) und des § 3 Nummer 7 IFG 
(Schutz vertraulich erhobener oder übermittelter 
Informationen) konnte ebenfalls nicht überzeugen. 

Das Urteil des VG Berlin ist noch nicht rechtskräftig. 
Die Stiftung hat beim Oberverwaltungsgericht Ber- 
lin-Brandenburg beantragt, gegen das Urteil Beru- 
fung zuzulassen. Hierüber war bei Redaktionsschluss 
noch nicht entschieden. 

5.15 Sonstiges 

5.15.1 Das IFG öffnet nicht alle Türen - bei 
der Deutschen Stiftung Verbrau- 
cherschutz bleiben sie verschlossen 

Die im Jahre 2010 gegründete „Deutsche Stiftung 
Verbraucherschutz“ ist keine Behörde im Sinne des 
IFG. Sie muss daher keine Auskunft geben. 

Ein Petent begehrte bei der „Deutschen Stiftung 
Verbraucherschutz“ Informationen über die Finan- 
zierung des „Bündnisses für Verbraucherbildung“. 
Dieses von der Stiftung ins Leben gerufene Projekt 
hat es sich zum Ziel gesetzt, Verbraucherkompeten- 
zen bundesweit in den Lehrplänen der Schulen zu 
verankern. 

Der Antrag auf Informationszugang wurde lediglich 
mit einem Hinweis auf die Veröffentlichungen der 
Stiftung beantwortet. Der Petent legte mir daraufhin 
die Frage vor, ob die „Deutsche Stiftung Verbrau- 
cherschutz“ nach dem IFG auskunftspflichtig sei. 

Das Informationsfreiheitsgesetz des Bundes ver- 
pflichtet nur die Behörden des Bundes zur Auskunft 
(§ 1 Absatz 1 Satz 1 IFG). Das Gesetz versteht dabei 
unter „Behörde“ jede Stelle auf Bundesebene, die 
Aufgaben öffentlicher Verwaltung wahmimmt. Dazu 
gehören beispielsweise öffentlich-rechtliche Stiftun- 
gen des Bundes wie die „Stiftung Preußischer Kul- 
turbesitz“ und die „Stiftung zur Aufarbeitung der 
SED-Diktatur“. 

Die „Deutsche Stiftung Verbraucherschutz“ wurde 
aber nicht als öffentlich-rechtliche Stiftung vom 
Bund, sondern als privatrechtliche Stiftung von der 
Verbraucherzentrale Bundesverband und den eben- 
falls zivilrechtlich als Vereine oder Stiftungen orga- 
nisierten Mitgliedsorganisationen gegründet. Ein 
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Anspruch auf Information nach § 1 Absatz 1 Satz 1 
IFG scheidet damit aus. 

An diesem Befund ändert auch die vom Deutschen 
Bundestag am 26. November 2010 beschlossene 
Bereitstellung von zehn Millionen Euro Stiftungska- 
pital für die Arbeit der Deutschen Stiftung Verbrau- 
cherschutz nichts. Derartige finanzielle Unterstüt- 
zungen durch staatliche Stellen sind auch in vielen 
anderen gesellschaftlichen Bereichen üblich, so im 
Sport, der Kultur und der öffentlichen Bildung. Die 
entsprechenden Organisationen sind damit aber noch 
keine auskunftspflichtigen Behörden des Bundes im 
Sinne des Informationsfreiheitsgesetzes. 

Der Charakter der Stiftung als non-gouvemementale 
Organisation (NGO) wird auch mit Blick auf die 
Besetzung von Vorstand, Stiftungsrat und Kuratori- 
um deutlich. Dem Vorstand und dem Stiftungsrat 
gehören keine Vertreter einer Bundes- oder Landes- 
behörde an. In die Stiftungsorgane werden Repräsen- 
tanten nicht-staatlicher Organisationen, z. B. der 
Verbraucherschutzorganisationen, des Deutschen 
Mieterbundes und anderer gesellschaftlicher Organi- 
sationen sowie der Kirchen und Gewerkschaften 
berufen. Lediglich im Kuratorium ist ein Vertreter 
des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz vertreten. 

Für Privatrechtssubjekte sieht das IFG eine Aus- 
kunftspflicht grundsätzlich nicht vor. Um aber den 
Anspruch auf Informationszugang umfassend zu 
gestalten, eröffnet § I Absatz I Satz 3 IFG den In- 
formationszugang für die Fälle, in denen sich Bun- 
desbehörden Privater zur Erfüllung öffentlich- 
rechtlicher Aufgaben bedienen. Nach § 7 Absatz 1 
Satz 2 IFG ist in diesen Fällen die Behörde aus- 
kunftspflichtig. Angesichts der Unabhängigkeit der 
Stiftung „bedient“ sich das Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
der Stiftung aber nicht für die Erledigung eigener 
Aufgaben. 

Ich musste dem Antragsteller deshalb mitteilen, dass 
die Stiftung nicht verpflichtet ist, Informationsanfra- 
gen nach dem IFG zu beantworten. 

Ihr bleibt es aber unbenommen, zur Stärkung des 
öffentlichen Vertrauens in ihre Arbeit von sich aus 
und auch ohne gesetzliche Verpflichtung ein 
Höchstmaß an Transparenz zu praktizieren, gerade 
auch im Hinblick auf die Finanzierung einzelner 
Projekte. 

5.15.2 Gilt das IFG auch für die Deutsche 
Welle? 

Grundsätzlich ja, aber nur soweit ... 


Ziel des IFG ist es, Verwaltungshandeln für Bürge- 
rinnen und Bürger transparenter und nachvollziehbar 
zu machen. Das Gesetz erfasst fast alle Bereiche und 
Formen öffentlich-rechtlichen Handelns. Ob das 
Recht auf Informationszugang auch gegenüber den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten als Trägern 
mittelbarer Staatsverwaltung gilt, ist aber mitunter 
zwischen den Landesbeauftragten für die Informati- 
onsfreiheit und „ihren“ Landesrundfunkanstalten 
streitig geblieben. Die Konferenz der Informations- 
freiheitsbeauftragten in Deutschland hat deshalb 
bereits 2010 daraufhingewiesen, dass das Recht auf 
Informationszugang auch gegenüber den öffent- 
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten gilt, sofern nicht 
deren grundrechtlich geschützte journalis- 
tisch-redaktionelle Tätigkeit berührt ist (Entschlie- 
ßung vom 24. Juni 2010 „Informationsfreiheit bei 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten“). 

Im Berichtszeitraum wurde ich nunmehr um die 
Klärung gebeten, ob das IFG auch für die einzige 
Rundfunkanstalt des Bundes, die Deutsche Welle, 
gilt. 

Anspruchsgegner für Anträge auf Informationszu- 
gang nach dem Informationsfreiheitsgesetz des Bun- 
des sind in erster Linie die Behörden des Bundes. 

Der Behördenbegriff entspricht dem des § 1 Absatz 4 
VwVfG, d. h. Behörde ist jede Stelle, die Aufgaben 
der öffentlichen Verwaltung wahmimmt. Auch die 
selbstständigen Verwaltungsträger, derer sich der 
Bund zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben in Form 
der mittelbaren Staatsverwaltung bedient, unterfallen 
dem Begriff der Behörde und damit dem IFG. Hier- 
bei handelt es sich insbesondere um die Körperschaf- 
ten und Anstalten des öffentlichen Rechts wie die 
Deutsche Welle sowie Stiftungen. Einrichtungen, die 
nur teilweise öffentlich-rechtlich tätig werden, sind 
auch nur insoweit zur Auskunftserteilung verpflich- 
tet. 

Die Deutsche Welle ist als Rundfunkanstalt sowohl 
eine Einrichtung des öffentlichen Rechts (des Bun- 
des), als auch - und insofern für eine Behörde aty- 
pisch - zugleich ein Grundrechtsträger (vgl. § 1 des 
Gesetzes über die Rundfunkanstalt des Bundesrechts 
„Deutsche Welle“ vom 16. Dezember 1997, BGBl. I 
S. 3094). Aus dem verfassungsrechtlichen Schutz des 
Redaktionsgeheimnisses (Artikel 5 Absatz 1 
Satz 2 GG) ergibt sich, dass Informationen aus jour- 
nalistisch-redaktioneller Tätigkeit nicht dem Infor- 
mationsfreiheitsgesetz des Bundes unterliegen. Die 
Deutsche Welle ist daher nur insoweit verpflichtet, 
einen Informationszugang zu gewähren, als sie au- 
ßerhalb ihres Programmauftrags und der Wahrneh- 
mung der Rundfunkfreiheit handelt. 

Im Ergebnis bedeutet dies: Die Deutsche Welle un- 
terliegt dem IFG, sofern nicht ihre grundrechtlich 
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geschützte journalistisch- redaktionelle Tätigkeit be- 
rührt ist. 

Die Grenzziehung zwischen dem redaktionellen und 
dem administrativen Bereich ist allerdings nicht klar 
definiert und daher im Einzelfall nicht immer ein- 
fach. Die vom Grundgesetz geforderte und vom 
Bundesverfassungsgericht konkretisierte Forderung 
der Gewährleistung eines funktionsbezogenen Schut- 
zes des redaktionellen Bereiches ist zu beachten, was 
im Einzelfall eine präzise und überzeugende Unter- 
scheidung des redaktionellen und des administrativen 
Bereiches voraussetzt, (vgl. auch BVerfG, Beschluss 
vom 13. Januar 1982 - 1 BvR 848/77 u. a. 

-BVerfGE 59, 231, S. 260 ff). Ein wesentliches 
Kriterium für diese Abgrenzung ist die Frage, ob die 
begehrten amtlichen Informationen ausschließlich 
eigenen journalistisch- redaktionellen Zwecken die- 
nen. So wäre z. B. die Recherche für einen Artikel 
oder Beitrag geschützt; Informationen hierzu unter- 
fallen nicht dem IFG. 

„Dass es bei dieser Unterscheidung neben wohl ein- 
deutigen Fallgestaltungen [...] auch Grenzfälle gibt, 
die im Hinblick auf die Gefahr einer mittelbaren 
Beeinträchtigung der Programmfreiheit näherer Un- 
tersuchung bedürfen, stellt den Ansatz einer Unter- 
scheidbarkeit nicht in Frage. Welche Tätigkeitsfelder 
im Einzelnen den spezifischen Programmbezug auf- 
weisen, ist eine Frage, die nicht in verallgemeine- 
rungsfähiger Weise, sondern nur unter Würdigung 
auch der Umstände des Einzelfalles zu entscheiden 
ist [...].“ (BVerwG, Beschluss vom 23. Mai 2013 
-7B30.12-). 

Ich sehe keinen Zielkonflikt zwischen der - gerade 
auch mit Blick auf die gelebte Demokratie unver- 
zichtbaren - effektiven journalistischen Recherche 
und Berichterstattung einerseits und der Transparenz 
der Verwaltungen der öffentlich-rechtlichen Medien 
andererseits. 

5.15.3 Informationszugang bei ARD und 
ZDF? 

ARD und ZDF müssen keinen Informationszugang 
gewähren. 

Sind auch ARD und ZDF zur Informationszugangs - 
gewährung nach dem IFG verpflichtet? Diese Frage 
hatte ich anlässlich zweier Eingaben zu beantworten: 

Ein Petent hatte mich gefragt, inwieweit er als Ge- 
bühren- oder Beitragszahler das Recht hat, in die 
Kalkulation und in den Haushalt des ZDF und der 
regionalen Anstalten der ARD Einsicht zu nehmen. 

Ein zweiter Petent hatte beim ZDF beantragt, ihm 
eine Aufstellung der Kosten zu übermitteln, die die- 
sem durch den Erwerb der Übertragungsrechte der 
UEFA Champions League entstehen. 


Das ZDF lehnte die Beantwortung des Antrags unter 
Hinweis auf die fehlende Rechtsgrundlage ab. Dem 
Antragsteller wurde mitgeteilt, die Kontrolle der 
Finanzen obliege der Kommission zur Ermittlung des 
Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten, dem Fernseh- 
und Verwaltungsrat, den Rechnungshöfen und Wirt- 
schaftsprüfern. 

Bei den in der ARD zusammengeschlossenen öffent- 
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten handelt es sich 
um Landesanstalten des öffentlichen Rechts, die 
nicht dem IFG des Bundes unterliegen. Die ARD ist 
ein freiwilliger Zusammenschluss aller Landesrund- 
funkanstalten und der Anstalt des Bundesrechts 
Deutsche Welle (DW) auf der Basis der 1950 verab- 
schiedeten ARD-Satzung. Die allgemeine Geschäfts- 
führung und die Vertretung der Arbeitsgemeinschaft 
wechseln. Ein Mitglied wird als geschäftsführende 
Anstalt für die Dauer von einem Jahr gewählt. 

Wendet sich ein Petent an mich, weil er sein Recht 
auf Informationszugang durch eine Landesrundfunk- 
anstalt oder die im Rahmen der ARD gemeinsam 
handelnden Rundfunkanstalten als verletzt ansieht, 
muss ich ihm deshalb mitteilen, dass das IFG nur für 
Behörden des Bundes gilt und ich daher nicht tätig 
werden kann. 

Für das ZDF, das seinen Sitz in Mainz hat, wird der 
Informationszugang durch § 2 Absatz 5 des Landes- 
informationsfreiheitsgesetzes Rheinland-Pfalz ausge- 
schlossen, der die öffentlich-rechtlichen Rundfunk- 
anstalten ausdrücklich vom Anwendungsbereich 
ausnimmt. Das betrifft auch den nicht-redaktionellen 
Bereich, zu dem auch Fragen nach den Kosten für 
den Rechteerwerb für die Champions League gehö- 
ren. 

Dies bedeutet nicht, dass hier jegliche Kontrolle der 
Mittelverwendung ausgeschlossen ist. 

So überprüft die unabhängige Kommission zur Ent- 
wicklung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten 
(KEF) den Bedarf sowie die Verwendung des Rund- 
funkbeitrags und verfasst mindestens alle zwei Jahre 
einen Bericht, der aggregierte Angaben zu den Aus- 
gaben und Einnahmen und zum Finanzbedarf des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks enthält. Die Be- 
richte der KEF werden veröffentlicht und sind auf 
ihrer Intemetseite (www.kef-online.de) für alle ein- 
sehbar. Insoweit ist „Haushaltstransparenz“ in einem 
gewissen Umfang gegeben. 

Gleichwohl halte ich es aber für bedenklich, wenn im 
Bereich zweier großer europäischer Sendeanstalten 
keine gesetzliche Regelung für einen darüber hinaus- 
gehenden, antragsgebundenen Zugang zu Verwal- 
tungsinformationen gilt. Mangelnde oder zumindest 
optimierbare Transparenz bei der Verwendung der 
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Gebühren lässt sich jedenfalls nicht mit dem Schutz 
der journalistischen Arbeit rechtfertigen. 

Ich habe den Antragsteller auf einen Beschluss der 
Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in 
Deutschland hingewiesen. Diese hat vor dem Hinter- 
grund der unbefriedigenden Rechtslage bereits in 
ihrer Entschließung vom 24. Juni 2010 gefordert, das 
Recht auf Informationszugang auch gegenüber den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten gelten zu 
lassen, sofern nicht deren grundrechtlich geschützte 
journalistisch-redaktionelle Tätigkeit berührt ist (die 
Entschließung ist abrufbar unter www.bfdi.bund.de). 

5.15.4 Die SOKA-BAU darf schweigen 

Die „ Urlaubs- und Lohnausgleichskasse der Bau- 
wirtschaft/Zusatzversorgungskasse des Baugewer- 
bes AG“ (SOKA-BAU) ist als Einriehtung der Tarif- 
parteien keine Behörde und deshalb nicht verpflich- 
tet, nach dem IFG Auskunft zu geben. 

Als Sozialkasse der Bauwirtschaft gleicht die 
SOKA-BAU branchentypische Nachteile aus, wie sie 
insbesondere saisonal und witterungsabhängig beste- 
hen. Arbeitsausfälle und entsprechend niedrigere 
Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung hätten 
ansonsten spürbare Einbußen bei der gesetzlichen 
Rente zur Folge. Ein weiterer Arbeitsschwerpunkt ist 
die Förderung und Finanzierung der Berufsausbil- 
dung in der Bauwirtschaft. 

Im Zusammenhang mit einem Insolvenzverfahren 
stellte eine Rechtsanwältin bei der SOKA-BAU An- 
trag auf Informationszugang nach dem IFG. Sie bat 
um Auskunft über etwaige Vollstreckungsaufträge, 
Mahnschreiben und Zahlungsaufforderungen zu den 
Beitragskonten des Insolvenzschuldners bei der SO- 
KA-BAU. In dem IFG- Antrag wurde die SO- 
KA-BAU auf einen Beschluss des Bundesverwal- 
tungsgerichts vom 9. November 2010 -7B43.10- 
hingewiesen, nach dem die Bestimmungen der Insol- 
venzordnung über die Erteilung von Auskünften 
nach §§ 97, 101 Insolvenzordnung und § 242 BGB 
dem Informationsfreiheitsgesetz nicht als spezielle 
Regelungen vergehen (3. TB Nr. 5.10.3). 

Die SOKA-BAU lehnte den Antrag auf Informati- 
onszugang mit der Begründung ab, sie sei keine Be- 
hörde und auch kein sonstiges Bundesorgan im Sinne 
des IFG und deshalb nicht zur Auskunft verpflichtet. 
Die Petentin bat mich daraufhin, die 
SOKA-BAU zur Auskunftserteilung zu veranlassen. 

Ich musste ihr allerdings mitteilen, dass die 
Rechtsauffassung der SOKA-BAU dem Gesetz ent- 
spricht. Das IFG verpflichtet nur die Behörden des 
Bundes zur Auskunft (§ 1 Absatz 1 Satz. 1). Unter 
„Behörde“ versteht es dabei jede Stelle des Bundes, 
die Aufgaben öffentlicher Verwaltung wahmimmt. 


Die SOKA-BAU ist danach jedoch keine Behörde 
des Bundes, sondern eine gemeinsame Einrichtung 
der Tarifvertragsparteien der Bauwirtschaft. Sie wird 
getragen vom Zentralverband des Deutschen Bauge- 
werbes e. V. (ZDB), dem Hauptverband der Deut- 
schen Bauindustrie e. V. (HDB) und der Industrie- 
gewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG BAU). Ihre 
Gründung ist nicht durch öffentlich-rechtlichen Er- 
richtungsakt, sondern freiwillig durch Zusammen- 
schluss der beteiligten juristischen Personen des 
Zivilrechts erfolgt. Die SOKA-BAU erfüllt keinen 
gesetzlichen Auftrag. Ihre Finanzierung erfolgt durch 
Mitgliedsbeiträge, nicht durch Haushaltsmittel des 
Bundes. Im Vorstand, Aufsichts- und Verwaltungsrat 
arbeiten keine Vertreter aus Bundesministerien mit. 
Sie übt damit weder Verwaltung im funktionalen 
Sinne aus, ist also keine dem IFG nach § I Absatz I 
Satz I unterworfene Bundesbehörde, noch ist sie 
„sonstiges“, mit der Wahrnehmung staatlicher Auf- 
gaben auf Bundesebene betrautes Organ i. S. d. § 1 
Absatz 1 Satz 2 IFG. 

Die SOKA-Bau ist auch keine juristische Person des 
Privatrechts, derer sich eine Bundesbehörde zur Er- 
füllung ihrer Aufgaben bedient (§ 1 Absatz 1 Satz 3 
IFG). 

Sie unterliegt daher nicht der Informationspflicht 
nach dem IFG. 

5.15.5 Zugang zu Informationen bei der 
Wirtschaftsprüferkammer 

Auf die Wirtsehaftsprüferkammer ist das IFG grund- 
sätzlich anwendbar. 

Ein Petent hatte mich um Prüfung gebeten, ob die 
Wirtschaftsprüferkammer und die Abschlussprüfer- 
aufsichtskommission Behörden i. S. d. IFG und da- 
mit im Rahmen dieses Gesetzes auskunftspflichtig 
sind. 

Grundsätzlich gilt; Organe der berufständischen 
Körperschaften (z. B. Handelskammern, Hand- 
werkskammern, Rechtsanwaltskammern) sind zu- 
meist keine Körperschaften des Bundes, so dass für 
einen Informationszugang das entsprechende Lan- 
desgesetz zur Informationsfreiheit einschlägig wäre, 
soweit ein solches existiert. Aber es gibt Ausnahmen: 

Die Wirtschaftsprüferkammer ist eine Körperschaft 
des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht des Wirt- 
schaftsministeriums untersteht. (§§ 4, 66 des Geset- 
zes über eine Berufsordnung der Wirtschaftsprüfer 
(Wirtschaftprüferordnung)). Sie wird u. a. beim Er- 
lass von Berufsausübungsregeln „in mittelbarer 
Staatsverwaltung tätig“ (§ 4 WPO). 

Die Abschlussprüferaufsichtskommission ist eine 
unter der Rechtsaufsicht des Ministeriums stehende, 
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nicht rechtsfähige Personengemeinschaft eigener Art 
(§§ 66, 66a Wirtschaftsprüferordnung). 

Beide Stellen nehmen somit Aufgaben der öffentli- 
chen Verwaltung wahr und sind als Behörden des 
Bundes i. S. d. Gesetzes (§ 1 Absatz 1 Satz 1 IFG) 
zur Gewährung des Informationszuganges verpflich- 
tet. 

5.15.6 Politische Parteien sind vom Staat 
unabhängig - sie müssen deswegen 
keine Auskunft nach dem IFG geben 

Parteien bekommen zwar Geld vom Staat, sie trifft 
aber keine Pflicht zur Information nach dem IFG. 
Allerdings müssen sie dem Präsidenten des Deut- 
schen Bundestages gegenüber Rechenschaft über 
ihre Finanzen ablegen. 

Mich erreichte eine Bürgeranlfage, ob die politischen 
Parteien dem IFG unterliegen, da sie eine öffentliche 
Aufgabe wahmehmen und von daher eigentlich aus- 
kunftspfhchtig sein müssten. 

Nach § 1 Absatz 1 IFG sind Behörden des Bundes 
sowie sonstige Bundesorgane und -einrichtungen im 
Rahmen der Erfüllung öffentlich-rechtlicher Verwal- 
tungsaufgaben zur Auskunft verpflichtet. Die Partei- 
en wirken zwar an der politischen Willensbildung 
des Volkes mit (Artikel 21 Absatz 1 Grundgesetz). 
Sie sind aber privatrechtlich als Vereine im Sinne des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) organisiert. Partei- 
en sind daher keine Behörden nach § 1 Absatz 1 
Satz 1 und auch keine sonstigen Organe nach § 1 
Absatz 1 Satz 2 IFG. 

Politische Parteien sind auch keine juristischen Per- 
sonen des Privatrechts, derer sich eine Behörde zur 
Erfüllung ihrer öffentlich-rechtlichen Aufgaben nach 
§ 1 Absatz 1 Satz 3 IFG bedient. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge- 
richts können Parteien ihren verfassungsrechtlichen 
Auftrag nur dann erfüllen, wenn sie gegenüber dem 
Staat unabhängig sind: „Das Prinzip der Parteienfrei- 
heit verwehrt eine staatlich-institutionelle Verfesti- 
gung der Parteien und ihre Einfügung in den Bereich 
der organisierten Staatlichkeit“ (BVerfGE 73, 40 
[66]). Also sind sie nach dem IFG nicht auskunfts- 
pflichtig. 

Allerdings sind sie trotzdem ungeachtet der Herkunft 
ihrer Mittel aus eigenen oder staatlichen Quellen 
nach Artikel 21 Absatz 1 Satz 3 und §§ 23 ff des 
Gesetzes über die politischen Parteien (PartG) zur 
Transparenz verpflichtet. Diese Offenbarungspflicht 
erstreckt sich auf die Herkunft und die Verwendung 
der Mittel (§ 23 PartG). Wird gegen diese Pflicht 
verstoßen, regelt die Rechtsfolgen ebenfalls das Par- 
teiengesetz (§§31a-31d PartG). 


Diese gesetzliche Transparenzverpflichtung der Par- 
teien besteht gegenüber dem Präsidenten des Deut- 
schen Bundestages (§ 23 Absatz 1 PartG). Dieser 
erstattet dem Deutschen Bundestag alle zwei Jahre 
über die Entwicklung der Parteienfinanzen sowie 
über die Rechenschaftsberichte der Parteien Bericht 
(§ 23 Absatz 4 PartG). Zusätzlich erstellt er jedes 
Jahr vergleichende Kurzübersichten über Einnahmen 
und Ausgaben der Parteien sowie über ihre Vermö- 
gensverhältnisse. Diese Berichte werden dann als 
Bundestagsdrucksache veröffentlicht. 

Ein individueller Anspruch auf Informationszugang 
gegenüber den Parteien besteht jedoch weder nach 
dem IFG noch nach dem Parteiengesetz. 

5.15.7 IFG-Anfragen von Fraktionen sind 
zulässig 

Interessenten aus aller Welt dürfen bei den Bundes- 
behörden auf der Grundlage des IFG Informationen 
erfragen. Natürlichen und juristischen Personen des 
Privatrechts ist dieses Recht auf Informationszugang 
gesetzlich garantiert. Gleiches sollte auch für die 
Fraktionen des Deutschen Bundestages und der Par- 
lamente der Bundesländer gelten. 

Eine Oppositionsfraktion in einem Bundesland fragte 
bei mir an, ob auch Fraktionen bei Behörden des 
Bundes einen Antrag auf Informationszugang nach 
dem IFG stellen dürfen. Dies war von mehreren Be- 
hörden des Bundes abgelehnt worden. 

Dies muss nach meiner Auffassung möglich sein, 
auch wenn nach herrschender Meinung juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts der Zugang zu 
Information nach dem IFG verwehrt bleiben soll. 

Ein näherer Blick auf die Entstehungsgeschichte der 
entsprechenden Bestimmung (§ 1 Absatz 1 IFG) 
zeigt jedoch, dass der Gesetzgeber keineswegs die 
Absicht hatte, ausnahmslos alle auf der Grundlage 
des öffentlichen Rechts konstituierten Personenge- 
samtheiten vom Zugang zu Informationen nach dem 
IFG auszuschließen. Die Gesetzesbegründung führt 
zu § 1 Absatz 1 Satz 1 IFG aus, juristische Personen 
des öffentlichen Rechts dürften deshalb keine 
IFG- Anträge stellen, weil sie sich die begehrten In- 
formationen über „Amtshilfevorschriften, Auskunfts- 
(verschaffungs)rechte oder Übermittlungsbefugnisse 
und -pflichten“ von anderen Bundesbehörden be- 
schaffen können (Bundestagsdrucksache 15/4493, 
S. 7). Ein so begründeter Ausschluss „klassischer“ 
Behörden vom Informationszugang macht Sinn. Der 
Bundesgesetzgeber wollte mit dieser Klarstellung in 
der Begründung vermeiden, dass Behörden unterein- 
ander auf der Grundlage des IFG Auskunft verlan- 
gen, obwohl ihnen eigene rechtliche Möglichkeiten 
zur Informationsbeschaffung zur Verfügung stehen. 
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Ich halte es daher für angemessen und der Zielset- 
zung des Gesetzes entsprechend, ein Antragsrecht 
der nach öffentlichem Recht (hier das Parlaments- 
recht) konstituierten, zumindest teilrechtsfahigen 
Personenvereinigungen anzuerkennen, sofern diese 
keine „klassischen“ Verwaltungsaufgaben wahmeh- 
men und auch nicht die zugehörigen Informations- 
rechte und -befugnisse (z. B. der Amtshilfe) haben. 

Das gilt für die Fraktionen des Deutschen Bundesta- 
ges ebenso wie für die Fraktionen der Landesparla- 
mente. Diese Interpretation des IFG wird auch durch 
die landesrechtliche Vorschrift des § 2 Absatz 2 des 
Berliner Fraktionsgesetzes (FraktG) gestützt: „Die 
Fraktionen nehmen als maßgebliche Faktoren der 
politischen Willensbildung unmittelbar Verfassungs- 
aufgaben wahr. Sie koordinieren, steuern und er- 
leichtern die politisch-parlamentarische Arbeit ihrer 
Mitglieder nach innen und außen und sichern damit 
die Arbeit des Abgeordnetenhauses selbst. Ihnen 
obliegt die Mitwirkung an der Gesetzgebungs- und 
der Kontrollfunktion des Abgeordnetenhauses. (...)“ 
Danach sind Fraktionen des Berliner Abgeordneten- 
hauses kein Teil der öffentlichen Verwaltung und 
üben auch keine öffentliche Gewalt aus. Ihnen ist 
zudem ausdrücklich die Aufgabe übertragen worden, 
ihre Mitglieder bei der Informationsbeschaffung zu 
unterstützen (§ 3 Absatz 3 Nummer 5 FraktG). 


Meine Rechtsauffassung sehe ich zusätzlich gestützt 
durch einen Beschluss des Oberverwaltungsgerichts 
Berlin-Brandenburg. Fraktionen des Deutschen Bun- 
destages gehören danach nicht zu den anspruchsver- 
pflichteten Stellen im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 1 
und 2 IFG (OVG 12 N 8.12 vom 26. Februar 2013). 
Im Umkehrschluss erscheint es deshalb angemessen, 
sie als anspruchsberechtigt anzusehen. 

Schließlich wird nach der Kommentarliteratur eine 
Anspruchsberechtigung teilrechtsfahigen Personen- 
vereinigungen des Privatrechts „auch unterhalb der 
Schwelle der juristischen Person“ zugebilligt. Die 
Anspruchsberechtigung nach dem IFG setzt also die 
(Voll-)Rechtsfahigkeit nicht zwingend voraus. 

Ich halte deswegen Fraktionen für berechtigt, Anträ- 
ge nach dem IFG zu stellen. 

Ich habe die anfragende Fraktion allerdings darauf 
aufmerksam gemacht, dass es zur Frage des Antrags- 
rechts von Fraktionen noch keine Rechtsprechung 
gibt. Um eine Beantwortung der Anfrage sicherzu- 
stellen, sollten die Anträge so lange (vorsorglich 
auch) künftig von Einzelpersonen aus der Fraktion 
gestellt werden, bis die Frage der Antragsbefugnis 
gerichtlich geklärt ist. 
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6 Anlagen 

Anlage 1 

Übersicht über die Beanstandungen nach § 25 BDSG i. V. m. § 12 Absatz 3 IFG 

Bundesministerium der Finanzen; 

Verstoß der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben gegen § 1 Abs. 1 IFG i. V. m. § 3 Nr. 6 IFG, weil 
die Rechtsauffassung nicht mit den Vorgaben der genannten Vorschrift vereinbar ist (vgl. Nr. 5.5.1). 
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Anlage 2 

Entschließung der 24. Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland 
vom 12. Juni 2012 

„Informationsfreiheit auf europäischer Ebene ausbauen, nicht einschränken!“ 


Mit Besorgnis nehmen die Informationsfreiheitsbe- 
auftragten in Deutschland zur Kenntnis, dass der 
freie Zugang zu Dokumenten der Europäischen 
Union gemäß Verordnung 1049/2001 erneut in 
Frage gestellt wird. 

Bereits im Jahre 2008 hatte die Europäische Kom- 
mission mannigfaltige Vorschläge zu einer drasti- 
schen Einschränkung des Zugangs zu europäischen 
Dokumenten vorgelegt, deren Folge eine massive 
Reduzierung der gebotenen Transparenz des Han- 
delns europäischer Institutionen gewesen wäre (vgl. 
Entschließung der Informationsfreiheitsbeauftrag- 
ten in Deutschland vom 30. Juni 2008). Das Euro- 
päische Parlament forderte daraufhin zwar eine 
Stärkung der Informationsfreiheit, doch arbeiten die 
Mitgliedstaaten derzeit daran, genau das zu verhin- 
dern. Ein „Kompromisspapier“ der dänischen Rats- 
präsidentschaft sah zuletzt vor, das Zugangsrecht zu 
Akten der Institutionen der Europäischen Union 
deutlich einzuschränken. 

Während bislang alle Arten von Inhalten der Infor- 
mationsfreiheit unterfallen, sollen zukünftig nur 
„formell übermittelte“ Dossiers öffentlich einzuse- 
hen sein. Damit würden der Öffentlichkeit sämtli- 
che Entwürfe oder Diskussionspapiere des Rats, der 


Kommission und des Parlaments vorenthalten. Dies 
würde auch Vertragsverletzungs verfahren, Wett- 
bewerbs- und Kartellverfahren betreffen, die von 
hohem öffentlichem Interesse sind. 

Die Konferenz lehnt die Ausnahme einzelner euro- 
päischer Institutionen von der Transparenzpflicht 
ab. Sie tritt dafür ein, dass insbesondere die Euro- 
päische Zentralbank und die Europäische Investiti- 
onsbank nicht nur hinsichtlich ihrer Verwaltungstä- 
tigkeiten auf mehr Transparenz verpflichtet werden. 

Die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftrag- 
ten in Deutschland appelliert an die Bundesregie- 
rung, sich im Europäischen Rat für mehr Transpa- 
renz einzusetzen. Verwaltung und Politik auf der 
Ebene der Europäischen Union dürfen nicht in 
bürokratische Geheimniskrämerei zurückzufallen. 
Die Forderungen des Europäischen Parlaments 
müssen endlich erfüllt werden. Gerade angesichts 
der zunehmenden Verantwortung, die den europäi- 
schen Institutionen von der gemeinsamen Außenpo- 
litik bis zur Bewältigung der Finanzkrise zukommt, 
gilt es, alle Institutionen der Europäischen Union 
noch weiter zu öffnen. Denn: Vertrauen basiert auf 
Transparenz! 
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Anlage 3 


Entschließung der 24. Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland 
vom 12. Juni 2012 

„Mehr Transparenz bei der Wissenschaft - Offenlegung von Kooperationsverträgen - “ 


Die Kooperation zwischen Wissenschaft und Wirt- 
schaft hat eine lange Tradition. Dies gilt für ge- 
meinsame Institute ebenso wie für Stiftungsprofes- 
suren und sonstige Formen der Zusammenarbeit. 

Unternehmens finanzierte Forschung nimmt einen 
immer größeren Anteil an der Wissenschaft ein. 
Deutschlandweit sollen inzwischen 660 Lehrstühle 
direkt oder indirekt von Unternehmen finanziert 
sein. Oft sind Motivation und Umfang der Förde- 
rung für Außenstehende nicht erkennbar. Für eine 
Beurteilung der Forschungsergebnisse und deren 
Bewertung ist die Kenntnis dieser Hintergründe 
jedoch Voraussetzung. Die Freiheit von Forschung 
und Wissenschaft lebt von einer offenen Diskussi- 
on; Geheimhaltung engt diese Freiheiten ein. 

Einer verborgenen Einflussnahme auf Forschungs- 
gegenstände, Forschungsergebnisse und auf deren 
Veröffentlichung kann nur durch eine konsequente 
Politik der Offenheit begegnet werden. Kooperati- 
onsverträge zwischen Wissenschaft und Unterneh- 


men sind grundsätzlich offenzulegen. Eine solche 
Veröffentlichungspflicht sollte mindestens die 
Identität der Drittmittelgeber, die Laufzeit der Pro- 
jekte, den Förderumfang und die Einflussmöglich- 
keiten der Drittmittelgeber auf Forschungsziele und 
-ergebnisse umfassen. Die Pflicht zur Veröffentli- 
chung der Verträge darf nur zurücktreten, soweit 
und solange die Bekanntgabe gesetzlich geschützte 
Interessen beeinträchtigt. 

Die regelmäßige Offenlegung der Finanzierung von 
Forschungsprojekten ist nach Auffassung der In- 
formationsfreiheifsbeauftragten ein geeignetes In- 
strument, um die Freiheit der Forschung zu schüt- 
zen, indem einseitige Abhängigkeiten oder auch 
nur deren Anschein vermieden wird. Eine reine 
Selbstverpflichtung der Universitäten und For- 
schungseinrichtungen ist hierfür nicht ausreichend. 
Es bedarf vielmehr konsequenter Regelungen in 
den Informationsfreiheitsgesetzen des Bundes und 
der Länder. 
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Anlage 4 

Entschließung der 25. Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland 
vom 27. November 2012 

„Parlamente sollen in eigener Sache für mehr Transparenz sorgen!“ 


Die Informationsfreiheitsgesetze von Bund und 
Ländern nehmen die Parlamente von den für sons- 
tige öffentliche Stellen bestehenden Transparenz- 
pflichten aus. Die Konferenz der Informationsfrei- 
heitsbeauftragten in Deutschland sieht, dass der 
Kembereich der Abgeordnetentätigkeit in der un- 
abhängigen Wahrnehmung ihres Mandats nicht 
dem umfassenden Zugangsanspruch der Öffent- 
lichkeit unterliegen kann. Defizite bei der Transpa- 
renz führen aber zu einem Verlust an öffentlicher 
Glaubwürdigkeit. Die Parlamente von Bund und 
Ländern sollten deshalb Vorreiter in Sachen Trans- 
parenz werden und Ausnahmen vom Informations- 
zugang soweit wie möglich zurücknehmen. 

ln welchem Umfange Transparenz herzustellen ist, 
ist eine Frage des verfassungsrechtlich gebundenen, 
gesetzgeberischen Ermessens. Dieses verpflichtet 
die Parlamente dazu, die bereits vorhandenen 
Transparenzregelungen regelmäßig daraufhin zu 
überprüfen, ob sie sich bewährt haben oder ggf zu 
konkretisieren und zu ergänzen sind. 


Dabei sollten - soweit noch nicht geschehen - fol- 
gende Punkte berücksichtigt werden: 

a. ein möglichst hohes Maß an Transparenz bei 
den weiteren Tätigkeiten und Einkünften von 
Abgeordneten unter Berücksichtigung von Be- 
rufsgeheimnissen. Den möglichen Besonder- 
heiten des Mandats, insbesondere bei „Teil- 
zeit“-Parlamenten, sollte Rechnung getragen 
werden, 

b. Veröffentlichung von Tagesordnungen von 
Plena und Ausschüssen, ebenso Stellungnah- 
men, Protokolle und weitere Unterlagen, die 
Gegenstand der Beratungen sind, 

c. Öffentlichkeit von Sitzungen der Fachaus- 
schüsse, 

d. grundsätzliche Veröffentlichung von wissen- 
schaftlichen Ausarbeitungen der Parlaments- 
dienste und sonstiger Gutachten, 

e. Zugang zu Informationen über Beschaffungen, 
Reisen, Sachausgaben und sonstige kosten- 
trächtige Vorhaben der Parlamente und ihrer 
Ausschüsse. 
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Anlage 5 


Entschließung der 25. Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland 
vom 27. November 2012 

„Mehr Transparenz bei Krankenhaushygienedaten“ 


Das Vertrauen der Bevölkerung in das deutsche 
Gesundheitssystem, insbesondere in unsere Kran- 
kenhäuser, hat im Laufe der letzten Jahre abge- 
nommen. Dies ist auch auf eine verbreitete 
Intransparenz zurückzuführen. 

Zwar wurden in einem von einer Tageszeitung 
herausgegebenen Klinikführer Berlin-Brandenburg 
erstmals auch Hygienedaten veröffentlicht, jedoch 
nahmen nicht alle Krankenhäuser an der dieser 
Publikation zugrunde liegenden freiwilligen Daten- 
erhebung teil. Das wurde unter anderem damit be- 
gründet, dass die nur zu internen Zwecken erhobe- 
nen Daten falsch interpretiert werden könnten und 
dass Patientinnen und Patienten möglicherweise 
andere Krankenhäuser wählen würden, wenn sie 
über entsprechende Vergleichsdaten verfügten. 

Die Entscheidung für oder gegen ein bestimmtes 
Krankenhaus können die Patientinnen und Patien- 
ten aber nur dann verantwortlich treffen, wenn 


ihnen alle relevanten Parameter zur Verfügung 
stehen; dazu gehören auch die jeweiligen Hygiene- 
daten und ihre Umsetzung in den einzelnen Klini- 
ken. Nur eine standardisierte Melde- und Veröffent- 
lichungspflicht für alle Hygienedaten ermöglicht es 
jedem Patienten und jeder Patientin, die jeweiligen 
Hygienestandards der Krankenhäuser zu bewerten 
und zu vergleichen. 

Die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftrag- 
ten in Deutschland fordert daher alle Verantwortli- 
chen, insbesondere den Bundes- und die Landesge- 
setzgeber auf, für Transparenz bei Krankenhaushy- 
gienedaten zu sorgen. Dazu gehören auch standar- 
disierte und weit reichende Melde- und Veröffentli- 
chungspflichten und die Erweiterung der Qualitäts- 
berichte der Krankenhäuser. Dies wäre ein wichti- 
ger Schritt, um durch mehr Transparenz das Ver- 
trauen der Bevölkerung in die Gesundheitsversor- 
gung durch Krankenhäuser zu fördern. 
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Anlage 6 

Entschließung der 26. Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland 
vom 27. Juni 2013 

„Verbraucher durch mehr Transparenz im Lebensmittelbereich schützen - Veröffentlichungspflichten 
für Hygieneverstöße jetzt nachbessern!“ 


Mit der Reform des Verbraueherinformationsrechts 
zum 1. September 2012 hat der Gesetzgeber als 
Reaktion auf die Lebensmittelskandale der letzten 
Jahre mit § 40 Abs. la Lebensmittel- und Futter- 
mittelgesetzbuch (LFGB) eine Rechtsgrundlage für 
die Veröffentlichung von Hygieneverstößen durch 
die zuständigen Behörden geschaffen. 

Schon im damaligen Gesetzgebungsverfahren hatte 
die Konferenz der Informationsffeiheitsbeauftrag- 
ten daraufhingewiesen, dass die Vorschrift zu un- 
differenziert sei. Nachdem zahheiche Bundesländer 
begonnen hatten, Verbraucherinnen und Verbrau- 
cher auf eigens dafür geschaffenen Intemetplatt- 
formen über entsprechende Hygieneverstöße zu 
informieren, sind die Veröffentlichungen durch 
eine Reihe von verwaltungsgerichtlichen Entschei- 
dungen in Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, 
Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz gestoppt 
worden. Nach Auffassung der Gerichte greift § 40 
Abs. la LFGB unter anderem deshalb unverhält- 
nismäßig in die Rechte der betroffenen Unterneh- 
men ein, weil die Vorschrift schon bei geringen 
Verstößen eine Veröffentlichung zulasse und keine 


Grenzen für die Dauer der Veröffentlichung vorse- 
he. 

Die Informationsfreiheitsbeauftragten des Bundes 
und der Länder appellieren daher an die Bundesre- 
gierung, dringend die lebensmittelrechtlichen Vor- 
schriften über die Information der Öffentlichkeit zu 
überarbeiten und wie vom Bundesrat angeregt im 
Fachdialog mit den Ländern ein Transparenzsystem 
zu schaffen, das in eine rechtskonforme und effek- 
tive Gesamtkonzeption eingebunden wird. Nach der 
Rechtsprechung sind als Kriterien für eine Neure- 
gelung der Veröffentlichungspflicht im Sinne des 
§ 40 Abs. la LFGB insbesondere die Schwere des 
Rechtsverstoßes, eine behördliche Hinweispflicht 
auf die Tatsache und den Zeitpunkt der Mängelbe- 
seitigung, Löschungspflichten sowie Ermessens- 
und Härtefallregelungen in Erwägung zu ziehen. 
Umfassende Transparenz bei der Lebensmittelsi- 
cherheit darf nicht als Belastung für die Betriebe 
verstanden werden. Vielmehr ist dies der einzige 
Weg, das Vertrauen von Verbraucherinnen und 
Verbrauchern in die Qualität der Lebensmittel lang- 
fristig herzustellen und zu wahren. 
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Anlage 7 


Entschließung der 26. Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland 
vom 27. Juni 2013 

„Open Data stärkt die Informationsfreiheit - sie ist eine Investition in die Zukunft!“ 


Die gesellschaftlichen Erwartungen an einen trans- 
parenten Staat gehen inzwischen weit über das 
bisherige Recht der Bürgerinnen und Bürger, einen 
Antrag auf Informationszugang zu stellen, hinaus. 
Open Data - also die aktive Bereitstellung öffentli- 
cher Informationen im Internet - wird auf den ers- 
ten Portalen bereits praktiziert. Zahlreiche Projekte 
befinden sich im Aufbau. Die Konferenz der In- 
formationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland 
begrüßt diese Entwicklungen ausdrücklich und 
formuliert in einem Positionspapier wesentliche 
Anforderungen an eine moderne Transparenzge- 
setzgebung. 

Die Konferenz hält Regelungen in den Informati- 
onsfreiheits- und Transparenzgesetzen fiir erforder- 
lich. Diese müssen um geeignete Instrumente zur 
Veröffentlichung von Informationen ergänzt wer- 
den. Datenbestände öffentlicher Stellen dürfen 


grundsätzlich nicht durch Urheberrecht oder Nut- 
zungsbeschränkungen blockiert werden. Um Urhe- 
berrechten Dritter Rechnung zu tragen, sollten öf- 
fentliche Stellen mit diesen die Einräumung der 
Nutzungsrechte vertraglich vereinbaren. 

Open Data muss als wesentlicher Bestandteil der 
Informationsfreiheit verstanden werden. Allerdings 
wird der Anspruch auf Informationszugang im 
herkömmlichen Antragsverfahren auch in Zukunft 
unverzichtbar sein. Eine Weiterentwicklung der 
bestehenden Informationsfreiheitsrechte um mög- 
lichst umfassende Veröffentlichungspflichten hal- 
ten die Informationsfreiheitsbeauftragten für uner- 
lässlich. Mit dem Positionspapier unterstützen sie 
die begonnenen Open Data-Projekte und empfehlen 
den Gesetzgebern eine enge Verzahnung von In- 
formationsfreiheit und Open Data. 
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Positionspapier der 26. Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland 
vom 27. Juni 2013 

„Informationsfreiheit und Open Data“ 


Informationsfreiheit und Open Data sind wesentli- 
che Voraussetzungen für Transparenz und Kontrol- 
lierbarkeit der Verwaltung und fördern die demo- 
kratische Partizipation. 

Die Informationsfreiheits- und Transparenzgesetze 
der Länder sowie des Bundes (im Folgenden: In- 
formationsfreiheitsgesetze) erfahren große Akzep- 
tanz und werden intensiv genutzt. Ihnen ist zumeist 
eines gemeinsam: Wer Informationen von öffentli- 
chen Stellen begehrt, muss einen Antrag stellen, ein 
Verwaltungsverfahren durchlaufen und dafür unter 
Umständen auch Gebühren entrichten. Die gesell- 
schaftlichen Erwartungen an einen transparenten 
Staat gehen inzwischen jedoch darüber hinaus. 

Dem in seiner Durchsetzung oft aufwändigen An- 
tragsrecht der Bürgerinnen und Bürger sollte des- 
halb die Pflicht öffentlicher Stellen stärker als bis- 
her zur Seite gestellt werden, Informationen von 
sich aus zu veröffentlichen. Open Data - also die 
aktive Bereitstellung öffentlicher Informationen im 
Internet - wird auf den ersten Portalen im Internet 
bereits praktiziert. Zahlreiche Projekte befinden 
sich im Aufbau. 

Open Data beinhaltet begrifflich bereits die Forde- 
rung nach Offenheit. Daten des öffentlichen Sektors 
sind in diesem Sinne offen, wenn sie maschinenles- 
bar sind (maschinell interpretiert werden können), 
das Format der Datensätze offen und frei nutzbar ist 
(offene Standards), sie grundsätzlich keiner be- 
schränkenden Lizenz unterliegen und ohne Kosten 
zugänglich sind sowie beliebig genutzt und weiter- 
verwendet werden können. Damit dies zum Stan- 
dard für den Umgang mit Informationen öffentli- 
cher Stellen in Deutschland werden kann, müssen 
neben informationstechnischen auch rechtliche 
Voraussetzungen geschaffen werden. Die Informa- 
tionsfreiheitsbeauftragten halten zur Umsetzung 
von Open Data klare gesetzliche Grundlagen für 
erforderlich und empfehlen die Berücksichtigung 
der folgenden Eckpunkte: 

1. Open Data braucht starke Informationsfrei- 
heitsgesetze 


a) Open Data muss als wesentlicher Bestand- 
teil der Informationsfreiheit verstanden 
werden. Der Anspruch auf Informationszu- 
gang im herkömmlichen Antragsverfahren 
wird auch in Zukunft unverzichtbar sein. 

b) Länder, in denen noch keine entsprechen- 
den gesetzlichen Regelungen existieren, 
sollten unverzüglich Informationsfreiheits- 
gesetze mit einem starken Anspruch auf In- 
formationszugang und effektiver Ver- 
pflichtung zur proaktiven Veröffentlichung 
von Daten öffentlicher Stellen sowie zur 
Einrichtung von Informationsregistem 
bzw. Open Data-Portalen beschließen. 

c) Die Informationsfreiheitsgesetze sind, so- 
weit erforderlich, so anzupassen, dass In- 
formationen, die auf ihrer Grundlage he- 
rausgegeben werden, in der Regel auch 
veröffentlicht werden können. Die Pflich- 
ten zur Veröffentlichung sind in den In- 
formationsfreiheitsgesetzen zu regeln und 
müssen für alle öffenflichen Stellen gelten, 
die bereits einem Zugangsanspruch nach 
den j eweiligen Informationsfreiheitsgeset- 
zen unterliegen. Wenn Informationen auf 
dem Antragswege herauszugeben sind, 
sollte auch deren Veröffentlichung so we- 
nig wie möglich beschränkt werden. Hier- 
für kann die Anonymisierung von Daten 
förderlich sein. 

d) Die Gefahr der weiteren Rechtszersplitte- 
rung durch neue Open Data-Regelungen 
außerhalb der Informationsfreiheitsgesetze 
bestätigt die Forderung der Informations- 
freiheitsbeauftragten nach einer möglichst 
einheitlichen Rechtsgrundlage für den In- 
formationszugang. 

2. Klarere Regelungen zur Veröffentlichung 

als Voraussetzung für Open Data 

a) Open Data ist weit mehr als Öffentlich- 
keitsarbeit: Bestehende Ansätze von Veröf- 
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fentlichungspflichten in den Informations- 
freiheitsgesetzen sind auszubauen und um 
effektive Instrumente zu ergänzen, die eine 
Veröffentlichung gewährleisten. 

b) Kategorien von Dokumenten, die zu veröf- 
fentlichen sind, sollten in den Informati- 
onsfreiheitsgesetzen umfassend und kon- 
kret beschrieben werden. Die Informations- 
freiheitsbeauftragten beraten bei der Kon- 
zeption und Umsetzung. 

c) In den Informationsfreiheitsgesetzen sollte 
für alle Informationen, auf deren Zugang 
ein voraussetzungsloser Anspruch besteht, 
auf Verwendungsbeschränkungen verzich- 
tet werden. 

d) Der Ort der Veröffentlichung ist ausdrück- 
lich zu regeln. Denkbar ist die Veröffentli- 
chung in einem Informationsregister bzw. 
Open Data-Portal. Auch kann die Einrich- 
tung entsprechender Seiten auf den Home- 
pages der informationspflichtigen Stellen 
sinnvoll sein. 

e) Ein Informationsregister bzw. eine Open 
Data-Plattform sollte ausschließlich in öf- 
fentlicher Regie errichtet werden. Durch 
die Verantwortlichkeit öffentlicher Betrei- 
berinnen und Betreiber können nicht zu- 
letzt die Richtigkeit und Aktualität der an- 
gebotenen Informationen am ehesten ge- 
währleistet werden. 

f) Die Ausgestaltung einer Open Data- 
Plattform sollte sich bereits von der techni- 
schen Konstruktion bis hin zu den Vorein- 
stellungen auf Funktionen beschränken, die 
für die Bereitstellung der Informationen für 
die Bürgerinnen und Bürger von Bedeu- 
tung sind, ihnen die Preisgabe nicht erfor- 
derlicher personenbezogener Daten aber 
nicht abverlangen (privacy by design). 

3. Es bedarf eines subjektiven, durchsetzbaren 

Anspruchs auf Veröffentlichung 


noch Anlage 8 

a) Ein wichtiges Instrument zur Durchsetzung 
von Open Data ist die Gewährleistung ei- 
nes subjektiven Rechtsanspruches auf die 
aktive Veröffentlichung von Informationen 
in den Informationsfreiheitsgesetzen von 
Bund und Ländern. Zwar ist die Verwal- 
tung an Recht und Gesetz gebunden, je- 
doch hätten Bürgerinnen und Bürger ohne 
einen derartigen Anspruch keine Möglich- 
keit, eine öffentliche Stelle, die vorhandene 
Daten entgegen der Veröffentlichungs- 
pflicht rechtswidrig zurückhält, zur Veröf- 
fentlichung zu verpflichten. 

b) Dieser Anspruch sollte dem bisherigen In- 
formationszugangsanspruch im Hinblick 
auf Einklagbarkeit und Unterstützung 
durch die Informationsfreiheitsbeauftragten 
gleichgestellt werden. 

4. Keine Verwendungseinschränkung für öf- 
fentlich bereitgestellte Daten 

a) Datenbestände öffentlicher Stellen dürfen 
nicht durch Urheber- oder Nutzungsbe- 
schränkungen der öffentlichen Stellen blo- 
ckiert werden. Um Urheberrechten Dritter 
Rechnung zu fragen, sollten öffentliche 
Stellen mit diesen die Einräumung der 
Nutzungsrechte vertraglich vereinbaren. 

b) Sowohl bei der Veröffentlichung als auch 
bei der Verwendung darf es nicht darauf 
ankommen, welche Absichten die Nutze- 
rinnen und Nutzer verfolgen. 

5. Open Data ist eine Investition in die Zukunft 

a) Sowohl die Schaffung der Infrastruktur als 
auch die erstmalige Aufarbeitung und Be- 
reitstellung der Daten können kosteninten- 
siv sein. Auch die regelmäßige Veröffent- 
lichung aktueller Informationen kann zu- 
sätzliche Sach- und Personalkosten binden. 
Es bedarf sowohl einer technischen Aufbe- 
reitung der Daten selbst (Maschinenlesbar- 
keit) als auch der Strukturierung einer 
nutzbaren, übersichtlichen Plattform. 
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b) Aus Praktikabilitätsgründen wird eine Be- 
schränkung des Umfangs der tatsächlich zu 
veröffentlichenden Daten zunächst unum- 
gänglich sein. Auch ein zeitlich gestaffeltes 
In-Kraft-Treten von Veröffentlichungs- 
pflichten kann dem Praktikabilitätsgedan- 
ken Rechnung tragen. 

c) Angemessene Übergangsfristen sind auch 
für die Schaffung der technischen Voraus- 
setzungen sowie für die etwaige Aufberei- 
tung von Informationen, die vor dem 
In-Kraft-Treten einer entsprechenden Re- 
gelung angefallen sind, vertretbar. 

d) Um die Bereitstellung von Informationen 
zu erleichtern, sollten Regelungen getrof- 
fen werden, damit neue Daten bereits von 
vornherein in den entsprechend verwertba- 
ren Formaten geführt werden oder zumin- 
dest problemlos aufbereitet werden kön- 
nen. 

e) Die Kosten der Verwaltung können durch 
Open Data langfristig reduziert werden. 
Insbesondere erspart die proaktive Bereit- 
stellung von Informationen den öffentli- 


chen Stellen die Bearbeitung individueller 
Informationszugangsanträge. 

1) Durch innovative Geschäftsmodelle zur 
kommerziellen Weiterverwendung öffent- 
licher Daten kann Open Data zu positiven 
gesamtwirtschaftlichen Effekten beitragen. 

g) Die Kostenerhebung fiir den antragsgebun- 
denen Informationszugang steht in einem 
Spannungsverhältnis zur Kostenfreiheit im 
Rahmen von Open Data. Ein stimmiges 
Gesamtkonzept sollte durch einen grund- 
sätzlichen Verzicht auf die Erhebung von 
Gebühren erreicht werden. 

h) Open Data bedeutet einen Aufgabenzu- 
wachs bei den Informationslfeiheitsbeauf- 
tragten. Auch nach der Begleitung im An- 
fangsstadium (Gesetzgebung, Projekte für 
Plattformen etc.) bedürfen die öffentlichen 
Stellen einer permanenten Beratung zur 
Umsetzung der Veröffentlichungspflichten. 
Außerdem müssen die Kapazitäten der In- 
formationsfreiheitsbeauftragten erweitert 
werden. 
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Entschließung der 26. Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland 
vom 27. Juni 2013 

„Transparenz bei Sicherheitsbehörden“ 


Im Zusammenhang mit den Enthüllungen der um- 
fassenden und anlasslosen Überwachungsmaßnah- 
men des US-amerikanischen und des britischen 
Geheimdienstes wurde bekannt, dass auch ein gro- 
ßer Teil des Kommunikations Verhaltens der Bürge- 
rinnen und Bürger in Deutschland ohne ihr Wissen 
von diesen Geheimdiensten überwacht worden ist. 

Die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftrag- 
ten fordert die Verantwortlichen in Deutschland 
und Europa auf, für Transparenz auf nationaler und 
internationaler Ebene zu sorgen. Das Vertrauen der 
Bevölkerung kann nur zurückgewonnen werden, 
wenn die Aufgaben und Befugnisse der Sicher- 
heitsbehörden völkerrechtlich festgelegt und deren 
tatsächliche Arbeitsweisen nachvollziehbar sind. 

Zweifellos verfügen die Nachrichtendienste über 
Informationen, die nicht offengelegt werden dürfen. 


Gleichwohl hält die Konferenz die pauschale Aus- 
nahme der Nachrichtendienste des Bundes und der 
Länder vom Anwendungsbereich der Informati- 
onsfreiheits- und Transparenzgesetze für nicht hin- 
nehmbar und erwartet von den Gesetzgebern ent- 
sprechende Verbesserungen. 

Darüber hinaus bedürfen die weit gefassten Aus- 
nahmeregelungen fiir Sicherheitsbelange in den 
Informationsfreiheits- und Transparenzgesetzen 
einer Überprüfung und Einschränkung. 

Die Informationsfreiheitsbeauftragten unterstützen 
die Verbesserung der Transparenz der nachrichten- 
dienstlichen Aktivitäten gegenüber den Parlamen- 
ten und schließlich die Stärkung der parlamentari- 
schen Kontrollgremien. 
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Entschließung der 26. Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland 
vom 27. Juni 2013 

„Für einen effektiven presserechtlichen Auskunftsanspruch gegenüber allen Behörden - auch des Bun- 


des“ 

Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Urteil vom 
20. Februar 2013 entsehieden, dass die Pressegeset- 
ze der Länder keine Verpflichtung von Bundesbe- 
hörden zur Auskunftserteilung an Journalistinnen 
und Journalisten begründen. Die Gesetzgebungs- 
kompetenz für den presserechtliehen Auskunftsan- 
spruch gegenüber Bundesbehörden liege danach 
beim Bund. Eine entspreehende Auskunftsver- 
pflichtung existiert bislang nicht. Das Bundesver- 
waltungsgericht sieht einen unmittelbar aus der 
Garantie der Pressefreiheit abgeleiteten „Minimal- 
standard von Auskunftspflichten“ und einen ein- 
klagbaren, ebenfalls unmittelbar aus Art. 5 Abs. 1 
Satz 2 GG abgeleiteten Rechtsanspruch auf Aus- 
kunft, soweit dem nieht berechtigte schutzwürdige 
Vertrauliehkeitsinteressen von Privatpersonen oder 
öffentlichen Stellen entgegenstehen. Die Konferenz 
der Informationsffeiheitsbeauftragten in Deutsch- 
land begrüßt die Entscheidung des Bundesverwal- 


tungsgerichtes insofern, als damit der Auskunftsan- 
spruch von Journalistinnen und Journalisten grund- 
rechtlich abgeleitet und abgesichert wird. 

Aus Sicht der Konferenz gilt es - unabhängig von 
der kontrovers diskutierten Regelungszuständig- 
keit - die notwendigen gesetzlichen Grundlagen für 
eine effektive journalistische Recherehe herzustel- 
len, die eine zeitnahe, aktuelle und profunde Be- 
richterstattung ohne abschreckende Kostenhürden 
möglich machen. Das Urteil, das einen unscharfen, 
beliebig interpretierbaren Minimalstandard mit 
unklaren Grenzen und Beschränkungsmöglichkei- 
ten zugesteht, darf hier jedenfalls nicht das letzte 
Wort sein! Bundesbehörden müssen denselben 
Auskunftspflichten unterliegen wie Landesbehör- 
den. 
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Entschließung der 27. Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten des Bundes und der Länder 
vom 28. November 2013 

„Forderungen für die neue Legislaturperiode: Informationsrechte der Bürgerinnen und Bürger stär- 
ken!“ 


Der freie Zugang der Bürgerinnen und Bürger der 
Bundesrepublik Deutschland zu den Informationen 
der öffentlichen Stellen muss auch in Deutschland 
ein fester Bestandteil der verfassungsrechtlich ga- 
rantierten Rechte werden. Transparenz ist eine 
wesentliche Grundlage für eine funktionierende 
freiheitlich demokratische Gesellschaft. Sie ist der 
Nährboden für gegenseitiges Vertrauen zwischen 
staatlichen Stellen und den Bürgerinnen und Bür- 
gern. 

Es reicht nicht aus, dass Informationen nur auf 
konkreten Antrag hin herauszugeben sind. In Zu- 
kunft sollten öffentliche und private Stellen, die 
öffentliche Aufgaben wahmehmen, verpflichtet 
sein, Informationen von sich aus zur Verfügung zu 
stellen. Auf diese Weise wird der Zugang zu Infor- 
mationen für alle erleichtert und der Aufwand der 
Informationserteilung reduziert. 

Die Bundesrepublik Deutschland muss jetzt die 
nötigen gesetzlichen Regelungen für ein modernes 
Transparenzrecht schaffen, um mit den internatio- 
nalen Entwicklungen Schritt zu halten und die 
Chancen der Transparenz wahrzunehmen. 

Die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftrag- 
ten des Bundes und der Länder fordert daher alle 
Beteiligten in Bund und in den Ländern auf, sich 
für die Stärkung der Transparenz auf nationaler, 
europäischer und internationaler Ebene einzusetzen. 

Sie fordert insbesondere: 

den Anspruch auf freien Zugang zu amtlichen 
Informationen endlich in alle Verfassungen 
aufzunehmen, 

einen gesetzlich geregelten effektiven Schutz 
von Whistleblowem, die über Rechtsverstöße 
im öffentlichen und nicht-öffentlichen Bereich 
berichten, 

ein einheitliches Informationsrecht zu schaffen, 
das die Regelungen des Informationsfreiheits- 
gesetzes, des Umweltinformationsgesetzes und 


des Verbraucherinformationsgesetzes in einem 
Gesetz zusammenfasst, 
dass das Informationsfreiheitsrecht im Sinne 
eines Transparenzgesetzes mit umfassenden 
Veröffentlichungspflichten nach den Open Da- 
ta-Grundsätzen weiterentwickelt wird, 
aus der vom Bundestag in Auftrag gegebenen 
Evaluation des Bundesinformationsfreiheitsge- 
setzes die notwendigen Konsequenzen zu zie- 
hen und die Ausnahmeregelungen auf das ver- 
fassungsrechtlich zwingend gebotene Maß zu 
beschränken, 

die Bereichsausnahme für die Nachrichten- 
dienste abzuschaffen, die entsprechende Aus- 
nahmeregelung auf konkrete Sicherheitsbelan- 
ge zu beschränken und den Umgang mit Ver- 
schluss-Sachen gesetzlich in der Weise zu re- 
geln, dass die Klassifizierung von Unterlagen 
als geheimhaltungsbedürftig regelmäßig von 
zur noch einer unabhängigen Instanz überprüft, 
beschränkt und aufgehoben werden kann, 
Transparenz der Kooperationen auch zwischen 
privaten und wissenschaftlichen Einrichtungen 
sicherzustellen, die im Rahmen der Wahrneh- 
mung öffentlicher Aufgaben für staatliche Stel- 
len tätig sind. Dies gilt auch und insbesondere 
für Sicherheitsbehörden, 
die Berliner Erklärung der 8. Internationalen 
Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftrag- 
ten zur Stärkung der Transparenz auf nationaler 
und internationaler Ebene vom 20. September 
2013, insbesondere die Anerkennung eines 
Menschenrechts auf Informationszugang im 
Rahmen der Vereinten Nationen, den Beitritt 
der Bundesrepublik zur Open Government 
Partnership und zur Tromsö-Konvention des 
Europarats (Konvention des Europarates über 
den Zugang zu amtlichen Dokumenten) umzu- 
setzen. 

Die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftrag- 
ten des Bundes und der Länder bietet ihre Unter- 
stützung an. 
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Berliner Erklärung zur Stärkung der Transparenz auf nationaler und internationaler Ebene 
vom 20. September 2013 

„Transparenz - der Treibstoff der Demokratie“ 


ln dem Bewusstsein, dass 

• die Bereitschaft der Bürgerinnen und Bür- 
ger, ihre Grundrechte wahrzunehmen und 
sich aktiv in den politischen Prozess ein- 
zubringen, von entscheidender Bedeutung 
für die Demokratie ist, 

• Information eine unverzichtbare Voraus- 
setzung politischer Meinungsbildung, 
Teilhabe und Partizipation bildet, 

• die Beachtung rechtsstaatlicher Vorgaben 
(Rule of law), die Transparenz staatlichen 
Handelns und eine starke richterliche Kon- 
trolle staatliches Handeln legitimieren, 

• Rechtsstaatlichkeit und Transparenz das 
Vertrauen in die Rechtstreue und Lernfä- 
higkeit staatlicher, regionaler und kommu- 
naler Funktionsträger und Organe stärken, 

erklären die in Berlin zu ihrer 8. Internationalen 
Konferenz versammelten Informationsfreiheitsbe- 
auftragten: 

Transparenz ist ohne rechtlich verbürgten Informa- 
tionszugang nicht möglich. Deshalb bedarf es ver- 
bindlicher rechtlicher Ansprüche auf Informations- 
zugang auf der staatlichen und überstaatlichen Ebe- 
ne. 

Völkerrechtlich garantierte Informationsrechte 
begründen individuelle Ansprüche auf Informati- 
onszugang gegen supranationale Stellen und ver- 
pflichten die Staaten, ihr Wissen mit den Bürgerin- 
nen und Bürgern zu teilen. Das Handeln der Staaten 
und der Staatengemeinschaften muss sich stärker 
als bisher auf Diskurs und Beteiligung gründen. Sie 
müssen sich mehr als bisher um das Vertrauen der 
Menschen bemühen, wollen sie ihre Ziele errei- 
chen. 

Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und der Kampf 
gegen das Übel der Korruption können sich nur 
dort entwickeln, wo nationale Behörden und inter- 
nationale Organisationen bereit sind, über ihr Han- 
deln Rechenschaft abzulegen und ihre Informatio- 


nen mit den Bürgerinnen und Bürgern zu teilen. 
Transparenz ist eine wichtige Waffe im Kampf 
gegen die weltweite Korruption. Diese kann nur in 
einem Klima der Heimlichkeit und der Abschottung 
von Entscheidungsprozessen gegenüber den Bürge- 
rinnen und Bürgern gedeihen. In vielen Staaten und 
internationalen Einrichtungen werden bereits heute 
eine Reihe von Informationen aus der Umwelt, der 
Tätigkeit von Parlamenten und aus vielen anderen 
Bereichen bekannt gemacht. Diese Form der Trans- 
parenz stärkt das Vertrauen der Bürger in deren 
Arbeit. Es gibt aber nach wie vor große Lücken, die 
endlich geschlossen werden müssen. 

Dem Anspruch auf Transparenz können sich auch 
Geheimdienste nicht prinzipiell verweigern. Gerade 
weil ihre Tätigkeit tief in Grundrechtspositionen 
der Bürgerinnen und Bürger eingreift, ist auch hier 
eine öffentlich nachvollziehbare rechtsstaatliche 
Kontrolle erforderlich. Damit ist es nicht zu verein- 
baren, diesen Bereich gänzlich vom Recht auf Zu- 
gang auf Informationen auszunehmen. Die Konfe- 
renz verweist insofern auf die Entscheidung des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte 
vom 25. Juni 2013 (Youth Initiative for Human 
Rights V. Serbia), mit dem die Geltung der in der 
Europäischen Menschenrechtskonvention garantier- 
ten Informationsfreiheit auch für Geheimdienste 
prinzipiell anerkannt wird. 

Transparenz ist auch dort geboten, wo Wirtschafts- 
unternehmen staatenübergreifend Einfluss auf poli- 
tische und administrative Entscheidungen nehmen. 
Gerade hier sind völkerrechtlich verbindliche Ga- 
rantien der Transparenz und eine verstärkte interna- 
tionale öffentliche Kontrolle unverzichtbare Vor- 
aussetzungen, um wirtschaftliche Macht besser als 
bisher im Zaum zu halten. Transparenz ist zugleich 
auch ein wichtiges Instrument gegen die Korruption 
innerhalb von und durch Unternehmen. 

Die Internationale Konferenz der Informationsfrei- 
heitsbeauftragten 
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• spricht sich dafür aus, auf nationaler und 
supranationaler Ebene umfassende und 
wirksame rechtliche Verpflichtungen für 
den Informationszugang auf Antrag und 
für eine effektive aktive Bereitstellung von 
Informationen zu schaffen, die alle Mög- 
lichkeiten der Kommunikation, insbeson- 
dere diejenigen 

• der Informationstechnologie, nutzt; 

• unterstützt die Anerkennung eines interna- 
tionalen Grundrechts auf freien Informati- 
onszugang und weist auf Artikel 19 des In- 
ternationalen Pakts über bürgerliche und 
politische Rechte (Zivilpakt, ICCPR) vom 
16. Dezember 1966 hin, der als internatio- 
nale Vereinbarung festlegt, dass alle Men- 
schen ungehinderte Meinungsfreiheit ge- 
nießen sollen, einschließlich der Freiheit, 
sich über Staatsgrenzen hinweg Informati- 


onen zu beschaffen, zu empfangen und 
weiterzugeben; bekräftigt ihre in Ottawa 
2011 beschlossene Forderung, dass allein 
Betracht kommenden Staaten der Open 
Government Partnership beitreten und sie 
aktiv unterstützen sollten; 

• stellt fest, dass die Konvention des Europa- 
rats über den Zugang zu amtlichen Doku- 
menten vom 18. Juni 2009 (Tromsö- 
Konvention), welche das erste internatio- 
nale Rechtsinstrument ist, in dem Rege- 
lungen für das Recht auf Informationszu- 
gang bei staatlichen Stellen völkerrechtlich 
detailliert getroffen werden, allen Staaten 
der Erde zum Beitritt offen steht, und emp- 
fiehlt, dass alle Staaten in Erwägung zie- 
hen sollten, die Konvention zu ratifizieren. 
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Gesetz zur Regelung des Zugangs zu Informationen des Bundes 
(Informationsfreiheitsgesetz - IFG) 

vom 5. September 2005 (BGBl. 1 S. 2722), das durch Artikel 2 Absatz 6 des Gesetzes vom 7. August 2013 
(BGBl. 1 S. 3154) geändert worden ist 


§1 

Grundsatz 

(1) Jeder hat nach Maßgabe dieses Gesetzes gegen- 
über den Behörden des Bundes einen Anspruch auf 
Zugang zu amtlichen Informationen. Für sonstige 
Bundesorgane und -einrichtungen gilt dieses Ge- 
setz, soweit sie öffentlich-rechtliche Verwaltungs- 
aufgaben wahmehmen. Einer Behörde im Sinne 
dieser Vorschrift steht eine natürliche Person oder 
juristische Person des Privatrechts gleich, soweit 
eine Behörde sich dieser Person zur Erfüllung ihrer 
öffentlich-rechtlichen Aufgaben bedient. 

(2) Die Behörde kann Auskunft erteilen, Aktenein- 
sicht gewähren oder Informationen in sonstiger 
Weise zur Verfügung stellen. Begehrt der An- 
tragsteller eine bestimmte Art des Informationszu- 
gangs, so darf dieser nur aus wichtigem Grund auf 
andere Art gewährt werden. Als wichtiger Grund 
gilt insbesondere ein deutlich höherer Verwal- 
tungsaufwand. 

(3) Regelungen in anderen Rechtsvorschriften über 
den Zugang zu amtlichen Informationen gehen mit 
Ausnahme des § 29 des Verwaltungsverfahrensge- 
setzes und des § 25 des Zehnten Buches Sozialge- 
setzbuch vor. 

§2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes ist 

1 . amtliche Information: jede amtlichen Zwecken 
dienende Aufzeichnung, unabhängig von der 
Art ihrer Speicherung. Entwürfe und Notizen, 
die nicht Bestandteil eines Vorgangs werden 
sollen, gehören nicht dazu; 

2. Dritter: jeder, über den personenbezogene Da- 
ten oder sonstige Informationen vorliegen. 


§3 

Schutz von besonderen öffentlichen Belangen 
Der Ansprnch auf Informationszugang besteht 
nicht, 

1 . wenn das Bekanntwerden der Information 
nachteilige Auswirkungen haben kann auf 

a) internationale Beziehungen, 

b) militärische und sonstige sicherheitsemp- 
fmdliche Belange der Bundeswehr, 

c) Belange der inneren oder äußeren Sicher- 
heit, 

d) Kontroll- oder Aufsichtsaufgaben der Fi- 
nanz-, Wettbewerbs- und Regulierungsbe- 
hörden, 

e) Angelegenheiten der externen Finanzkon- 
trolle, 

f) Maßnahmen zum Schutz vor unerlaubtem 
Auß enwirts chafts verkehr , 

g) die Durchfiihrung eines laufenden Gerichts- 
verfahrens, den Anspruch einer Person auf 
ein faires Verfahren oder die Durchführung 
strafrechtlicher, ordnungswidrigkeitsrechtli- 
cher oder disziplinarischer Ermittlungen, 

2. wenn das Bekanntwerden der Information die 
öffentliche Sicherheit gefährden kann, 

3 . wenn und solange 

a) die notwendige Vertraulichkeit internatio- 
naler Verhandlungen oder 

b) die Beratungen von Behörden beeinträch- 
tigt werden, 

4. wenn die Information einer durch Rechtsvor- 
schrift oder durch die Allgemeine Verwal- 
tungsvorschrift zum materiellen und organisa- 
torischen Schutz von Verschlusssachen gere- 
gelten Geheimhaltungs- oder Vertraulichkeits- 
pflicht oder einem Berufs- oder besonderen 
Amtsgeheimnis unterliegt. 
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5. hinsichtlich vorübergehend beigezogener In- 
formation einer anderen öffentlichen Stelle, die 
nicht Bestandteil der eigenen Vorgänge werden 
soll, 

6. wenn das Bekanntwerden der Information ge- 
eignet wäre, fiskalische Interessen des Bundes 
im Wirtschaftsverkehr oder wirtschaftliche In- 
teressen der Sozialversicherungen zu beein- 
trächtigen, 

7. bei vertraulich erhobener oder übermittelter 
Information, soweit das Interesse des Dritten an 
einer vertraulichen Behandlung im Zeitpunkt 
des Antrags auf Informationszugang noch fort- 
besteht, 

8. gegenüber den Nachrichtendiensten sowie den 
Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen 
des Bundes, soweit sie Aufgaben im Sinne des 
§ 10 Nr. 3 des Sicherheitsüberprüfungsgesetzes 
wahmehmen. 

§4 

Schutz des behördlichen Entscheidungsprozes- 
ses 

(1) Der Antrag auf Informationszugang soll abge- 
lehnt werden für Entwürfe zu Entscheidungen so- 
wie Arbeiten und Beschlüsse zu ihrer unmittelbaren 
Vorbereitung, soweit und solange durch die vorzei- 
tige Bekanntgabe der Informationen der Erfolg der 
Entscheidung oder bevorstehender behördlicher 
Maßnahmen vereitelt würde. Nicht der unmittelba- 
ren Entscheidungsvorbereitung nach Satz 1 dienen 
regelmäßig Ergebnisse der Beweiserhebung und 
Gutachten oder Stellungnahmen Dritter. 

(2) Das Informationsinteresse des Antragstellers 
überwiegt nicht bei Informationen aus Unterlagen, 
soweit sie mit dem Dienst- oder Amtsverhältnis 
oder einem Mandat des Dritten in Zusammenhang 
stehen und bei Informationen, die einem Berufs- 
oder Amtsgeheimnis unterliegen. 

(3) Das Informationsinteresse des Antragstellers 
überwiegt das schutzwürdige Interesse des Dritten 
am Ausschluss des Informationszugangs in der 
Regel dann, wenn sich die Angabe auf Name, Titel, 
akademischen Grad, Berufs- und Funktionsbe- 
zeichnung, Büroanschrift und 
-telekommunikationsnummer beschränkt und der 


Dritte als Gutachter, Sachverständiger oder in ver- 
gleichbarer Weise eine Stellungnahme in einem 
Verfahren abgegeben hat. 

(4) Name, Titel, akademischer Grad, Berufs- und 
Funktionsbezeichnung, Büroanschrift und 
-telekommunikationsnummer von Bearbeitern sind 
vom Informationszugang nicht ausgeschlossen, 
soweit sie Ausdruck und Folge der amtlichen Tä- 
tigkeit sind und kein Ausnahmetatbestand erfüllt 
ist. 

§6 

Schutz des geistigen Eigentums und von Be- 
triebs- oder Geschäftsgeheimnissen 

Der Anspruch auf Informationszugang besteht 
nicht, soweit der Schutz geistigen Eigentums ent- 
gegensteht. Zugang zu Betriebs- oder Geschäftsge- 
heimnissen darf nur gewährt werden, soweit der 
Betroffene eingewilligt hat. 

§7 

Antrag und Verfahren 

(1) Über den Antrag auf Informationszugang ent- 
scheidet die Behörde, die zur Verfügung über die 
begehrten Informationen berechtigt ist. Im Fall des 
§ 1 Abs. 1 Satz 3 ist der Antrag an die Behörde zu 
richten, die sich der natürlichen oder juristischen 
Person des Privatrechts zur Erfüllung ihrer öffent- 
lich-rechtlichen Aufgaben bedient. Betrifft der 
Antrag Daten Dritter im Sinne von § 5 Abs. 1 und 2 
oder § 6, muss er begründet werden. Bei gleichför- 
migen Anträgen von mehr als 50 Personen gelten 
die §§ 17 bis 19 des Verwaltungsverfahrensgeset- 
zes entsprechend. 

(2) Besteht ein Anspruch auf Informationszugang 
zum Teil, ist dem Antrag in dem Umfang statt- 
zugeben, in dem der Informationszugang ohne 
Preisgabe der geheimhaltungsbedürftigen Informa- 
tionen oder ohne unverhältnismäßigen Verwal- 
tungsaufwand möglich ist. Entsprechendes gilt, 
wenn sich der Antragsteller in den Fällen, in denen 
Belange Dritter berührt sind, mit einer Unkennt- 
lichmachung der diesbezüglichen Informationen 
einverstanden erklärt. 

(3) Auskünfte können mündlich, schriftlich oder 
elektronisch erteilt werden. Die Behörde ist nicht 
verpflichtet, die inhaltliche Richtigkeit der Informa- 
tion zu prüfen. 
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(4) Im Fall der Einsichtnahme in amtliche Informa- 
tionen kann sich der Antragsteller Notizen machen 
oder Ablichtungen und Ausdrucke fertigen lassen. 

§ 6 Satz 1 bleibt unberührt. 

(5) Die Information ist dem Antragsteller unter 
Berücksichtigung seiner Belange unverzüglich 
zugänglich zu machen. Der Informationszugang 
soll innerhalb eines Monats erfolgen. § 8 bleibt 
unberührt. 

§8 

Verfahren bei Beteiligung Dritter 

(1) Die Behörde gibt einem Dritten, dessen Belange 
durch den Antrag auf Informationszugang berührt 
sind, schriftlich Gelegenheit zur Stellungnahme 
innerhalb eines Monats, sofern Anhaltspunkte dafür 
vorliegen, dass er ein schutzwürdiges Interesse am 
Ausschluss des Informationszugangs haben kann. 

(2) Die Entscheidung nach § 7 Abs. I Satz I ergeht 
schriftlich und ist auch dem Dritten bekannt zu 
geben. Der Informationszugang darf erst erfolgen, 
wenn die Entscheidung dem Dritten gegenüber 
bestandskräftig ist oder die sofortige Vollziehung 
angeordnet worden ist und seit der Bekanntgabe der 
Anordnung an den Dritten zwei Wochen verstri- 
chen sind. § 9 Abs. 4 gilt entsprechend. 

§9 

Ablehnung des Antrags; Rechtsweg 

(1) Die Bekanntgabe einer Entscheidung, mit der 
der Antrag ganz oder teilweise abgelehnt wird, hat 
innerhalb der Frist nach § 7 Abs. 5 Satz 2 zu erfol- 
gen. 

(2) Soweit die Behörde den Antrag ganz oder teil- 
weise ablehnt, hat sie mitzuteilen, ob und wann der 
Informationszugang ganz oder teilweise zu einem 
späteren Zeitpunkt voraussichtlich möglich ist. 

(3) Der Antrag kann abgelehnt werden, wenn der 
Antragsteller bereits über die begehrten Informatio- 
nen verfügt oder sich diese in zumutbarer Weise 
aus allgemein zugänglichen Quellen beschaffen 
kann. 

(4) Gegen die ablehnende Entscheidung sind Wi- 
derspruch und Verpflichtungsklage zulässig. Ein 
Widerspruchsverfahren nach den Vorschriften des 
8. Abschnitts der Verwaltungsgerichtsordnung ist 
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auch dann durchzuführen, wenn die Entscheidung 
von einer obersten Bundesbehörde getroffen wurde. 

§10 

Gebühren und Auslagen 

(1) Für individuell zurechenbare öffentliche Leis- 
tungen nach diesem Gesetz werden Gebühren und 
Auslagen erhoben. Dies gilt nicht für die Erteilung 
einfacher Auskünfte. 

(2) Die Gebühren sind auch unter Berücksichtigung 
des Verwaltungsaufwandes so zu bemessen, dass 
der Informationszugang nach § 1 wirksam in An- 
spruch genommen werden kann. 

(3) Das Bundesministerium des Innern wird er- 
mächtigt, für individuell zurechenbare öffentliche 
Leistungen nach diesem Gesetz die Gebührentatbe- 
stände und Gebührensätze durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates zu bestimmen. 
§10 des Bundesgebührengesetzes findet keine 
Anwendung. 

§11 

Veröffentlichungspflichten 

(1) Die Behörden sollen Verzeichnisse führen, aus 
denen sich die vorhandenen Informationssammlun- 
gen und -zwecke erkennen lassen. 

(2) Organisations- und Aktenpläne ohne Angabe 
personenbezogener Daten sind nach Maßgabe die- 
ses Gesetzes allgemein zugänglich zu machen. 

(3) Die Behörden sollen die in den Absätzen 1 und 
2 genannten Pläne und Verzeichnisse sowie weitere 
geeignete Informationen in elektronischer Form 
allgemein zugänglich machen. 

§12 

Bundesbeauftragter für die Informationsfreiheit 

(1) Jeder kann den Bundesbeauftragten für die In- 
formationsfreiheit anrufen, wenn er sein Recht auf 
Informationszugang nach diesem Gesetz als verletzt 
ansieht. 

(2) Die Aufgabe des Bundesbeauftragten für die 
Informationsfreiheit wird von dem Bundesbeauf- 
tragten für den Datenschutz wahrgenommen. 
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(3) Die Bestimmungen des Bundesdatenschutzge- 
setzes über die Kontrollaufgaben des Bundesbeauf- 
tragten für den Datenschutz (§ 24 Abs. 1 und 3 bis 
5), über Beanstandungen (§ 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
und 4, Satz 2 und Abs. 2 und 3) sowie über weitere 
Aufgaben gemäß § 26 Abs. 1 bis 3 gelten entspre- 
chend. 

§13 

Änderung anderer Vorschriften 


§14 

Bericht und Evaluierung 

Die Bundesregierung unterrichtet den Deutschen 
Bundestag zwei Jahre vor Außerkrafttreten über die 
Anwendung dieses Gesetzes. Der Deutsche Bun- 
destag wird das Gesetz ein Jahr vor Außerkrafttre- 
ten auf wissenschaftlicher Grundlage evaluieren. 

§15 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2006 in Kraft 
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Anlage 14 

Verordnung über die Gebühren nnd Auslagen nach dem Informationsfreiheitsgesetz (Informationsge- 
bührenverordnnng - IFGGebV) 

vom 2. Januar 2006 (BGBl. 1 S. 6), die durch Artikel 2 Absatz 7 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. 1 S. 
3 1 54) geändert worden ist 


Auf Grund des § 10 Abs. 3 des Informationslfei- 
heitsgesetzes vom 5. September 2005 (BGBl. 1 
S. 2722) in Verbindung mit dem 2. Abschnitt des 
Verwaltungskostengesetzes vom 23. Juni 1970 
(BGBl. 1 S. 821) verordnet das Bundesministerium 
des Innern; 

§ 1 

Gebühren und Auslagen 

(1) Die Gebühren und Auslagen für individuell 
zurechenbare öffentliche Leistungen nach dem 
Informationsfreiheitsgesetz bestimmen sich 
nach dem anliegenden Gebühren und Ausla- 
genverzeichnis. 

(2) Auslagen werden zusätzlich zu den Gebühren 
und auch dann erhoben, wenn die individuell 
zurechenbare öffentliche Leistung gebührenfrei 
erfolgt. Dies gilt nicht in Fällen eines Tatbe- 


standes nach Teil A Nummer 1.1 des Gebüh- 
ren- und Auslagenverzeichnisses. 


§2 

Befreiung und Ermäßigung 

Aus Gründen der Billigkeit oder des öffentlichen 
Interesses kann die Gebühr um bis zu 50 Prozent 
ermäßigt werden. Aus den genannten Gründen kann 
in besonderen Fällen von der Erhebung der Gebühr 
abgesehen werden. 


§3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2006 in Kraft. 
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Anlage 

(zu § 1 Abs. 1 IFGGebV) 


Gebühren- und Auslagenverzeichnis 


Teil A 
Gebühren 


Nr. 

Gebührentatbestand 

Gebührenbetrag in 
Euro 

1 

Auskünfte 


1.1 

- mündliche und einfache schriftliche Auskünfte auch bei Herausgabe von wenigen 
Abschriften 

gebührenfrei 

1.2 

- Erteilung einer schriftlichen Auskunft auch bei Herausgabe von Abschriften 

30 bis 250 

1.3 

- Erteilung einer schriftlichen Auskunft bei Herausgabe von Abschriften, wenn im 
Einzelfall ein deutlich höherer Verwaltungsaufwand zur Zusammenstellung von 
Unterlagen entsteht, insbesondere wenn zum Schutz öffentlicher oder privater Be- 
lange Daten ausgesondert werden müssen 

60 bis 500 

2 

Herausgabe 


2.1 

- Herausgabe von Abschriften 

15 bis 125 

2.2 

-Herausgabe von Abschriften, wenn im Einzelfall ein deutlich höherer Verwaltungs- 
aufwand zur Zusammenstellung von Unterlagen entsteht, insbesondere wenn zum 
Schutz öffentlicher oder privater Belange Daten ausgesondert werden müssen 

30 bis 500 

3 

Einsichtnahme bei der Behörde einschließlich der erforderlichen Vorbereitungsmaß- 
nahmen auch bei Herausgabe von wenigen Abschriften 

15 bis 500 

4 

Veröffentlichungen nach § 11 des Informationslfeiheitsgesetzes 

gebührenfrei 

5 

Vollständige oder teilweise Zurückweisung eines Widerspruchs 

bis zur Höhe der für 
den angefochtenen 
Verwaltungsakt fest- 
gesetzten Gebühr; 
jedoch mindestens 30 
Euro 
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TeilB 


Auslagen 


Nr. 

Auslagentatbestand 

Auslagenbetrag in Euro 

1 

Herstellung von Abschriften und Ausdrucken 


1.1 

- je DIN A4-Kopie 

0,10 

1.2 

- je DIN A3-Kopie 

0,15 

1.3 

- je DIN A4-Farbkopie 

5,00 

1.4 

- je DIN A3-Farbkopie 

7,50 

2 

Wiedergabe von verfilmten Akten je Seite 

0,25 

3 

Herstellung von Kopien auf sonstigen Daten- 
trägern oder Filmkopien 

in voller Höhe 

4 

Aufwand für besondere Verpackung und be- 
sondere Beförderung 

in voller Höhe 
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Abgabenordnung 3.2.5 
Abgeordnete 5.1.2 
AG Radar 2.1.4 

Akteneinsicht- und Informationszugangsgesetz 
Brandenburg (AIGBbG) 2. 1 .2.3 

Aktenplan 4.1.2 
Aktenverzeichnis 4.1.2 
Anwendungsbeobachtungen 5.10.2 
Arbeitskreis Informationsfreiheit (AKIF) 4.3.2 
ARD 5.15.3 

Arzneimittelgesetz (AMG) 5.13.2 
Auftragsdatenverarbeitung 3.2.1 
Auskunftsanspruch (presserechtlicher) 3.1.1 
Auswärtiges Amt 5.4 
Baden-Württemberg 2. 1.2. 3 
Bangladesch 4.3.3 
Bayern 2. 1.2. 3 

Behörde (Begriff) 5.1.4; 5.3.6; 5.10.3; 5.14.1; 
5.15.1; 5.15.2; 5.15.3; 5.15.4; 5.15.5; 5.15.6; 
5.15.7, Anlage 13 

Berlin 2. 1.2. 3 

Berliner Transparenz- und Informationsfreiheits- 
gesetz (TranslFG) 2. 1.2. 3 

Brandenburg 2 . 1 .2 . 3 
Bremen 2. 1.2. 3 

Bundesamt für Güterverkehr 4.2.3 

Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) 3. 1.2.1; 
3.1.4 

Bundesamt für zentrale Dienste und offene Ver- 
mögensfragen 5.5.2 

Bundesanstalt für Arbeit 5.7.1 

Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BlmA) 
5.5.1; 5.5.3; 5.5.4 

Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung 
(BLE) 5.13.1 

Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Son- 
deraufgaben (B VS) 5.5.5 

Bundesarchivgesetz 3.1.3; 5.2.2 


Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung 4.2.4 
Bundesb eauftragter für Kultur und Medien 5.14 
Bundeshaushalts Ordnung (BHO) 2. 1 .2. 1 
Bundeskanzleramt 5.2 
Bundeskartellamt 4.2.1 

Bundeskriminalamt (BKA) 3. 1.2.1; 5.3.3; 5.3.5 

Bundesministerin fiir Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz (BMELV) 2. 1 .2.2; 

3. 1.2.2; 5.13 

Bundesministerium der Finanzen 5.5 
Bundesministerium der Justiz 5.11 

Bundesministerium der Verteidigung (BMVg) 
2.1.4; 3.2.3; 5.8 

Bundesministerium des Innern (BMI) 3 . 1 .2. 1 ; 
3.1.4; 4.2.2; 5.3 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales 5.7 

Bundesministerium für Bildung und Forschung 
5.9 

Bundesministerium für Gesundheit 5.10 

Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt- 
entwicklung 5.12 

Bundesministerium für Wirtschaft und Technolo- 
gie 5.6 

Bundesnachrichtendienst (BND) 3. 1.2.1; 3.1.3 
Bundesnetzagentur 5.6.2 
Bundespolizei 5.3.7 
Bundesrechnungshof (BRH) 2. 1 .2. 1 
Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO) 5.5.5 

Bundesstiftung zur Aufarbeitung der 
SED-Diktatur 5.14.1 

Bundesverwaltungsamt 3.2.1; 3.2.2 
Bundeswahlleiter 5.3.6 
Bürgeranfrage 3.2.6 
Bußgeld verfahren 5.6.2 
China 4.3.3 
Datenportal 2. 1.7. 2 
Datenschutz 2.1.6; 5.7.3 
Deutsche Flugsicherung GmbH 5.8.1 
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Deutsche Stiftung V erbraucherschutz 5.15.1 
Deutsche W eile 5.15.2 

Deutscher Akademischen Austauschdienst 
(DAAD) 5.4.2 

Deutscher Bundestag 5.1;5.1.1;5.1.4 

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt e. V 
3.2.1 

Dienstlichkeitsbescheinigung 5.5.4 
Drittbeteiligung 5.5.3 
E-Govemment-Gesetz (EGovG) 2. 1.7. 3 
EG- Verordnung 5.12.3 
Eingaben 4.1 
ePetitionen 5.1.4 

Errichtungsanordnung (E AO) 5.3.3 

EuGH 2.2.2 

Evaluation 2.1.1 

Exportförderung 5.6 

Exzellenzinitiative 5.9.1 

Flughafen BBl 5.12.1 

Forschungsklausel 3. 1.2.1 

Fraktionen des Deutschen Bundestages 5. 15.7 

Gästeliste 5.2.3 

Gebührenkappung 5.3.1 

Gebührenrahmen 5.3.5 

Gemeinsamer Bundesausschuss 5.10.1 

Geodateninfrastruktur (GDl-DE) 2. 1 .7. 1 

Gesetzentwurf 5.11 

GovData 2. 1.7. 2 

Hamburg 2. 1.2. 3 

Hamburgisches Transparenzgesetz (HmbTG) 
2.1.2.3 

Hessen 2. 1.2. 3 

Hessisches Transparenzgesetz (Hess. TG) 2. 1.2. 3 
IClC 2.2.4 
Indien 4.3.3 
Indonesien 4.3.3 
Informationsfreiheitsportale 2.1.5 
Informationsgebührenverordnung 5.3.1; Anlage 
Informationsregister Bremen 2 . 1 .2 . 3 
Informationszugangsgesetz (IZG-SH) 2. 1 .2.3 

Institut für Gesetzesfolgenabschätzung und Eva- 
luation der Verwaltungshochschule Speyer 2.1.1 


Internationale Konferenz der Informationsfrei- 
heitsbeauftragten 2.2.4 

interne Weisungen 5.7.4 
IZGLSA 2. 1.2.3 
Jobcenter 5.7.2; 5.7.3 
juris GmbH 5.11.2 
Kabinettsprotokoll 5.2.1 
Kambodscha 4.3.3 

Kassenärztliche Bundesvereinigung 5.10.2 

Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten 
4.3.2 

Kopie des Personalausweises 5.3.4 
Kunsturheberrechtsgesetz (KUG) 3. 1.2.2 
Landesgesetze 2. 1.2. 3 

Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch 
(LFGB) 2. 1.2.2 

LIBE-Ausschuss 2.2.1 
LIFG 2. 1.2.3 
Mazedonien 4.3.3 
Mecklenburg- Vorpommern 2. 1.2. 3 
Mongolei 4.3.3 

Nationales Waffenregister 3.2.2 

Natürliche und juristische Personen des Privat- 
rechts 5.15.7 

Niedersachsen 2. 1.2. 3 
Nordrhein-Westfalen 2. 1.2. 3 
NS-Vergangenheit 3. 1.2.1 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 5.15.3 
Ombudsfunktion 2.1.3; 2.1.4; 3.2.8 
Open Data 2. 1.7.1; 2.2.3 

Open Data-Strategie der Bundesregierung 
2.L7.1 

Ordnungswidrigkeitenverfahren 5.6.2 
Organisationsrecht 3.2.3 
OSZE 5.4.3 
Parteien 5.15.6 
Parteiengesetz 5.1.3 
Personalakten 3. 1.2.1; 3. 1.2. 2 
Personalaufwand 5.3.5 
Persönlichkeitsrecht 5.5.2 
Postbeamtenkrankenkasse 5.10.3 
Presserechtlicher Auskunftsanspruch 3.1.1 
PSl-Richtlinie 2.2.3 



Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


- 127- 


Drucksache 18/1200 


Rechenschaftsbericht 5.1.3 
Registraturrichtlinie 4. 1 .2 
Regressforderung 5.12.1 
Rheinland-Pfalz 2. 1.2. 3 
Rufnummern 5.7.3 
Saarland 2. 1.2. 3 

Saarländisches Informationslfeiheitsgesetz 
2.1.2.3 

Sachsen 2. 1.2.3 
Sachsen- Anhalt 2. 1.2. 3 

Sächsisches Verwaltungstransparenzgesetz 
2.1.2.3 

Schleswig-Holstein 2. 1.2. 3 
Schutz behördlicher Beratungen 3.1.5 
SMS 5.2.2 

Sozialkasse der Bauwirtschaft 5.15.4 
Statistik 4. 1 
Statistikgeheimnis 5.3.2 
Statistische Bundesamt 5.3.2 
Symposium 4.3.1 
technische Aufzeichnungen 5.8 
Terminkalender 5.2.3 
ThürlFG 2. 1.2.3 
Thüringen 2. 1.2. 3 
Tierantibiotika 5.13.2 

Transparenz- und Informationsfreiheitsgesetz für 
Nordrhein- Westfalen 2. 1.2. 3 


Transparenz- und Informationsfreiheitsgesetzes 
für das Land Mecklenburg- Vorpommern 2. 1 .2.3 

Transparenzverordnung 2.2.1; 2.2.2 
Umweltinformationsgesetz (UIG) 2. 1 .3 ; 2. 1 .4 
Urheberrecht 3.2.7 

Urlaubs- und Lohnausgleichskasse der Bauwirt- 
schaft (SOKA-BAU) 5.15.4 

Verbraucherinformationsgesetz 2. 1 .2.2 
Veröffentlichungsrecht des Urhebers 3.2.7 
Vertragsverletzungsverfahren 5.6.3 
V ertraulichkeit 3.1.5 
Vervielfaltigungsrecht des Urhebers 3.2.7 
Verwaltungsöffentlichkeitsgesetz 2. 1 .2.3 
Waffenregistergesetz 3.2.2 
Wahlbeobachtungsmission 5.4.3 
Weisungen 5.7.2 
Widerspruchsausschüsse 5.10.3 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen 3 .2.4 
Wirtschaftsprüferkammer 5.15.5 
Wissenschaftlichen Dienste 5.1.1 
ZDF 5.15.3 

Zentrum fiir Informationsverarbeitung und 
Informationstechnik 3.2.1 
zukünftige Informationen 5.13.1 
Zusammenarbeit 4.3.2 

Zusatzversorgungskasse des Baugewerbes AG 
(SOKA-BAU) 5.15.4 
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Abkürzungsverzeichnis/Begriffe 


AA 

AbgG 

Abi. 

AlGBbG 

Abs. 

AG 

AG Radar 
AKIF 
AMG 
ARD 

Art. 

BAG 

BDSG 

BfDl 

BfV 

BGB 

BGBl. 

BHO 

BlmA 

BKA 

BLE 

BMAS 

BMBF 

BMELV 

BMF 

BMG 


Auswärtiges Amt 

Abgeordnetengesetz 

Amtsblatt der Europäischen Union 

Akteneinsicht- und Informationszugangsgesetz Brandenburg 
Absatz 

Aktiengesellschaft, aber auch; Arbeitsgruppe 
Arbeitsgruppe „Aufklärung der Arbeitsplätze Radar“ 

Arbeitskreis Informationsfreiheit 
Arzneimittelgesetz 

Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundes- 
republik Deutschland 

Artikel 

Bundesamt für Güterverkehr 
Bundesdatenschutzgesetz 

Bundesbeauftragte fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

Bundesamt für Verfassungsschutz 

Bürgerliches Gesetzbuch 

Bundesgesetzblatt 

Bundeshaushaltsordnung 

Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 

Bundeskriminalamt 

Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
Bundesministerium für Bildung und Forschung 

Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
Bundesministerium der Finanzen 
Bundesministerium für Gesundheit 
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BMI 

Bundesministerium des Innern 

BMJ 

Bundesministerium der Justiz 

BMVBS 

Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 

BMVg 

Bundesministerium der Verteidigung 

BMWi 

Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 

BMZ 

Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

BND 

Bundesnachrichtendienst 

BRAO 

Bundesrechtsanwaltsordnung 

BRH 

Bundesrechnungshof 

BVA 

Bundesverwaltungsamt, aber auch: Bundesversicherungsamt 

BverfG 

Bundesverfassungsgericht 

BverfGE 

Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts 

BverfSchG 

Bundesverfassungsschutzgesetz 

BVerwG 

Bundesverwaltungsgericht 

BVS 

Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 

bzw. 

beziehungsweise 

ca. 

circa 

CD / CD-ROM 

Compact Disc - Read Only Memory 

DAAD 

Deutschen Akademischen Austauschdienst 

d. h. 

das heißt 

DDR 

Deutsche Demokratische Republik 

DFS 

Deutsche Flugsicherung GmbH 

DIN 

Deutsches Institut für Normung 

e. V. 

eingetragener Verein 

EAO 

Errichtungsanordnung 

EDV 

Elektronische Datenverarbeitung 

EG 

Europäische Gemeinschaft/ en) 

EGovG 

E-Govemment-Gesetz 
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etc. 

EU 

EuGH 

EVS 

f. 

FDP 

ff. 

GDl-DE 

GG 

ggf- 
GVBl. 
Hess.TG 
HmbTG 
IClC 
i. d. F. 
i. S. d. 
i. S. e. 
i. V. m. 
IFG 

IFGGebV 

IFK 

IT 

IZG LSA 

IZG-SH 

KBV 

KUG 

LBA 

LFGB 


et cetera 

Europäische Union 
Europäischer Gerichtshof 
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 
folgend 

Freie Demokratische Partei 
folgende 

Geodateninfrastruktur in Deutschland 

Grundgesetz 

gegebenenfalls 

Gesetz- und Verordnungsblatt 
Hessisches Transparenzgesetz 
Hamburgisches Transparenzgesetz 

Internationale Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten 

in der Fassung 

im Sinne des (der) 

im Sinne einer (eines) 

in Verbindung mit 

Informationsfreiheitsgesetz 

Informationsgebührenverordnung 

Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland 

Informationstechnologie 

Informationszugangsgesetz Sachsen- Anhalt 

Informationszugangsgesetz Schleswig-Holstein 

Kassenärztliche Bundesvereinigung 

Kunsturheberrechtsgesetzes 

Luftfahrt-Bundesamt 

Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch 
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LIFG 
m. E. 

NS 
o. g. 

OSZE 

OVG 

PSl-Richtlinie 

RL 

Rn. 

S. 

SED 

s. 

SGB 
SGBl 
SGB 11 
SGB 111 
SGB IV 

SGB V 
SGB VI 
SGB VII 
SGB VIII 
SGB IX 

SGBX 

SGB XI 


Landesgesetz über die Freiheit des Zugangs zu Informationen Rheinland-Pfalz 
meines Erachtens 
Nationalsozialismus 
oben genannt 

Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
Oberverwaltungsgericht 

Richtlinie über die Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen Sek- 
tors 

Richtlinie 

Randnummer 

Seite 

Sozialistische Einheitspartei Deutschlands 
siehe 

Sozialgesetzbuch 

Sozialgesetzbuch Erstes Buch (Allgemeiner Teil) 

Sozialgesetzbuch Zweites Buch (Grundsicherung für Arbeitssuchende) 
Sozialgesetzbuch Drittes Buch (Arbeitsforderung) 

Sozialgesetzbuch Viertes Buch (Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversi- 
cherung) 

Sozialgesetzbuch Fünftes Buch (Gesefzliche Krankenversicherung) 

Sozialgesetzbuch Sechstes Buch (Gesetzliche Rentenversicherung) 

Sozialgesetzbuch Siebentes Buch (Gesetzliche Unfallversicherung) 

Sozialgesetzbuch Achtes Buch (Kinder- und Jugendhilfe) 

Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (Rehabilitation und Teilhabe behinderter Men- 
schen) 

Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdaten- 
schutz) 

Sozialgesetzbuch Elftes Buch (soziale Pflegeversicherung) 


SGB XII 


Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (Sozialhilfe) 
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SMS 

Short Message Service 

sog. 

so genannt 

SOKA-BAU 

Zusatzversorgungskasse des Baugewerbes AG 

StUG 

Gesetz über die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deut- 
schen Demokratischen Republik (Stasi-Unterlagen-Gesetz) 

SÜG 

Sicherheitsüberprüfungsgesetz 

TB 

Tätigkeitsb ericht 

ThürlFG 

Thüringer Informationsfreiheitsgesetz 

TranslFG 

Berliner Transparenz- und Informationsfreiheitsgesetz 

u. a. 

unter anderem 

u. U. 

unter Umständen 

UIG 

Umweltinformationsgesetz 

UrhG 

Gesetz über Urheberrecht und verwandte Schutzrechte 

usw. 

und so weiter 

UWG 

Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 

VG 

V erwaltungsgericht 

vgl. 

vergleiche 

VIG 

V erbraucherinformationsgesetz 

VS 

Verschlusssache 

VSA 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum materiellen und organisatorischen 

Schutz von Verschlusssachen 

VS-NfD 

Verschlusssache - Nur für den Dienstgebrauch 

VwGO 

V erwaltungsgerichtsordnung 

VwVfG 

V erwaltungsverfahrensgesetz 

WWW 

World wide web 

z. B. 

zum Beispiel 

ZDF 

Zweites Deutsches Fernsehen 

ZPO 

Zivilprozessordnung 
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